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Mlttel.merlka-Spezlal S.23 

Mit dem Abschluß des Friedensabkom­
mens von Esquipulas I1 eröffnet sich die 
Möglichkeit einer Beilegung des mittel­
amerikanischen Konflikts auf dem Ver-
handlungswege. ~ 
Wir analysieren die Hintergründe dieser 
Entwicklung und das Scheitern der US­
Politik. Wir berichten über die Umsetzung 
des Abkommens in den einzelnen Län­
dern, über die Positionen der Sandinisten 
und der salvadorianischen Befreiungsbe­
wegung. 

Äthlopien S.4 

Äthiopien sieht sich zur Jahreswende einer 
neuerlichen Hungerkrise gegenüber. Inter­
nationale Hilfsaktionen sind im Gange. 
Dennoch bleibt die bange Frage: Reichen 
Hilb- und nationale Gegenmaßnahmen 
hin, um eine Wiederholung der Katastro­
phe von 1984/85 abzuwenden? Oder 
durchkreuzt der Kriegszustand in den 
J-Jungergebieten des Nordens eine effekti­
ve Hungerbekämpfung? 

Kampulschea S.63 

In den seit 1979 währenden Kamputsehea­
Konflikt ist erstmals Bewegung gekom. 
men. In Frankreich traf der kamput. 
scheanische Premierminister Hun Sen mit 
Ex-Staatschef Prinz Sihanouk, der die Ge­
genkoalition der Khmer vertritt, zusam­
men. Sie gingen mit einer Vereinbarung 
auseinander, eine Versö hnungskonferenz 
aller Konfliktparteien anzustreben und 
weitere Dialogtreffen vorzuschalten, 
Was sind die Beweggründe für diesen Dia­
log? Wie groß sind die Erfolgsaussichten? 
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Kommentar 

Der Abrüstungsgipfel: 
ein Durchbruch? 

Das Washingtoner Gipfeltreffen, das 
Michail Gorbatschow und Ronald Rea­
gan vom 7.-10. Dezember 1987 zum 
dritten Mal zusammenführte, wird mit 
ziemlicher Wahrscheinlichkeit als Ein­
stieg in den globalen Abruslungsprozeß 
in die Geschichte eingehen. 
Der auf dem Gipfel vom Generalsekre­
tär der KPdSU und dem US-Präsidentcn 
unterzeichnete Vertrag über die Ver­
nichtung von insgesamt 2.611 landge­
stützten atomaren Mittelstreckenrake­
ten (INF) markiert jedenfalls den ersten 
reakn Abrüslungsschritt im Atomuit­
aller. Anders als die in der F.mspan­
nungsära vereinbarten Rüstungskon­
lroJlabkommen (SALT), welche ledig­
lich Obergrenzen für strategische Waf­
fen feslSchrieben, soll nun erstmals eine 
Waffen kategorie verschrottet werden. 
Skeptiker wenden ein, daß damit ledig­
lich 4% der Atomwaffen verschwänden. 
Sie verkennen ganz einfach, daß hierbei 
weniger die Arithmetik als das neu­
artige Beispiel zählt. Und dieses lautet: 
Mit den in Westeuropa stationienen 
Pershing 11, Cruise Missiles und Pershing 
la mußten die USA ein Kernstück ihrer 
Erstschlagsstrategie opfern. 
Die Stanphase der Vision einer atom­
waffenfreien Welt ist damit vorgezeich­
net und wird eingeleitet, sobald der US­
Senat das Abkommen ratifiziert hat. 
Dies steht bis April/Mai d.j. zu erwar­
len. Außerdem ist mit der erstmaligen 
Einigung auf ein Kontrollverfahren (ge­
genseitige Inspektionen vor Ort) ein 
Stück Vorarbeit für Folgeabkommen 
rniterledigt. 

Dies allein bedeutet, daß das Weitertrei­
ben des Abrüstungsprousses auf dem 
Gebiet der strategischen Atomwaffen, 
zunächst einmal der Interkontinental­
raketen, erleichtert wird. In ihrer ge­
meinsamen Abschlußerk.lärung kündig­
ten Gorbatschow und Reagan an, daß 
man in Washington in den Gesprächen 
über eine Halbierung der Arsenale weit­
reichender strategischer Atomwaffen 
(START) bereits beträchtliche Fort­
schritte t::n:ielt habe. Die Ausformulie· 
rung eines entsprechenden Vertrags­
textes zum "frühestmöglichen Zeit­
punkt" sei in Arbeit, so daß er beim 
nächsten Gipfeltreffen in der ersten 
Jahreshälfle 1988 in Moskau unter­
zeichnet werden könnte. 

Als aussichtsreiche sowjetisch-amerika-

Wolfram Brünner 

nische Verhandlungen gelten nach dem 
Washingtoner Gipfel sodann jene über 
ein internationales Verbot chemischer 
Waffen und über ein Moratorium bzw. 
eine Begrenzung von Atomtests. Mit 
"ernsten Differenzen" gingen die Welt­
mächte hingegen über die Weltraumrü­
stung, an der Reagan weiter starr fest­
hält, sowie über regionale Konflikte 
und t-,Ienschenrechtsfragen auseinander. 
Dessen ungeachut sprechen einige An­
zeichen dafür, daß die Reagan·Admini· 
stration damit begonnen hat, auch an 
die Frage der Regionalkonflikte ein 
wenig realistischer heranzugehen. Mit 
dem Abbau der globalen Konfrontation 
haben sich in ein igen Krisenzentren die 
Spielräume fUr Initiativen, Konflikte 
auf dem politischen Verhandlungswege 
zu lösen, sichtlich erweitert. 
In Mittelamerika ist ein solcher Frie­
densprozeß am weitesten gedieh en 
(siehe Sonderhefueil). Er kam trotz der 
Gegensteuerung der Interventionsmacht 
USA in Gang. Denn so unterschiedliche 
Friedenskräfte wie das Revolutionsre­
gime der Sandinisten und Costa Ricas 
sozialdemokratischer Präsident Oscar 
Arias sehöpften mit der nötigen Konse· 
quenz und fl exibilität die gewandelten 
Rahmenbedingungen aus. 
Nicht von ungenihr ist auch in anderen 
festgefahrenen Konfliktszenarien, wie 
Kamputschea, Afghanistan und Iran­
Irak, neuerdings einiges in Fluß geraten. 
In Sachen Golfkrieg trugen die USA 
und die UdSSR gemeinsam die Frie­

densinitiative des UN-Sichcrheitsrates 
(Resolution 598 vom Juli 1987) mit, 
bevor sich erstere zum militärischen 
Alleingang in die Olregion begab und 
damit die Lösungsaussichten vorerst zu­
nichte machte. 

Im Fall Kamputschea und Afghanistan 
gab die sowjetische Regierung ihren 
Verbündeten positive Anstöße für tinen 
nationalen Aussöhnungskurs und für 
mehr Beweglichkeit beim Einfädeln ei­
ner politischen Lösung. Und nach den 
Washingtoner Gipfelgesprächen über 
Afghanistan, wobei Gorbatschow den 
sowjetischen Truppenabzug und die 
Verkürzung der Abzugsfrist auf 12 Mo­
nate oder weniger zusagte, scheint auch 
hier ein Vorankommen nicht mehr ganz 
so unmöglich. 

Auf jeden Fall kann ein Dialog USA­
UdSS R zu diesen und anderen Regio­
nalkonflikten (Nahost, Südliches 
Afrika) die nach friedlichen Lösungen 
suchenden Kräfte maßgeblich begünsti­
gen, ja ermutigen. Und die Chancen re­
gionaler Friedensprozesse dürften inso­
weit steigen, wie es nun gelingt, den 
globalen Abrüstungsprozeß und Kon­
frontationsabbau weiter zu vertiefen. 
Von kaum geringerer Bedeutung für die 
Dritte Welt ist eine andere Wirkungs­
weise des angebahnten globalen Abrü­
stungsprozesses, nämlich die Verwen­
dung dabei frciwerdender Mittel für die 
unterentwickelt gehaltene Welt. Schon 
ein Bruchteil der gegenwärtig jährlich 
rund I Billion $, die fUr das Wettrüsten 
verschleudert werden, könnte die 
drängendsten Probleme der Dritten 
Welt abbauen helfen. 

Ronald Reagans Kurs , der auf die Wie­
dergeburt wirtschaftlicher und militäri­
scher überlegenheit der USA abziehe, 
ist weitgehend gescheitert. Dies und 
sein Niedergang im Zuge des Iran·Con­
tra·Skandals bewirkte seine innen· und 
außenpolitische Schwächung - und 
auch Mäßigung. Indikatoren hierfür 
sind die aktuelle Kün:ung des Rüstungs. 
haushalts, der Regierungsausstieg der 
Ultrarechten (zuletzt Weinberger) oder 
der Verlust der Initiative in Mittel­
amerika. 
Wenn Rcagan daher zu Ende seiner 
Amtszeit die Flucht nach vorne sucht, 
um wenigstens als "Friedenspräsident" 
in die Geschichte einzugehen, kann dies 
den Friedenskräften in aller Welt nur 
Recht sein. Ihr fortdauernder Druck 
kann nun den von ihnen mit erzwunge­
nen Prozeß der Abrüstung und polit i­
schen Konflikllösung weiter vorantrei­
ben helfen. Ob daraus ein Durchbruch 
wird, bleibt vorerst offen. 
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~--------------------, $0 sieht sich ein türkischer Arbei­

Metin Gür l ter - einer der Menschen, die 
Metin Gör während seines vier­
monotigen Aufenthaltes als 
Stadtschreiber in Bergkamen, 
befragte. Er führte viele 
Gespräche mit türkischen 
Familien. Mit den Frauen, den 
Mönnern und ihren Kindern. Sein 
Bericht gibt Aufschluß über die 
Arbeits-und lebensbedingungen, 
über intime Nöte, Sehnsucht und 
Hoffnung unserer türkischen 
Mitbürger. 

Und die Kritik meinte schon, daß 
dieses Buch einige Jahre zu spöt 
gekommen sei. Wir sehen dos 
anders. Metin Gör war 1984 in 
Bergkamen. Hoben sich inzwi­
schen die l ebensbedingungen 
der türkischen Menschen wesent­
lich verändert oder verbessert? 
Oder ist es nicht einfoch so, daß 
wir ihren Schmerz kaum noch 
wahrnehmen? 

Me'in Gür 
MEINE FREMDE HEIMAT 
Türkische Arbeilerfamilien 
in der BRD 
Ein Weltkreis·Buch, DM 14,80 
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Äthiopien 

Jürgen Ostrowsky 

Wiederkehr der Hungerkrise 
Bcrdts im November 1987' nattc Eduud Saouma, General­
direktor der UN.Landwirtschaftsorganisation (rAO), in Nai· 
robi eindringlich vor der Gefahr einer erneuten Hungerkatastro­
phe in Älhiopien gewarnt. Er appdliertc an die Westmiil;:hte, 
Äthiopien eine höhere Nahrungsmittclhilfe zu gewähren,da bis 
dahin erst ca. 1/3 der von Addis Abeba angeforderten Nothilfe 
für J 988 bewilligt worden sei. Berhanu Jembere, Vorsitzender 
der staatlichen ä thiopischen Hilrsorganisatio n RRC, buiffenc 
den von außen benötigten Lebensmittelbedarf seines Landes rur 
d ieses Jahr auf 1,05 l\1io t (beinahe so viel wie 1985). Rund 5-6 
Mio der insgesamt 46 Mio Äthiopicr seien vom Hungerbedroht. 
Ende November/Anfan g Ouember 1987 wurden erste Massen­
abwanderungen hungernder Oorfbewohner in die Städte gemel­
det. Ihre Ausweitung ist - nach Auffassung der FAÜ - nur 
abzuwenden, falls die Nahrungshilfe zeitig in den Hungerregio­
nen ven eilt , die dortigen Vorräte aufgestockt und die Trans­
portkapazitälen (große LKWs, Eisenbahnwaggons) ausgebaut 
werden können. Die: Zeit drängt. 
Karl-Heinz Böhm, weiland Filmschauspieler, seit geraumer Zeit 
erfolgreich als Organisator von Selbsthilfeprojekten in Älhio­
pien tätig, kann nach zahlreichen Diskussionen ein Lied davon 
singen: Die Realität des 1,2 Mio qkm großen Landes (nahezu 
fUnffache Fläche der BRD : d. Red) mit seinen zahllosen Proble­
men und unterschiedlichen Voraussetzungen läßt sich nicht in 
simple Schemata pressen, zumindest eine differenzierende 
Sichtweise tut not. 
Wievid diese E.insicht wert ist, machen Jutta Ditfurths Gedan­
ken deutlich, die sie nach ihrer Teilnahme am Moskaucr inter­
nationalen "Forum" im Oktober 1987 dem "Stern" anvertrau­
te. Angesichts des Auflritts Mcngistu Haile Mariams, des Präsi­
denten der Volksdemokra t ischen Republik Äthiopien, habe 
"man fast vergessen (können). daß die augenblickliche Zwangs· 

I 

kollektivierung von eritreischen Bauern in Äthiopien, bei der 
demokratische Rechte mit Füßen getreten und unzählige Men­
schen ausgerottet werden, in Verantwortung der Partei dieser 
kleinen, blaugek.leideten Gruppe geschieht. Stalin läß t grüßen". 
Woher auch immer sie diese aberwitzigen Behauptungen hat, 
und wie oft auch sie anderswo wiederholt werden: Sie halten 
dc:m Blick auf die Wirklichkeit nicht stand. Was sie indes ver­
mögen, ist, Unsicherheit und falsc he Gegensä tze zu fördern 
angesichts einer Situation, da in Äthiopien erneut an die 6 Mio 
Menschen von Hunger bedroht sind und internationaler Unter· 
stützung bedürfen. 
Denn, so unaufhaltsam wie die Dürre im vergangenen Sommer 
das nördliche Äthiopien traf und die: Ernten weithin vernich· 
tete, so unvermeidlich ist jenes internationale Zitierkartel l mit 
seinen Schreckensdarstellungen dc;r äthiopischen Regierungs­
politik zur Stelle, in denen dieser die eigentliche Schuld an der 
Lage angelastet wird. 
E.s sei "die Schuld der Menschen, die Äthiopien regieren ", heißt 
es da beispielsweise in der britischen "Sunday Times", "einer 
Bande von blutbefleckten, ideologiebesessenen Fanatikern, die 
von der Wdtmeinung einer verbrecherischen Nachlässigkeit, die 
an Völkermord grenzt, angeklagt werden soll te". Oder, inähn­
licher Diktion, die Sendung "Gott und die Welt: Äthiopische 
Passion" im Ersten Fernsehprogramm am 27. November 1987, 
wo ein Musterb~ispie[ von SchauproußfUhrung gegen d ie 
äthiopische Regierung mit Hilfe genehmer Zeugen vorgefUhrt 
wurde, in welchem diese keine Veneidigungschance erhielt. 
Gipfel solcher Aussagen: "Verbrechen" würden in Äthiopien 
verübt, "die alles übersteigen", so der frühere Regierungsange­
hörige Wolde Giorgis, oder - ebenso zynisch wie rassistisch -
"über Südafrika redet man, wenn eine Person verhaftet wird", 
über angeblich tausende Verhaftete in Athiopien nicht. 

" 



Irgendwer ugt hier die Unwahrheit. 
Verfassungsgrundsalz des neuen Äthiopien ist zum Beispiel der 
Schutz der natürlichen Umwelt - in dem von vielfaltigen natür· 
lichen und von Memchen gemachten Gdahren bedrohten 
Agrarland eine Erklärong, die längst nicht mehr nur Papier ist. 
Schon Anfang der 80eT Jahre zollten internationale Experten 
den Wiederaufforstungs. und Bodenkonservierongsmaßnahmen 
des Revolutionsregimes HÖchstachtung. 
Oder die Verbesserung der Lage in den bestehenden Anbauge· 
bieten sowie die El'Khließung bisher nicht genutzter Böden: 
"Zuerst müSlen wir neue Gebiete rur die Bauern erschließen", 
50 Präsident Mengistu . "Auf den alten muß die Landwirtschaft 
intensiviert werden, beispielsweise durch künstliche Bewässe· 
rung. Wir dürfen nicht mehr a llein vom Regen abhängigbleibc:n. 
Gleichzeitig müssen wir den Ausbildungsstand der Bauern er· 
hö hen. Das Saatgut muß verbessert werden, und das Vieh muß 
von robusterer Rasse sein. Wir brauchen mehr Düngemittel und 
Pestizide, bessere Geräte, und bei alldem müssen uns Agru. 
experten behilflich sein. Das ganze Land wird eines Tages von 
ei nem dichten Netz von Forschungsstationen überzogen sein." 
Angesichts eines Landes, dessen Lebensbedingungen dem USo 
Nachrichtenmagazin "Newsweek" zufolge sich "seit biblischen 
Zeiten kaum geändert haben", die folglich dramatisch geändert 
werden müssen, können nu r l\Jusioniuen erwarten, daß sich 
hierbei Erfolge unverzüglich einstellen müßten. Und nur Beob· 
achter, denen es um etwas ganz anderes gehl, können erwarten, 
daß ein solcher Prozeß ohne Fehlc::rund Widersprüche verlaufen 
kann. 
Hauptprinzip erklärter " Kritiker" derälhiopischen Revolution 
ist jedoch, Tatsachen noch nicht einmal zur Kenntnis zu neh· 
men. So heißt es im "Handelsblatt" am 16. November 1987 
unter Bezugnahme auf "Kenner des Landes" (als welche sich 
die "Gesellschaft rur bedrohte Völker" entpuppt): "Nicht nur 
die Regenausfalle" seien "für die Mißernten verantwortlich". 
Eine "große Rolle" spielten auch eine "Ko\1ektivierung des 
bäuerlichen Besitzes nach sowjetischem Muster". Hinzu kom· 
me "die Zwangsumsiedlung aus ökologisch erschöpften Gebie· 
len", schließlich "die sogenannte 'Verdorfung', in der verstreu t 
lebende Bauern zwangsweise in Dörfern angesiedelt werden". 
Die Fak ten: Die Regenfalle blieben in diesem Frühsommer aus 
- namentlich, und wie bereits vor der katastrophalen Zuspit. 
zung 1984/86 in den nördlichen Gebieten wie Eritrea und 
Tigre. Hcuschreckenschwärme vernichte ten großenteils, was 
dennoch auf den Iblm en stand. 
"Newsweek" berichtete am 30. November 1987: "Nahegele· 
gene Äcker sind grün , doch selbst dies ist ein grausames Bild. 
Der Weizen müßte goldbraun se in, erntereif; die grünen Spröß· 
linge (nach verspäteten Regenrallen;j.O. ) werden bald hinwel· 
ken und absterben." 
Die unmittelbaren Folgen: 'Selbst in Gebieten also, die noch 
bebaubar und besiedelt sind, machte die Dürre alle Anstrengun· 
gen zunichte. Getreidepreise schossen in die Höhe; in Asmara 
etwa, im nördlichen Eritrea, von umgerechnet 30 auf 200 S pro 
Sack; Bauern verkauften eilends ihr Vieh, bevor es mangels 
FUllergelTeide und Weiden verhungerte - die Fleischpreise 
nürzten ins Bodenlose. 
Daß große Teile des u rklüfteten nördlichen Äthiopien flir die 
landwirtschaftliche Nutzung rur immer verloren sind - und diel 
bereits seit langem - bestreitet niemand ernstlich. Internatio­
nale Hilfsorganisationen, voran US-amerikanische, schlugen be· 
reits Anfang der 70er J ahre vor, deshalb größere Teile der 
Bevölkerung dieser unwegsamen Landstriche in fruchtbarere 
Landesteile im Süden und Südwesten umzusiedeln. 
Daß dies ohne in ternationale Unterstützung, ohne ausreichen· 
de, wissenschaftlich bet riebene Vorbereitung extrem schwierig 
sein würde, lag auf der Hand. Doch eben diese Hilfe seite ns der 
finanzkräftigen westlichen Länder blieb weitestgehend aus. 
Man helfe in Notlagen - und dann demonstrativ und spekta. 
kulär _, erklärt der Leiter der US-Hilfsorganisation AID, 
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McPherson. Langfristige Entwicklungshilfe leiste man Gegnern 
indessen nicht (siehe auch Kasten; d. Red.). 
Äthiopien mußte die notwendige Umsiedlung unter entspre­
chend unzureichenden Bedingungen in Angriff nehmen. Kata­
strophale Fehler waren eine Begleiterscheinung - eine. 
Karl-Heinz Böhm mahnte in einer t-ernsehdiskussion am 29. 
November 1987 (im Dritten WDR-Programm), von Pauschali· 
sierungen wegzukommen, wie sie unter anderen Rupert Neu­
deck gegen die Umsiedlungspolitik ins Feld nihrle ("Mir 
reieht's, wenn Menschen _ auch ein Drittel - zu ihrem Glück 
gezwungen werden"): Unter den Umgesiedelten. so Böhm auf­
grund seiner Beobachtungen, gebe es Gegner, insbesondere 
ältere ~-tenschen; eine Gruppe, die widerwillig, aber letztlich in 
Erkenntnis der nackten Notwendigkeit mitmache sowie vor 
allem Jüngere, die derartige Einsicht von vornherein teilten und 
in der Hoffnung auf verbesserte Lebenschancen zur Aufgabe 
der bisherigen Lebensumstände bereit seien. 
Die Revolu tionsregierung hatte ihrerseits bereits 1985 auf die 
Probleme der Umsiedtungsowie auf die internationale Kritik an 
ihrer Durchführung reagiert: Sie wurde gestoppt. Die Planungen 
sehen nunmehr vor, bis einschließlich 1990 jährlich 200.000 
Menschen umzusiedeln; 600.000 sind es bislang. Die "Gesell­
schaft für bedrohte Völker" spricht desungeachtet von 7 Mio. 
"Umsiedlungen und "Verdorfung" hatten und haben noch 
Probleme gemeinsam. Äthiopiens Armut ermöglicht nur in 
wenigen Fällen, die geplante Bereitstellungvon Infrastrukturen 
in Realität umzusetzen. Alternativen freilich gibt es nicht. Wie 
sollen Errungenschaften der heutigen Menschheit - und noch 
nicht einmal die modernsten - r.u Menschen kommen, die 
größtenteils, zu 94% nämlich, wie der "Stern" registrierle, 
"mehr als einen halben Tagesmarsch von der nächsten Straße 
entfern t" leben? 
"Wie stellen Sie sich das vor? Sollen wir zu jedem Einödgehöft 
eine Straße bauen? Kilometerlange Wasserleitungen legen? Die 
Leute mit allem \·ersorgen, was sie brauchen? Damit die Bauern 
in den Genuß von technischen und sozialen Einrichtungen 
kommen, müssen sie sich eben r.usammenschließen." Das 
könnte einem Entwicklungsprogramm für ein beliebiges Ent­
wicklungsland, formuliert von Bonn. entstammen, ist aber, was 
die äthiopische Regierung sagt. 
Und die Form sowohl der Neuansiedlungen wie der "Verdor· 
fungen"? "Mit Kollektivierung hat die Dorfansiedtung nichts 
zu tun", bt!richtete dt!r Korrespondent der "Frankfurter All· 
gemeinen Zeitung" (FAZ), Günter Krabbe, am 9. Juni 1987 
über Äthiopien. Ihr Ziel ist vielmehr die Produktionssteigerung 
bäuerlicher Einzelwirtschaften. Dabei spielten neben attrakti­
ven En;eugerpreisen "auch die Vermarktung, die Bevölkerungs­
politik, die Investilionspolitik, das Schul· und Gesundheits­
wesen und vor allem die Möglichkeit, Textilien, Schuhe und 
andere Konsumgüter kaufen zu können, eine Rolle." 
Doch da bleibt, was unter der Rubrik "Gott und die Welt" 
beispielhaft behauptet wurde: Das Einzige, was in Äthiopien 
funktioniere, sei die im Kriegseinsatz gegen die "Unabhängig­
keitsbewegungen" in Eritrea und Tigre befindliche Armee. Ja, 
diese Kriege und die seitens der Zentralregierung ergriffenen 
Maßnahmen seien es, die letr.tlich die Not der Bevölkerung, 
insbesondere im Norden, verursachten. 
Ungeachtet der Gegenfrage, warum keine der cesag!en Gruppie· 
rungen - die EPLF (Volksbefreiungsfront) in Eritrea und die 
TPLF in Tigre - je eine grundsätzliche Bereitschaft erkennen 
ließ, die eigene Sezessionsforderung zur Disposition zu stellen 
und etwa eine Lösung im Rahmen der weitreichende Auto­
nOnlie gewährenden neuen äthiopischen Verfassung zu suchen, 
besagt die Politik beider Organisationen viel über ihren Charak­
ter. 
Im Oktober und im November 1987 vernichteten EPLF·Einhei· 
ten Nahrungsmittelkonvois, von deren Ankunft allein im ersten 
Fall die Ernährung von 45.000 Menschen über einen Monat hin 
abhing. Internationale Hilfsorganisationen sahen durch die 
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überfalle auf die rein zivilen LKW.Transporte die Gesamtver· 

sorgung bedroht; die UN·Hilfsorganisation sah sich gezwungen, 
noch kostspieligere Lufttransporte zum Beispiel nach Mekele, 
der I-Iauptstad t Tigres, zu organisieren. 

sudanesischen Hauptstadt Khartum stolz verkünden, sie habe 

einen bedeutenden militärischen Sieg gegen die Truppen der 
Zentralregierung errungen - und das sei erst der Beginn einer 
großangelegten Offensive. 

Eine andere, wenngleich nicht unmittelbare Folge: Wasverhin· 
dert werden soUte durch rasche und rechtzeitige Nahrungsmit. 
tellieferungen, geschah. Hungernde setzten sich zu Tausenden 
in Marsch zu mitunter imaginären Versorgungsstellen, sprich: 
Lagenl, in denen nach Experteneinschätzung auf dem r.Iarsch 
zu ihnen es 1984/86 die meisten Hungertoten g.ab. 

Dies meldete die "International Herald Tribune" am 10. 
Dezember 1987. Wenige Tage zuvor hatte es in der "FAZ" 
geheißen, die TPLF "nIfe (die Tigre-Bevölkerung) auf", nicht 
dort zu bleiben, sondern über die Grenze nach Sudan zu fliehen 
- in Flüchtlingslager dort also, die ihrer eigenen Hilfsorganisa­
tion unterstehen. 

Nachdem die äthiopische Regierung frühzeitig vor den pOlen· 
tiellen t-olgen der Dürre 1987 gewarnt hatte, war es Absicht der 
Hilfsorganisationen gewesen, die Hilfsliderungen so nah wie 
möglich an die Bedürftigen heranzubringen - die überfälle 
verhinderten es zumindest teilweise. UN-Programmdirektor 
David MOTIon: ,Juzt besteht Ungewißheit, ob sich Lastwagen 
überhaupt noch frei in diesem Teil des Landes bewegen kön· 
non 

"Anranglich dachten wir, unser Hauptproblem werde sein, (die 
Ililfsliderungen) von Kansas (der 'Weizenhauptstadt' der USA) 
nach Äthiopien zu schaffen", heißt es seitens des US-llilfsbe­

auftragten in Addis Abeba,James R. Cheek. Doch "der Teil war 
einfach. Der letz te scheint zur Katastrophe zu werden." 

Die EPLF tat in dieser Situation das, was der äthiopischen 
Regierun g stets vorgeworfen worden war: Angesichts der Not 
des Volkes Krieg zu fUhren. Sie ließ am 9. Dezember 1987 in der 

Es w.ire eine Katastrophe, die von jenen mitverursacht worden 
wäre, die unter Berufung auf Moral und Menschenrechte eben 
diese instrumentalisiert häuen, Uln e in Regime zu bekämpfen, 
das erstmals eine Perspektive zu entwickeln begonnen hat, die 
das äthiopische Volk aus seiner Rückständigkeit hinausführen 
soll. 

Washington setzt auf Wirtschaftssanktionen 
In Ge,etzes,·orlagen, die jtut dcm US·Senat und RepriKntantenhaus ,·orliegen, sollen der Handel 
zwischen den USA und Äthiopien eingeschrinkt und das Ansehen Addi.t Abl:bas bei der Weltbank 
zerstört werden. Die Untersrut:ter der GeKtze.,·orJagcn sagen, sir wollten Menschenrechts,·erlet· 
~ u ngcn in Ätmopicn ()cendcn, aber Entwiekl\lng;sexp-ertcn beflirchten, daß dadurch mehr Elend lir 
die Ä tmopicr entstehen wii rdc. 

Die Ge5Cuesvorlage des Repräsentantenhauses 
wird gemeinsam vom Republikaner Tohy 
Roth \lnd von Williarp Gray, einem Demokra­
ten gefördert. Sie wird jetzt von 70 Abgeord­
neten untcrstiitu und w\lrde in ~wei Berat\ln· 
gen besprochen. 
Die Gesetzc,vorlage sieht das sofortige Verbot 
!Ur US·Kaffee·lmporte aus Äthiopien vor .. ,Ilis 
Mengistu Haile MariOlms Regierung die Ver­
änden.mgen ,·ornimmt, die wir .. ·ollen". sagt 
Jennifer White .. om außenpolitischcu A\ls­
sch\lß des Repräsentantenhauses. w('rden da­
naeh weitere Sank !ionen in dreimonatigcn Ab­
ständen verhängt werden. 
Zuerst wiirde es ein Verbot fiir Kredite "on 
es· Handelsbanken geben, gefolgt von einem 
Stopp rur neue US-Inveniüonen, der Rück· 
nahme \on Ätruopiens Status' als normaler 
Handelsnalion, die die gleichen Vorteile wic 
andere genießt, \lnd schließlich von einer US­
Kampagne gegen weitere Kredite von der Welt­
bank. 
Sollte die Gesetzcs''Qrlage dun:hkommen, 
.. lirde sie Äthiopiens FinaJU.kraft sehwächen. 
Kaffce·Exporte erbrinllen mehr als 90% der 
DC\'i~n Athiopiens, und die USA sind mit 
ein~m Anteil von 14% der Ausfuhr ihr größter 
Verb .... ucher_ 
Die Widerrufungdes lIandeisstatus' von Äthio­
pien, sagt White, soll die anderen Handclspart­
n~r Addis Abehas beeinflussen: ,.Wir hoffen. 
damit eine VOrTeit~rTolle Z\l spielen, \Im euro­
paisehen Regierungen zu helfen, ihre Außen· 
politik g~geniiber Älhiopien zu überdenken:' 
Washingtoßi Schlag bei der Weltbank könnte 
3m härtesten treffen. Äthiopiem Kredit · 
würdigll.eit wird wegen seiner stringenten 
Währungs· und lIandelskontrollen als gut ein· 
gcschät"-t. White ,,-ufolge stellen Kredite der 
Weltbank 16% d<:s Regierungshaushaltes dar. 
Entwickl\lngshdfer und Agrarwissenschaftler 
in Athiopien sagen, daß der Großteil der Nah· 
rungslllitlelprohlcme durch die wachsende Er· 
schöpfung der Boden- und Wasserressourccn 
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im \lbcroevölkerten zentnlen Hochland ver­
ursaeht wird und daß dies das Ergebnis von 
iJbermäßiger landwiruchaftli<:hcr Nutzung ist. 
Sie sagen, daß Äthiopien unbedingt Devisen 
und langfristige Entwicklungshilfe braucht, 
um die Landwiruehaft im lIochl3nd 1.\1 refor. 
mieren. And<:rnfalls könnte ein großcrTeil des 
Aek<:roodens nutzlos werden, 50 warnen sie. 
Viele Diplomaten und Entwicklungsexperten 
verurteilen die Weiger\lng Washingtons, Ent­
wicldungshilfe zu gewähren. Einille Experten 
unterstützen a\lch die äthiopischen Pläne, 
Menschen auflandwiruchafdiche Nutzflächen 
in tiefer gelegenen Gebielen umzusiedeln. 
Die Unterstützer der US·Gesetzesvoriagen 
glauben, daß Äthiopiens wiederkehrende Hun­
gersnöte auf die Regiemngspolitik z\lfÜckzu' 
führen seien, die Landwirtschaft zu kollek· 
tivieren. Sie betrachten Umsiedlungen als eine 
repressi,·e politische Maßnahme. 

Unter dem Vorwand, 
Menschenr«hLSvcrletzungen zu 
bekämpfen, soll die Hungersnot 

weiter ve rstärkt werden 

Tom Springer, ein Helfer Roths sagt: "Men· 
giStu enthält seinen polilischen Feinden die 
Nahrungsmittel IIOr, die der Westen so groß­
mütig geschenkt hat. Ersiedclt sie in Lager um, 
... -0 sie ,or Hunger sterben. Oie Freunde der 
Regierunll erhalten die Nahrungsmittelhilfe 
oder sie wird auf dem Sehwal7.markt rur so­
wjetische Fl\lguuge ,·erschachert. ,. 
Mitarbeiter "on liilfsorganisalionen wider­
sprechen dem. Vertreter des UN-Entwick· 
lungsprogramms in Addis Abeba sagen. daß die 
Nahnmgsmittelhilfe, die während der Notlage 
von 198$lIeschickt wurde, mit sehr geringen 
Verlusten oder 8"=ringftigigen unlleklärten Ab­
zweigungen verteilt wurde. Missionare und 
Helfer, die ideologisch nicht mit Menginus 

Regierung übereinstimmen, sagen, daß sie kel' 
ne Belege für eine politische Auswahl beim 
Umsiedlungsprogramm oder rur cin systema· 
tisches Verhungemlassen von Sied!<:m gesehen 
haben. 
Springer sagt. daß Missionare .,ihre eigenen 
Interessen haben". Er fugt hinzu: "Die Leute 
wurden kein Geld schicken, wenn sie wiss ... n 
wurden, daß ein Großteil rur politi5che Zweeke 
fehlgeleitet wird. Demalb bewahren sie Still· 
schweigen. " 
Springer und Whit~ nützen ihre Anschuldigun· 
gen auf die Aussallen von Älhiopiem in den 
USA, insbesondere von solchen, die durch die 
von Vonas Diressa lIeleitete ßildungsstiftung 
Äthiopi~cheT Flüchtlinge kontaktiert wurden. 
White sagt, daß ~ie sdb~t nie in Äthiopien war, 
aber daß ihre Schlußfolgerungen übel dortige 
UnterdrUck\lng sich nicht n\lr auf "Abtrün· 
nige" stützten. Sie ,·erweist auf Erkennmisse, 
die vom CIA \lnd vonJason aay von .,Cultural 
Su,..,.i.,.al''. Cmer Denkfabaik, die mit HaT\>ard 
verbunden ist, geliefert wurden. 

Clay sagt, daß die athiopische Kaffee-Emte 
prak tisch dureh Sklavcnarbe.it in den Umsied· 
lungsgebieten eingebracht wird, weshalb das 
vorgeschlage US-Verbot von Kaffee-Importen 
"besonders symbolisch" sei. Mitarbeiter von 
Hilhorganisationen, die die Umsiedlungsge· 
biete kennen, wei~n diese Anschuldigungen 
zurück. ÄthiopieTl5 Kaffee wird auf bestem 
Ackerland, zum Großteil im Rift·Ta! ange· 
baut. Die Fannen werden nach Angaben von 
Experten der Schwedischen Internationalen 
Entwicklungsbehörde rigoros kollektiviert. Sie 
fugen roJU.u, daS die Kaffeefannen keine geeill' 
neten Plätze für die Umsiedl\lng seien. 
Der Gesetzentwurfkann im nächoitcnJahrdem 
Ge$Ctz über die Gewährung mn A\lslandshilfe 
angegliedert werden. Deshalb. so sagen seine 
Unterstiitzer, ist es wahrseheinlich, daß er im 
September 1988 <.VJrchkommt. Sanktionen 
\VCrden ,olange verhängt, sagt White. bis die 
Regierung Menght\l das einfüt1rt, was die US­
Regierung für die grundlegenden Menschen· 
[echte hält: Bewegungsfreiheit, demokntische 
Gesetze, freie Wahlen und die Freilassung a1lcr 
politiseher Gefangenen, einschließlich der 
Familie des veutorbenen naile Selanie_ 
(Q\lelle: South, London, Dezember 198 7) 
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An einer Stelle - ungefahr 20 m außerhalb des Dorfes -
sehen wir 10, 12 halbmeterhohe Astgerippe. In einer Reihe , 
im Abstand VOll 5 m, haben die Bauern inmitlen ausgetrock. 
neten dürren Grases jeweils fUnf, sech~ Äste in der Fonn eines 
Kegels inc:inandergesteckt. 
Erst beim näheren Betrachten sehen wir: Die Holz"zelte" lie· 
gen schützend über 10 cm kleinen Baumsctzlingen. "In 20 
jahren", so sagt uns der Bauer Alcmayehu Admasu im Sied· 
lungsgebiet Tadelle. ,..steht entlang unseres Dorfes Kulit eine 
Reihe von 10 Bäumen - wenn es uns gelingt, die Setzlinge 
über die Trockenzeit zu bringen. Mit diesen Bäumehen lernen 
wir hoffen." Eine 1I0ffnung auf Uberleben, um die täglich 
gekämpft werden muß. 
Die Rehabilitierungsfahigkeit des äthiopischen Bodens ist 
schwerstens gestört. Der Waldbestand ist von 40% um die 
jahrhundertwende auf 4% heute zurückgegangen. 
1985 schätzten die Weltbank / FAD (Ernährungs. und Land· 
wirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen: d. Red.) in 
einem Bericht. daß 88% der äthiopischen Bevölkerung im 
Hochland leben, mehr als 95% des bebauten Bodens dort lie· 
gen, rund 2/3 des Tierbestandes dort vorzufinden sind und 
über 90% der ökonomischen Aktivitäten dort abgewickelt 
werden. Gleichzeitig aber ist rund die Hälfte dieses Bodens 
signifikant erodiert. 20.000 qkm davon so schwer. daß eine 
Bebauung in Zukunft höchst unwahrscheinlich ist. "Wenn 
sich diese Entwicklung fortsetzt", so der Bericht. "werden die 
heutigen Kinder zuschauen, wie im Laufe ihres Lebens ein 
Drittel des 1I0chiandbodens unfruchtbar wird, während sich 
die Bevölkerung in derselben Zeit verdreifacht."l 
Äthiopien steht mit dem Problem des erschreckenden Rück· 
ganges von regenerierbaren Naturressourcen nicht alleine. in 
ganz Afrika gingen die Ernteerträge sukzessive in den len.ten 
10 jahren um rund 1/3 pro Hektar (ha) zurück. Die Nahrungs­
miuelproduktion ist auf dem Kontinent im Vergleich zu 1981 
um 15% geringer ausgefallen - bei einem gleichzeitigen jähr­
lichen BevölkerungswachSlUm etwa rur Äthiopien von rund 
3'10. Eines von fUnf afrikanischen Ländern ist gegenwärtig von 
Nahrungsmiuelhilfe aus den reichen Ländern des "Nordens" 
abhängig.2 
Wie weit die Einsicht in die sozialen Zusammenhänge zwi­
schen kolonial verursachter Unterentwicklung und ökologi. 
schem Ungleichgewicht geht. verdeutlicht ein e tA·Bericht aus 
dem jahre 1983. Der Bericht prognostiziert eine afrikaweite 
Dürrekatanrophe, deren Folgen noch während der 90er jahre 
drastisch nachwirken werden. Und er warnt eindringlich da· 
vor, Afrikas "Anfalligkeit" für sozialistisch orientierte Ent· 
wicklungen nicht aus dem Auge zu verlieren - diese seien 
angesichts der Dürre und ihrer Auswirkungen größer denn je. 3 

Die stagnierenden Produktionsformen - verstärkt durch die 
DÜTresituation - wirken sich gewollt oder ungewollt negativ 
auf den Waldbestand aus, weil Holz ruf die mit Naturalwirt· 
schaft beschäftigte Mehrheit der Bevölkerung von groBer Be· 
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deutung ist. Dies gilt sowohl rur die Deckung des lebensnot· 
we ndigen Bedarfes (Brennholz, Uauholz, handwerklicher Be· 
darf) als auch im landwirtschaftlichen Bereich (Landgewin· 
nung dureh Holzeinschlag und Brandrodung, Schaffung von 
Weiden und Oberweidung). Die Wirkung dieser Faktoren wird 
von jahr zu jahr gröBer: So verwenden etwa 80% der Bevöl· 
kerung traditionelle Energieträger ..... ie Holz zum Kochen und 
lIeizen.4 

Mitte der 70er jahre betrug laut F AO der Anteil des Brenn· 
holzes am gesamten Holtverbrauch in Afrika 89,5%.5 Wie 
weit die Zurud;drangung des 1I0izbestandes bereits fortge· 
schritten ist, läßt sich auch am zunehmenden Zeitaufwand 
bemessen, der notwendig ist, um Brennhob zu sammeln. 
Auch die steigenden Brennholzpreise m den Städten sind ein 
wichtiger Indikator daflir. "Aus Afrika ist bekannt, daß 
Brennhoh:sammler im mittleren und nördlichen Sudan das \'on 
den Einwohnern mancher Städte benötigte Brennholz nicht 
mehr in einem Tagesmarsch herbeischaffen können. In den 
HauptStädten von Niger und Burkina Faso müssen Familien mit 
kleinen Einkommen durchschnittlich ein Viertel ihres Ein· 
kommens rur den Kauf von Brennmaterial verwenden.'·6 

Eine Möglichkeit, die weitere Verringerung der Waldbestände 
tU verhindern und den zunehmenden Bedarf an Brennholz zu 
decken, iSI die Aufforstung. Gesucht werden damit auch 
Möglichkeiten. die nodenerosion und Wiislcnbildung zu ver· 
hindern. In Älhiopien z.B. wurde unlängst ein Programm zur 
Bodenkonservierung und Entwicklung von Waldbeständen 
formuliert, Ziel ist es. daß bis Ende 1988 ,jedes Individuum 
eine bestimmte Anzahl von ß:iumen im jahr pflanzt. jede 
Bauernvereinigung wird ein rur die Aufforstung ausgewähhes 
Gebiet umzaunen und dafUr Sorge tragen, daß damit nicht nur 
der lokale Bedarf an Hrennhoh; befriedigt werden kann, 5011· 

dem auch das ökologische Gleichgewicht erhalten bleibt. "1 
Die individuellen Bemühungen der ;Ithiopischen Bauern sollen 
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durch die bereits bestehenden Regierungsprogramme unter­
stützt werden: Aufforstungsplantagen, Terrassierungen im 
großen Stil, Dammkonstruktionen, Brunnenbauprogramme 
usw. Schenkt man allerdings einer Untersuchung der UNEp8 
Glauben, so beträgt das Verhältnis der jährlichen Abholzung 
zur jährlichen Aufforstung gegenwärtig im tropischen Afrika 
29; 1. Dies belegt eindringlich, daß der Holzverbrauch der Be­
völkerung die erträglichen Grenzen der Regenerationsfahig­
keit des Waldes längst überschri\len hat, und daß es - zusätz­
lich zu den bereits bestehenden Maßnahmen - weiterer An­
strengungen bedarf, und zwar langfristig. 
Der Holzbedarf der Bevölkerung leitet sich nicht nur von der 
Bevölkerungszahl ab, sondern auch von den Praktiken des 
Holzkonsums. Die Erfahrung zeigt, daß der Brennstoffver­
brauch drastisch gesenkt werden könnte, wenn es gelingen 
würde, einen den Bedingungen der Bevölkerung angepaßten 
Kochherdtyp zu konstruieren und für die Mehrheit der zu­
meist ländlichen Bevölkerung attraktiv zu machen. Gegen­
wärtig liegt der Ausnulzungsgrad der ßrennholzenergie am 
vorwiegend offenen Feuer bei nicht mehr als 5%.9 
In vielen Entwic klungsländern gibt es daher heute ßemühun-

PrOjckll~il~r Koh,ai-Wolde. Giorgi, bei der Vorstellung d .. ~\(em.Ii~.n 81<,<hor .. n, 

gen, über Ilolzkohle, Holzpreßlinge und sonstige brennbare 
AbHilIe den Holzverbrauch zu senken. Zu diesem Zwecke gibt 
es in Äthiopien in Addis Abeba 7.wei kleinere Betriebe, die fo.ir 
den städtischen Bedarf gepreßte Ziegel aus Holzspänen und 
Abfallen herstellen. Weit unter der Bedarfsdeckung selbst rur 
die Versorgung der Hauptstadt produzierend, signalisiert dies 
dennoch eine bestimmte Bewußtseinsänderung. 
Ein erfolgversprechendes Beispiel setzte eine kleine Gruppe 
von Äthiopiern rund um den Chemiker Dr_ Kahsai Wolde­
Giorgis gemeinsam mit der staatlichen äthiopischen Dürre­
hilfs-Kommission RRC (Hilfs. und Rehabilitierungskommis­
sion) und der Gesellschaft Österreich-Äthiopien. Rund 200 
km entfernt von der äthiopischen Hauptstadt Addis Abeba, in 
der Kooperative von Tadelle in West shoa, versuchen die Pro­
jektträger seit Ok tober 1987 der ländlichen Bevölkerung be-
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[)ammMU in der Nordpr("in. n, .. 
wußt zu machen, daß die selbsttätige RegeneratiOnsfähigkeit 
des äthiopischen Waldbestandes nicht mehr gegeben ist, daß 
aber bestimmte traditionelle und zum Großteil überkommene 
und den Fortschritt behindernde Verhaltensweisen gegenüber 
den Naturressourcen veränderbar sind. 

Die Gruppe konstruierte einen kleinen kübelartigen Ofen aus 
Blech, in den vorwiegend Ernteabfalle, wie etwa vertrocknete 
Maispflanzen, einer weitverbreiteten Anbaufrucht in weiten 
Teilen Äthiopiens, fest gepreßt werden. Ein freibleibender 
Abzugskanal sorgt für die notwendige Luftzufuhr. "Wichtig 
war für uns", sagte uns Dr. Kahsai, "vor allem eine angepaßte 
Technologie zu propagieren, d.h. jahrhundertealte Praktiken 
des Brennmaterialkonsums nicht einfach zu verdammen, son­
dern bei ihnen anzusetzen und bedächtig weiterzuent­
wickeln." 
Sowohl die Verwendung von Ernteabfällen als auch eine be­
stimmte Methode der Pressung von Brennmaterial sind in 
Äthiopien bekannt_ .,Es ging uns um eine Zusammenführung 
beider Techniken zur besseren Ausnutzung der Energie", be­
tonte unser Gesprächspartner. Versuche mit dem Ofen er­
gaben, daß der Grad der Energieausnutzung durch die Abfall­
pressung im geschlossenen Behälter an die 90% heranreicht. 

Dr_ Kahsai: "Mindestens ein Familienmitglied - meist die 
Frau - ist bisher in Äthiopien ständig mit der Brennholzbe­
schaffung beschäftigt. Die massenweise EinfUhrung des Ofens 
würde diese täglich für die Holzsuche aufgewendete Zeit 
enorm verkürzen; sie würde auch - durch die ungleich bessere 
Energieausnutzung _ die Frauen zusätzlich stark entlasten." 
Frauen in Äthiopien benötigen für die Zubereitung des Essens 
pro Tag drei, vier, oft sechs Stunden. Die Brennholzbeschaf­
fung hinzugerechnet, bedeutet dies, daß die äthiopischen 
Frauen praktisch nur damit beschäftigt sind, die Reproduk­
tion sicherzustellen, ohne Chance auf Einzug in den produk­
tiven Sektor. 
Neben dem ökologischen und frauenspezifischen Aspekt ver· 
folgt das Herdprojekt noch andere Ziele: "Wir sind in der 
Projektierungsphase draufgekommen, v.:ie komplex sich in un­
serem Verhalten die gegenwärtigen Probleme Äthiopiens 
widerspiegeln. Ein Problem bei der Entwicklungshilfe ist häu­
fig, daß sie zwar kurzfristig punklllell beim Nahrungsmittel­
bedarf ansetzt, eine überwindung der rückständigen allge­
meinen Verhältnisse aber nicht beinhaltet. In fast jedem 
ländlichen Siedlungsgebiet gibt es einen Schmied, der - mit 
minimalem Arbeitsgerät ausgestattet und nach kurzer Ein· 
schulungszeit - die öfen fUr den lokalen Bedarf herstellen 
kann." 
Die lokale Herstellung des Ofens bedeutet damit in jedem Fall 
eine Produktivitätssteigerung des Schmieds_ Mehr noch: "Wir 
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versuchen, neue Berufe zu erschlicßen. Es sollte einen sog. 
Sammler geben, der die Ernteabnille einbringt. trocknet und 
lagert. Es könnte einen sog. Stopfer geben, der die öfen ftir 
den Gebrauch stopft. Eine solche Arbeitsteilung würde damit 
auch einen innerdörflichen Handel ermöglichen." 
Vor allem dieser sozialökonomische Aspekt, aber auch die 
breite Akzeptanz des Ofens im ländlichen Raum, die sich bei 
etlichen Demonstrationen zeigte, veranlaßte die staatliche 
äthiopische Dürrehilfskommission RRC, das Ofenprojekt in 
ihre Hilfsstrategie der nächsten Jahre einzubauen. Aberru 
Ketema, Mitarbeiter in der Abteilung ländliche Entwicklung 
in der RRC. ist begeistert: "Das Projekt heißt Entwicklung 
und Förderung angepaßte r Technologie. Der Ofen kann im 
Gebiet, wo er benötigt wird, traditionell hergestellt werden. 
Die Verwendung des Ofens ist gewährleistet, weil die Methode 
bei den traditionellen Praktiken ansetzt." 
Das Problem der Rohmaterialbeschaffung, des Blechs, will die 
RRC vorerst über die Gesellschaft östetTeich-Äthiopien lösen. 
Aberru Ketema: "Die EinHihrung des Ofens gdn bedächtig 
vor sich. Wir wollen den. Menschen zuerst die Vorzüge ver­
mitteln. Deshalb soll der erste Input von außen kommen, d.h. 
das Blech Hir die ersten 700 Ofen soll von der österreichischen 
Freundschäfugesellschaft in Addis Abeba ge kauft werden." 
Insgesamt benötigt das Sied[ungsgebiet, in dem rund [3.500 
Menschen leben, wenn fur jede Familie ein Ofen vorgesehen 
ist, 2.699 Ofcn. Durch den Verkauf der ersten 700 Ofen wird 
rur die Kooperative ein Gewinn realisiert, der in die weitere 
Rohstoffbeschaffung zuriickinvestiert wird. 
Ein Ofen, kommerliell in Addis Abeba hergestellt. kostet 14 
Hirt (umgerechnet ca. 85 OS, 12 DM). Die Herstellungskosten 
im ländlichen Gebiet belaufen sich schätzungsweise auf 10 

BitT - eine Summe, über die jede Familie verfUgt. "Seit die 
verantwortlichen Stellen sich des ökologischen Problems des 
Brennholzkonsums bewußt wurden und die Verwendung 
lebenden 1I0h:es als Brennmaterial drastisch einschränken 
mußten, kostet das Brennmaterial rur eine durchschnittlich 
große "'amilie pro Woche geschätzt die Hälfte des Ofenpreises. 
D.h., daß zumindest innerhalb weniger Wochen die Kosten 
der Ofenanschaffung hereingebracht sind und die laufenden 
Kosten durch die bessere Energieausbeute ungleich niedriger 
sind als bisher", klärt uns Dr. Kahsai auf. 
Das Modell der kommerlieHen Vermarktung soll beispiel­
gebend fur anderc Kooperativen wirken. Dr. Kahsai: "Wir sind 
uns dessen bewußt, daß wir mit unserem Projekt auch in die 
ökonomische Struktur Athiopiens eingreifen. Indem die Be­
günstigten aber die Mitglieder der Bauemkooperative sind. die 
demokratisch über die Verteilung des MehrprodukLS entschei­
den, glauben wir, der kleinen Warenproduktion Entwicklungs­
impulse zu geben, die nicht von außen'kommen, sondern sich 

auf die in Athiopien bestehende sozialistische Orientierung 
begründen. Die Produktion und Distribution der Herde ist 
eingebunden in die Strategie, wie sie im Zehnjahres.Perspek­
tivplan der äthiopischen Regierung anvisiert ist. Sie benutzt 
die bestehende Infrastruktur." 
Die Verhinderung des weiteren Rückgangs des Waldbestandes 
ist nicht nur ein ökonomisch-technisches, sondern eben auch 
ein soziales Problem. Daher heißt der neue Herd "TAKA· 
L1GN", was übersetzt so viel bedeutet wie "ich e rsetze 
etwas", "an die Stelle des Alten tritt das Neue". TAKALIGN 
meint, daß die Ursachen der Zuriic kdrängungsprozesse in den 
üherlebten, ererbten soziaJökonomischen Verhältnissen zu 
suchen sind - die durch neue, bessere ersetzt werden müssen. 
In diesem Sinne ist auch die derzeit in Österreich, der Bundes­
republik Deutschland und der Schweiz angelaufene Spenden­
kampagne zu verstehen: "TAKALIGN - ~Iein Herd für 
Athiopien". 
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Südafrika 

Juli. Kühnert 

Die Freilassung 
Govan Mbekis 
Ein Dialog-Signal? 
Am 5. November 1987 begrüßten meh­
rere tausend j\lenschen auf dem Jaß­
Smuls-F lughafcn in johannesburg 
Govan Mbeki. Nach 24 Jahren Haft auf 
der Ccfangnisinscl Robben bland ist 
Govan l\lbeki der erste der lebenslänglich 
verurteilten Führer des Afrikanischen 
Nalionalkongresses (ANC), der ohne Be­
dingungen entlassen wurde. 

Oie Behörden erlaubten ihm flach seiner 
Ankunft in Johannesburg noch eine von 
ihnen arrangierte Pressekonferenz. Dann 
wurde er unter Bann gestellt: Seine 
Äußerungen dürfen nicht zitien werden, 
seine Handlungsmöglichkeitcn in der 
öffentlichkeit sind stark eingeschränkt. 
Nur seine ,:(ußerungen auf der ersten 
Pressekonferenz durften von der Presse 
aufgegriffen werden. 

"Die regierungsnahe Zeitung 'The Cili· 
zen' wie auch die linksliberale 'Weekly 
Mai!' widmeten am Freitag jeweils die 
ersten drei Seiten fast ausschließlich dem 
77 jahre alten Mbeki und zitierten ge­
treulich jeden seiner Sätze auf der halb­
stündigen Pressekonferenz am Donners­
tagabend in Port Elizabeth." So kom­
mentiert die Frankfurter Allgemeine 
Zeitung (FAZl vom 7.11.1987 die ein-

maHge Gelegenheit für südafrikanische 
Zeitungen, etwas über die wichtigste 
Kraft des Widerstandes, den Afrikani­
schen Nationalkongreß (ANC), und die 
bekanntesten politischen Gefangenen 
des Landes an die öffentlichkeit zu brin­
gen. 
Govan i\lbeki erklärte auf dieser Presse­
konferen:.!:: "Ich stehe immer noch zu 
den Ideen, ftif die ich ins Gefangnis ge­
gangen bin und nir die der ANC steht. 
Ich bin immer noch Mitglied des ANC. 
Ich bin immer noch ein Mitglied der 
Südafrikanischen Kommunistischen Par­
tei." 1 
1935 war Mbeki als Student dem ANC 
beigetreten. Nach seinem Studium hatte 
er 'wnächst als Lehrer gearbeitet. Auf­
grund seiner politischen Arbeit wurde er 
jedoch gezwungen. den Schuldienst zu 
quittieren. 
In den 50er jahren arbeite te er in ver­
schiedenen Berufen, u.a. als journalist. 
Gleichzeitig gehörte er der zentralen 
Vorbereitungsgruppe des Volkskon­
gresses von 1955 in Kliptown an, der die 
Freihcitscharta verabschiedete. 1956 
wurde Mbeki zum nationalen Vorsit­
zenden des ANC gewählt. 
Nach dem Verbot des ANC 1960 wurde 

er ninf Monate in lIaft gehalten. Nach 
seiner Haftentlassung ging er - wie ande­
re leitende Funktionäre des Widerstan­
des - in den Untergrund und beteiligte 
sich am Aufbau der bewaffneten Organi· 
sation des ANC, dem Umkhonto we 
Sizwe (Speer der Nation). 1961 war er 
der Südafrikanischen Kommunistischen 
Partei (SACP) beigetreten. 
Zusammen mit anderen Mitgliedern der 
internen führung des ANC wurde er 
1963 auf der Lilliesiaf Farm in Rivonia 
verhaftet und 1964 u.a. mit Nelson Man· 
dela, Walter Sisulu zu lebenslänglicher 
Haft \·erurteilt. 
Seine Freilassung hatte mannigfaltige 
Spekulationen über eine Änderung der 
Politik der Regierung P. W. Bothas zur 
Folge. Die meist diskutierte Frage in die­
sem ZU$ammenhang richtet sich auf eine 
mögliche Freila$sung Nelson Mandelas. 
Mbeki selbst hatte Mandela noch am 
Morgen vor seiner Freilassung für eine 
Stunde getroffen. Auf Fragen der jour­
nalisten nach einer anstehenden Ent· 
scheidung im Falle Mandelas sagte 
Mbeki, die Dinge seien in Bewegung ge­
kommen. aber ein konkretes Datum sei 
noch nicht sichtbar.2 

Drei Tage nach Mbekis Haftentlassung 
äußerten sich der r.Iinister für justiz, 
Kobie Coetses, und der stellvertretende 
Minister rur Information und Ver­
fassungsentwicklung. Stoffel van der 
Merwe, in Interviews zu diesen Fragen. 

Sie erläuterten die Absichten der süd­
afrikanischen Regierung, die diese mit 
der Freilassung Mbekis verbindet: "Den 
ANC zu Verhandlungen staU zur Ge· 
waltanwendung zu bewegen; ButheJezi 
die Mitwirkung an einem von der Regie· 
rung vorgeschlagenen Nationalrat zu er· 
leichtern; das Klima im In- und Ausland 
zu verbessern; und Legendenbildungen 
und mögliche Märtyrerrollen von politi­
schen Gefangenen zu beenden. "3 
Die FAZ vermutet weiter, daß der Ter· 
min der Entlassung mit den Debatten 
über Sanktionen in Washington zusam· 
menhänge. Die Annahme, die Regierung 
Botha versuche der internationalen Kri­
tik den Wind aus den Segeln zu nehmen, 
ist sicher angebracht. 
Der ANC äußerte in einer Stellung­
nahme, die Freilassung Mbekis müsse als 
Erfolg der Anti-Apartheid·Kräfte ge­
sehen werden. Der Informationssekretär 
des Nationalen Exekutivkomitees des 
ANC, Thabo Mbeki, erklärte: "Selbst 
wenn alle politischen Gefangenen frei· 
gelassen sind, bedeutet das nicht die Ab· 
schaffung der Apartheid ... 4 

Thabo Mbeki ist einer der drei Söhne 
Govan Mbekis. Er unterstrich, daß Süd­
afrika durch diese Entlassungen und an-



dere "Reformen" versuche, den Westen 
und die Frofltstaaten zu zwingen, den 
ANC abzulehnen. Zu einer Zeit, in der 
von immer mehr Seiten die Aufforde­
rung an Pretoria ergehe, endlich Ge­
spräche mit allen relevanten Kräften des 
Landes zu führen, sehe sich Pretoria zu 
deranigen Manövern veranlaßt. 

Der ANC erklärte zu den Spekulationen 
tiber mögliche Verhandlungen zwischen 
der stidafrikanischen Regierung und 
Kräften des Widerstandes: "Wir sind 
überzeugt, daß das Botha-Regime weder 
den Wunsch noch die Absicht hat, ernst­
hafte Verhandlungen zu führen." 
Vielmehr sei die Politik der Regierung 
nur auf die Zerschlagung des Widerstan­
des gerichtet. Die ncuen Initiativen 

hätten das Ziel, "den Kampf innerhalb 
unseres Landes zu verwirren, indem fal­
sche Hoffnungen auf eine gerechte poli­
tische Regelung geweckt' · werden sol­
len 5 

Deshalb werde der ANC auch weiterhin 
die Teilnahme an dem sog. Nationalen 
Verfassungsrat ablehnen, ebenso wie ge­
heime Verhandlungen mit der Regie­
rung, da die Menschen des Landes an 
diesen Prozessen beteiligt werden 
müßten.6 

Führende Vertreter des Widerstandes 
innerhalb des Landes, unter ihnen 
Winnie Mandela, warnten ebenfalls vor 
falschen Hoffnungen, die sich an die Ent­
lassung Govan Mbekis knüpften. 

Auch Govan Mbeki selbst erklärte: " Ich 
würde nicht sagen, meine Entlassung 

wäre ein Schritt zur Lösung; eine Lösung 
kann nicht mit einem einzelnen Mann 
gefunden werden. Es kann keine Lösung 
geben ohne den ANC." 
Gleichzeitig unterstrichen Vertreter der 
Widerstandsorganisationen, daß immer 
noch zahllose Gefangene in den südafri­
kanischen Gefangnissen sind. Unter ih­
nen befinden sich auch mindestens 44 
politische Häftlinge, die auf die Voll­
streckung von Todesurteilen warten. 
Auch die Ankündigung der südafrikani­
schen Regierung, sie werde von dem poli­
tischen (Wohl- )Verhalten der Schwarzen 
nach der Freilassung Mbekis weitere 

Schritte in diese Richtung abhängig 
machen, kann nur als Erpressungsver­
such gegen den Widerstand gewertet wer­
den. Diese Erpressungsversuche - gleich 
in welcher Form - aber wurden z. B. von 
Nelson Mandela immer wieder zurück­

gewiesen. Er fordert nach wie vor für sich 
und die anderen politischen Gefangenen 
die bedingungslose Freilassung. 
Wochen nach der vielgepriesenen Frei­

lassung Mbekis zeigte die Regierung 
Botha ein weiteres Mal ihr wahres Ge­
sicht. Eine Ausgabe der "New Nation", 
einer wichtigen Zeitung der Apartheid­
Gegner, wurde verboten und es wurden 
Vermutungen geäußert, i~r drohe ein 

dreimonatiges Erscheinungsverbot. Ihr 

Der erwünschte Konflikt Inkatha-UDF 
Mehr als 150 Menschenleben fordertcn im vcr· 
gangenen Jahr AUJeinandersetzungen in den 
schwanen Vorstädten (Townships) um Pieter· 
maritzburg, Provinz Natal, die :tWischen An· 
hängern bzw. Mitgliedern der Zulu·Stammes· 
organisation Inkatha einerseits und der Ver­
einigten Demokradsehen Front (UOF) und 
dcm Gewcrkschaftsdachverband COSATU an· 
dererseiu ausgetragen wurden. Kwazulu·Chef­
minister Ganha Buthelezi und andere Führer 
des Inkatha, die gegenüber dem Apanhcid· 
Regime "Gewaltlosigkeit" verfechten und 
praktizieren, rechtfertigten in diesem Fall eige­
ne Gewal takte ah uncrläßliche "Selb,1\"erteid i· 
gung" bzw. "Gegenwehr".l 
Gewalttätigkeiten von Inkatha-Schlägertrupps 
gegen die demokratische Bewegung sind nichts 
völlig Neue$. Erstmals machten sie im Mai 
1979 von sich reden, als sie gegen streikende 
Schüler mit Schlagstöcken vorgingen. Die Be· 
weggründe für die im Jahr 1987 eskalierten 
Auseinandersetzungen sind in erster Linie 
darin zu sehen, daß Buthclezis Getreue den 
wachsenden Einfluß von UDr und COSATU 
in Natal/Kwazulu zurückdrängen, eliminieren 
wollen. Dabei wurde - in enger Zusammen­
arbeit mi\.Staatsorganen - zu den Mitteln der 
Zwang,,,·krutierung neuer Mitglieder rur 
Inkatha sowie der Verfolgung von Anhangem 
bzw. Mitgliedem von UDF und COSATU ge­
grirfen. 
Inkatha ,·ersuchte sogar, die Not der rund 
I Mio Mcnschen, die Ende September 1987 
infolge einer FlulkataSirophe obdachlos ge_ 
worden waren, auszunutzen, um seine Rekro­
tierungskampagne voranzutreiben. Wohnungs­
oder Haussuchende wurden nur fündig, wenn 
sie zu,·or eine Mitgliedskane unterzeichneten. 
Verweigerer wurden vielfach ermordet. Die 
Inkatha·Mitgliedschaft ist ferner Vorausset· 
zung, um in Kwazulu eine Anstellung im öf· 
f~ntlichen Dienst ~u erhalten. 
Daneben nahmen Verhaftungen, Hausdurch· 
5Uchungen, OberffiJ1e, Attentate usw. gegen 
Aktivisten von UDF und COSATU dramatisch 
zu. Von den im Zeitraum Mitte September bis 
Anrang November 1987 in den Townships um 
Pietermaritzburg getöteten 80 Menschen wa· 
nn immerhin 95% Mitglieder bzw, Sympathi· 
santen von UDF und/oder COSATU, Das er­
gab eine Untersuchung von Wissenschaftlern 
der Universität Natal. 2 
Von den Repre!isalien werden auch kirchliche 
Einrichtungen nicht verschon\. Du bezeugen 
Klagen von kirchlichen Hilfswerken in Pieter­
maritZburg. 3 Und das kündigte ein Inkatha· 
Zentralkomiteemitglied scbon Mitte 1987 
unverblümt an: "Der nächste Schritt ist der, 
diejenigen Kirchen zu schließen, die Nester 
von Konkurrcnzorganiloiltioncn sind, "4 
Inkatha-führer Buthelezi, der diese Gewalttä­
tigkeiten maßgeblich zu verantWOrten hat, gab 
bei seiner BRO-Visite im September 1987 frei­
lich vor, nichts von Repressalien seiner Kräfte 
gegen UDF/COSATU zu wissen. Auf Einla­
dung d~s Siemens·Konzerns ~ngereist und von 
Kanzler Kohl empfangen, huldigte der Kwa· 
zulu-Chefrninister einmal mehr der gewalt­
freien überwindung der Apartheid und warnte 
nachdrucklieh vor Sdnktionen gegen den 
:\partheidnaat. Und von den etablierten 1\le­
dien wurde er bereitwillig in seinem Anliegen 
unterstiitzt, die Hauptopfcr der Reprenion~· 
praktiken von Apartheidregime, Inkatha und 
Vigilanten (staatlich geduldete bzw. geför· 
derte TeTTorbanden). nämlich die AktiviSten 
,·on UDF, ANC, COSATU und andere konse· 
quente .... nti·Apartheid·Kräfte als die Unruhe· 
stifter und eigentlich Schuldigen hinzu!itellen, 
Dessen ungeachtet waren UDF und COSATU 
um einen Dialog mit Inkatha bemüht, um die 
Auseinandersetzungen schnellstmöglich 
beizulegen. Zunächst aber waren 12 leitende 

UDF·Mitglieder am 16. November 198 i in Pie­
termaritzburg verhaftet worden, als sie sich am 
Rande eines Gottesdienstes zur Vorbereitung 
eines Schlichtung!igc!iprächs mit Inkatha zu­
sammenfanden. Unter den Verhafteten befan­
den sich auch die UDF-Regionalsekretäre der 
Provinz Natal, Martin Wittenberg und Skum­
buco Ngeneya.. 
Am 24. November führten dann die Friedens· 
gespräche zwischen der UOF, der COSATU 
und Inkatha dennoch zu einer Obereinkunft. 
Sie enthält die Aufforderung an den süd· 
afrikanischen Minister, Adriaan Vlok, .,alle bei 
den blutigen Kämpfen festgenomme nen Amu­
träger" der genannten Organisationen freizu· 
lassen. Desweiteren \<o1lrden die Behörden auf­
gefordert, "Versammlungen zu genehmigen, 
um die Unterstützung der schwanen Bewoh· 
ner für den eingeleiteten friedensprozeß ein­
zuholen".6 
Die beiden Regionalsekreläreder UDF wurden 
inzwischen aus der Haft entlassen, allerdings 
mit diversen Auflagen. Sie dürfen Pielermaritz­
burg nicht verlassen und Versammlungen von 
13 mißliebigen Organisationen nicht besu· 
ehen. Die anderen 10 Verhafteten befinden 
sich noch in Hart. 

Doch auch nach der Friedensvereinbarong ris­
sen die Auseinandersetzungen in den Town· 
ships um Pielermaritzhurg IIOrerst nicht ab. 
Am J. Dezember 1987 wurden vi~r weitere 
Todesopfer, am 8. Dezember sieben vermel­
det. Am gleichen Tag erklarte Buthelezi auf 
einem Treffen des Inkatha·Zentralkomiteei, 
UDF und COSATU seien keine Organisatio· 
nen, "mit denen wir uns ,·ersöhnen sollten".7 
So steht zu befürchten, daß die schwanen 
Kollaborateure des Apartheidregimes in den 
Townships und Bantustans der demokrati­
schen Widerstandsbewegung weiter das Leben 
schwer machen Wl'!rden, Pelra Sittig 
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I) International Herald Tribune, Paris, 6. 11, 

1987 
2) Vgl. City Press, Kapuadt, 18.10,1987 und 

ANC-l nformationsbulletin, Bonn, Nr, 
12/ 1987,S.6 

3) Vgl. Weekly Mai!, 50.10.1987 
4) Guardian,London,19.9.1987 
5) Anti·Apartheid·Nachrichten, Noyember 

1987 und Südafrika-Zeitung, Frankfurt/ 
M.,Nr.ll/1987 

6) Nach: Frankfurter Rundschau, 26,11. 
1987 

7) Ebd.,9,12.1987 



Chefredakteur, Zwelake Sisulu, bleibt 
weiter ohne Anklageerhebung in Haft. 
Den noch in Freiheit lebenden Füh­
rerinnen der Vereinigten Demokrati­
schen Front (UDF) und des Cewerk­
schaftsdachverbandes COSATU drohe 
eine neue Verhaftungswelle. Ebenfalls 
diskutiert werden Möglichkeiten, in den 
nächsten Parlamentssitzungen neue, 
verschärfte Sicherheitsgeseue zu verab­
schieden. 
Auch Covan Mbeki machte sehr schnell 
die Erfahrung, daß die Regierung nicht 
bereit ist, ihm einen politischen Spiel­
raum zu gewähren, in dem cr handeln 
kann. Ursprünglich genehmigte Kund­
gebunge n mit ihm in Kapstadt und Port 
Elizabeth konnten nicht durchgeftihrt 
werden, seine Äußerungen dürfen nun 
auch von ausländischen j ournalisten 
nicht zitiert werden. Den Gerichtsbe-
7.irk von Port Elizabeth darf er nicht 
mehr verlassen. 
Mbeki selbst halle angekündigt, er wer­
de sich in die Auseinanderseu.ungen 
zwischen der UDF und Gatsha Bu the­
lezis Inkhata einschalten mit dem Ziel, 
die gewaltsamen Auseinanderse tzungen 
der Organisationen zu beenden (siehe 
Kasten ). Daß ihm dies jetzt noch mög· 
lieh ist, darf bezweifelt werden. . 
f est zuhalten bleibt , daß die Anti­
Apartheid- Kräfte in Südafrika und in­
ternational in der Lage sind, Druck auf 
die Regierung in Pre toria aus7.uüben. 
Auch wenn Druckempfindlichkeit der 
Regierung BOlha bisher nur an e inzel­
nen Punkten, wie im Fall l\Ibeki, sicht­
bar wird, darf sich der Widerstand in 
Südafrika ebenso ermutigt mhlen wie 
auch die internationale Solidarität mit 
diesem Widerstand. Die so gern von 
San ktio nsgegnern genutzte Behaup­
tung, die südafrikanische Regierung rea­
giere auf Druck eher mit Verkapsc!ung 
und sei letz tlich gar nicht mehr ber6t, 
über eine Änderung ihrer Politik zu re­
den, wi rd hier obsole t. 
Richtig ist aber auch, daß mit der Entlas­
sung Govan Mbekis die zentrale Frage 
Südafrikas nicht angetastet wurde_ Es 
gibt keine Lösung des Konflikts in Süd­
afrika ohne Abschaffung der Apartheid 
und Beteiligung der Mehrheit des Landes 
an der poli tischen Macht. 
International kann diese Entscheidung 
beschleunigt herbeigefUhrt werden, 
wenn die westlichen Staaten sich rur um­
fassende Sankt ionen entscheiden. Diese 
Auffassung bekräftigte jüngst, im No­
vember 1987, auch die Mehrheit der UN­
Vollversammlung. 

Anmerku'l8en: 
1) Weekly MaiJ, J ohannesburg, 6.] I. 1987 
2) Observer, London, 8.1 1.] 987 
3) Frankfurter Allgemeine Zeitung, 9.] L 

1987 
4) South. London. Dezember] 987 
5) Frontline,Oakland,23.11.1987 
6) Vgl. ebd. 
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GespräCh mit Patrlck Mafuna 

Das Projekt 
Radio Mandela 
hat eine 
VermiHlerrolie 
Im Nove mber/Dezember 1987 unternahm Patrick Mafuna auf Initiative der Anti­
Apartheid-Bcwegung eine Rundreise durch die Bundesrepublik. Er warb rur die breite 
Unterstützung des Proj ekts Radio Mandela, das zur Effektivierung des Freiheiusenders 
Radio FrecdOlll beitragen soll. Mafuna wurde u.a. von Bundestagsabgeordneten der 
SPD und GRÜNEN, vom DGB, vo n Einzelgewerkschaften sowic vom EKD-Kirehen­
amt empfangen und nahm an der Bonner t\ktionsko nferenz der Friedensbewegung 
tei l. t"ür das AlU sprachen julia Kühnen und Petra Sittig mildem Vertrete r von Radio 
Freedom, der deneit die Rundfunkstation des Afrikanischen Nationalkongresses 
(t\NC) in Addis Abeba leitet. 

FRAGE: Was ist die besondere Aufgabe 
von Radio Freedom? Wann wurde 
Radio Freedom gegründet und wie arbei­
tet das Radio? 
P. MAFUNA: Radio Freedom ist die 
Stimme des Afrikanischen Nationalkon­
gresses von Südafrika (ANC)_ Nachdem 
der ANC 1960 gebannt worden war, gab 
es· die Notwendigkeit, Mittel fUr die 
Kommunikation mit den i\1cnschen des 
Landes zu finden. 
Also hatte die Führung des ANC, die 
damals im Untergrund in Rivonia lebte, 
sich Mittel zu überlegen, wie sie in Ver­
bindung mit dem Volk bleiben konnte. 
Am 26. juni 1963 machte Genosse Wal­
ter Sisulu eine Sendung an unser Volk 
aus dem Untergrund in Rivonia . Dies war 
die erste Sendung \'on Radio }o"reedom. 
Nachdem die Führung verhaftet worden 
war, mußten jene, die im Exil außerhalb 
des Landes waren, Mittel finden, um in 
Verbindung mit dem Volk zu bleiben. 
Damals nahmen sie Kontakt mit be­
freu ndett: n afri kanischen Regierungen 
auf und frag ten nach Sendemöglichkci­
ten_ 

In den späten 60er jahren begannen sie 
mit Sendungen aus Tansania, später aus 
Samb ia. 1977 begannen sie in Angola, 
zwei jahre später ill Madagaskar und 
noch ei nmal 7.wei jahre später in Äthio­
pien. Das Programm variiert von Sender 
zu Sender, abhängig von der zur VerfU­
gung stehenden Zeit. Im allgemeinen 
sind es Nachrichten, Kommentare, 
Features und Interviews_ 
Diese Programme haben bewiesen, daß 
sie sehr eng verbunden sind mit unserem 
Kampf innerhalb des Landes, daß sie 
auch großen Einfluß darauf haben. Des­
halb versucht das Apartheidregime, die 
Radioprogramme zu stoppen . 
FRAGE: Welche Funktion hat Euer 
Rad io für die Organisation des Unter­
grundkampfes in Südafrika heute, ins­
besondere unter dem Ausnahmezu­
stand? 
P_ MAfUNA: Da es die StimmedesANC 
ist, muß es Beschlüsse der nationalen Lei­
tung senden, die damit in das Land gelan­
gen. 
Die Programme werden mit der Führung 
über den Direktor des Radios'in Lusaka 



abgesprochen. Dieser gibt regelmäßig 
Anleitungen an die verschiedenen Ein­
heiten. Zudem beschließt die Führung 
über strategische und leitende Stellung­
nahmen, die auf verschiedenen Wegen 
ins Land gebracht werden. Manchmal ge­
SChieht dies in Form von Flugblättern. 
Publikationen und dann eben auch über 
das Radio. 
Da wir täglich senden . haben wir die 
Aufgabe, jeden Tag die verschiedenen 
Stellungnahmen zu erklären. Und da vie­
le unserer Menschen Englisch nicht ver­
stehen, müssen unsere Programme in 
Englisch und den verschiedenen afrikani­
schen Sprachen sein. Soweit es Stellung­
nahmen der Führung angeht, haben wir 
die Aufgabe, diese zu erklären und die 
Wege aufzuzeigen, wie sie umgesetzt 
werden können. 
FRAGE: Du bist jetzt in der Bundes­
republik, um rur das Projekt Radio Man­
dela zu werben. Was ist das besondere an 
diesem Projekt? 
P. MAFUNA: Das Projekt Radio Man­
dela soll Radio Freedom stärken, indem 
es die Bedingungen des Radios verbes­
sert. Wir brauchen technische Ausstat­
tung, Sender usw. 
Aber die wichtigste Aufgabe des Projek ts 
Radio Mandela ist es, für ein unabhän­
giges Radio des ANC zu arbeiten. Ein 
Radio, mit dem wir jederzeit und a lles 
senden können. Dies wird große An­
strengungen erfordern. Viel Geld und 
Ausstattung, teure Ausstattung, wird 
nÖlig sein. 
Doch wir müssen mit diesem Projekt vor­
ankommen, weil der Kampf in Südafrika 
verlangt, daß wir so gut wie möglich mit 
unserem Volk in Verbindung bleiben. 
FRAGE: Sollte Radio Mandela im Mit­
telpunkt der materiellen Solidarität mit 
der Befreiungsbewegullg stehen? 
P. MAFUNA: Ich würde nicht sagen, daß 
Radio Mandela die Aufgabe sein sollte, 
aber es sollte eine der Aufgaben der 
demo kratischen Kräfte sein. 
Es gibt eine ganze Reihe von Dingen, mit 
denen Ihr unserem Volk helfen könnt. 
Aber Radio Mandela ist zur Zeit von 
größerer Bedeutung wegen des küno;­
lichen Schlags gegen die Medien in Süd­
afrika. Die Welt braucht Informationen 
über die Vorgänge in Südafrika. 
Auch die demokratischen Kräfte brau­
chen Informationen über das, was in 
Südafrika geschieht, damit sie ihre Ar­
beit fortsetzen können. Man kann keine 
Unterstützung für e twas organisieren, 
wenn man selbst keine Informationen 
über die aktuellen Ereignisse haI. .. Radio 
Frecdom hat also die Aufgabe, die Welt 
über die Ereignisse (in Südafrika) zu in­
form ieren. 
Das Projekt muß Hand in Hand gehen 
mil anderen Projekten, aber es hat eine 
Vermittlerrolle. Dieser vermittelnde 
Charakter muß immer betont werden. 

OamH dia WahrlleH unübertJ6rbar wird: 

I 
I 

Radio Mandela 
'Stimme des ANC J 

Unterstützt Radio Mandela 

I 

Ober 250.000 D~t wurden bislang in der Bundesrepublik rur die Sotidaritätsaktion "Freiheits· 
sender MandcJa _ Radio Freedom ", kurz "Radio Mandela", gesammelt. F.ine Zwischcnhilanz. 
so meinen wir, die 7.U neuen Taten ermutigt. 
Angesichts des vom Apanhcidregime verschärften Ausnahmerechts und der Zemur ist es rur die 
Mobilisierung des Volkswidel'Stands in Slidafrika VOll erhöhter Bedeutung. daß er tiber den 
Äther mit unvernilschter Information versorgt werden kann. Die Befreiungsbewegung Afrikani­
scher Nationalkongrc6 (ANC) braucht dazu größere Sendekapazitäten . .,Radio ~landela" soll 
diese Lücke schtießen helfen. 
Die vom Antiimperialistischen Solidaritätskomitee (ASK) und der Anti·Apaatheid-Rewegung 
(AAIl) initiierte S()Cndcnaktion wird inzwischen vom Bundeskongreß entwicklungs]lolitischn 
Aktionsgruppen (BUKO). medico international. terre des hommes. der Partei DIE GRONE.N, 
der DKP, der SozialistischenJugt:ndorganisation - Die Falken. denjungsozialisten Mittelrhein. 
der VVN·ßund der Antifaschisten. der Südafrika-Projcktgruppe der Evangt:lischen Frauen· 
arbeit in Deutschland, dem Bundesjugendwerk der Arbeitef".\.·ohlfahrt U.a. mitgetragen. 
"Die Dritte-Welt-Zeitschrift AlB" ruft dazu auf: Helfen Sie mit. der urllerdTÜckten Mehrheit in 
Slidafrika eine Stimme zu geben! Helfen Sie mit beim Aufbau von "RadioMandcla"! 

Damit die Wahrheit unüberhör __ • ~ •• d! 
Einzahlungen auf das Sonderkonto Prof. Wulff, 
Postgiroamt Frankfurt/Main, Nr.: 527055-602, 

Kennwort "RadiO Mondela" 
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Ralner Falk 

Arusha-Konferenz 
Weltparlament gegen Apartheid 
Die Auseinandersetzung zwischen der 
südafrikanischen Befreiungsbewegung 
und dem Apartheidregime hat eine kriti­
sche !'hase erreicht. Doch ruf Verhand­
lungen ist die Zeit nicht reif. Notwendig 
is t eine konzertierte Offensive zur voll· 
ständigen Isolierung Südafrikas. 
Das ist die zentrale Schlußfolgerung ci· 
ner internationalen Zusammenkunft, die 
umerdem Motto "Die Völker der Welt ­
Vereint gegen Apartheid - Für ein deo 
mokratisches Südafrika" vom 1.·4. Oe· 
zember 1987 in Arusha/Tansania statt· 
fand. 

Zum erstenmal hatte der Afrikanische 
Nationalkongreß Südafrikas (ANC) die 
übrige Welt eingdaden, um gemeinsam 
die weiteren Perspektiven des internatio­
nalen Kampfc$ gegen Rassismus und 
Apartheid zu beraten. Gekommen waren 
über 400 Delegierte - von Regierungs­
vertretern au s den Frontslaaten und an­
deren Teilen Afrikas, Skandinavien, der 
UdSSR und der VR China über inter­
nationale Organisationen (UNO, OAU, 
Sozialistische Internationale), Gewerk­
schafts-, frauen- undJugendorganisatio­
nen bis hin zu nationalen Anti-Apart-

heid·Bewegungen und Solidaritätsko· 
mitces. 
Die Konferenz demonstrierte nicht nur 
die feste Verbindung des ANC mit der 
internationalen Gemeinschaft, sondern 
vor allem auch die enge Kampfgemein· 
schah zwischen dem ANC und der Mas· 
senbewegung im Innern Südafrikas: Dies 
zeigte die Anwesenheit von Vertretern 
des Gewerkschaftsverbandes COSATU, 
der Vereinigten Demokratischen Front 
(UD.-), von Frauen- und Jugendorgani­
sationen sowie Religionsgemeinschaf­
ten, die unter schwierigen Bedingungen 
aus Südafrika nach Arusha gekommen 
waren. Sie waren neben den Präsidenten 
des ANC und der Südwestafrikanischen 
Volksorganisalion (SWAPO), Oliver 
Tambo und Sam Nujoma, und dem ehe­
maligen tansanischcn Regierungschef 
Julius Nyerere die herausragendsten 
Redner der Konferenz. 

"Es kann keine Lösung der südafrikani­
schen Frage geben, wenn unser Land 
nicht in ein einheitliches, demokrati­
sches und nichtrassisches Gebilde trans­
formiert wird, wenn das Volk selbst 
nicht in die Lage versetzt wird, die Macht 
über ein System nach dem Prinzip 'Ein 
Mensch - eine Stimme' in einem ein­
heitlichen Staat auszuüben." Ohne daß 
diese Perspektive akzeptiert und alle 
politischen Gefangenen bedingungslos 
freigelassen werden, kann es keine Ver· 
handlungen geben, konterte Oliver 
Tambo diesbezügliche Gerüchte. die von 
interessierter Seite in letzter Zeit immer 
wieder lanciert worden waren. 

Ungeachtet der Freilassung von Covan 
Mbeki (siehe Beitrag von J. Kühner! in 
diesem Heft; d. Red.), einem der Haupt· 
mitgefangenen Nelson Mandelas, in der 
Woche zuvor sei der Kurs des Regimes 
nicht auf Verhandlungen mit dem ANC, 
sondern auf die Zerstörung von dessen 
Maehtbasis gerichtet. Gerade deshalb sei 
es von entscheidender Bedeutung, das 
Kräfteverhältnis sowohl im Innern als 
auch weltweit weiter zuungunsten Pre­
torias zu verschieben, wenn eine Ver­
handlungslösung einmal Gestalt anneh­
men soll. Die Wege dahin: Intensivierung 
des bewaffneten Kampfes und Aufbau 
altemativer politischer Maehtstrukturen 
innerhalb sowie die Verhängung umfas· 
sender und bindender Sanktionen außer­
halb Siidafrikas. 
Der ANC prsäsentierte sich in Arusha als 
die fUhrende Kraft in diesem Kampf. 
Und die vertretenen Massenorganisatio­
nen, vom Gewerkschaftsverband COSA­
TU über den Jugendkongreß SA YCO bis 
hin zur UDF, ließen keinen Zweifel 
daran, daß sie diese Führungsrolle an· 
erkennen. "Wir haben keinen Bedarf an 
weiteren Befreiungsbewegungen neben 
dem ANC, und weder COSATU noch 
UDF wollen den ANC, den (1955 ge-



gründeten gewerkschaftlichen Dach· 
verband) SACTU oder die Südafrikani­
sehe Kommunistische Partei ersetzen", 
meinte der Gewerkschaftsvertreter. 
Die Freiheitscharta (aus dem J ahr 1955; 
d, Red.), das Prosramm des ANC, werde 
heute ah d ie zentrale Grundlage des 
Kampfes anerkannt, als Vision und Mini­
malprogramm gleichsam fUr die Samm­
lung all der Kräfte, die sich in Opposition 
zum Apartheidsystem befinden. Zu· 
gleich aber gehe, vor allem innerhalb der 
südafrikanischen Gewerkschaft sbewe­
gung, die Diskussion um die Entwick­
lung einer sozialistischen Perspektive , 
über den Tag des Sturzes des Regimes 
hinaus, weiter. 

Tansanias Julius Nyerere halte schon in 
seiner Eröffnungnede, in der er drei 
Vierteljahrhunderte Kampfführung 
durch den ANC würdige, unterstrichcn, 
daß die Eroberung der Macht erst den 
Beginn e iner Umwälzung darstelle, in 
deren Gefolge die rassischen, wir tschaft­
lichen und sozialen Strukturen der süd­
afrikanischen Gesellschaft grundlegend 
zu verändern seien. Eine leichte Aufgabe 
wird dies nicht sein. 
Für den Augenblick indessen, so heben 
die in Arusha verabschiedeten Doku­
mente, die Deklaration und das Aktions­
programm helVor, komme der inter­
nationalen Isolierung Pretorias zentrale 
Bedeutung zu. In einem dringenden 
Appell an den zeitgleich in Kopenhagen 
tagenden EG-Gipfel forderten die Teil­
nehmer unverzügliche Schrille zur Ver· 
hängung umfassender und bindender 
Südafrika·Sanktionen durch die Euro-

päische Gemeinschaft: " Die EG", so 
heißt es, "stellt den größten Handels· 
partner Südafrikas und die Hauptquelle 
ausländischer Investitionen dar ... Die EG 
kann sich ihrer Verantwortung fUr die 
Situation im Südlichen Afrika nicht ent­
ziehen ... 

Doch Sanktionen werden ohne weiteren 
Dru ck von unten nicht zu haben sein, 
"People's Sanctions", also Boykott­
aktionen der Bevölkerung auf allen 
Ebenen, auf kommunaler wie gewerk­
schaftlicher, auf kirchlicher wie kulturel­
ler und wissenschaftlicher Ebene, wer­
den deshalb in der gegenwärtigen Situa­
tion zum Schlüsselelement fUr weitere 
Fortschritte der weltweiten Anti-Apart­
heid·Bewegung. Gerade in diesem Be­
reich setzt das Aktionsprogramm zahl­
reiche neue Akzente. "Wenn wir das in 
die Tat umsetzen", rief ein schwarzer 
Gewerkschafter aus den USA den Dele­
gierten zu, dann fUhren wir auch unseren 
eigenen Kampf, in unserem eigenen in­
teresse. " 

Dem vollständigen Abbauch der Verbin­
dungen zu Südafrika muß in der Zukunft 
der Ausbau der Beziehungen mit den 
Frontstaaten und nicht zuletzt mit dem 
ANC und seinen Verbündeten folgen. 
Salim Ahmed Salim, der stellvertretende 
Premier- und Verteidigungsminister Tan­
sanias, der den Konferenzvorsit"l über­
nommen hatte, setZle in diesem Sinne 
ein erstes Zeichen. In seinem Schlußwort 
appell ierte er an die Weltgemeinschaft: 
"Es ist an der Zeit, den ANC als einzigen 
und authentischen Vertreter des Volkes 
von Südafrika anzuerkennen!" 

AlB-Vertrieb 
mit neuer Adresse 

dem 1. April d.]. wird d" V,,,"'d,1 
Adresse, sondern über den 

I R.u"n't<'nVeriag in Köln 'b,,""'k"I"" 
Für 

Bestellungen vo n AlU-Heften 
Abonnements 
Adressenänderungen 
Kündigungen 

'I ab sofort folgende Adresse: 
J'ostfach 51 

Köln 51, Tel. 0221 / 36002·0 

PEPETELA 
Der Hund und die Leute 
von Luanda 
Bonn 1987 
168 Seiten, DM 17,80 
edition sOdliches afrika 25 

Pepetela hat für sein jüng­
stes Buch unterschiedli­
che Berichte über einen 
entlaufenen Schäferhund 
gesammelt, den er als 
Leitfaden nutzt, um ein 
Porträt der angolanischen 
Hauptstadt Luanda zu 
zeichnen: ironisch-enga­
gierte Bilder aus dem All­
tag einer Großstadt, von 
Funktionären und Müßig­
gängern, von Schauspie­
lern, Prostituierten und Ar­
beitern. Geschichten, die 
auf unaufdringliche Weise 
Probleme des angolani­
schen Alltags verständlich 
machen. 

In Jeder guten Buchhandlung 
InformalionssteIle sudllches atnka 

Issa Blucherstr. 14 . 5300 Bonn 1 
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Naher und Mittlerer Osten 

Ivesa Lübben-Plstofidls 

Arabischer Gipfel von Amman 
Der außerordentliche Arabische Gipfel, 
der vom 8.-11. November 1987 in der 
jordanischen Hauptstadt Amman statt­
fand, war der erste seit funf J ahren. 
Das Außergewöhnliche: Erstmals in der 
GeschidHC der Anbischen Liga stand 
diesmal nicht die Palästinafrage bzw. der 
Widerstand gegen Israel im Mitldpunkt 
des Geschehens. Gegenüber dem letzten 
Gipfel vom September 1982 in Fez l 

wurde damit auch die Palästinensische 
Befreiungsorganisation (PLO) aus dem 
Rampenlicht verdrängt. Gewiß ist es ruf 
sie ermutigend, daß sich das Staaten­
forum darauf einigte. die Einberufung 
einer internationalen Nahost-Friedens­
konferenz unter Schirm herrschaft der 
UNO u nd unter Beteiligung der PLO:w 
bejahen. 
Aber die erste Geige spielte in Amman 
eindeu tig der Krieg Irak· Iran, d.h. die 
Unterstützung des Irak im Golfkrieg_ 
Weilere Tagesordnungspunkte waren der 
israelisch-arabische Konflikt, die Liba­
non krise und die Beziehungen zu 
Ägypten. 
Während Gipfclpräsident König Hussein 
in seiner Eröffnungsrede d..:n arabisch· 
israelischen Konflik t nur ganz am Rande 
erwähn te, warnte der r.lonarch in der 
ersten geschlossenen Sitzung der anwe­
senden Staatsoberhäupter, der Golfkrieg 
bedrohe die Sicherheit der gesamten ara­
bischen Nation, da d ie Iraner versuchten, 
den Krieg auf andere Länder (Kuwait, 
Saudi-Arabien!) auszudehnen. Dringend 
geboten sei daher die Einhei t der arabi­
schen Union. Denn "wenn d ie Spaltun­
gen weitergehen, dann wird in Zukunft 
Qom die arabische Nation beherrschen, 
so wie Istanbul uns bis zu Beginn dieses 
j ahrhunderts beherrscht hat". 2 

Die Verurteilung Irans in der Abschluß.­
resolution des Gipfels fiel schärfer aus als 
erwartet. Zwar beschloß man letztlich 

KOn,& Ilu.s.,n b<i de' fklrO!lun. d .. and.",n HlOpidar_ 
".11 ... d •• Gipr.ls in AnI"'" •. S.ddanl ll u$S<in 

doch nicht den Abbruch der diplomati­
schen Beziehungen zu Teheran, wie vom 
Irak und .Kuwait gefordert_ Aber das Re­
gime in Teheran wurde wegen "der Be­
setzung eines Teils Iraks", wegen "Dro­
hungen, Provokat ionen und Aggressio­
nen gegen die Golfstaaten" und wegen 
seiner "Obstruktion des UNO-Sicher­
heitsratsbeschlusses 598" (vom juli 
1987) verurteilt. 
Die Reagan-Administrat ion griff in 
Form eines Memorandums,3 das der USo 
Botschafter in Amman am Vorabend des 
Gipfels dem Generalsekretär der Arabi­
schen Liga, Chadli Klibi , überreichte un­
mittelbar selber in das Geschehen ei n. 
Vor allem forderte Washington poli ti­
sche Rückendeckung für sei ne Truppen· 
präsenz im Golf. Diesem Wunsch kamen 
die versammelten arabischen Staa tschefs 
nach. In der AlIschlußresolution wird 
kein Wort über die amerikanische Flot­
tenpräsenz verloren, wohl aber "u nter­
stütZ( der Gipfel alle Maßnahmen, die 
Kuwait zum Schutz seines Territorium s 
und seiner Hoheitsgewässer ge troffen 
hat".4 

Der Beschluß zum Golfkrieg (die Be· 
schlüsse auf den Arabischen Gipfeltref­
fen müssen einstimmig gcfaßt werden) 
wäre fast an syrisch-irakischen Differen­
zen gescheitert. Syrien gi lt neben Libyen 
ab einziger iranischer Verbündeter im 
arabischen Lager und erhält aus dem Iran 
den größten Teil seines Olbedarfs um­
sonst oder zu besonders günstigen Kon­
ditionen. 
König Hussein und der saudische Kron­
prinz Abdallah ließen nichts u nversucht, 
die beiden verfeindeten Nachbarn Irak 
und Syrien wieder zu versöhnen, denn so 
König Hu ssein: " Wenn wir den Irak und 
Syrien versöhnen, so heißt das, den Golf­
krieg zu beenden."5 
Auf der Pressekonferenz nach dem Gip­
fel resümi erte König Hussein seine Ver­
mittlungsbemühungen: "Das syrisch. 
irakische Treffen war eine wirkliche Aus­
söhnung in der wahrsten Bedeutung des 
Wortes. Es war das Ergebnis von inten· 
siven kollektiven Bemühungen und Aus· 
fluß der tiefen ü berzeugungen beider 
Präsidenten" _ 6 
Andere Beobachter sind eher vorsichtig. 
Noch hat weder die syrische noch die 
irakische Presse etwas über die Annähe­
rung der heiden berichtet. Grund rur die 
Konzilianz der beiden dürft e vor allem 
gewesen sein, daß keiner von ihnen die 
Verantwortung für das mögHche Platzen 

des Gipfels tragen wollte. Der syrischen 
Zustimmung zur GoJfresolulion ent­
gegen der bisherigen außenpolitischen 
Grundlinie von Damaskus dürften noch 
zwei andere Faktoren nachgehol fen ha­
ben: UPI meldete aus Amman, Saudi· 
Arabien sei berei t , 2 Mrd S Wirtschafts· 
hilfe zu zahlen. Gleichzeitig signalisier­
ten die versammelten Staatsoberhäupter 
auf Anregung Saddam Husseins, daß 
man Syrien freie Hand im Libanon lassen 
könne, falls Präsiden t Assad der Golf­
resolution in ihrer Endfassung zu­
stimme . 
Noch ein anderer Vorschlag Saddam 
Husseins stieß au f syrische Ablehnung: 
Die Wiederaufnahme Ägyptens in die 
Arabische Liga. Ägypten war 1978, nach 
der Unterzeichnung des Separatab kom­
mens von Camp David mit Israel, aus 
dem arabischen Staatenbündnis ausge­
schlossen worden. Der ArabiSChe Gipfel 
in Bagdad 1979 hatte den Abbruchjeg­
licher diplomatischer und wirtschaft­
licher Beziehungen zu Kairo beschlos· 
sen. 
Saddam Hussein ist vor a llem an der mili­
täriSChen Unterstützung Ägyptens im 
Krieg gegen den Iran interessiert. Irak 
hat in den letzten j ahren Waffenliefe· 

Der Iran wurde zum 
großen Bedrohungsfaktor erhöht, 

die US-Militärpräscnz in der 
Region aber ausgespart 

rungen im Wert von 4 Mrd S aus Ägyp ten 
erhalten. 20.000 ägyptische Freiwillige 
unterstützen die irakische Armee. lIun­
dert von freigestel lten ägyptischen Offi­
zieren dienen im Irak und Kuwait als 
Mil itärberau:r. 

Saddam Hussein betonte, sein Vorschlag 
ziele auf die Stärkung der arabischen 
Nation, zu der auch Ägypten gehöre, im 
Kampf gegen den Iran. Seit 1979 hätte 
sich viel geändert. Es sei heu te geboten, 
daß die Araber auf Ägypten zugingen, 
damit Agypten auf die Araber zugehe. 
Der Einzige der gegen den Vorschlag Ein­
spruch erhob, war der syrische Präsident 
Assad. Er betonte, daß Camp David nach 
wie vor eine Realität sei und forderte, 
daß die Kündigung des Abkommens Vor­
ausse tzung ftir die Rückkehr Ägyptens in 
die arabische Staatenfamilie sein müsse. 
König I-Iusseins Kompromißvorschlag, 
die Wiederh erstellung der Beziehu ngen 



mit Kairo möge allen Staaten der Liga 
freigestellt werden, fand schließlich all­
gemeine Zustimmung und Eingang in die 
Abschlußresolution von Amman. 
Unmiuelbar nach dem Gipfel telefonier­
te Hussein mit Ägyptens Präsident 
Mubarak, um ihm zu gratulieren. In der 
folgenden Woche nahmen die Emirate, 
der Irak, Kuwai t, Marokko, Nordjemen, 
Sahrain und Saudi-Arabien die diploma­
tischen Beziehungen zu Kairo wieder 
auf. Beim Besuch Husseins in der letuen 
Novemberwoche vereinbaren Jordanien 
und Ägypten die Bildung einer gemein­
samen ~Iilitärftihrung, die eng mit dem 
Golfkooperationsrat zusammenarbeiten 
soll und die Unterstützung des Irak fin­
det. Die erste Aufgabe dieses Komman­
dos soll die Koordination der in Kuwait 
und im Irak dienenden ägyptischen und 
jordanischen ~tiIitärs sein. t'ür Dezember 
1987 wurden gemeinsame jordanisch­
ägyptische Manöver angesetzt. Erste 
Konturen eines neun Staaten umfassen­
den, eng mit den USA liierten Militär­
bündnisses Uordanien, Ägypten, Irak 
und die Golhtaaten) scheinen sich hier 
abzuzeichnen. 
Inzwischen sind Syrien, Libyen, Alge­
fien, der Südjemen, Libanon und Tune­
sien als einzige arabische Länder ohne 
diplomatische Beziehungen zu Kairo. 
Allerdings dürfte Tunesien dem allge­
meinen Trend bald folgen, und auch Ge­
mayel ist zur Herstellung diplomatischer 
Beziehungen bereit, trifft allerdings' 
noch auf innenpolitischen Widerstand. 
Der Beiruter "Safir" sprach nach dem 
Gipfel von einem halben und einem gan­
zen Verlierer. Mit dem halben Verlierer 
war der libanesische Staatspräsident 
Amin Gemayel gemeint. Auf dem Gipfel 
waren gleich zwei libanesische Delegatio· 
nen vertreten: Staatspräsident Gemayel 
und der libanesische Innenmini ster Ab­
dallah Rasi als Vertreter von Ministerprä. 
sident Hoss, der die Legitimität Ge­
mayels, den Libanon auf dem Gipfel zu 
vertreten, infrage stellt e. 
Gemayel erhoffte sich von dem Gipfel 
'eine kräftige Finanzspritze von 600 Mio 
S und politische Rückendeckung gegen 
seine von Syrien unterstützten innen­
politischen Gegner. Eigentlich plante er, 
wie schon zuvor auf der UN-Vollver­
sammlung, den Gipfel zu einem Forum 
gegen die syrische Einmischung zu 
machen. Aber das Thema Libanon wur­
de nur unter "ferner liefen" behandelt. 
Ober finanzielle Hilfen soll in einem 
noch zu bildenden Sonderkomitee dis­
kutiert werden. Und der Arabische 
Gipfel würdigte die syrische Rolle im 
Libanon als Gegenleistung zur syrischen 
Zustimmung zu den Beschlüssen zum 
Golfund zu Ägypten. 
Der große Verlierer des Gipfels war die 
PLO. Das Protokoll des Gipfels und 
König Husseins Eröffnungsrede machten 

Abschlußresolution 
KJi~l t rak·l~n: F~"hah(nd an der Chartad~r 
Arabischen L.Jga, arn Abkommen uhr die ge. 
meinsame Verteidigung, der Chana dn arabi. 
schen Sol,d",itit, in aclonungde l lleU,..,benl. 
die IU.lionale Siehr:rheit ~u schutzen, die Sou· 
vcrlinillil du arabischen Bodenl zU vcneidi· 
gen, und im Geiote der Brud.,lichkelt, der da .• 
Trdfen von Amman bc:helT"S(htc, 'lan,kn dOll 
Thema des K';e~' zwischen Irak und Ir..., uml 
die lagt in der Golfregion ou, der Spitzo der 
Tagtsordnu ng. 
Die Gipfehcitnehmcr verurteilten Irdn w.~en 
d~r IInetzung eines Teil! d •• irakisch.n feni· 
lorium. und w~go:n Ki"". Zögo:nl$. die Resolu· 
tion Nr. ~98 d.J l1N·Sichcrh.itulIt.J a n~u · 
nehmen. Si~ fordenen, li. ZU akzeptieren und 
vollnandig zu r:rlUlien. Sie rief.n die int.r­
national. GemcinKhaft auf, ihrer Ve ... ntwor· 
tung niloChukommen, effektive ß.""hungtn 
%U unternehmen und Maßnahmen ~u ergre,fen, 
di. Iran vonml.,"en, ~"f die Friedensappelle zu 
reagieren. 
o..r Gipfel CTkl~ru seine Solid~rit~t mil I.ak 
und .. ine Huchachu.ong für de .. ~n I\",,,,hm~ 
~r R~..,lution N •. 598 und für !lt'i,,~ rn,crt:in· 
stimmun8 mi, allen Fricden.inili~tivCLI. ON 
G,pfel betonie !lt'ine Untentut7.ung rur I.ak 
zum Schutz .eiue. T~rrilorium. und hei d~r 
Vert~irligun8 !lt'inn Iqitim~n R«hte. 
lagt in &cf Golf~on: O,r Stnuobe.],;,upter 
di.kuti.rten die Ent"·;ckiung der LlLgt iLI &cr 
G<>lfregion und di~ .ich d~ .. u' u~hcnd .. n 8'". 
f~hrlich<:n Fulso:n. ~. Gipfel .rkl.irte ",ine 
Solidarität mit KUW3it unrl ve rurteilte rlie hlu· 
tigtn Ereign"" in d~r heiligen M05<:hee in 
Mekka. o..r Gipfd untemützte die Maßnah· 
.... n Kuwaits zum Schutz ""inn Territorium. 
und .. iner Gewlii ... r wwi .. zur Gewähr1~i<tung 
""ine. Sicherheit und SUbilitlit. 
0.., Gipfel .,klane !lt'inc St>~darit;H mit S .• "di· 
Arab.en und ",ine volle UntentulI."ng für d.,,· 
.. " ~bß"ahm.n. damit die Pil!!". dir hrilol\<"n 
Stauen in Sicherheit bc:."ch~" konnen. "nd 
7.ur Vuhinderung de. Mißbraud .. der heiligen 
StaUen der Mo.lem~. 

Inte.nationale Nat.o.t· , . riedrn,konferen., 
0... Gipfel be"h~ftigl. sich mil dem .... bi.eh· 
i.,.""IiKhen Konmkl und betonte, daß du 
paJ.Jtin."Ji5<:he I'l-oblem der Kern des Kollo 
niku iot und daß der !'"rieden ,m Nahen Olten 
nur verwirklicht werden kann dureh die 
Rudgabe aller be .. tzten arabi'tChen Gebiete, 
vor all~m Jeru .. l.m., die WiedcrhefJtellung 
d .... ""tionatcn R.echte deo p:llä'linen.isdtcn 
Volk ... und die t.ö'URjI; d .. hli.ti""pro!ileml 
in oll..,inen Aspekten. 
Die Staatso!>erhdupler unt"'stutzten die Ein· 
berufung einer internationalen Frieden.kon· 
ferenz unter Schirmhernchfl der UNO mil 
Bueiligung aller betroff~nen Seit.n, darunter 
der ('LO als cinzigtm rechtmaßigem V.rlr .. t .... 
des palütincn,itchen Volk .. auf der Grund· 
lage der Gleichbe.echhgung, snwie der Stan· 
digcn Milglieder de. UN·Sid,crh<:itsrdeJ. Der 
Gipfel betra~htete ~ine internationale KOllf .. 
,..,ru. ab daJ (iru.i!;" Mittel, den ",ab i.ch·'"""li­
sch~n Konnikt friedlich. ger«ht und umfn· 
$end ~u ",~In. 
Libanonkri!lt': Die StaatJobtrh~upter befaßten 
.ich mit der Hbancsitchc" Krise "nd ihren d.,.· 
m~t'schen Au .... irku"l\en ~ur da. ~nhi.che 
libane,iKhe Brudervolk. Sie beton1~n ihren 
WunJch nach Gewihrlei"ung der nationalen 
Einheit Libanon., •• inu ""'-bische" Charak· 
t ...... und, der Einheit .. ine. 1 ernlori"mJ $O .... ie 
ihr~ Hilfe bei der OberwindunK der Kri .. un,1 
der Wicdcrhcntellung .. iner SOuv .... ilinil.'. 
Äg)"ptcn! "uogehend >Om Glauben an d,e gc­
mcinJamen lIoffnungen. Wun'Che und Ein· 
.icht.n. be",hlos""n die Staatsoberhjupter. 
daß die diplo'nat;Jcheo Reziebungen ~wi.chen 
den arabischeo landern und der Ar.>bilcl"len 
Republik Ägypten Angclegenheitjede. St .... t ... 
ent.preche •• d .. iocr Verf .... ung und Ge"'1e 
Jind. 
(Quelle! lIorizont, Bcrlin/DDR, Nr. t2 / 191\7; 
"u.zug) 

deutlich, daß er beabsichtigte, die Befrei­
ungsorganisation völlig zu ignorieren 
und das Palästinaproblem nur am Rande 
zu erörtern. 
Schon vor dem Gipfel halle König Hus· 
sein verschiedene arabische Staauober­
häupter davon unterrichtet, daß er dar· 
auf beharren werde, in der Abschluß­
resolution das Recht des palästinensi­
sehen Volkes auf Selbstbestimmung und 
auf Errichtung eines unabhängigen Staa­
tes fallenzulassen und daß er, falls es das 
allgemeine Klima zulasse, eine inter­
nationale Konferenz auf der Basis der 
Beschlüsse des UN-Sicherheitsrates 
242/1967 und 338/1983 unter Auslas­
sung der Beschlüsse der UN-Vollver­
sammlung vorschlage. Daran sei die PLO 
zwar beteiligt, aber ohne daß dann die 
Art der Beleiligung in der Abschlußreso· 
lution näherddiniert sei. 
Damit will sich diejordanische Führung 
die Hintertüre für ihre eigene Inter­
pretalion der palästinensischen Be­
teiligung in Form einer gemeinsamen 
paläs ti nensisch .jordanischen Delega tion 
und die Rückkehr zu der Formel des im 
Februar 1985 zwischen Arafat und Hus­
sein unterzeichneten Amrrian·Abkom· 
mens, das ein Jahr später von letzterem 
eingefroren und im Frühjahr 1987 von 
der PLQ endgültig aufgekündigt wurde, 
offen halten. 
Während des Gipfels stellte König Hus­
sein gegenüber Arafat in einem palästi­
nensisch-jordanischen Gespräch unter 
vier Augen klar, was seine Essentials rur 
die Lösung des Palästinaproblcms sind: 
gerne insame paläs tinensisch -j ordanische 
Delegation, Bildung einer jordanisch­
palästinensischen Konföderation, Aner­
kennung der Resolutionen 242 und 338 
durch die PLO. 
Das schließlich VOI11 Gipfel verabschie­
dete Abschlußkommunique (siehe Ka­
sten) fällt hinter die Minimalforderun­
gen der PLO und den 1982 auf dem 
Gipfel von Fez verabschiedeten arabi­
schen Friedensplan zurück. Zwar wird 
das Recht der PLQ auf rechtmäßige und 
alleinige Vertretung des palästinensi· 
sehen Volkes erwähnt, aber es ist nur 
noch von feststehenden palästinensi­
schen Rechten, ohne die Erwähnung des 
Rechts auf Selbstbestimmung und Er­
richtung eines unabhängigen palästinen­
sischen Staates, die Rede. Das Kom· 
munique fordert zwar eine internatio­
nale Konferenz,jedoch ohne ihre Grund­
lage und Vollmachten näher zu benen­
nen. Damit kommt der Beschluß deli 
jordanischen Absichten gelegen. 
Es steht ferner zu erwarten, daß der 
nächste Gipfel endgültig die Wiederauf­
nahme Ägyptens in die Arabische Liga 
beschließen wird - trotz und mit Camp 
David. Camp David wurde ein Hir alle 
Mal von der arabischen Staatenwelt ge­
schl uckt. In Zukunft wird kein ara-
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bisches Land mehr Sanktionen wegen 
heimlicher oder offener Kontakte zu 
Israel beftirchten müssen. Das gilt vor 
allem ftir König Hussein, der seit langem 
heimlich mit Israel die J'o litik in den 
besetzten Gebieten koordiniert und der, 

in enger Kooperation mit Mub arak, alle 
Weichen für den zweiten Akt des Sepa­

ratha ndels mit Israel gestellt hat, woflir 
die Formel von der internationalen Kon· 
ferenz lediglich als Cover dient. 

Die Abtrennung des "arabisch-israeli· 
sehen" vom "palästinen sischen" Pro­
blem und die weitgehende Ignorierung 
der palästinensischen Delegation auf 
dem Gipfel in Amman ist ein klarer Wink 

an die PLO, daß man künftig gedenkt, zu 
einer Lösung des Nahostproblems auch 
ohne die pa lästinensische Widerstands­
organisation zu kommen, wenn sich die· 
se nicht gefügig zeigt. Es ist der erste 
Schrill zur Aussch altung der PLO als 
unabhängigem Faktor im Nahostkon· 
flikt. 
Der Ägypten-Beschluß ermöglicht es 
d em Regime in Kairo , in Zukunft wieder 
die Rolle eincr regio nalen Großmacht zu 
spielen - im Golf, im Libanon und bei 

d er Beilegung des Palästinaproblems. 
Durc h d as Gewicht Ägyptens wird in 
Zukunft aber die Rolle der PLO und 
Syriens, der einzigen R egionalmacht, die 
sich Camp David noch widersetzt, ge· 
schwächt. 
Washington hat es nicht eilig mit der 

Lösung des Nahoslproblems. Dies unter· 
strich zule tzt seine Ablehnung eines 
Votums der UN.Vollversammlung An· 

fang Dezember 1987, die Mitgliedsstaa­
ten sollten sich stärker rur die Einberu· 
fung eIßer Nahose-Friedenskonferenz 

einsetzen ( 129 Für·,2 Gegenstimmen, 
und zwar der USA und Israels). Noch is t 
es der Regierung Reagan nicht gelungen, 

d ie PLO und Syrien zur Kapitulation vor 
den US·Lösungsvorschlägen zu zwingen. 
Noch stehen die Kräfteverhähnisse nicht 
eindeu tig zu ihren Gunsten. 
Aber die USA sind ein gutes Stück auf 
ihrem Weg weitergeko mmen, wobei ih­
nen die Uneinigkeit im patriotischen 
Lager (Differenzen innerhalb des paJästi· 
n ensischen Widerstandes, Lagerkrieg im 
Libanon, Differenzen zwischen der PLO 
und Syrien) 7 in die Händ e arb eitet. Nur 
wenn diese angesich ts der großen Ge­
fahren zweitrangigen Differenzen über­
wunden werden können, wird es möglich 
sein, die auF dem Amnlatl·Cipfel einge­

leitete Entwic klunjl;' aufzuhalten . 

Anm"rkungcn: 
I) Siehe: AlB 11·12/ 1982, SAff. 
2) AI·QabJ,Beirut,9.11 .1 987 
3) Wortlau t in: Al·Safir, ßeirut, 24.11.1987 
4) Si"he zur Golfkri se: AIß II /De"umber 

198 7,S.4ff. 
5) AI-HurTieh, Seimt, 15.11.1987 
6) AI·Safir, 14.11.1987 
7) Siehe dazu: AlB 6/J uni 1987, S. 5rr. und 

Al B li /Dezember 1987, S. 20 
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Diskussionsforum Palästina I Nahostkonflikt 

Sollen die Palästinenser 
auf ihre Rechte verzichten? 
Ich möchte an dieser Stelle nicht über die 
Motive für die Bei!r'~ge von t'rau Oc5lerle' 
Schwerin spekulieren, sondern ihr zunäo::hst 
einmal ein humanitärt':s Anliegen zugute hal­
ten, obwohl die Gleio::hzeitigkeit ihrer Diskus· 
sionsbeiträge mit der zuletzt anl~ßlich ihres 
Isl":lel·ßesuo::h5 ;<um Ausdmck gebrachte pro­
imperialistische Position ihrer Parteifreunde 
$chily und Schoppe 'LU Denken gibt. Ich 
möchte mich heute auf eine Kritik einzelner 
l'unkte in ihrem Diskussionsbeitrag "SelbSlbe­
stimmungsrt':cht kann man nicht essen" in AlB 
11/1987 beschränken. 

J. Frau Oesterle-Schwerin weist zurecht dar· 
auf hin, daß man völkerrechllich verbriefte 
Rechte nichl essen kann und wendet diese 
Binsenweisheit g.:gen das paläslinensische 
Volk, indem $iediesem empfiehlt, faktiKhauf 
seine Rechte zu ' ·enichten. 
2. Wenn sie an anderer Stelle fragt, wie stand· 
haft die Pal~stinenser noch wären, wwn sie die 
Möglichkeit hätten, nieht standhaft zu sein, 
kommt sie jedoch den wirklichen Problemen ­
unge"'olh - näher, nämlich der TatSache. daß 
die Verteidigung auch der individuellen Rech· 
te auf Leben, Auskommen und Freiheit unter 
den herrschenden Bedingungen nur durch die 
standhafte Verteidigung des nationalen Rech­
tes auf Selbstbestimmung, konkret in Form 
der Gründung eines Slaates - get rennt von 
oder gemeimam mit einem enlzionisierten 
jiidisch-israc:lischen Volk - möglich ist. jeden­
fa!!$ rur das Gros der Palaslinenser innerhalb 
und außerhalb ihrer Heimat. 
3. Die PJ.,O hat die Forderung nach Gründung 
eines eigenen Staates, zu dem die Weltbank 
und der G~za·Strt:ifen gehören w\irden, nicht 
schon vor der israelischen Besetzung dieser 
Gebiete gestellt, weil es zu dieser Zeit die PLO 
im heutigen Sinn nicht gab. 
In derTa! verdankt dcr pahistincnsiKhe Natio­
nali5mus als vom allgemeinen arabischen Na· 
tionalismus getrennter wenn nicht sein Ent· 
stehen, dann doch zumindest seine umfassen· 
de Entwicklung in bewnderer Weise der Nie­
derlage ckr arabischen Regime 1967 und der 
Okkupation auch des verbliebenen Rest($von 
Palästina durch die Zionisten. So stimmt ($ 
auch nicht, daß sich alle Forderungen der PLO 
nur an Israel richteten. Vielmehr kämpft sie 
zumindest seit der Sitzung ihres 5. National· 
rates 1969, der diese 1964 von der Arabischen 
Liga gcgrundete Organisation in eine unabhä n­
gige Vertretung des palästinensischen Volkes 
verwandelte - in ihren konsequenten Tei len 
bis heute - stets gegen denjordanischen An· 
spruch auf Allein- oder Mitvertretung des pa· 
lästinen$ischen Volkes. 

4. Wenn F.,.u Oesterle·Schwcrin Khreibt, die 
Palästinenser müßten "olle Bürgerrechte in den 
Ländern, in denen sie jetzt leben, bekommen 
und die Möglichkeit erhalten, sich in anderen 
Ländern niedcrLuJassen, da es nicht um die 
Gründung eines Staates, sondern um die Be· 
seitigung der Armut gehe, dann muß ihr zu· 
n~ch$t ihre eigene Frage entgegengehalten wer· 
den, ob nämlich nicht die J ordanicr genauso 
ekelhaft zu ihncn gewesen seien wic die Israe· 
lis. So ist es! 
Kann man dJlnn den l'alänineusem .-c:rdenken, 
daß sie nachweisbar keine Lust haben, das Los 
ihrer arabischen Brüder zu teilen? Die bour· 
geoisen arabischen R~-gime sind weder willens 
noch in der Lage, ihren eigenen Bürgern mehr-

heillich ein politisch und wirtschaftlich men· 
schenwürdiges !.eben zu sichern. Was haben 
dann die eingebürgerten Palästinenser zu er· 
warten? 
5. Frau Oesterle·Schwerin schreibt zutref­
fend, daß die hl":lelis die stärkeren seien. Ihre 
Schlußfolgerungen laufen darauf hinau5, dafür 
zu sorgen, daß sie es auch ewig bleiben. Ich 
denke, daß niehl einmal die Grünen solche 
Träumer in den Bundestag schicken, die ernst· 
haft glauben, daß "unsert':" lTlit den paar israe· 
lischen Linken gemeinsam zu bewerkstelli· 
gende "Beobachtung" der israeliKhen Besat­
zungspolitik, unsere "Kritik" und unsere 
" t'orderung" des sofonigen Abzuges der 
israelischen Besatzung - alles Aktivitäten, die 
wir zurecht sei l fast 20 Jahren betreiben - an 
der überlegenheit Israels etwas ändern. 
Wohl wissend. daß dem so ist, fordert sie die 
Beendigung des bewaffneten Kampfes, d.h. sie 
forden, daß das palästinensische Volk das letz­
le und ausschlaggebende Millel aus der Hand 
gibt, das ihm zuminden die Perspektive einer 
Existenz jensein dcr eines von internationalen 
guten Wünschen und Brosamen lebenden Vol· 
kes offenhält. Die vom bewaffneten Kampf 
de r PLO erschreckte "Wellöffentlichkeil" 
"ilrde ohne diesen Kampf längst nieht mehr 
vom paläninensischen Volk reden und unter· 
stü tzt den zionistischen Staat im übrigen kei· 
neswegs in der bekannten Weise malerieIl, weil 

,ie sich der Illusion hingäbe, dieser sei unmit· 
lelbar bedroht, sondern weil sie seine Funk· 
tiomrahigkei l als regionaler Gendann g.:gen 
jede anliimperialistische Unbotmäßigkeit in 
der Region erhalten und ausbauen will. 
Was auch immer die Motive "on Frau Oesterle­
Schwerin sein mög.:n: Sie wirbt mit ilIusori· 
schen Sozialprogrammen rur die Liquidierung 
der palästinensisehen Nalionalbewegung und 
damit rur die Slärku ng des expansionistischen 
Zionismus und seiner arabischen Leibgarde, 
den Bourgeoisien der arabischen Welt, und da· 
mit für die Verewigung von Strukturen, die 
politische Entmündigung, kulturellen Nieder­
gang und Ausbeutung immer breiterer Teite 
der arabischen Bevölkerung nOlwendigerwcise 
als Voraussetzung und Folg.: haben. 
OUtter Fallt, Bonn 
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Mittelamerika 

NieD Biver 

Der Friedensprozeß 
schlägt Wurzeln 
Die Oberraschung war allgemein, als die 
Präsidenten der mitte.lamerikanischen 
Staaten Nicaragua, EI Salvador, Hon­
duras, Costa Rica und Guatemala am 7. 
August 1987 in Esquipulas (Guatemala) 
ein Abkommen zu einer friedlichen Bei­
Jegullg der Konnikte in Mittclamerika 
unterzeichneten. 
Vier Jahre lang hatte die Contadora­
Gruppe (Mexiko, Kolumbien, Panama 
und Venezuela) zusammen mit ihrer Un­
terstützergruppe (Brasilien, Argentinien, 
Uruguay ulld Peru) erfolglos auf dieses 
Ziel hingearbeitet. Nun gelang dies den 
mittelamerikanischen Staaten in eigener 
Regie, obwohl sie mit Ausnahme Nicara· 
guas von den USA, die bisher alle Frie· 
densbemühungen zu Fall gebracht hat· 
ten, weit abhängiger sind als die Conta­
dorJ.-Gruppe. 
Sie brachten den Abkommensentwurf 
des costaricanischen Präsidenten Oscar 
Arias, der ursprünglich gegen Nicaragua 
gerichtet war, nicht nur in die jetzige 
konsensnihige Form, sondern wiesen 
auch einen " Friedensplan" Ronald Rea­
gam und des Sprechers des Repräsentan· 
tenhauses Jim Wright zurück, den diese 
zwei Tage vor dem Gipfeltreffen in Gua­
temala vorgelegt hatten, um ein Abkom­
men zu verhindern. 
"Die fünf Regieru ngen mußten viele Zu­
geständnisse machen", sagte der guate· 
malteküche Präsident Vinicio Cerezo in 
seinem Schlußwort, "aber wir haben das 
Interesse der mittdamerikanischen Ge­
meinschaft über alles gestellt. .. Wir wis­
sen, daß es viel Kritik geben wird, daß 
diese Vereinbarung Pressionen ulld 
Widerspruch helVorrufen wird, aber wir 
fordern die Respektierung unseres Frie· 
denswillens. ,,1 In der Tat ist das Abkom­
men angelegt, vor allem in Washington 
Widerspruch zu ernten, zieht doch seine 
ErfUliung ein Ende des Con tra· Krieges 
gegen Nicaragua nach sich. 
Es sieht U.a. einen Waffenstillstand zwi­
schen den Konfliktparteien, die Demo­
kralisierung der einzelnen Länder, die 
Einstellung der Hilfe an Aufständische 
und die Unterbindung der Benutzung 
des Territoriums der Unterzeichnerstaa­
ten rur destabilisierende Aktionen gegen 
andere Regierungen vor. 
Der Plan enthält gle iche Mechanismen 
fUr alle Länder. Dies ist zwar eine Garan-

tie gegell die Diskriminierung einzelner 
Unterzeichner, aber gleichfalls ein Hin­
dernis rur die Verwirklichung des Ab· 
kommens, da die jeweiligen Bedingun· 
gen in den einzelnen l..ändem unter­
schiedlich sind. Deutlichster Ausdruck 
rur dieses Problem ist die Gleichsetzung 
von Contras und der Nationalen Befrei­
ungsfront Farabundo Marti/Revolutio­
näre Demokratische Front (FMLNI 
FDR) EI Sah'adors. Außerdem enthält 
das Abkommen keinen Verweis auf die 
Hauptursache des Konflikts, den USo 
IntelVcntiO llismus, ulld sieht mithin 
auch keinen Abzug der US-Truppen aus 
der Region \·or. 
Das Zustande kommen der Obereinkunft 
läßt sich im wesentlichen auf die Krise 
zurückfUhren, in die die Außenpolitik 

der Reagan-Administration geraten ist. 
Die in der sog. Reagan-Doktrin postu­
lierten Ziele der strategischen Oberle­
genheit über die Sowjetu nion und die 
Zurückdrängung revolutionärer Bewe­
gungen und J..änder mit tels verstärktem 
IntelVentionismus sind auch nach sieben 
J ahren Reagan.Präsidentschaft nicht er­
Hillt. 
Die Konfrontationspolitik wurde viel· 
mehr mit einer Schwächung der wirt· 
schaftlichen Basis der USA erkauft. Dies 
drückt sich in Handeisbilauz- und Bud· 
getdefiziten in der Größenordnung von 



200 Mrd $ aus und verstärkte den Wider­
stand von Teilen der herrschenden Klas­
S~ d~r USA g~gen di~ Reagansch~ Außen­
politik. Die Mehrheit, die die Demokra· 
tische Partei 1986 im Kongreß erringen 
konnte, und das Aufdecken der Iran­
Contra-Afnire sind sowohl Ausdruck 
dieser Widersprüche als auch Hemmnisse 
flir die Weiterverfolgung der Reagan­
Doktrin. 
Eine weitere bedeutende Ursache flirdie 
Abstriche in der Konfrontationspolitik 
ist die offensive Friedens·, Umgestal. 
tungs- und Offnungspolitik der Sowjet­
union unter Michail Gorbatschow. Sie 
hat Reagan nicht nur in der AbrU­
stungspolitik in Zugzwang gebracht. Sie 
läßt auch mehr und mehr das Schreck­
gespenst des Kommunismus, das rur die 
Propagierong der HOChrüstungs- und ln­
terventionspolitik herhalten muß, ver­
blassen. Deutlichster Ausdruck flir diese 
Entwicklung ist der Abschluß des Ab­
kommens über die Beseitigung der Mit­
telstreckenraketen. 
In der Dritten Welt ist zwar bisher kein 
Abgehen Washingtons von der Interven­
tionspolitik festzustellen, jedoch konn­
ten - sieht man mal von dem Sonderfall 
Grenada ab - die verfolgten Ziele nicht 
erreicht werden. Weder wurden die Re­
gierungen in Angola und Afghanistan ge-

stürzt noch konnten in Haiti und den 
Philippinen durch die Absetzung von 
Duvalier und Marcos stabile Verhältnisse 
geschaffen werden. 
Am deutliChsten aber wird das Scheitern 
dieser Politik in Mittelamerika. Weder 
konnte EI Salvador stabilisiert werden 
noch der Sturz der Sandinisten, der zum 
Lackmustest der Reagan-Oiktrin erklär t 
worden war, bewerkstelligt werden. 
Die Contras, das Hauptinstroment zur 
Realisierong 'dieses Ziels, mußten seit 
1984 schwere Rückschläge hinnehmen, 
die ihre Stärke von damals 16.500 Mann 

auf weniger als die Hälfte heute redu­
zierten. Zudem mißlang der Aufbau 
einer glaubwürdigen inneren Opposition 
und ließ die Verstärkung des sandinisti· 
schen Volksheeres eine direkte Invasion 
immer weniger ratsam erscheinen. 
Neben dem anhaltenden Widerstand in 
den USA, der Flexibilität der Sandini­
sten und der internationalen Sympathie, 
die sie weiter genießen, sind die Be­
mühungen der lateinamerikanischen 
Staaten, eine Verhandlung5lösung in der 
Region herbeizuftihren, ein weiterer 
Hemmschuh für eine verstärkte Inter­
vention. Zwar ftihrte der Contadora­
Prozeß nicht zum Erfolg, jedoch deckte 
er die wirklichen Probleme auf und 
schaffte einen Freiraum rur den Dialog. 
Gründe fur das wachsende Unabhängig­
keitsstreben Lateinamerikas von den 
USA sind die zunehmende Diversifizie­
rungder Wirtschaftsbl"ziehungen und da­
mit eine geringere Bindung an die USA, 
die Rückkehr zu demokratischen Ver­
hältnissen in den meisten Ländern und 
der Gegensatz zu den USA, der sich aus 
der Verschuldung5krise ergibt. Verstärkt 
wurde dieser Distanzierongsprozeß von 
den USA durch den Malwinen-Konflikt, 
bei dem die USA Großbritannien unter­
stützten, und die Grenada-Invasion. 
Der bisherige Höhepunkt dieses Prozes­
ses war die Konferenz der Acht in 
Acapuko (Mexiko) vom 27.-29. NOvem­
ber 1987 über die Verschuldungskrise, 
den mitte1ameikanischen Friedens­
prozeß und die lateinamerikanische Ein­
heit. Es war die erste Konferenz der 
wichtigsten Staaten Lateinamerikas 
ohne die USA. Daß diese Staaten iden­
tisch sind mit der Contadora- und ihrer 
Unterstützergruppe macht deutlich, daß 
der mittelamerikanische Konflikt einen 
Katalysator rur diesen Einigungsprozeß 
darstellt. Der Gipfel der Acht könnte 
den Anstoß zur Gründung einer latein­
amerikanischen Organisation geben, der 
im Gegensatz zur Organisation Amerika­
nischer Staaten (OAS) nicht die USA, 
wohl aber Kuba angehören könnten. 
Der Niedergang der Reagan.Doktrin und 
die lateinamerikanischen Bemühungen 
um eine Verhandlung5lösung bereiteten 
zwar den Boden rur das Friedensabkom­
men. Jedoch war die konkrete Lage in 
der Region entscheidend rur die Unter­
zeichnung durch die Staatspräsidenten. 
Der Krieg hat zu einer eindeutigen Ver­
schärfung der Wirtschaftskrise in allen 
Ländern Mittelamerikas geführt, die 
auch durch die massive Hilfe aus den 
USA - vor allem ftir EI Salvador, Hon­
duras und Costa Rica - nicht kompen­
siert werden konnte. Der wirtschaftliche 
Niedergang war solange tragbar, wie die 
Perspektive eines raschen Sturzes der 
Sandinisten bestand. Mit dem Schei tern 
des Contra-Krieges und der Zunahme der 
soz ialen Konflikte setzte jedoch vor 

allem in Costa Rica und Guatemala nach 
Regierongswechseln 1986 ein Umden­
kungsprozeß ein. Von e iner Beilegung 
des KonOikts erhofft man sich nicht nur 
ein Ende der Wirtschaftskrise, sondern 
auch ein internationales Hilfsprogramm. 
Arias hatte 1985 die Wahlen mit Frie­
denslosungen gewonnen. Ihm geht eS 
darum, die soziale Stabilität in Costa 
Rica zu erhalten und es mittelfristig zu 
einem "Wirtschaftswunderland" a ' Ia 
Singapuroder Taiwan auszubauen. 
Sein Friedenswille dürfte aber auch ent­
scheidend durch die Zerschlagung der 
von Costa Rica aus operierenden Contra· 
Troppen Eden Pastoras und durch das 
Gerichtsverfahren, das Nicaragua vor 
dem Internationalen Gerichtshof in Den 
Haag gegen sein Land anstrengte, beflü­
gelt worden sein. Die Enthüllungen in 
der l ran-Contra-Affare über die Unter­
stützung der Contras von Costa Rica aus 
dürften ein übriges getan haben. 
Arias mußte außerdem bald einsehen, 
daß ein Abkommen mit unannehmbaren 
Forderungen an Nicaragua (z.B. direkte 
Verhandlungen mit der Contras und so­
fortige Neuwahlen) und unter Ausschluß 
Nicaraguas, wie bei der ersten Beratung 
über seinen Plan am 15.2.1987 gesche­
hen, nicht zu erreichen war. 

Das Scheitern des 
Contra-Krieges hat den 

Befürwortern einer politischen 
Lösung Auftrieb gegeben 

Diese Einsicht rief aber wiederum die 
USA auf den Plan, die durch EI Salvador 
ein ersteS Treffen aller mitteIamerikani­
schen Präsidenten am 15.6.1987 verhin­
derten. Arias konnte dann seinen Plan 
nur noch retten, indem er sich Unter­
stützung in Westeuropa und bei den 
Demokraten in den USA holte. Auch 
Reagans "Friedensplan" konnte das Ab­
kommen nicht mehr verhindern, da sich 
dieser nur an Nicaragua richtete, von den 
Sandinisten nicht akzeptable Vorleistun­
gen verlangte und zudem aufgrund seines 

AlB - me ORrm-WELT-Zeftschlifll-2J1988 111/25 



Diktatcharaku:rs die versammelten 
Präside nten verärgerte. 
Nun wollen aber weder Arias noch die 
anderen Unteneichnerstaaten, daß den 
Sandinisten die Macht erhalten bleibt. 
Vielmehr sollen über Verhandlungen Be· 
dingungen geschaffen werden, die der 
inneren Opposition größere Freiräume 
schaffen und den Sandinisten die Hände 
binden, um gegen sie vorzugehen. 
Insofern ist die Verleihung des Friedens­
nobelpreises an Arias auch eine zwei­
schneidige Sache. Er wertet zwar einer· 
seits den Friedensprozeß auf, weist aber 
auch Arias eine Schiedsrichterrolle zu, 
die er gegen Nicaragu a nutzen kann, die 
aber eigentlich der im Vertrag vorgese­
henen In ternationalen Uberprüfungs­
und Kontrollkommission zukom mt. 
Guatemala hatte schon unter der Militär­
diktatur eine unabhängigere Posi tion ge­
genüber den USA eingenommen. Das 
Land grenZ! nicht an Nicaragua und er­
hält erst in le tzter Zeit wieder ger inge 
l\Iili tärhilfe aus den USA. Zudem gelang 
es dem Regime, mit eigenen Mitteln (und 
Unterstützung Israels) durch einen bru· 
talen Terrorfeldzug die Guerilla elll' 
pfindlich zu schwächen. Bei einer Regio­
nalisierung des Krieges, so befürchte t das 
Regime, stünde eine erneute Zunahme 
der Konfl ikte im Innern und eine Schädi­
gung der Wirtschaft zu erwarten. 

Die guatemaltekische Bourgeoisie (die 
stärkste Mittelamerikas) hat ein In­
teresse an der Lösung des Konflikts, da 
sie am meisten von ei ner Wiederbelebung 
des mittelamerikanischen Marktes pro· 
fitieren würde. 
Somit nimmt es nicht Wunder, daß 
Cerezo eine aktive Rolle beim Zustande­
kommen des Abkommens spielte. Bei 
der Umsetzung der einzelnen Punkte in 
seinem Land stößt er jedoch bald an die 
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Grenzen, die ih m das Militär setn, zumal 
die Guerilla und die Massenbewegung 
wegen ihrer Schwäche vorerst noch kei­
nen ausreichenden Druck zu entfalten 
vermögen_ 
Die größten Probleme bei der Unter­
zeichnung des Abkommens hatten EI 
Salvador und Honduras, die am stärksten 
von den USA abhängig sind. Daß Duarte 
nach seiner anfanglichen Obstruktion 
dennoch unterschrieben hat, dürfte vor 
alle m darauf zurüe kzuruhren sein, daß er 
sich damit innenpolitisch einen größeren 
Manövrierspic:lraum ausrechnete. Mit 
der Bildullg der Versöhnungskommis­
sion, der Verkündung e iner Amnestie, 
Gesprächsangeboten an die FJI.I LN/FDR 
und einem einseitigen kurzfristigen Waf­
fenstillstand will er formal den Vertrags­
bedingungen nachkommen, um seine 
schwindende soziale Basis wieder zu ver­
breitern. 
J edoch mißlang die geplante Isolierung 
der FMLN/F DR. Aufgrund des Drucks 
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breiter Kreise mußte er die Vorbedin­
gungen fUr Verhandlungen mit der 
FMLN/ FDR fallen und die FDR-Führer 
ins Land zurückkehren lassen. Dennoch 
ist e ine Lösung des Konflikts kurzfristig 
nicht absehbar, da Duarte eine weit­
gehende Demokratisierung, soziale Re­
formen und eine Beteiligung der Guerilla 
an der Regierung ab lehn t. 
Honduras ist am stärksten von den USA 
abhängig und Aufmarschbasis nicht nur 
rur die Contras, sondern auch für die 
US-Truppen, die das Land mit Militär­
einrichtungen übersät haben. Zwar wu r· 
de die Forderung, die Contras aus dem 
Land zu verweisen, immer lau ter. J edoch 
dürfte I-Ionduras das Abkommen nurun­
terschrieben haben, weil es sich SOllSt 

isoliert hätte. Dies wurde auch durch die 
Weigerung der Regierung bestätigt, die 
Vereinbarungen in die Tal umzusetzen . 
Beflügelt durch den Fricdcnsprozeß ver­
stärkte sich jedoch der Druck \'on Volks­
organisationen, Kirche, Parteien und Un­
ternehmern derart, daß die Regierung 
sich gezwungen sah, einzelne Punkte des 
Abkommens umzusetzen. Ein Hinaus­
wurf der Contras ist jedoch wegen der 
US.Weigerung bisher nicht abzusehen. 

Die geringsten Probleme, den Vertrag zu 
unterzeichnen hatte Nicaragua. Das Ab­
kommen erschwert die Interventions· 
polilik der USA und bedeutet, wenn es 
vollständig umgesetzt wird, das Ende der 
Contra. Darüber hinaus wurden die san­
dinis t ische Regierung und die Verfas­
sungaIs legitim anerkannt. 

Nicaragua hatte seit Beginn des Kon· 
flikts auf ei ne Verhandlungslösung ge­
drängt und war als einzige Regierung be­
reit, die Vertragsentwürfe der Conta· 
dorn-Gruppe zu unterschreiben . Das 
Streben nach einer Verhandlungslösung 
ist für Nicaragua jedoch keine taktische, 
sondern eine strategische Frage. Unter 
Kriegsbedingungen ist eine Fortführung 
der Revolution nicht möglich, da dic 
Wirtschaftskrise nicht aufgehalten wer-



den kann. Außerdem ist eine vollstän­
dige Vernichtung der Contra nich t zu 
erreichen, selbst wenn ihre Aktivitäten 
in Grenzen gehalten werden können. Da 
die Sandinisten trotz der Wirtschafts­
krise noch immer über große Unterstüt­
zung in der Bevölkerungverfiigen, konn· 
ten sie ein Abkommen erreichen, das 
keine Zugeständnisse in Grundsatzfra­
gen beinhaltet. 

Nicaragua hat bisher als einziges Land 
alle Vertragsbedingungen erfüllt. Einige, 
wie die Aufhebung des Ausnahmezu· 
standes und eine umfassende Amnestie, 
treten entsprechend dem Gleichzeitig­
keitsprinzip erst in Kraft, wenn die ande­
ren Vertragspartner das Abkommen er­
füllen, d.h. wenn die Contras nicht mehr 
von außerhalb unterstützt werden. 
Diegrößte Gefahr bei der Umsetzung des 
Vertrages besteht in der Wirtschafts­
krise, da sie sOliale Unlufriedenheit er­
zeugt, die einen fruchtbaren Boden für 
die Agitation der rechten Parteien bietet. 
Diese haben bereits jetzt einen größeren 
Spielraum und werden mit Millionenbe­
trägen aus dem Ausland unterstützt. Des­
halb kommt es vor allem darauf an, die 
Krise in den Griff zu bekommen, wofür 
jedoch erst nach Beendigung des Krieges 

Chancen bestehen, und gleichleitig 
Kräfte in die Verbesserung der Massen­
arbeit umzulenken. 

Ob der Friedensprozeß gelingen wird, 
und das heißt vor allem die Beendigung 
des Krieges gegen Nicaragua, hängt ein­
lig und allein vom Verhalten der USA 
ab. International haben sie sich voll­
ständig isoliert. Das Friedensabkommen 
wurde von der OAS, der EG und der 
Sozialistischen Internationale unter­
stützt. Die Zustimmung in der UN-Voll­
versammlung war derart umfassend, daß 
nicht einmal der US-Vertreter es wagte, 
gegen eine Unterstützung des Abkom· 

mens zu stimmen. 
Nicht zuletzt die vorzeitige Umsetzung 
des Abkommens in Nicaragua und das 
Angebot indirekter Waffenstillstandsver­
handlungen an die Contras haben die 
USA unter Druck gesetzt. Offiliell wird 
das Abkommen deshalb begrüßt, als 
"kühner Schritt in die richtige Rich­
tung"2 (US-Außenministcr Shuhz), aber 
gleichzeitig auf den mangelnden Demo­
kratisierungswillen der Sandinisten und 
die Nichtberücksichtigung der US­
Sicherheitsbelange im Abkommen ver­
wiesen. 
Nicaragua habe dem Abkommen ohne­
hin nur zugestimmt, weil es die Contras 
gäbe. Und deshalb, so Reagan am 
7.10.1987 vor der OAS, "werde ich ein 
... 270 Mio S- Paket an neuer militäri· 
scher und humanitärer Hilfe für die Frei­
heitskämpfer fordern und erkämpfen. 
Diese neue Unterstützung wird so lange 
gewährt werden, wie die mit den Frei­
heitskämpfern in Verhandlung stehen· 
den Sandinisten ein Abkommen Hir ei­
nen Waffenstillstand schließen und bis in 
Nicaragua vollständige Demokratie 
herrscht". 3 

Einen Rückzug hat die Reagan-Admini­
stration bisher nur in Nebenfragen ange­
treten. Die Beantragung der 270 Mio $ 
mußte sie auf die Zeit nach dem neuen 
Termin zur Erflillung des Abkommens 
am 15.1.1988 verschieben. Und in Zug­
zwang gebracht durch die Bereitschaft 
Nicaraguas. indirekt mit den Contras 
über einen Waffenstillstand zu verhan­
deln, v.vrde dies in einer gemeinsamen 
Erklärung von Shultz und Wright be­
grüßt, obwohl das Weiße Haus bisher im­
mer direkte Verhandlungen gefordert 
hatte. 
Der in Washington ausgearbeitete Forde­
rungskatalog an die Sandinisten zur Her­
stellung eines Waffenstillstandes zeigte 
dann erneut, was Washington will: die 
Selbstaufgabe der Revolution. 
Um die Durchflihrong des Abkommens 
zu verhindern, wird zudem der Contra­
Krieg verstärkt weitergeführt. Und es 
wird Druck auf EI Salvador und Hondu­
ras ausgeübt, Versorgungsflüge an die 
Contras nicht zu verhindern und sie 
nicht des Landes zu verweisen - bisher 
erfolgreich. 
Zwar dürfte unter der Reagan-Admini­
stration nicht mehr zu erwarten sein, daß 
es :zu einer Übereinkunft mit den Sandi­
nisten kommt. Allerdings könnte der 
Kongreß dem Präsidenten bei der Weiter­
verfolgung seiner aggressiven Politik 
Steine in den Weg legen. Angesichts der 
Isolation der USA sehen die Demokraten 
sich bestärkt, den Stur.!: der sandinisti­
schen Regierung nicht mit militärischen, 
sondern mit politischen Milleln zu be­
werkstelligen. Sie gehen davon aus, daß 
der Contra-Krieg nur den Sandinisten 
nUlze, da er von den wirtschaftlichen 

Problemen ablenke. Und sie haben 
bereits im Kongreß der Bewilligung von 
250.000 S rur die innere Opposition 
zugestimmt. 
Im Januar 1988 werden es die Demokra­
ten in der Hand haben, Reagan einen 
Strich durch die Rechnung zu machen 
und entscheidend zum Gelingen des 
Friedensprozesses beizutragen, indem 
sie d\ Bewilligung der 270 Mio S ableh­
nen. Bisher haben sie weiteren "humani­
tären Oberbriickungsgeldern" an die 
Contras zugestimmt - zuletzt 9 Mio S 
am 11.12.1987 im Senat. 
Sollte es Reagan und seinen Verbün­
deten in der Region gelingen. Nicaragua 
als Saboteur des Friedensabkommens 
hinzustellen, könnte die Entscheidung 
im Kongreß auch zu seinen Gunsten aus­
gehen. Dann wäre jedoch das Ab kom· 
men insgesamt in Frage gestellt und eine 
neue Ru nde der Kriegseskalation einge­
läutet. 
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i:"---------------11/~::~~?;::r,FJ<!:::;;;;,"" Bischöfen ~u'llcwihlu~n Vertrete. und tk'KIl 
Stdhcnrcter zusammen; dieser VorxhJag 
muß inllC'rhaJb '-on 15 Tagen nach Erhah dt-r 
rönnlkhcn Einladung \orgcltgl werden. Die 
Einl:odung wird von den Regicrungcoll binnen 
funf ArtM'iUlalCn nach Untcn:dchnung dieses 
Dokumcnu ~orgclcgl. DM gleiche Verfahren 
des Ol"l'icrvonich lags findct bei der AUJ\<o'ahl 
eines Vcrt~tcrs der legal eingeschriebenen 
Oppositionsparteien und dessen Slcllvcrm~lc r 

statt. Du Drcicrvonchlag muß innerhalb der­
selben Frisu:ingercicht we ruen. 

Priambcl 

Dit SflUl/spriüidr:nJen von GIU1Je ,nllla, EI 5111· 
vackJr, I/andurll$, Nicllrogull und Gas/li Rica, 
die 11m 6. u .. d 7. Aupsl 1987 in der S/Ildl 
Gullutlllllllzusammengek omm .... si/uJ, 
• ermulig/ durch dir: Wt iluchlund den unge­
b rochr:nr:n WiUen der Go .. llldorll- und der Un­
/r:rsWt:.urtglgn<ppe, Frjr:cJe" "" schi;Jf!en, 
• br:stirkl dllrch dir: anlt4lunde UnUrllül' 
zlln, lei,r:ns Ill/er Re,itr'r:nden und Vo/Jurder 
Wr:/I, der wichtigslen i .. urnafilmll/en Or,a,,;· 
satione ... i"sbuondere der Eurapiiuhen Wirl' 
scha/u,tmeinuha{t und 5.11. Papst Jahllnntl 
Paul l1. , 
• ,tlliilll Iluf die Erkliiru", von Esquip"las. 
• in der Absicht. in GUlltemll1il den VOn dtr 
Regierun, 110'1 Gosta R ieo lIorgele,tr:n Frie­
dtnsplan ,emeinsafn zu tr6rtern. 
sind iibtr'eingekommen, 
• sich voll und gonz der historischen !leroul' 
fordt ..... rtg ZII stelle ... Milulilmr:nla tinefn·td· 
licht Zukunft zu Vt rsclt4f!r:n; 
• liell z .. vtrpflichu ... fir den J-n·tdr:n : .. 
/cimpfr:n und dtm K ritg ein Endt zu beTfliftn: 
• dun Dill/og vor der Gewalt u"d dtr Ver. 
n .. ",1 vordr:r Rilchsucht Vo"allllugtbtn; 
• ditse FritdenWemiih .. ngtn dtr J~endMit· 
ulomerillils t u widm t ". dertn beTtehtWIlS 
Strtben Nlch Frieden und so:ialer Gerechlig­
leeil, nllch f"rr:ihtit .. ruI VeTJIihn .. ng viele 
Generlltionenlang tnlliiuschl w .. rde: 
• nn miluillmtrikilnisches P"rlomtnl z .. 
schaffen ou S)'mbol der Frtihr:if .. nd UnOO· 
hii",igll eil. dtr Vtr's6 hn"n" die wir in Mitte/· 
a,nr:riA:o trstrtbr:n. 
Wir fordern dir: i"lr:rnll.lional .. Gtmeinschofl 
i;Ju/. u"ltr'e Bemiill1mg .. " :u och/r:n und zu 
IInUrJriiuen. Uns suhr:n mittew.meriA:onisclie 
Wr:ge {iir d .. n Frieden und di .. Enlwicklu.ng 
<I/fe ... ober zu, Verwirklichung dir:u:r Zi .. 1t 
b .. n6fi,en wir Hil{ ... Wir fordern ein inUrnllfio-
nilles A bllomm ..... dlls die E n/w;cll /un, ge· 
währleistet, da mit der FricrJen , den wirwa/It", 
VOn Oll iler ill. Wir beA:riifligen mit Enfschlos­
StI"hei/ , doß Fn'Men u"d EntwicA:lu"g nicht 
voneinander getre"n/ wr:rdr:n dürfen. lI'irdon­
lien Präsidr:nt Vinicio Ge.elO A revolo vnd dem 
VolA: von Gualemala fir ihre Gaslfreund­
schafl. Die GroßziigigA:eil des SllUIupriisiden· 
tr:" lind des guotemolleftischfln VolA:es hilben 
e"tschflidud zu dem Klima bfligelrogen. dlls 
die A nNlhm.r der Frir:densbnchliiJn ermög­
lichlll. 

Verfahren zur Schaffung eines 
tragfähi gen und dauerhaften 

Friedens in Mittdamcrika 

Die Regierungen der Republiken Costa Rica. 
EI Sal\"ador, Guatemala, Hondura$ und Nica· 
ragua haben eingedenk ihre r Verpflich tung, 
die in de r Charta der Vereinten Nationen. der 
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abkommen 
der Präsidenten 
Mittelamerikas 

Chan a der O rpniJation Amerikanischer St ..... -
ten, dem Zieldokument, de r Bouchaft von 
ClIraballroa fur Frkdtn, Sicherheit und Demo­
kratie in Minelatnerika, der Erklirung von 
Guatemala. dem Kommuniqui von Pum a del 
Este, der Botschaf t von Panama, der Erklärung 
von Esquipulas und dem Entwurf der COnla· 
dora·Akte fur Frieden und Zusammenarbeit in 
Miuelamerih ~orn 6. J uni 1986 niedergeleg· 
ten Ziele zu "el'\'>'irklichen und Grundslilze zu 
enlwickeln. folgendu Verfahren (ur die Schaf· 
fung cine~ tragliihigtn und (\auernaften Frie· 
dens in Mittelamerika ven::inbart: 

I. Natiooale Versöhnun,lt 

a) Dialog. Inden Ländern, in denen tiefe Spal 
tungen innerhalb der Gesellschaft entsta"den 
sind. müsscn un~'erliiglieh Maßnahmen fut d ie 
nationale Venöhnung e rgriffen werde", die 
die voll gesichcnt 8ttciligung du Volkes an 
cchtcn politischen und dernokr,otischen Pro­
zessen auf der Grundlage ,'on Gerechtigkeit, 
Freiheit und DcmokOllie trlauben. Zu diesem 
Zwttk müssen MedIanismen geschaHen wer· 
den. die den Dialog mit den oppositionellen 
Gruppen im Einklang mit den Gesetzen er· 
möglichen. Die betreffenden Regierungen wer· 
den daher in einen Dialog mit allen unbewaff· 
neten Gruppen der poli tischen Oppoli tio" im 
Lande und mit denen, d ie die Amnenie in 
Anspruch nehmt n, eint reten. 
b) A mnestie. In jedem miltclamerikanischen 
Land, außer in denen, in denen die in terna tio­
nale Oberprüfungs- und Kontrollkommiuion 
fl'~lSIe li t . daß es meht notwendig ist. ,.,uden 
Amnutiedekre te erlusen, die alle Bestimmun· 
II'"n feulegen müsstn , die die Unverlelzlichkeit 
du Ltbens, die Freiheit in jeglicher Fonn,die 
materiellen Güter und die Sichernei! der Pe ... 
sone" ge .... lihrleislen. auf die die Dekrete An­
wendung finden. Gleichzeitig mit dem Erlaß 
der Amnestiedekrete mUsstn die irregulären 
Streitkräfte des bet reffenden Landes aUe Per· 
$Onl'n , d ie sieh in ihrer Gewalt befinden, frei­
lauen. 
e) Nat ionale Vcuöhnunpkommiu ion. Zur 
Oberp rüfung der von den flinfmiuelamerika­
nischen Regie rungen mit du Untent ichnung 
d ieses Dokuments im Hinblk k auf die Amne­
stie, FeuereinsteIlung, Dcmokl'öltisierung und 
freie Wilhlcn eingtgangenen Verpflichtungen 
wird eine nation~le VerlÖhnungskommission 
gl'schaffen. Sie hilt die Funktion festzustellen. 
ob sieh der nationale Veuoonungsprozeß tat· 
slichlich \'o ll zieht und aUe in diesem Doku· 
ml'nt garant ie rten hurge rl ichl'n und politi· 
lichen Rechte de r mitleIamerikanischen Bürger 
u"cinge$Chr'.ink t geachte t werden. 
Die nationale Veuöhnullgskommission SCtZI 
sich aus einem ordentlichen R<:&ierungs,"Crue· 
ter und deuen Sldl~e rtreter, einem von der 
Bischohkonferenz vorguchlagcnen u "d von 
der Regierung aU$ einem D reienorschlag von 

J ede mittclamcrikanischc Regierung bestimml 
fern ... als Mitglied der Kommission einen an­
gCK'hcn Bürger, der weder d!'. Rcgicnmll noch 
der Rcgicnmgspartd angehört. und dessc:n 
StcllvCrI'Clcr. Die Vcr";nbarung ockr Verord­
nung. mit der die jeweilige n.ationak Kommis­
sion gcbildel wird, wird den übril!'"n mittel, 
amerik;mischen Regierungen unveraiglich be­
k;uln tll'"gtben. 

2. Au fford erung z ur E in5te ilulig 
de r F eind5cligkei len 

Die Regitrungen fordern dringend dazu auf, in 
den Staatcn der Region. die derzeit unter den 
Aklivitlhen irregulliret oder aufstandiseher 
Gruppl'n leiden, die Einstellung der Feindselig· 
keiltn zu '·en::inbaren. Die Regierungen der 
genannten Staatl'n vervflichten sich, allc not· 
~ndigen Schritte zu unternehmen, um I'int 
.... irksame t"euereinncllung innerhalb du ~er· 
fauungsrechtlichen Rahmens zu erreichen. 

3. Dcmokral isierung 

Die Regierungen ve rvflichu:: n sich , einen echo 
ten demokrdtischen, plumlist iK hen und auf 
Mllbeuimmung gerichteten Proze6 ,·oranzu· 
treiben, der die Förde rung der sozialen Ge· 
rechtigkeit, die Aehtung der Menschenruhte, 
der Suu\eriiinitlt, der territorialen Um·crschrt· 
heLl der Staaten und des Rcchtes aller Natio­
nen einn;hlie6t, ihr wirtschaftliches, poli\L' 
schI" und soziales S~'st tm frei und ohne jeg. 
liche Einmischung von außen zu benimmtn. 
Dic Regicrungen .... crden ferner nachprulbün:: 
Maßnahmen treffen, d ie zur Schaffung und 
gegebenenfalls Vervollkom mnung demokrati· 
scher. rtpräscntat i ~cr und pluralistischer 
Systeme fUhren. die die Bildung politischer 
Parteien und die wirksame Bftfiligung des Vul· 
ku an dem Enl$cheidungsprozeß gewährlei-
51en und die freie Beteiligung der 'erschil'dl" 
nen Mdnungsströmungl'n an ehrlichC'Tl und 
regelm;o6ig stauflndenden Wahlen auf der 
Grundlage deruncingeschrdnkten Achtung de r 
Bürgerrechte sicherstellen. Um den guten Wil­
le ll bei der Entwicklung diese! DemokT;1tisie­
rung$prOte5~s zu überprüfen, gilt folgendes ~Js 
\'ereinbart: 
a) Fernschen, Rundfunk und Prtne genießen 
volle Freiheit. Diese uneingeschränkte Freiheit 
umfa6t die Gründung und den Betrieb "on 
M;uscnmtdien durch alle idcologischen Grup­
pen; dielt Medien werden keiner VOn.CIlJUf 
unterworfen. 
b) Der pandpolitiKhe Pluralismus muß ~oll­
standig :turn Auseruck kommen. Die politi· 
schen Gruppierungen erhalten diesbewglich 
brC'iten Zugang zu den MiUsC'Tlmedien. kom· 
men in den vollen GcnuS der Organisations· 
freihdt, des Rechts, öffent liche Kundgebun· 
gen durchwfiih rl'n. der unl'i llge$Chränklcn 
Werbung in müTld!icher und schriftlicher Fom! 
und über das Fernsehen sowie der Bewegungs· 
freiheit der Mitglieder der politischen Parteien, 
dit Werbe funktion innehaben. 
e) Ebenso müsstn die Regierungen der mittel· 
amerikanischen Sluten, in denen der Aus· 
nahme·, IklagerungRuSland oder Nol5land 



hern~ht, diesen aulhdx:n und einen Rechts· 
~taat, in dem alle in der Verfassung vorge· 
sehenen Garantien voll gültig sind, hnstdlen. 

4. Freie Wahle n 

Nachdem die alle Demokrntien kennzeichne,,· 
den VOT1lu<sctzungen gtschaffen sind. müssen 
freie, plumlistis~he und ehrliche Wahlen abge· 
halten werden. Als AUiIIlruck des gemeinsamen 
Willens der miuclumeribnischen Staaten, mr 
ihre Völker Versöhnung und einen dauerhaf· 
ten fricden herbeizumhren, ..... aden Wahlen 
für das Miudamcrikanische Parlament stau· 
fin,kn, dessen Schaffung in der "Erklärung 
~on F.5quipulas·' vom 25. Mai 1986 \"orgeschla· 
gen wurde. 
Die Sta.anpr'.isidenten bekundeten in diesem 
Zusammenhang ihre Bcreitsehaft, beim Auf· 
bau dieses Parlaments Fortschritte zu e,.~ ie!en . 

Zu diesem Zwed muß die Vorbereitungskom· 
mission des Mittelamerikanischen Parlaments 
ihre Beratung abschließen und den miue!­
amerikaniKhen Pr'.i sidenten den entsprechen­
den Venrngsent .... urf innerhalb von 150Tagen 
vorlegen. 
Diese Wahlen werden in de r ersten Hälfte des 
J ahres 1988 in allen Ländem Mittdamerikas 
gleichuitig stanfinden, zu einem von den 
Pr'Jsidenten deI mindamerikanischen Staaten 
Zu ve reinbarenden Zeitpunkt. Die Wahlen uno 
terliegen der Aufsicht der entsprechenden 
Wahlorgane, wobei sich die Regierenden '·er· 
pftichten, die Organisation Amerikanischer 
Staaten und die Vereinten Nationen wie auch 
Regierungen VOn Drittländern einzuladen, He­
obachter zu entsenden, die darüber zu wachen 
haben, daß die Wahlen nach den striktesten 
Grundsäu.en des gleichen Zugangs aller politi­
scher Parteien zu den Massenmedien abgehal· 
ten und diesen umfassende Mögli chkeiten~· 
währt werden, öffentliche Kundgebungen und 
$Onsti~ Formen der Wahlprop~g-anda durch· 
zufUhren. 
Damit die Wahlen für das Mittelamerikanische 
Parlament innerhalb der unter diesem Passus 
genannten frist durchgefUhrt werden können, 
muß der entsprechende Griindungs\"ertrng vOn 
den f"o,inf Ländern \"erab5Chiedet und ratifiziert 
werden. 
Nach der Durchf"o.ihrung der Wahlen f"o.ir das 
MiUe13meri kanische Parlament müssen in je­
dem Land im Reisein internationaler Beobach· 
ter und auf der Grundlage gleicher Garantien 
innerhalb der festgelegten Fristen und Zeit­
räume, d ie im Einklang mit den gültigen Ver. 
faJlungsbcnimmungen vorgeschlagen werden, 
gleiehennaßen freie und demokratische Wah· 
len zur Bestimmung der Volksvertreter mrdic 
Konununalparlamenle, die Kongresse und ge· 
5Ctz~bcnden Versammlungen und die Präsi· 
dentschaft dcr Republik stattfinden. 

5. E inucllurlg de r Unterstützung Hir 
irreguläre Krä.he o d er au fs tändische 

Bewegun gen 

Oie Regierungen der mnf mittelamerikani· 
sehen St;aaten fordem die Regierungen inner­
halb und außerhalb der Region, die irregulären 
Kr~ften oder aufständischen Be .... egungen 
offen oder verdeckt militärische, logi.~tische, 
finanzic]!e oder propagandistische Unterstüt­
zung gewähren, sie mit Truppen, Waffen, 
Munition und Ausriistung versorgen. auf, diCK: 
Unterstützung einzuste llen, da dies uner· 
läßliche Vorausset'l.Ung fur einen stabilen und 
dauerhaften Frieden in der Region ist. 
Davon ausgenommen ist die Hilfe für die 
Repatriierung oder die Neuansiedlung und 
not .... endige Unterstützung :tur Wiedereinglie· 
derung jener Personen in das normale Leben, 

die diesen Gruppen oder Kräften angehört 
haben. Ebenso werden die irregulären Kr'.ifte 
und aufständischen Gruppen, die in Millel· 
amerika tätig sind. aufgefordert, diese Unter· 
stützung um eines echten lateinamerikani· 
sehen Geistes willen nidlt anzunehmen. 
DieS(" forderungen werden erhoben im Ein· 
klang mit dem Zicldokurnent, in bezug auf die 
Beseitigung des Handels mit Waffen innerhalb 
odcr von außerhaJb der Region, die rur I'crso· 
nen. Organisatinnen oder Gruppen bestimmt 
sind, die die Regierungen dermittelamerikani· 
.chen Staaten destabilisie ren .... ollen. 

6. Ver bo t der Be nu tzung d es 
Hoheit sgebiets zum Zwec keines 

A ngriffs au f an dere St aaten 

Oie fünf Unterteichnerstaaten dieses Doku· 
ments bektii.ftigen ihre Vapnkhtung, Per· 
sonen, Organisationen oder Gruppen, die die 
Regierungen der mittelamerikanischen Staa­
ten destabilisieren wollen, die Bl·nutzung ihres 
Hoheitsgebiets zu verweigern und ihnen weder 
milita ri5che noch logistische Unterstützung zu 
gc",".;hren oder zu geStatten. 

7. Verha nd lungen auf den Geb ieten· 
S ich erhei t, überprü fun g, Rüstungs­

kontrolle und -begrenzullg 

Die Regierungen der fünf mittelamerikani· 
schen Staaten werden mit Beteiligungder Con· 
ladom·Gruppe als Vermilt ler die Verh~nd!un· 
gen über ungeklärte Fragen "ur den Gebieten 
Sicherheit, überprüfung und Rüstungskon· 
trolle in dem Entwurf der Contadora·Akte rur 
Frieden und Zusammenarbeit in Mittel· 
amerika fortsetun. Diese Verhandlungen um· 
fassen auch Maßnahmen mr die Entwaffnung 
der irregulären Kräfte, die bereit sind. die 
Amnestiedekrete in An.pruch zu nehmen. 

8. Flüch t linge und Vertriebe ne 

Die miuelamerikani$Chen Regierungen ver­
pfliehten sich, sich vordringlich der durch die 
regionale Krise entstandeucn Flüchtlings· und 

Vertriebenenst röme anzunehmen. indem sie 
diesen Schutz und Iletreuung, insbesondne in 
den Ilercichen Gesundheit, Bildung, Arbeit 
und Sicherheit gewährtn und ihr~ Repatriie· 
rung, Wiederansiedlung und Umsiedlung er­
leichtern, sofem diese freiwillig und auf ind;";· 
duellen Wunsch erfolgt. 
Sie ~·erpn;chlen sich ferner, sich bei der inter­
nationalen Gemtinschaft um UnterslÜt:tung 
für die mittelamerikanischen Flüchtlinge und 
Vertriebenen 7.U bemühen, und :twar direkt 
durch bilaterale oder multilaterale Oberein· 
kommen wie auch indirekt über den Hohen 
Flüch!Jingskormninar der Vereinten Nationen 
(UNHCR) und andere Organisationen und 
Stellen. 

9. Zusamm enarbeit , Demo kra t ie und 
Freiheit rur Fried t n und 

Entwicklung 

Die mittelamerikanischen Staaten werden in 
einem Klima der "-reiheit . das die Demokratie 
gewährle istet, Be5Chlüsse zur Beschleunigung 
der Entwicklung fasstn, damit in ihren Gesell· 
sehaften mehr Gleichbeit herr5Cht und sie sich 
\"om Elcnd bdreien. 
Die fe stigung der Demokratie beinhaltet die 
Schaffung einer auf Wohlstand ausgerichteten 
Volkswirt5Chaft und einer "iruchaftlichen 
und so~ialen Demokrntie. Zur Em:ichung die· 
ser Ziele werden sich die mittelamerikanischen 
Regierungen gemeinsam um besondere Wirt· 
schaftshilfe seitens der internationalen Ge· 
meinschaft bemühen. 

10. I n terna lio n ale ü b erprüfung und 
Ko n trolle 

a) In temation3le Oberp rüfungs- und Kon· 
Iro llkommi ssion. Es wird eine internationale 
OberpriHungs. und Kontrollkommission ge· 
schaffen. die sich aus dem Generalsekretär der 
Organisation Amerikanischer Staaten und dem 
Generabekretär der Vereinten Nationen bzw. 
deren Stellvertretern sowie aus den Außen­
minis tern Mittelamerika:;;, der Contadora· 
Groppe und der Unterstützungsgruppe ZUSam· 
men~et:tt. Diese Kommission hat die Aufgabe, 
die Erf"o.illung der in diesem I)okument enthal· 
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tenen Verpflichtungen w überprüfen und zu 
kontrollieren. 
b) Untentülzu"i und Erleichte rung fur die 
Mechanismen rur Versöhnung, Oberprüfung 
und Kontrolle. Um die Tätigkeit der inter· 
nationalen Überprüfungs. und Kontrollkom­
mission zu stärken, w~rd~n die Regierungen 
der runi mitteiamerikanischen Staaten Erklä­
rung~n abgeben, in denen sie ihre Unterstüt­
<!ung rur die Arbeit d~r Kommission bekunden. 
Diesen Erklarongen können sich alk Nationen 
ans.:hließen, denen die Förderung von Frei­
heit, Demokratie und Frieden in Mittel· 
am~rika ein Anlie~n ist. 
Di~ runf Regierongcn gewähren alle Erleichte· 
rungen, die fur die volluändige Erfüllung der 
Überprüfungs' und Kontrollaufgaben der 
nationalen Venöhnungskommission jeden 
Landes und der internationalen Überprüfungs. 
und Kontrollkommission erforderlich sind. 

1 1. Zeitp lan rur die ErHilIu ng 
d er Verpfli chl u ngen 

Innerhalb v;n 15 Tagen nach der Untef'leich· 
nung dieses Dokuments werden die runf mit­
tdamerikanischen Außenmininer als ["eku­
tivkommiuion zusammentreten, um die Erful· 
lungder in diesem Dokument enthaltenen Ver· 
einharungen zu regeln und zu unterstützen und 
die Aroeitskommissionen einzusetun, damit 
ab diesem Zeitpunkt die Prozesse eingeleitet 
werden, die mittels Konsultationen, Maßnah· 
men und sonstigen für notwendig erachteten 
Mechanismen zur Erfullung der eingegangenen 
Verpflichtungen innerhalb der festgelegten 
FriHen fuhren. 
Innerhalb \"on 90 Tagen. gerechnet ab dem 
Zeitllunkt der Untenei,chnung dieses Doku­
ments, werden die Bestimmungen über die 
Amnestie, die FeuereinsteHung, die Demokra· 
tislerung, die Einstellung der Unterstützung für 
iTTeguläre Kräfte oder aufständische Be­
wegungen und das Verbot der Benutzung des 
Hoheitsgebiets fur Angriffe auf andere Staaten 
nach Maßgabe dieses Dokuments gleichzeitig 
und öffentlich in Kraft treten. 
Innerhalb von 120 Tagen nach der Unteneich· 
nung dieses Dokuments wird die internatio­
nale Oberprüfungs- und Kontrollkommission 
die Fortschritte bei der ErruJlung der in diesem 
Dokument vorgesehenen Vereinbarungen 
analysieren. 
Innerhalb von 150 Tag~n w~rden die runf mit· 
telamerikanis<;hen Pr'.isidenten zusammentre­
len. einen Bericht der internationalen Über­
prüfungs- und Kontrollkommission entgegen· 
n .. hmen und geeignete Entscheidungen tref· 
fen. 

Schlußbestim m u nge n 

Die einzelnen Bestandteile dieses Dokuments 
bilden ein geschlossenes und untcilbarcl Gan· 
zes. Die Untencichnung dieses Dokuments 
beinhaltet die in gutem Glauben eingegangene 
Verpflichtung, die Vcreinbarungen gleich­
zeitig innerhalb der festgelegten Fristen zu er­
füllen. 
i" dem Wunsch, die Friedenssehnsucht ihrer 
Völker zu stine". unterleichnen die fUnf mit­
telamerikaniJchen Prälidenten am 7. August 
1987 dieses Dokument in Guatemala-Stadt. 
Oscar Aria$ Sanchcz, Präsident der Republik 
Costa Rica; Vinido Ccrezo Arevalo, Pr'.isident 
der Republik Guatemala; Jose Napoleon 
Duarte, Pr'~sident der Republik EI Salvador; 
Jose Azoona Hoyo, Präsident der Republik 
Honduras; Daniel Ortega Saavedra, Präsident 
der Republik Nicaragua. 
(Quelle : Inforpress Centroamericana, Guate­
mala·Stadt, Nr. 751/13.8.1987) 
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Peter Imbusch 

Im Würgegriff von Krieg und Weltmarkt 

MiHelamerikas Wirtschaft 
Seit Anfang der 80er Jahre befinden sich 
die mittelamerikanischen Länder in ei­
ner schweren Wirtschaftskris_e, die sich 
im Verlauf der letzten zwei jahre weiter 
verschärft hat. 
Die wcltwirtschaftlichen Veränderungen 
seit Mitte der 70er jahre, die anhaltende 
Rezession in den Industric1ändern und 
die politisch. militärischen Konflikle in 
der Region ftihrten zum Zusammen­

bruch des exportorientierten Entwick­
lungsmodells. Verbunden mit einer addi­

tiven importsubstitutierenden Indu· 
strialisierung halte diese Politik bis Ende 
der 70er jahre nicht nur zU einer Diversi­
fizierung der Wirtschaftsstrukturen ge· 
fUhrt, sondern auch beträchtliche Wachs­
tumsraten aufgewiesen. 
Da die mittc1amerikanischen Staaten 

stark vom Weltmarkt abhängig sind, 
funktionierte dieses Modell solange, wie 
über das Exportwachstum ausreichend 
Devisen ftir die notwendige Reproduk­
tion der Volkswirtschaft erwirtschaftet 
werden konnten. Doch gegenwärtig be­
stimmen Zahlungsbilanzungleichgewich­
te, negativer Reservestand, Inflation, 
hohe Haushahsdefizite und eine wach­
sende Verschuldung das Bild. 
In Mittelamerika werden je nach Land 
50-65% der Exporterlöse von den funf 
wichtigsten Ausfuhrprodukten (Bana­
nen, Kaffee, Zucker, Baumwolle, 
Fleisch) erbracht, die alle den starken 
Schwankungen der Terms ofTrade (Ver­
hältnis von Export- und Importpreisen) 
unterliegen. In der Konjunktur 1983/84 
verbesserten sic sich zwar. Es flossen 
mehr finanzielle und materielle Mittel 
vpn außen und die in einigen Ländern 
auslaufenden Abkommen mit dem Inter­
nationalen Währuugsfonds (IWF) ermög­
lichten weniger restriktive Anpassungs­
maßnahmen. 
So konnte in allen Ländern (außer Nica-

ragua) ein reale r Zuwachs des Brutto­
inlandsproduku (B l P) erzielt werden 
(durchschnittlich 1,9%).1 Allerdings 
reichle dies nur in Costa Rica aus, aber­
mals einen Rückgang des SIP pro Kopf 
zu verhindern. In allen Staaten außer 

Honduras lag das SI P niedriger als 
1979/80. Die leichte konjunkturelle Er· 
holung war aber mit einer Ausweitung 
des Leistuugsbilanzdefizits verbunden, 

das seinerseits wieder auf gestiegene im­
porte und einen teilweise hohen Schul· 

dendienst riicknihrbar ist. 
Besonders seit 1985 haben sich die stag­
nativen bzw. rezessivcn Tendenzen in 
den mittelamcrikanischen Ökonomien 
wieder voll durchgeselzl. Das BIP· 
Wachslum hat sich in allen Ländern 

Das EI.nd wachst: N.hnln ... millel.~"h. auf .in •• MOII_ 
halde;n T.iuciSalpa 



deutlich abgeschwächt und war teilweise 
wicder negativ (EI Salvador, Nicaragua, 
Guatemala). 
EI Salvador und Guatemala erlebten In· 
flationsrekordjahre (1986: 40% und 
34%). Nicaragua stand schon vorher ein­
sam an der Spitze (1985: 328%, 1986: 
660% und 1987: 1.000%). Nur Hon· 
duras konnte aufgrund ·seiner deflalio­
nären Politik 1985/86 sehr geringe Ra­
ten (2,9%) verzeichnen, die allerdings 
1987 ebenfalls hochgeschnellt sind 
(34%).2 
Auch das Handelsbilanzdcfizit hat sich 
seit 1985 aufgrund der gestiegenen im­
porte außer in Honduras und Nicaragua 
vergrößere Stagnation oder weiterer Fall 
der Weltmarktpreise rur die traditionel­
len Expongüter, die Folgen des Rück­
zugs der United Brands Co. 1985 aus 
Costa Rica und die Produktionsverluste 
bei den Hauptexportgütern in EI Salva· 
dor (Bürgerkrieg) und Nicaragua (Krieg 
der Contra/USA) haben die Export­
erlöse teilweise drastisch eingeschränkt. 
Zudem sind die Quoten im ncuen Kaf­
feeabkommen von 1987 rur MitteIameri­
ka gekünr.t worden (besonders betroffen 
sind Nicaragua, EI Salvador und Guate­
mala).l Schließlich wirken Einfuhrbe­
schränkungen von Zucker, und Fleisch 
rur den bevorzugten US-Markt nicht ge­
rade positiv auf die Handelsbilanzen. Die 
intraregionalen Exporte innerhalb des 
Mittelamerikanischen Gemeinsamen 
Marktes (MeCA) sind weiter zurückge­
gangen und boten ebenfalls keine Alter­
native. 
Da sich gleichzeitig das Lcistungsbilanz­
defizit (außer in Guatemala) vergrößer· 
te, stieg die Auslandsverschuldung in al­
len Ländern weiter an. Costa Ricas Aus­
landsschulden überstiegen 1986 die 
4-Mrd-$-Grenze. Im Sommer 1987 ver­
suchte das Land, über ein IWF-Abkorn­
men (Laufzeit 1987/88) neue Finanz· 
ressourcen in Höhe von knapp 50 Mio S 
zu mobilisieren.4 

!\tit dem "Plan de Reordenamicnto Eco· 
nomico y Social" in Guatemala (Aus­
landsschulden 1987: 2,65 I\Ird $), der 
Mitte 1987 in Kraft trat, konnten zwar 
einige fiskalische und monetäre Erfolge 
erzielt werden, gleichzeitig vergrößertc 
er jedoch aufgrund seines unsozialen Zu· 
schnitls das Elend weiter Teile der Bevöl­
kerung. 5 

In Honduras (Verschuldung 1987 mehr 
als 3 Mrd $, Tilgungen 175 Mio $ '" 27% 
des BIP) ist das von der US-Entwick­
lungsagentur AID empfohlene ,Jahr des 
Exports" vollständig gescheitert (Schlie­
ßung der Mine EI Mochito, Rückzug des 
US-Konzerns Rosario Resources Corp., 
Rückgang des Weltmarktpreises rur Kaf­
fee und extrem schlechte Wirtschaftsbe­
ziehungen zwischen den mitteIamerika­
nischen Staaten). 6 

Die Verschuldung EI Salvadors beuägt 

inzwischen 2,2 Mrd S. Ohne Wirtschafts­
und Militärhilfe der USA, die ungefahr 
die Höhe der Schäden durch den Bürger­
krieg von 2,5 Mrd S erreicht hat, und die 
überweisungen der I Mio Salvadorianer 
in den USA, hätte Duarte den Krieg 
längst verloren. 
In Nicaragua stieg die Auslandsverschul­
dung 1987 auf rund 5,5 Mrd S. Der Wirt­
schaftsplan 1987 steHte zwar gegenüber 
den vorhergehenden einen Fortschritt 
dar, weil er auch eine mittelfristige 
(1987.90) Leitlinie zur Bewältigung der 
Wirtschaftskrise enthält, 7 aber er konnte 
die Verschlechterung der Lcbenssitua­
tion nicht bremsen. Das Land kämpft 
weiter ums überleben. 
Die teilweise hohen Nettozugänge in den 
Zahlungsbilanzen der Länder täuschen 
Spielraume vor, die effektiv nicht vor­
handen sind. Denn zum einen werden 
Teile der Gelder rur den Schuldendienst 
und Gewinntransfer gebraucht. Zum an­
deren handelt es sich um umgeschuldete 
Kredite oder Projektkredite von Welt­
bank/BID sowie die AID·Finan;eierung-, 
die weitgehend in der Verwendung fest­
geschrieben sind. 

Hohe Aus landsschulden und 
rückläufiges Volkseinkommen 
gelten für die gesamte Region 

Für den wirtschaftlichen Niedergang 
muß auch die Militarisierung der Region 
von seiten der USA verantwortlich ge· 
macht werden. An der Spitze der "Wirt­
schafts·" und Militärhilfe der USA 
stehen nach wie vor EI Salvador, Hon· 
duras und Costa Rica. 8 Die Militäraus­
gaben der zentralamerikanischen Länder 
selbst binden immer mehr finanzielle 
Minel: rund 2-4% des BIP. Für EI Salva­
dor und Nicaragua wurden sie 1986 auf 
10% des BIP veranschlagt. 
Die Aggression gegen Nicaragua hat 
1987 die Verteidigungsausgaben auf 
rund 50% des Budgets hochgetrieben. 
Ihre direkten Schäden belaufen sich al­
lein seit 1985 auf 650 Mio S.9 Die Zah­
len vermitteln einen Eindruck von der 
Tragweite der wirtschaftlichen Verluste 
rur dieses Land. 
Angesichts der Perspektivlosigkeit der 
US-Politik gegenüber Nicaragua und EI 
Salvador dürfte der anhaltende wirt­
schaftlich~ Niedergang, der auch durch 
die US-Hilfe nicht voll wettgemacht wer­
den kann, ein Grund gewesen sein, der 
die Befürworter einer Übereinkunft mit 
Nicaragua gestärkt und das Friedensab­
kommen vom 7. August 1987 möglich 
gemacht hat. Bereits am 10. September 
1987 haben die Wirtschaftsminister Mit· 
telamerikas in EI Salvador beschlossen, 
den MCCA zu reaktivieren. 
Entsprechend dem Friedensabkommen 
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gemeinsam um eine 
Wirtscha ftsun terstüt· 

zung von der internationalen Gemein­
schaft bemühen". Die Wirtschaftsmini­
ster kamen in einem 6-Punkte-Plan über­
ein, Zollschranken abzubauen, den Per· 
sonen- und Warentransport zu erleich· 
tern und Exporte auf Drittmärkten zu 
koordinieren. Im IndUStriebereich sollen 
ungenutzte Kapazitäten reaktiviert und 
in der Landwirtschaft ein Programm zur 
Stärkung und Integration des regionalen 
Agrarsektors formuliert werden. lO 

Ob diese Pläne jedoch gelingen werden, 
wird davon abhängen, ob sich die Befür­
worter des Friedensabkommens gegen 
die USA und ihre Freunde in der Region 
durchsetzen können. Zumindest für die 
Völker Mittelamerikas wird dies zu einer 
immer zwingenderen Notwendigkeit, da 
sie den Krieg und die Anpassungspro­
gramme von IWF und AID mit Lohn­
rückgang, Arbeitslosigkeit und Verelen­
dung bezah len müssen. 
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Nicaragua 

Rogl". Meyer 

Die Sandinisten wollen 
keinen Frieden der Unterwerfung 

Der Tr""m 'om frieden 

Nicht ohne Grund sprach Nicaraguas 
Präsident, Oanicl Ortega, in seiner Rede 
vor der Organisation Amerikaniseher 
Staaten (DAS) am 11.11.1987 vom 
"wich tigsten Augenblick Lateinameri­
kas und der Karibik seit der ersten Unab· 
hangigkeit", Die - für viele überraschen­
de - Einigung der fünf mittclamerikani· 
schen Präsiden ten über "Verfahren zur 
Schaffung ei nes tragfähigen und dauer­
haften Friedens in Mittdamerika"am 7, 
August 1987 in Esquipulas (Guatemala) 
hat eine politische Dynamik fre igesetzt, 
deren Auswirkungen weit über den Rah· 
men des regionalen Konnikts hinaus­
ge hen, Überraschend war indes nicht so 
sehr d ie Unterschrift Nicaraguas, son­
dern die Tatsache, daß dit: übrigen vier 
Präsidt:n tt: n dit:smal den i'rt:ssionen und 
Vt:rführungen Washingtons zu wider­
stt:hen wußten (siehe Beitrag von N. 
Bivt:r). 
Für Nicaragua ist Esquipulas 11 Kulmina· 
tionspunkt einer konsequenten Frie· 
denspolitik, die mit dem Sieg der Revo­
lution begann und nur durch die Aggres· 
sions- und Obstruktionspoliti k der USo 
Regierung torpediert wurde. 
Stationen dieser Politik waren: Bilate­
rale Verhandlungen mit lI onduras seit 
1981; bilaterale Verhandlungen mit 
Costa Rica seit 1982; Unterstützung der 
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Contadora·Gruppe seit ihn:r Gründung 
1983 und der Contadora-Unterstüt­
zungsgruppe seit 1985 bis hin zum Vor· 
schlag eines konkre ten Abrüstungs- und 
Sicherheiuvertrags im J uni 19ß6; direk· 
te Verhandlungen mit der US-Regierung 
in Manzanillo 1984/85, die von den USA 
einseitig abgebrocht:n wurden; Unter­
stützung der Erklärung von Caraballeda 
der Contadora· und Unterstützergruppe 
im Januar 1986, die bereits die wesent­
lichen Punkte von Es<[uipulas 11 enthielt; 
Teilnahme am ersten Treffen der fünf 
mittelamerikanischen Prällidenten in 
Esquipulas im Mai 1986. 
Esquipulas I schloß mit der vielverspre­
chenden, abt:r dennoch zunächst folge n­
losen Erklärung: "Der Frieden in MitteI­
amerika kann nur Produkt eitles authen­
tischen, pluralistischen und panizipa­
tiven demokratischen j'rozesses sein, der 
die Förderung sozialer Gt:rt:chtigkeit, die 
Respektierung der Menschenrechte, die 
Souveränität und territoriale Integrität 
der Staaten und das Recht aller Nationen 
einschließt , frei und ohne jegliche äußere 
Einmischung ihr ökonomisches, politi­
sches und s01;iales Modell zu bestimmen, 
wobei unter letzterem der freie Wille der 
Völker verstanden wird."} 
Der Durchbruch w praktischen Konse­
quenzen im Sinne lateinamerikanisch er 

Einheit gegenüber dem Imperium war 
aber erst in einer Konstellation möglich, 
in der die folgenden Faktoren zusam· 
mentrafen: Einerseits betrifft dies dit: 
nicht mehr weg-wleugnende strategische 
Niederlage der Contra und der ungebro­
chene Rückhalt der Sandinisten unter 
den Massen. Andererseits waren dies die 
Einsicht in die schweren ökonomischen 
Folgen des Krit:ges rur alle mitteIameri­
kanischen Länder2 und andere äußere 
Druckfaktort: n.3 

Für die sandinistische Regierung ist die 
Unterschrift unter den Friedensplan kei­
ne taktische Frage, sondern der Schlüssel 
zum Frieden und damit zur Herstellung 
der Rahmenbedingungen für die Ver· 
wirklichung des Projekts der sandinisti­
schen Volksrevolution, den Aufbau ei­
ner neuen, einer menschenwürdigen Ge­
sellschaft. Wenn auch der Krieg auf der 
militärischen Ebene längst gewonnen ist 
_ überfalle auf Kooperativen, Kinder­
gärten, Gesundheitsposten usw. sind kei­
ne militärischen Siege -, hat die Abnut­
zungsst rategie doch im ökonomischen 
und sozialen Bereich immer dramati­
schere Folgen. Dabei is t klar, daß Nicara­
gua auch unter Friedensbedingungen 
aufgrund der imponierten Krise des 
kapitalistischen Weltmarkts und der er· 
erbten Unterentwicklung kein Schlaraf­
fenland wäre. 
Der Frieden iH unabdingbare Voraus­
setzung fur die Rückkehr von der "über­
lebenswiruchaft ·', die der Bevölkerung 
fast unerträgliche Opfer auferlegt, zum 
urspriinglichen Entwic klungsmodell der 
Sandinisten, einem demokratischen, ge­
rechten Aufbau im Gegcnsaa zum 
volksfeindlichen, repressiven und in der 
Praxis bereits als untauglich erwiesenen 
Modell des Weltwährungsfonds und der 
Chicago Boys. 
Mit Esquipulas 11 ist auch die Hoffnung 
auf mehr Wirtschaftshilfe aus den kapita­
listischen Ländern verbunden. Ein Ge­
setz über ausländische Investitionen wird 
zur Zeit beraten. 
Aufgrund dieser vitalen Bedeutung des 
Friedensprozesses fUr die Weiterentwick­
lung der nicaraguanischen Revolution er­
klärt sich dit: schnelle, weilgeht:nde und 
großteils einseitige ErfUl!ung der Ab­
machungen: 
• Am I. September \\'Urde die Nationale 



Versöhnungskommission unter Vorsitz 
des Kardinals Obando y Bravo offiziell 
konstituiert; 
• am 5. Oktober begann der Nationale 
Dialog, der freilich aufgrund der inter· 
nen Grabenkämpfe und der Winkelzüge 
der Opposition erst Ende November zur 
Vereinbarung einer Tagesordnung 
fLihrtej 
• am 22. September kündigte Innen· 
minister Tomas Borge die Aulhebung 
der Vorzensur an; Ende September ging 
"Radio Catolica" wieder auf Sendung; 
seit dem I. Oktober erscheim "La Pren­
sa" wieder; 
• die bereits bestehende Amnestie für 
COntras, die die Waffen niederlegen, 
wurde bekräftigt; in den Kriegsgebieten 
entstanden mehr als I 00 örtliche und 
regionale Friedenskommissionen; 
• mehrere Grenzposten wurden neu 
eröffnet, die Rückführung von Flücht­
lingen aus Honduras und Costa Rica über 
das I1ochkommissariat für Flüchtlings­
fragen der UNO wurde beschleunigt; 

Militäri sche Stärke und großzü~gc: 
Ube r.leugungsbereitschaft sind 

zwe i Seiten einer Medaille 

• Familienbegegnungen in Grenzorten 
zu Honduras und Costa Rica wurden er· 
'!löglicht, mußten aber nach heftigen 
Provokationen durch die Contras, die 
nicaraguanische Opposition und hondu· 
ranische Militärs wieder eingestellt wer­
den, im Falle Honduras auf Betreiben 
der dortigen Regierung; 
• vom 7. Oktober bis 7. November wur­
de ein einseitiger Waffenstillstand in drei 
Kriegszonen von insgesamt 1.450 qkm 
erklärt, allerdings nicht weiterverlängert, 
da die Contras ihn im wesentlichen zur 
verstärkten Versorgung aus der Luft und 
zur Neugruppierung ihrer Einheiten miß­
braucht hattej 
• das Gesetz zur Beschlagnahme des 
Vennögens von Personen, die das Land 
fLir mehr als 6 Monate verlassen, wurde 
aufgehoben; 
• am 22. November wurden 985 Gefan­
gene, darunter rund 200 Ex-Somozisten 
begnadigt. 
Bereits am 5. November hatte Daniel 
Ortega auf einer Massenkundgebung 
zwei inzwischen vom Parlament verab· 
schiedete Dekrete angekündigt, die die 
Aufhebung des Ausnahmezustands und 
eine breitere Amnestie fur inhaftierte 
Contras vorsehen (siehe Kasten). Ent­
gegen den Forderungen der USA, der 
Contras, der rechten Opposition und der 
Bischofskonferenz bleiben allerdings die 
ehemaligen Mitglieder der Nationalgarde 
Somozas und jene, die wegen Spionage 
sowie wegen Mord und Folter an der 
Zivilbevölkerung inhaftiert wurden, da· 

von ausgenommen. 
Entsprechend der im Friedensabkom­
men festgelegten Gleichzeitigkeit der 
Maßnahmen sollen die beiden Gesetze 
erst in Kraft treten, wenn die Internatio­
nale überprüfungs. und Kontrollkom· 
mission bescheinigt hat, "daß in den 
Nachbarstaaten keine militärischen in­
frastrukturen für Angriffe auf Nicaragua 
mehr bestehen und die konterrevolutio­
nären Massenmedien in Costa Rica ge­
schlossen sind". 4 

Gleichzeitig kündigte Daniel Ortega die 
Bereitschaft zur Aushandlung eines bila­
teralen Waffenst illstands mit der Contra 
durch Vermittlung des Kardina ls an. 
Politische Verhandlungen, wie sie noch 
am 29. Oktober 1987 von der Sandin i­
stischen Versammlung, dem höchsten 
beratenden Gremium der FSLN, abge­
lehnt wurden, bleiben auch weiterhin 
ausgeschlossen. Das Friedensabkommen 
verlangt dies auch nicht, sondern ledig­
lich das Herbeiführen eines Waffenstill· 
stands. 
Laut Präsident Ortega st immte die Re· 
gierung indirekten Verhandlungen über 
einen Waffenstillstand zu, um "dem 
Feind jeden Vorwand zu entziehen und 
diejenigen zu entblößen, die erzählen, sie 
wollen den Frieden, ihn aber in Wirklich· 
keit nicht wünschen".5 Mit den letzten 
Maßnahmen hat Nicaragua jetzt die Be­
stimmungen des Friedensabkommens 
vollständig erfüllt. 
Nicaragua hatte au fgrund seiner Vorlei­
stungen mit Sicherheit die geringsten 
Schwierigkeiten un ter den Unterzeich­
nerstaaten, das Abkommen buchstaben· 
getreu zu erftillen. In Nicaragua existiert 
bereits seit November 1981 ein Begnadi­
gungsgesetz6, seit Dezember 1983 eine 
Amnestie für Contras, die den Ethnien 
der Atlanlikküste angehören und seit 
J anuar 1985 eine allgemeine AmneHie 
fur Contras, die die Waffen übergeben. 7 

Dies entspringt dem zutiefst humanisti­
schen, auf überzeugung und Toleranz 
basierenden Charakter der sandinist i­
sehen Revolution. So wie die sandinisti­
schen Kommandanten die ersten waren, 
die nach dem Sieg 1979 Ausschreitungen 
und Racheakte der Bevölkerung gegen 
ihre früheren Peiniger verhinderten, sind 
auch die Grundprinzipien des Sandinis· 
mus, der politische Pluralismus und die 
gemischte Wirtschaft, - neben dem An· 
ti imperialismus und der Nichtpaktge­
bundenheit - keineswegs nur taktisch 
gemeint oder aus naheliegenden geopoli. 
tischen Gründen zu erklären. 

Das Geheimnis dieser oft übertrieben ge­
nannten "Generosität der Revolution" 
ist ihre tiefe Verankerung unter den Mas­
sen, die ihre Verteidigung trOtz schwie­
rigster Bedingungen und schwerster 
Opfer möglit;h gemacht hat. So darf kei-
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Rede von Präsident Danlei Ortega 

Wir werden keinen politischen 
Dialog mit der Contra führen 

Am 5. No" ember 198 7, dem T ag, an dem die S"stimmungen des Friedensabkommens ~On 
Esquipulas 11 in Kraft Ire len w il len, gab Nicaragua~ I'r'.i.s itlcnt Danid Orlega auf r inerMassenkund· 
gcbung in Managua Maßnahmen der nicaraguanischen Regierung zur ~ ollSlindigcn ErfUlIung der 
e ingegangenen VC'l, rli chlungen bekannt. Wir dokumentieren Aus;eiige aus se iner R.,<k. 

Am heutigen 5. November leite ich der Nal;(}­
nal\'c r!hlmmlung zwei Dekrete zu, und Zwar 
das Amncslie-Dekrcl, das alle diejenigen um· 
faßt. d ie sei t J anuM 1981 wegen ihrer Helcil;· 
guns an konterrevolutionären Akliv;lau:n in 
Haft sind. Das bedeutet, daß die Som()7.:!·Gar· 
dis!cll. die beim Sieg der Rc\'olulion f,,'lge­
nommen wurden, nicht betroffen ,jnd. 
Wir ubermitteln der Nalionalvcrs.lmmlunR 
ebenfalls ~in Dekret, das ein~ Aufhebung des 
Ausnahmezustands im ganzen Land vorsieht. 
abcr unte r einer IIcdingung. ( ... ) Die Bedin· 
gung ist. daß die Aggression gegen d~s nicara­
guanische Volk aufhören muß. 
\\'~r wird entscheiden. wann das hondurani­
sche Territorium aufhören wird. eine Buis ruf 
die Angriffe gegen Nicaragua zu ~in? Wer 
wird entscheiden. wann die logistische Unter· 
stützung von Honduras aus. vondiesem mittel· 
amerikanischen Territo rium aus. aufhören 
wird? Wer wi rd enucheiden. wann die Contra· 
FUhrer aufhören. frei in minelamerikanischen 
Lindern wie Honduras. Costa Rica und ande· 
ren Undern zu operieren? 
In den Vereinbarungen von Esquipulas haben 
",ir •. uge!limml. daß ci"e internationale Ober· 
wadlung5' und Fulgekommission gehildet 
wird. Diese Kommission ist bereits gebildet. 
Wer gehört dazu? Der Geneulsekrelar der 
Lr~o. der Generalsekretar der OAS sowie die 
Außenmi nister der Contadora-Gruppt: und der 
sie unterstütte"dcI' Gruppe, d.h. die Außen· 
muustcr ~on a~ht l'i\einamerikanisehen und 
den minelamerikanischen l..andern. 

uns auf Konterrevolution. deren wirkliche 
Führcrin die US· Regierung ist. Wir haben be­
schlossen. diese Maßnahmen 7,U treffen, um 
unseren Feinden alle Vorwände zu nehmen 
und um diejenigen zu demaskieren, die vor· 
geben, den Frieden zu wollen. ihn aber nieht 
wirklich wollen. ( .. . ) 

Aus diesem Grunde unternehmen wir di~ ent· 
sprecbenden Schritte, um mit Hilfe eines Ver­
mittlers eine Feuereinsteltung in die Wege Zu 
leiten. ( ... ) Wenn dann alle Voraussetzungen zu 
dieser FeuereinsteIlung geregelt sind, wird der 
Vermittler sicherlich unseren Vorschlag der 
Führung der COntras unterbreiten •... so daß es 
zu einer FeuereinsteIlung kommen wird. ,\ uf 
diese Weise halten wir uns I OOproz~llIig an die 
Esquipula5-Abkommen. O.h. man kann UnS 

neswegs übersehen we rden, daß der Frie­

densprozeß begleitet wird von einer Ver­

schärfung des Krieges "wie überhaupt 
noch nie zuvor", so der Verteidigungs. 

minister, General Humberto Ortega. 

Militärische Stärke gegenüber d em Ag. 

gressor und großzügige überzeugungs. 

bereitschaft (wie sie sich auc h in d em 

vorbildlichen, auf Resozialisierung basic· 

renden Strafvollzugssystem manife­

s t iert) sind zwei Seiten derselben Medail­

le. Es handelt sich um Stärke aus Prin· 

zipientreue. die sich nicht vom Gegner 

das Gesetz des HandeIns aufzwingen läßt 

und sich auch un te r schwerstem militäri­

schem und ö ko n omischem Druck nicht 

hat dazu hinreißen lassen, sich d <.'r von 

den Gegnern ver breiteten Karikatur der 

"sandino·kommunistischen totalitären 

Diktatur" anzugleichen. 

So kann T omas Borge auf die ""rage nach 

der Gefahr des Aufbaus ein er inneren 

Front durch die amnestierten Coutras 

antworten: "Es ist versucht worden, eine 
innere Front ... aufzubauen, seit der C IA 

und die Contra ihre Operation en in Nica-

Diese internationale überwachungs. und 
Folgekommission muß die notwendigen In· 
spektionen vornehmen. ( ... ) Wenn diue Kom· 
minion innerhalb von SO Tagen ~gt, wir 
haben Ins pektionen vorgenommen und fe$t· 
geStellt, daß j~gl iche Aktivität geg~n Nicaragua 
eingestellt ist. daß eine Gleichz~itigkeil V{)f­
liegt, weil sich in Honduras keine Camps mehr 
befinden. und daß die Conmu keine Versor. 
gungsgüter mehr erhalten, mit and~ren 

Worten. wenn die Kommission uns sagt. daß all 
diese Schritte unternommen wurden, dann 
werden wir in demselben Augenhlick d iese 
Dekrete über die Aufhebung des Ausnahme­
zustands im ganzen Land und über die Am· 
nestie .... ·irksam werden lassen. 

o On.", ('·1 und d., h,miul., ~i d.n COß1"'·G<>r,a~hcn Kardi .... t Ob.nd<> y a",vo in Woshinllon 

Wir sind "erpflichtct, die Vereinbarungen von 
Esquipulas 11 einwhahen. Aus diesem Grund 
legen wir der Nationalversammlung den Ver­
trag zur Schaffung eines miuelamerikanischen 
Parlaments vor. ( ... ) 
Die Vereinbarungen "on Esquipulas tI beilagen 
ganz deu tlich. daß eine FeuereinSleItung ver· 
t'i nbart werden muß. um militärische Konfron­
tationen Zu ,·ermeiden. Wir haben den erstcn 
Schrill zu einer Feuereinst~t!ung Urlternom· 
men und in einigen Gebieten unseres Territo· 
riums _ auf mehr als 1.4!i0 qkm, in denen die 
FON· Banden opcri~ren - einseitig eine Feuer· 
einstellung erklär t. Wir sprech~n hier nicht , on 
den 7.000 qkm . wo eine Ft1JereinSlellung be· 
suhl. n"mlich an der AtlantikkuSle. ( ... ) 
Wenn wi r also von ... dem Abkommen über 
eine FeuereinsteIlung sprechen. bezit'llen wir 
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also nich ts yorwerfen, was die Einhaltung der 
Abkommen anbelangt. 
Das Ober<:inkommen hinsichtlich einer feue r­
einStellung darf nicht mit einem politi,chen 
Dialog mit den Konterrevolutionären '·erwtch· 
sclt werden ... , einem Dialog. um uber die 
Machtverhähnisse zu ,erhandeln. ( ... ) Dies ist 
keine Vo ..... ussetzung der Esquipulas-Abkom· 
men. und wir werden so etwas niemals tun. 
Daruber hinaus werden wir keine Verhandlun· 
gen über eine Machtverteilung mit der USo 
Regierung fUhren . Wif $t:hen keinen Grund 
darin, mit der US·Regierung über d ie innere 
Sicherheit Nicaraguas zu verhandeln. I-herüber 
hat das nicanguanische Volk zu ~ntscheiden. 

Un$~rer Meinung nach ist es notwendig, mi t 
der US·Regierung einen Dialog zu führen, ... da 
die Vereinigten Staaten betont haben, sie 
fühlten sich ,'on Nicar<lgua bedroht. Und doch 
sind wir CI. die wir uns "on den Vereinigten 
Staaten angegriffen und bedroht fühle n. Aus 
diesem Grunde sind wi r bereit, dieses Probkm 
mit der US· Regierung zu erörtern. damit un· 
sere Beziehungen sich wieder normalisie· 
ren. ( ... ) 
(Quelle: Radio Managua, !i.11.1987. nach. 
MonilOr-Dienst. Lateinamerika, Köln. 9. 1 I. 
1981) 

ragua begannen. Aber der Grad der Kon­

trolle und Infiltration in die Reihen des 

Feindes und vor allem die Unterstützung 

der Bevölkerung haben die Formierung 

dieser inneren Front unmöglich ge­

macht. Die Versuche waren zahlreich 

und so groß angelegt, daß wir mehr als 

50 t Plastiksprengstoff beschlagnahmcn 

konnten ... Dennoch ist hier nicht ein 

Molo tow-Coc ktail explodiert... Die 

Amnestierten haben absolute Bewe· 
gungsfreiheit und können jegliche politi­

schen. religiösen, sozialen oder sonstigcn 

Akth'itäten legaler Art entwickeln. Aber 

ich ~vage zu behaupten, daß wir in der 

Lage sind, Kontrolle auszuüben undjeg­
lichen Versuch, eine innere ""ront in 

Nicaragua aufzubauen, zu neutralisieren. 

Die Tatsache selbst, daß diese Leute 

Contras waren, erleichtert die Möglich­

keiten zu verhindern, daß sie sich illegal 
organisieren. "8 

Diese SelbstSicherheit, die auf dem 

Rückhalt in den Massen beruht, hat es 

auch möglich gemacht , daß unter den 



Begnadigten ein wegen Contra·Aktivitä· 
ten verurteilter Führer der Christlich· 
So:tialen Partei freigelassen werden 
konnte, der noch auf dem Weg aus dem 
Cefangnis verkündete, daß er fortfa hren 
würde, "den Kommunismus in Nicara· 
gua auszurotten. Wir werden mit der 
Waffe in der lIand und auf den St raßen 
demonstrieren, daß wir recht haben. "9 
Die Reaktion, die natürlich Morgenluft 
witter t , mußte aber schon in der Frage 
der Amnestie zur Kenntnis nehmen, daß 
diese Flexibilitat der FSLN nicht mit 
Schwäche zu verwechseln ist: In einem 
breiten Diskussionsprozeß mit den Mas· 
sen, der in der Demonstration von über 
100.000 Menschen am 5. November 
1987 gipfelte, wußte sich die Regierung 
der Unterstützung für die Ablehnung ci· 
ner Generalamnestie unter Einschluß a l· 
ler Ex·Somo7.isten 7.U versichern. 
Ebensowenig werden die revolutionären 
Errungenschaften angetastet werden. 
Weder werden die Landrcfonn 
rückgängig gemacht, noch die nationali· 
sierten Betriebe reprivatisiert. " Was ver· 
teilt ist. ist uns heilig". versicherte der 
Landreform.Minister, Re\'olutionskom· 
mandant J aime Wheelock. 
Die Sandinistische Versammlung stellt in 
einer Crundsatzerklärung fest: "Wir ver· 
teidigen die Vereinbarungen von Esqui. 
pulas. weil sie die historischen Verpflich· 
tungen unserer revolutionären Vorhut 
respektieren, die in unserer Politischen 
Verfassung festgeschrieben sind. Wir 
Sandinisten werden niemals unser Histo· 
risehes Programm 10 aufgeben, denn das 
wäre ein Attentat auf die Existenz der 
Revolution und ein Verrat an unseren 
Toten, an den Opfern, an dem enormen 
Preis, den wir in den Jahren des Kampfes 
gegen die somozistische Diktatur ge7.ahlt 
haben und weiterhin zahlen, indem wir 
die Unantastbarkeit unserer nationalen 
Souveränität. die Würde unserer Nation 
verteidigen ... Die FSLN weicht nicht 
einen Millim eter bei der kompromiß· 
losen Verteidigung der Errungenschaf. 
ten des Volkes zurück. ,'u 
Hiermit wird sich die Opposition ausein· 
anderzusetzen haben, die die "Reform", 
sprich: Kastrierung der Verfassung, in 
ihren Kernpunkten als Punkt I unter 
"Demokratisierung" auf die Tagesord. 
nung des Nationalen Dialogs gesetzt hat. 
Die sandinistische Regierung hat mit 
großer Langmut die _ unmittelbar von 
CIA und US·Botschaft inspirierte -
Obstruktionspolitik der Opposition in 
der Nationalen Versöhnungskomm ission 
hingenommen und ihre Position zu den 
17(!) Verfassungsänderungsforderungen 
fur den I. Dezember 1987 angekündigt. 
Sie wird es wohl kaum zulassen , daß die 
Opposition das, was sie weder in den 
Wahlen noch in fast :twei Jahren Verfas­
sungsberatung (unter breitester Einbe· 
ziehung der Massen und ihrer Organisa· 

tionen ) erre ichen konnte, nun in einer 
au f keinerlei demokratische Geset7.ge· 
bungslegitimation gestützten Kommis· 
sion durchsetzt. 

Bisher haben sich die BefürChtungen , die: 
Sandinisten \viirden aufgrund des erwei· 
terten politischen Handlungsspielraums 
der Opposition durch Esquipulas 11 an 
Massenloyalität verlieren, als nicht be· 
gründet erwiesen. Die Opposition hat im 
November 1987 mit einem Aufruf fast 
aller ihrer politischen und sozialen Orga· 
nisationen 7.U einer Demonstration auf 
nationaler Ebene keine 4.000 Leute auf 
die Beine gebracht. Auch die systema· 
tische Hetze von "La I'rensa ,. hat bislang 
kein Echo gefunden, was sie dazu \'eran· 
laßt hat. den Begriff der "unsichtbaren 
Massen" zu kreieren, die hinter der 
Opposition stünden. 12 
Wenngleich die FSLN vor allem in den 
Hauptkriegsjahren 1983·85 die ideolo· 
gische Auseinandersetzung vemachläJi· 
5igt hatte - so selbstkrit isch Tomas 
Borge13 - , zeigt sich doch heute, daß die 
Sandinisten quan litativ und qualitativ in 
der ideologischen Auseinandersetzung in 
der Vorhand sind. 
Dazu der Revolutionskommandant 
Bayardo Arce, Vize· Koordinator der 
Exekutivkommission der FSLN: "Wir 
verfUgen über ausreichende organisato. 
rische und politisch. ideologische Grund· 
lagen .... und zwar aus einem ganz ein· 
fachen Grund. Wir glauben, daß hier nie· 
mand dem Volk e twas Besseres bieten 
kann als wir inmitten der Probleme. Ein 
linkeres Programm als das unsere könnte 
nur ein vollkommen verstaatlichter 
Sozialismus sein. der nach unserer Mei· 
nung weder nötig noch möglich ist. Dcnn 
nicht einmal das gegenwärtige !'rogramm 
akzeptieren die Gringos ... Und Zurück· 
weichen is t genauso illusorisch ... " 
"Wer könnte hier regieren, nachdem 
man den mehr ab 100.000 Bauernfami· 
lien die mehr als 3 Mio Manzanas 14 Land 
genommen hätte, die ihnen die Land· 
reform gegeben haI? Oder wer könnte 

die Arbeiter zum Arbeiten bringen. 
wenn wir die Betriebe den alten Besit· 
zern zurückgeben oder privatisieren? 
Mit welcher 'Begeisterung' würde das 
Volk die Gesundheits· und Bildungspro· 
bleme anpacken, wenn diese wieder ein 
Privatgeschäft würden? Das erklärt 
auch, wa rum sich heute selbst die Ultra· 
rechten um die Arbeiter und Bauern 
bemühen. Sie sagen, daß die Revolut ion 
gut ist. aber daß wir schlecht regieren. 
DiI: ei tl:!.:ige Fahne, die heute selbst die 
eingefleischteJt en Ausbeuter der Ver· 
gangenheit schwenken können. ist, daß 
sie es besser machen könnten, und das 
läßt sich natürlich diskutieren ... ,,15 
Obgleich 7.weifellos der stark emotionali· 
sierte Enthusiasmus der euten Revolu· 
tionsjahre verflogen ist, kann sich di e 
FSLN heute auf eine solide Basis stützen 
und kann Arce zurecht feststellen: "Ich 
ziehe - um in Zahlen zu sprechen - die 
heutigen 100.000 Mitglieder des Sandi· 
nistischen Gewerkschaftsbunds (CST) 
den 400.000 der ersten Monate nach der 
Revolution vor. Warum? ... Es gab \'iele 
Leute, die glaubten, die Revoluti on be· 
deute nicht mehr arbeiten und sei eine 
Zauberformel, um alle Probleme 7.U 
lösen. Wenn diese Leute merken, daß die 
Revolution kein Zauberkunststück ist 
und daß man sogar mehr arbeiten muß 
ab in der Vergangen heit, kühlt sich ihre 
Begeisteru ng ab." 
" Die dabeibleiben, haben ein Bewußt· 
seinsniveau und eine revolutionäre Qua· 
lit;!1 entwickelt, die die Zukunft garan· 
tieren ... Als die FSLN sei nerzeit die 1\lit· 
glieder auszeichnen wollte. die schon 
wenigstens 9 Monate \lor dem 19, Juli 
mit der Frente verbunden waren, konn· 
tcn wir gerade 1.432 Mitgliedsbücher 
ausgeben. !leute sind wir in der FSLN 
30.000 Mitglieder. Aber die sandinisti · 
sehe Vorhut, das ist nicht nur diese Par· 
tcistruktur, sondern das ist auch die 
große Zahl von Nicaraguanern, die an der 
Spitze der Gewerkschaften, der Koope­
ratken, d<;r Frauenbewegung, der Kir· 
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ehen stehen. Wir sind heute 50· oder 100 
mal mehr als zum Zeitpunkt des Sieges 
über die Diktatur. "16 

Diese ideologische und personelle Kon­
solidierung der Revolu.tion, verbunden 
mit der Tatsache, daß die Opposition 
absolut keine Alternative zu bieten hat, 
erklärt auch, warum die Unzufriedenheit 
mit der wirtschaftlichen Lage bisher 
nicht in eine Abwendung der Massen vOn 
der Revolution umgeschlagen ist. Damit 
ist jedoch der neuralgische Punkt be­
<!:eichnet, und die sandinist ische Führung 
ist sich vollkommen im klaren darüber, 
daß hier der Hauptansatzpunkt der 
ideologischen Auseinandersetzung 
liegen muß: von daher auch das vitale 
Interesse an Esquipulas 11, um endlich in 
Frieden die Wirtschaft wiederaufbauen 
zu können. 
Dazu Tomas Borge in ei ner illusionslosen 
Einschätzung zu Beginn des Friedens­
pro<!:csses: "Es gib t brei te soziale Schich­
ten, die aus ganz konkreten, aktuellen 
Anlässen unzufrieden sind, aber nicht 
mit der Revolution insgesamt; mit ande­
ren Worten: Menschen, die revolutionär 
sind, die glühende Verfechter der Revo­
lution sind, bereit, das Leben zu geben. 
Aber sie sind zutiefst irritiert, wenn sie 
auf ihre Forderungen nach Gesundheit, 
Wohnraum, Bildung, Arbeit, Lebens­
standard keine Antwort bekommen ... " 
"Und diese Unwfriedenheit legt die 
Grundlagen für eine gewisse Anfälligkeit 
für die ideologischen Offensiven, die die 
militärischen ersetzen werden. Von da· 
her müssen wir eine gewaltige Schlacht 
um das Bewußtsein der Menschen schla­
gen. Und wer diese Schlacht gewinnt, 
wird der Sieger sein. Wir haben große 
moralische, pOlitische und ideologische 
Ressourcen, um diese Schlacht zu ge­
winnen, aber es wird nicht leicht sein. Es 
ist eine komplexe Auseinandersetzung, 
schwieriger als der militärische 
Kampf. ,,17 
Freilich zeigt die Erfahrung vier Monate 
nach der Unterschrift unter das Abkom­
men, daß die FSLN - trotz einer weite­
ren Verschärfung der Versorgungskrise 
- gestärkt aus der ideologischen Ausein· 

andersetzung hervorgegangen ist. Innen· 
politisch ist es der Opposition weder ge­
lungen, den Nationalen Dialog zu boy­
kottieren noch die Massen zu mobilisie­
ren. 
Daniel Ortega konnte in einer Fe-rnseh­
runde mit Journalisten der Vertreterin 
von "La Prensa" auf die Frage nach der 
Bereitschaft, Wahlen vor 1989 abzuhal­
ten, selbstbewußt e-rwidern: "Ich wäre 
bereit, morgen Wahlen abzuhalten, aber 
was würde passieren? Anstelle der 67% 
der Stimmen, die die FSLN 1984 halle , 
würden wir heute 90% bekommen. Las­
sen wir lieber derOPP?sition ein bißchen 
Zeit, damit sie sich organisien und ein 
paar Stimmen gewinnt ... "18 

Kardinal Obando y Bravo als der ideolo­
gisch einflußreichste Exponent der 
Opposition ist als Vorsitzender der 
Nationalen Versöhnungs kommission 
und designierter Vermittler eines Waf· 
fenstillstands eingebunden. 
Außenpolitisch haben die Sandinisten ­
nach einigen anHinglichen Schwankun· 
gen in der Haltung des costaricanischen 
Präsidenten Arias - geradezu erdrutsch­
artig Terrain gewonnen, was an den 
Reaktionen der Organisation Amerikani­
scher Staaten (OAS), der UNO, der EG 
(siehe Beitragvon N. Biver) und auch der 
USA ablesbar ist. So ist der Sprecher der 
demokratischen Mehrheit 1m US­
Repräsentantenhaus, Wright, mit dem 
Hera nrücken der Wahl kampagne um die 
Präsidentschaft auf die Unterstützung 
des Friedensprozesses eingeschwenkt. 
Noch im August 1987 hatte er gemein­
sam mit Reagan einen "Alternativ"-Plan 
zur Verhinderung von Esquipulas vor­
gelegt. Unter diesen Umständen sah sich 
sogar US·Außenminister George Shultz 
genö tigt, in einer gemeinsamen 
Erklärung mit Wright den Kardinal zur 
Vermittlung einer l--euerpause zu drän· 
gen. 
Reagan und die Contra sind mithin voll­
kommen isoliert und jeglicher Vorwände 
entkleidet, und darüber hinaus läuft 
ihnen die Zeit weg. Wenn es auch "ein 
Mangel an Ernsthaftigkeit" (T. Borge) 
wäre, eine direkte Intervention vollkorn· 
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men auszuschließen, so wird sie doch mit 
jedem Tag, den die Präsidentschafts­
wahlen näherrücken, unwahrschein­
licher - Hunderte oder Tausende von 
Zinksärgen, die dann unweigerlich in den 
USA ankämen, wären kaum zur Wahl· 
propagandageeignet. 
Ist Esquipulas 11 zum Erfolg verurteilt? 
Fast scheint es so - wenn man sich nicht 
auf gan<!: bestimmte Fristen versteift. In 
weiser Voraussicht haben die Autoren 
das Abkommen so flexibel gestaltet, daß 
durchaus ein Verhandlungsprozeß vor­
stellbar ist, der über die je tzige Admini· 
stration in Washington hinausgeht. Wenn 
es auch unbestreitbar ist, daß Nicaragua 
den Frieden seit vorgestern .braucht, 
haben die Sandinisten bislang ausrei· 
chende polilische Klugheit und Flexibili­
tät bewiesen, um den Prozeß nicht am 
Zeitfaktor scheitern zu lassen. 
Das schwierigste Stück Weg liegt aller­
dings noch vor ihnen, nämlich die Aus­
handlung des Waffenstillstands und die 
Aufnahme direkter Verhandlungen mit 
der US-Regierung. Hier is t die Sandinisti­
sche Versammlung kategorisch: " Das 
nicaraguanische Volk und die Sandinisti­
sche Nationale Befreiungsfront erklären, 
daß es unter keinen Umständen, nirgend­
wo und mit keinem Vermittler weder 
direkt noch indirekt einen politischen 
Dialog mit der Führung der Contra geben 
wird."19 
Und Revolutionskommandant Luis Car­
rion stellte einen Tag vor der übergabe 
des sandinistischen Vorschlags zur Aus­
handlung des Waffenstillstands an 
Obando y Bravo klar: "Der Waffenstill· 
stand ist kein Weg, um politisch zu ver-



handeln. L~tzteres betrachten wir als 
inakzt;ptabel und außerhalb des Rah­
mens von Esquipulas. "20 
Der Vorschlag sah rur den 5. Dezember 
1987 das Inkrafttreten eines Waffenstill­
stands vor, der bis zum 5. j anuar 1988 
andauern sollte. Zu diesem Zweck soll­
te:n sich die Contras in drei Gebiete im 
Norden, im Zentrum und im Süden des 
Landes begeben, die etwa 8%der Fläche 
Nicaraguas ausmachen. Während dieses 
Zeitraums sollten die Contras keine mili­
tärische Hilfe mehr erhalten, die Am­
nestie in Anspruch nehmen können und 
wenn es die Amnestierten wünschten, 
dann am Nationalen Dialog teilnehmen. 
Aufgrund der Verzögerungstaktik der 
Contras konnten die Verhandlungen 
über den Vermittler Obando y Bravo erst 
am 3. Dezember 1987 in der Dominika­
nischen Republik aufgenommen wer· 
den. Die Contras hatten Olm I. Dezember 
ihren eigenen Vorschlag veröffentlicht, 
der von Präsident Ortega als "kaum ernst 
gemeint" bezeichnet wurde. Die Contras 
verlangen als Vorbedingung für einen 
Waffenstillstand nicht nur die Aufhe­
bung des t\usnahmezustands. die Am­
nestierung aller Gefängnisinsassen, die 
Abschaffung der Wehrpflicht und der 
Sandinistischen Verteidigungskomitees, 
sondern auch noch die Kontrolle über 
mehr als die Hälfte des Territoriums 
Nicaraguas. 
Als Bedingung Hir eine Waffennieder· 
It:gullg fordern sie nicht mehr und nicht 
weniger als die AuOösung des Sandinist i­
sehen Volksheeres. Diese Forderungen 
und die Entsendung einer drittklassigen 
Delegation aus gestandenen Sornozisten 
nach Santo Domingo zeigen, daß die 
Contras, oder besser Washington , auf ein 
Scheitern der Verhandlungen hinarbei­
ten. 
Daß sich die Reagan ·Administration 
selbst auf Verhandlungen einläßt, ist 
indes nach allem Vorangegangenem 
höchst unwahrscheinlich, auch wenn sie 
sich gerade in der Frage des Waffenstill­
stands total demaskiert hat: Die Contra­
Führung war angesprochen, und die Ant­
wort kam - aus dem US-Außenministe· 
rium, wo, wie allgemein bekannt ist, 
auch das Gegenpapier der Conlra ausge· 
arbeitet wurde. Dies beweist vor aller 
Welt, wie recht die Sandinisten haben , 
wenn sie "mit dem Zirkusdirektor und 
nicht mit den Clowns" verhandeln wol­
len. Möglicherweise bedarf es dazu aber 
erst der Wahl eines neuen US-Präsiden­
ten. 
Was könllle ein Friedensabkommen 
beinhalten? Von seiten Nicaraguas ist 
die Wiederaufnahme des letzten Conta­
dora-Vorschlags vom juni 1986 denk· 
bar: Bekräftigung der Nichtpaktgebun· 
denheit Nicaraguas; Verpflichtung, kei­
ne Militärbasen des Warschauer I'akts zu­
zulassen (was im übrigen nie geplant 

war): Verzicht auf alle Militärberater aus 
sozialistischen Ländern; Begrenzung und 
Kontrolle des Militärpotentials: Ver­
pflichtung, keine ausländischen Guerilla­
Bewegungen militärisch zu unterstützen 
- damit wäre die Frage der vielzi tierten 
"nationalen Sicherheit·, der USA er­
ledigt. 
Genau das hätte Reagan aber schon 1984 
in Manzanillo haben können. Darum 
geht es ihm aber gar nicht, und deshalb 
wurden die damaligen Verhandlungen 
auch einseitig abgebrochen. Der Reagan­
Administration geht es darum, nach der 
ClA-Theorie des "faulen Apfels" die san­
dinistische Revolution zu beseitigen, da­
mit das Beispiel nicht Schule macht, der 
"faule Apfel" nicht die "gesunden" an­
steckt. Deshalb ist die Invasionsgefahr 
auch immer noch nicht gebannt - ein in 
die Enge getriebenes Raubtier ist be­
kannt lich besonders unberechenbar. 
Innenpolitisch ist mi I einer Absicherung 
des Handlungsspic1raums der Opposition 
durch Veränderungen der Wahl· und Par­
teiengesetze, möglicherweise auch mit 
Verfassungsänderungen, aber nur in 
Fonn- und Verfahrensfragen, nicht in 
der Substanz, zu rechnen. 
Klar ist, daß am Ende ein Verhandlungs­
kompromiß stehen wird. Daniel Ortega 
erklärte in der schon zitienen j ournali­
stenrunde ganz nüchtern, daß der Ver­
mittlungsvorschlag der Sandinisten für 
den Waffenstillstand eben ein Vorschlag 
ist und kein Ultimatum. Und die Contra, 
mit dem US-Außenministerium im 
Rücken, poken natürlich hoch. Auf der 
anderen Seite steht die Aussage der San­
dinistischen Versammlung: "Die FSLN 
will Frieden, aber keinen Frieden von 
Feiglingen und Schwankenden, keinen 
Frieden, der Unterwerfung und Absage 
an unsere nationale Würde beinhal­
tet. ,,21 

Verhandlungen über einen 
Waffenstillstand, 

aber ke in politisc her 
Dialogmit der Contra 

Wenn es gelingt, unter Bewahrung der 
nationalen Souveränität den Krieg zu 
beenden und die Hände freizuhaben für 
den friedlichen Aufbau, wird sich eine 
politisch-soziale Dynamik entfalten. bei 
der die Gegner keine Chance gegen die 
Revolution haben. Vorrangig ist, den 
Frieden zu erreichen. 
Entscheidend ist, die lateinamerikani­
sche Einheit weiler zu festigen und da­
mit die Gewichte im Nord-Süd·Verhält­
nis insgesamt zugunsten des Südens zu 
verschieben. Auch wird es sich der We­
sten im eigenen längerfristigen Interesse 
kaum leisten können, einen Friedens­
nobelpreisträger und einen hohen 

Würdenträger der katholischen Kirche ­
heide alles andere als revolutionär -
scheitern zu lassen. 
Die vorsichtige Hoffnung ist berechtigt, 
daß sich zumindest mittelfristig auch in 
den kapitalistischen Ländern die beson­
neneren Kräfte gegenüber Reagan und 
seinen " I'aladinen" durchsetzen, jene d ie 
beginnen zu begreifen, daß der rr.ittcl­
amerikanische Konflikt Teil des Nord· 
Süd-Konflikts ist und daß hier - ..... ic bei 
der Gefahr eines Atomkriegs - eine glo· 
bale GesamtverantwoTlungexistien. Di~ 
"Alternative" wäre eine Eskalation des 
Kriegs und der ökonomischen Katastro­
phen, die sich nicht mehr auf die Region 
begrenzen ließe. 

Anmerkungen: 
I ) Barri~ada (Bar.), Managua, 8.6. 1986 
Z) So erklärte 1..11. der costaricanische Land· 

\!o;rtschaftsminister und ßankenprasident 
Femando Naranjo vor der J ahrutagung 
des Imemationalen Währungsfonds: .. Die 
minelamerikanischen Staaten befinden 
sich in einn tiden Wirtschaftskrise ... Ocr 
Krieg muß aufhören und der Frieden \!oie· 
dercT1ltehen. Anstelle der Waffen und der 
Repression brauchen wir mehr Freiheit, 
mehr Respcklierung der politischen 
Rechte und mehr Brot. Es kann kdnen 
dauerhaften Frieden geben ohne ökono· 
mische und soziale Entwicklung."' Ebd., 
28.11. 1987 

3) Vgl. Emio, Managua, spanische ,\usgabe, 
NT. 75 /Septcmb-cr 1987 und Beitrag 'Oll 

N. Bi"er in lfiesem Heft; d. Red. 
4) ANN·Wochenbulletin, Zürich, Nr. 

8 1flO.11.1987 
5) Ebd. 
6) Seit dem Sieg der Re"olution sind 1.105 

Gdangene begnadigt worden, darunter 
auch .. ieIe Ex·Somozi$len. Siehe: EI 
Nuevo Diario (END), Managua. 14.11. 
1987 

7) Bis Juli 1987 haben insgesa.mt 9.614 Per­
sonen "on der Amnestie Gebrauch ge­
macht. Davon waren 6.120 Repatriierte 
und .3.494 Contras, die die Waffen nieder­
gelegt hatten. Vom 5.8.-3.11. 1987 über­
gaben weitere 595 Contras die Waffen. 
Siehe: Ilarricada Intemacional (BI), 
Managua, 19.11. 1987 

8) ElCklusi"· lnterview mit "Prensa Latina" 
(Kuba), "t:xcclsior" (Argentinien) und 
"Proceso" (Mexiko) mit dem bezeichnen· 
den Tild .. Nic8r.lgua: Ramirez und Borge 
erläutern den 'euessi .. en' sandinistischen 
Friedenswillen". Nach: Bar., 4.10.1987 

9) END. 23.1 1.1987 
10) Erstes urnhs~ndes politisch·soziales Prn­

gramm der FSLN, das u.a. "orsah: die 
Verstaatlichung der Multi·Filialen und 
des Vermögens der Somoza-Oynastie, 
$taatliehe Kontrolle der Naturschätze und 
des Außenhandels, Landreform und eine 
tiefgreifende soziale und politische Umge­
staltung der Gesellscha ft. 

11) Zit.nach:Bl,5.11.1987 
12) La Pren.sa, Managua, 18.11.1987 
I.!I) Sjeh~: Interview mit T. Borge in: AlB. 

IZ/1985,S.13ff. 
14) Flkhenmaß = 0.705 ha 
15) Bar.,20.IO.1987 
16) Ehd. 
17) Ebd.,4.10. !987 
18) Ebd .. 19.IJ.l987 
19) BI,5.11.1987 
20) 81,19.11.1987 
21) 81,5.11.1987 
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E1tdärung der Nationalen Leitung der FSLN 

Den Krieg beenden durch 
strikte Erfüllung des Abkommens 
1::inc Woche \'or dem gel,lanten Ink rarttreten der Benimm"ngen deI friedensabkommcM von 
Esquipulas trat "m 29. Oktober 1987 die Sandinist ische Vernmmlung, das höchste beratende 
Gremium de r SandiniHischen Front der Nationalen Befreiung (FSLN). zu einer außerordentlichen 
Siuung 'lusammelI. um über ... dtere Schrine zur Durchseh;ung des Abkommens zU beraten. Wir 
doku mentieren Au 'l.ügc aus de r Erklärung der Nationalen Leitung der FSLN. die sie: "or der 
Versammlung abgab. 

Seit dem Beginn ihres Kampfes schrieb die 
FSL~ in ihr revolutionäres Programm. die 
Macht ZU erringen. UIß in 1'\icaragua eine demo­
krati Jchc, frei e , ge rechle und friedliche Gesell· 
schaft auf1,ubaucn. 
Seit die SicgeJfahnen dun:h die HJnde del 
Volkes auf dem 1'lat1. der Reyolution ~m 19. 
Juli 1979 hochgehahen wurden .... begannen 
die reaktionäuten Kreise der USA eine penna· 
nente und gezielte Verdrehungs- und Verleum­
dungskampagne ßl"W'n Nicaragua. 
Mit der Erarbeitung des Dokuments \'On S"nta 
Fe wurden die Richtlinieu der US·.'\ußcnpoli­
lik gegenüber Nicaragua feugcschriehen ... Seit 
der Wahl Reagans zum Priisidenten (1980. 
Amtsantritt 1981; d. Red.) begann die wort· 
getreue Umseuung deI Dokuments ,'on Santa 
Fe. Es wurden die ersten Schritte unternom· 
men, um die ze rschlagene Nationalgarde So· 
mons "ieder aufzuhauen. ( ... ) 
In Erfüllung ihres Programms begann die TC"o­
lutionim: Regierung eine Alphabelisierungs­
k3mpagne. mit der die Dcmokratisierung des 
Erziehungswesens eingeleitet wurde. Die 
Agrarreform ,",'Urde in Angriff genommen und 
damit ein Traum des nicaraguanischen Volkes 
und inshesondere der Landarbeiter reali· 
siert. ( ... ) 
Die Nationale Leitung der FSLN belonte. daß 
die gemischte Wirtschaft. der politische Plura­
lismus und di~ Nichtpaktgebundenheit we­
seTltliche Elemente der nicaraguanischen Re· 
"olution sind. 
Auf die historische Entscheidung, eine neue, 
durch und durch humane Lebensform zu 
schaffen. die sich an den besonderen Bedin· 
gungen !'\icaraguas orientiert. antworteten der 
ImperidlisnlUS und seine Vemundcten in Nica· 
ragua mit dem Kricg, der Dekapil:oliSlerung. 
dem Handelsembargo. der W6hlcnthdhung der 
Parteien. die sich dem Imperialismus beson· 
ders stark untergeordnet haben, und mit dem 
e1< p!iüten Druck auf eine Vielzahl von Rcgie· 
rung~n mit dem Ziel. Nicaragua 1.U isolieren. 
Aus dem Zusammenspiel dicser äußeren Fak· 
lOren entstand de r mitteJamerikani~chc Kon· 
Ilikt. Aber der Insti nkt Lateinamerikas fUf das 

eigene überleben fand seinen Ausdruck in der 
Bildung der Contadom- uno der Unterstützer· 
groppe mit dem Ziel, die angekündigte direkte 
Interventi"n der U.SA gegen Nicaragua l.U er­
schweren h1."'. 7,U ,..,rhindern. 
1984, als die Contadora·Gruppe die Unter­
zeichnung eines Friedcnsabkornmens rur Mit· 
teJamerika ,'ouchlug, war die nicamgu6ni~che 
Regierung die einzige der Region. die be· 
schloß. es insgesamt zu umcncichnen. 
Ab der costaricJnische Präsident Oscar Arias 
sein Programm ftir die Befriedung Mittel:omeri· 
kas \'ors<:hlug, wurde e$ "on der Regierung 
Nicaraguas als Verbandlungsgrundlage akzep­
tiert. Als oie mittelamerikanischen Präsiden· 
ten sich in Guatemala trafen. war unserer be· 
reit, ein allgemeines Friedensabkommen zu 
unterzeichnen. Am 17. August 1987 hat die 
FSU>l in einer Erklärung die Bedeutung des 
Abkommens hemusgeSleJh und sich verpmch· 
tet. es genau einzuhalten. ( ... ) 
Ausgehend von den Abkommen von Esquipu­
las hat die Regierung yon Nicaragua redlich 
und mit der Unterstützung des Volkes bedeu­
tende und konkrete Schrille untemommen, 
um zum regionalen Frieden beizutragen und 
um mit Taten die Erfüllung dieser Abkommen 
zu ratifizieren. ( ... ) 
Nicaragua war offensichtlich an dcr Spit~e bei 
der Erfidlung dieser Ahkommen. lm Vergleich 
zu den anderen mhtelameribnischen l.ändern 
hat Nicar .. gua die Verpnichtungen cindeulig 
\'orbildhaft erfullt, w'ahrend die nordamerika· 
nische .Admininration , ie vollständig sabotiert 
hat. ( ... ) 
Wir betonen noch einmal: Oie Abkommen "on 
Esquipulas \'erlangen die gleich~eitige Erfül· 
lung s:.mtlichcr eingegangener Verpniehtun· 
gen. Solange die Söldncrtruppen weiterhin 
umere llri.ide r töten, kann keine ,\mnestie ge· 
wahrt werden. 1X:r Ausnahmezunand kann 
nicht aufgehoben ",erden, solange unsere 
Bauern, Alten. Frauen und Kinder feige ennor· 
dct werden und sobILge die Angriffe. die \'on 
den USA organisiert werdcn - und die der 
eigentliche Grund für den Ausnahmewstand 
sind - and:<uern. ( ... ) 

• 

im Widerspruch zu den Abkommen von Esqui· 
pulas t.e51ehen die USA darauf. daß wir in 
einen politischen Dialog mit der Führung der 
Kontetrevolution treten, ... as im wesentlichen 
bedeuten wurde. die nationalen politischen 
Parteien durch die Sö ldnerver\T~tung der USo 
Regierung zu erset~en. ( ... ) ~:s ist alh,cmein 
bekanm. daß die Konterre"olution "on der 
US-Administration organisiert. finalll.iert, ge· 
lenkt undbcwaffnc i wird. ( ... ) 
Das nic.mlguanischc Volk und die FSL'I: erklä­
~n hiermit, daß es unter keinen Umstanden 
und an keinem Ort zu einem poli tischen 
Dialog. sei es direkt oder indi~kl, mit den 
konterrevolutionären Fuhrem kommen wird. 
auch nicht durch irgendeinen Vermittler. 
Es gibt jedoch einen Weg. um den Krieg zu 
beenden: Die strikte Erfiillung der Abkommen 
"on Esquipulas. Die Beachtung dieser Abkom· 
men - und dies ist ganz deutlich hen'onu· 
heben - setzt die Einstellung sämtlicher Un· 
tustütwng der Komerrc\'olution \'On seiten 
der USA und der mittdamerikanischen &gie· 
rungen 'OI;lUS. ohne jegliche Tricks oder Ver· 
l.ögerungstaktikcn. Solange die Ausgangs­
punkte für die Aggrenion gegen Nicaragua in 
den Nachbarländern liegen. solange die" Kon· 
lerrevolution nicht die Anweisung crhiilt, den 
Krieg gcgen die legitime Regierunll; Nical;lguas 
einzustellen, sind die Abkommen von Esqui· 
pulas nicht erfullt. 
Mi! dem gleichen Glauben und Vertrauen in 
die Friedensperspektiven bekräftigt dieSandi· 
nistische Front ihre Unterstützung der Ab­
kommen "on Esquipulas und ihren Willen. die· 
se als einzige Möglichke it einer friedlichen 
Lösung in Mittdamerika zu verte idigetL Die 
FSLN betrachtet d ie Verpnichtungcn als "ein 
unteilbares und harmonisches Glnzes. Ihre 
Unterleichnung umfaßt die guten Willens ak­
zeptiene Verpflichlung. simultan das Abge­
machte zu den festgelegten Zeitpunkten zu 
erfüllen." 
Mit der gleichen ~, ntschlossenheit und duglc:i­
chen Unnachgiebigkeit wie sie die Erfüllung 
der Abkommen ,'On Esquipulas yeneidigtund 
\'eneidigen wird, wird die Sandinistische Front 
ihr Recht verteidigen, keine einzige Forderung 
zu akzeptieren, die nicht dcm Wortlaut und 
dem Geis! \'on Guatemala entspricht. ( ... ) 
Wir Sandinisten werden unser hlltorisches Pro­
gramm niemals verleugnen, da dies ein Angriff 
auf die Revolution selbst wäre und ein Verrat 
an dem Märtyrertum, dem Opfer. dem hohen 
Preis. den wir in denJaruendu Kampfes gegen 
die Somoza·T yrannei gezahlt haben. und den 
wir weiterhin zahlen. um die Integrität unserer 
Souvc:ränität und die Würde der Nation 7.U 
veneidigen. ( ... ) 
(Quelle: Barricada, Managua. 30.10. 1987) 
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ulO4 IW I·/Wel1b1nk_T.~"a. la lI.ni'" 
Wb t IM 

o.e Niao!'alulne. haben un'er den heu"· 
,on 8.dln.ungen des Kn.,,, ~"dde.,,,,h 
'erschl.ch'.mden Wel'INrtIMdin.un. 
gen kOIne Enl ... ",klungschanC<t. ja. $Ie 
musscn um das n:Kkl. wlnsclllnJlChe 
Übe'leben I:.oimpfcn. [)cshalb 1111 dIe M,I· 
,,1.menla.So!idafll';lIbe ... eCUIli auf ih· 
rem ~l!1en 8unM.trelTen luch b.schIOlo· 
Kn.so..-ohliur b,nnen""lnschafthch.n La· 
ge In /<Olea,",u, lU Irben.n und Spend.n 
IMuh.1b de. Kampa,ne "Ni"",",ul muß 
ube.lf:ben" 'u samm.ln. als .uch Lur 
](.ampall'lC anLi8lich der IWFIW.ltbank· 

Tagun, im Herbsl 1988,n Hen," b,,,u,l'I_ 
,en. /I,., .ch'.' darum. Im 8<11" .. 1 der 
mlllelamcrihn'Khen Re,1On deutlich lU 
macl>en, wie mil den Mechanismen des 
Weltmarktes und der ,memilionalen n. 
IIInlOfl,m,saIlOllen dIe Abllin",kells­
und AusbtulunllSlruUurtn in der 3. Welt 
ert:eull und , ,,fuch' erhal'u\"'.rden. Oll 
es .be, darum ,ehen muß. Ober '/lmdle­
~nde SltUklurtn des W.lImo/lle. und d .. 
dann .cn.ö!'lM'nen Mach,,'crtl.lm,su 
n,ehl nu'zu informIeren, sondern auth sie 
lU -er4ndem, unIerstullen ,." dIe soll.!<n 
und polluschen 8.welu~.n. dIe der Dm· 
len Weil und h .. , d.., Macht von Mull,n._ 
1I0I\l10" Kon,emen und fonanzmSll1UIIO> 
nen in Frace stellen 

Informalloosbliro ~ic:lra&u' c. v_ 
Nka .. p . ..... lilerltk_ 
Wuppc"al 19&7. J2 xllen. DM 2.50_ 

Weh.ln .. Iuoft MIld Sc~"d ... r\can.U M,lle_ 
l&menkl im WUrJel"fl'inlemlloonaler n· 
nanlln,Hlullon.n 
Hrsa. \/001 InfomuouOIIsburo Nlca",· 
lila eV 
Edillon Nahua. Wuppenal 1985. formal 
0 IN·A4.811 Seil.n. OM9.- BeR·N, 16a 

I"nIjtklf .lIlIlIr\cI~fn 

Jocllen Hip pie. (Re<! ) 
[bl; M_II [I Sah ..... 
Il rsc.' Infomuol"",s .. elle EI Salvadorc. V .• 
Iodllion Nahua. Wup~nall987. 129 SeI' 
ten. DM 16.60. 8eSI.·N. 170 

V.\rlf O"es.sle. U.I. 

BESTELLCOUPON 

[),esand,nl!llsch. Re.oIutlOO hallrolldn 
Kn.l.s und der Anfelndun,.n. mil denen 
SIe '00 aullen ube"'J,en "'ird. erhcblici>e 
Enollt lufiu ... .... n. aeSOlldeß d.ullich 
wml dies auf d.m Land. _Oll de.Kn lIe· 
bauu", noch Immer d .. ,roDe: Mohrh",t 
der Nica!'aluan •• lebl. Das Informal"""s_ 
büroNlca!'aluae. V ha'lan •• Zeit P""ell' 
im RIIhmen emer ime ... en.n ibkonOO1I. 
sch.n. lOIilllen und ~ul' u.elJen) Elllwl1· 
Uun. Im Tal _on Panla,ma. lele,en Im 
Nordo<il.n NI""raguas. durth .. mhn. Un­
'.rdem MOl1o,"WirbIUen .. ,ede.auf ...... 
dIe Con, .. u",ön- hab.n ""Ir rur dIe", 
Pflltc:k,e luch A.ben,b"pden .. rmlll.l1, 
um d"eklc Erfahrun,en ~u cl'flWl)",lIen, 
d .. l'\IIeh der RucU.'" der Rnpdis,en ,,'I.' 
der in dIe: SoI,da.".,S&rMl1 ',n,c:hen kiln· 
nen. "'uch 19118 ",rd es Ame;lsbrrpdc:n 
ICb.n: Ein.""'!1 ..... d.rum Im NordOSlen 
d.s Land.,. ,m In"'1""n.n P"".kl LD p,,; 
rIrl T~"", ("'ulbau .'ne. Klrr ... 'erarb.;· 
lunpanl ... und .n""rechender <""111", 
Inr ... ,ruklu.). und and.,.""". In der n.· 
(:IIDluanisch.n Allanlltki,iS!c Filr d .. 
Duf(hrührunl d ... e. PrqcUe swcllen w" 
noch j.de M.nl. f'l'\lln'.<ller Unl.BI'II· 

C .......... 1I. "".ra.· EIn bltltDrmcS lJind 
Im GnlT d.s Pentagon 
IodlI"'" Nohul. Wup~nal 19111. 216 Sei. 
I.n. DM 32.80, 8e".·f' r 171 

Ob wohl das FriedenublOO1men ,on Es· 
qUlpulas (11) d .. s nichl vorsi.hl ..... rd.n 
dIe Sandinm.n \/ 011 Kil.n der US· R."c, 
Nn& und der KonK"'"I"'en In Europ.ll uno 
, •• Dru<l "leln. mit d •• Conlra lU v ••• 
handeln. Ocma.,enOb"",'erd.n "'".uch 
1988 ... suchen muss.n pubhk LU INchen. 
""er dIe Conlralll. und welch. Gltu.h".n 
.... an de, Z",IIIeYol ~elU'" bel.hl. 
Greu.lta .. n. an die INn s":h b.i uns Im 
Lande ><:hon oU,uleh. le"'ohnl ILal. "lu· 
dem .rleb' die Öffcnllichkel1 In der BRD 
.,n. M.n$ch.nrcchlsk.mpagne.on Kiltn 
1Jc:. CDU. d .. die Coolra-Opfc. in der Zivil· 
be'ril."'un, schlichlw", "ve'l18,- . um 

o leh ....... " .. relelnü8;, Informa"onen ~os .. n1os ,u,.schickl bekOO1men 

NAME/A DRESSE ________________ _ 

DATUM=== = UNTERSCHRI FT.-,-, ________ _ 

"' 
Joscph CoIhns 
NIcaraJ"': Was""!dch dure. ~ it R ... lu-
Ilon '.rti ...... n ! Alnrrrtform und Emih· 
run11m .... u.n Nil::lrasuo 
Edition Nah .... Wup~rlll 1986. 212 Sei· 
'en. 0\1 H.80. Hnl· .... 112 

GÜnlh •• Weber 
Die t .. I1I~. Mahrn UIO die: r~i"'I, : I\'lca· 
ra,ua, 80u.m kiompftn um ihr Land 
HrIJ. InfonnatlonsbU,o N,CI!'aIua e.V 
Edi,ion Nahua. Wup~naI19a6. 120 SeI' 
ltn. DM 10.-_ SCSI·N. 115 

Informationsbüro Nicaragua e. V. . Hofaue 5 I . 5600 Wuppertal I 
Konto 976738 . Stadtsparkasse Wuppertal . BLZ 330 500 00 
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.81.11 -Prämien 
Für die Vermittlung eines Neu-Abonnements bzw. für ein 
Geschenk-Abonnement gibt es bei uns eine der folgenden 
Prämien : 

* Rainer Falk: Nelson Mandela. Biographisches 
Portrait mit Selbstzeugnissen. 
288 Seiten, 12,80 DM 

* Ernesto ehe Guevara: Der neue Mensch. 
192 Seiten, 12,80 DM 

* Ernesto ehe Guevara: Guerillakampf und 
Befreiungsbewegung. 
216 Seiten, 14,80 DM 

* Bahrmann, Jacobs, Links: Killerkomrnando. 
Schwarzbuch: etA und Contra. 
216 Seiten, 16,80 DM 

* Dieter Boris (Hrsg.): Schulden krise und Dritte Welt. 
Stimmen aus der Peripherie. 
240 Seiten, DM 14,80 

* Adrian Geiges: China im Aufbruch. Stationen einer 
Reise. 
272 Seiten, 14,80 DM 

* Edith Laudowicz (Hrsg .): Befreites land - Befreites 
leben? Frauen in Befreiungsbewegungen und 
Revolutionen. 
304 Seiten, 16,80 DM 

* Edgar Gärtner: Grünbuch Ökologie V. Ein Jahrbuch. 
Chronik laufender Umweltskandale. 
ca. 260 Seiten, 14,80 DM 

* Wir Frauen, Frauenkalender '88, herausgegeben von 
der Demokratischen Fraueninitiative 

NICARAfilJA 
KAROLA-BLOCH-BRIGADEN 

FÜR NICARAGUA 

Eine Sonderausgabe 
des Tübinger Stadtmagazins TÜTE 

Mit Beiträgen von Karola Bloch, Gerhard 
Zwerenz. Norbert Greinacher. Ernesto Cardenal, 
Rose Gauger, Roberto Fernandez Retamar 
(Kuba), Xavier Chamorro (' EI Nuevo Diario' 
Managua). 

Vor allem aber mit Berichten und Erfahrungen 
aus der Arbeit der KAROLA-BLOCH-BRIGA­
DEN in Nicaragua und des Zentralamerika-Ko­
mitees Tübingen. 

Die Sonderausgabe ist zum Preis von 9 DM er­
hältlich an unseren Verkaufsstellen oder direkt 
bei: Stadtmagazin TÜTE, z.Hd .v. Welf Schröter, 
Rümelinstr. B, 7400 Tübingen gegen Überwei· 
;ung von 9,00 DM zzgl. 1,50 DM Porto auf das 
Konto Volksbank Tübingen 55941001 BLZ 
541901 10. 

Ich bestelle: 

D ein AIB-Normal-Abo 
D ein AIB-Förder-Abo 

D ein AIB-Probe-Abo 

o abNr. I ab sofort. 
JahrflalX> ..... nd 29 D~ (llgJ ~ O~ PO<1O); AlISIan(l normal 29 DM (ugl 10 D~ POf1C» 
L<JI!pO$I 29 D~ (ugl 25 O~ PO<1o). För"..._ (50 DM !>Oe< m .... ) D~ 
Kundigung ru zum Jahr9$$l1de, $pi1fltens tu zum 15 Novembet. 
Probt·AJ)O 4"'~ I", 1O D~ <Iat; Probe·Abo _d nocIII aUlOll\e1IS(;1o ~anoert· d ~ fl 
mu8 nocIIl gel,,"""II' w ... den 

Gewünschte Zahlwelse (bitte ankreuzen): 

o Bankeinzug. Die Ermächtigung erteile ich hiermit bis auf Widerruf. 

Mein Bank-/Postscheckkonto bei L T _ 
'0 L-: ~rr 
KIO.-N,. III ' , 'lU_ ~ _.J BLZ 

o Rechnung 
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Yer1._ •.• nlle: "... 1$1 t:>eI<ann1. daII ICh doeM BNleIung otv.. .o.r.g.ba """ (0 • .....,.... 
lnnwhatI """ 1.01 Tagen tItIi .0.18, Goc!esweg 5( SOOO KeIn 51. KfVtfIIK:I'I...,...,.uten UM. z'" 
WahrunO oe. FfIst lJ8f'IIIgl die '1och1Z8IIIge Abserdung _ Wi<I8<ruJ. 
IdlbeSUi. _ durch """,.. 2. Unte<ldIrln 

-------------------~ 

.~ -Geschenkabo 
Ja, ich möchte das AlB zum jährl ichen Bezugspreis von 33 DM ab 

verschenken. 

D befristet rur ein Jahr 
D unbefrislet' 
. ) Das _I v8f\ingarl1ictl iew_ um 12 ""","-lOt. w ..... <Nm YarIeg noch! IQ zum 
15 November <IH JaIw" ode< Md>s WocI>en "'" Enoe (1ft SezugSle<lr...",.. _ IdIrrfthclle 
KUJt(llQung mitQeieoill wird 

Meine Adresse: 

SIr.Se. Nr. 

pu. On 

Gewünschte Zahlweise (bille ankreuzen): 

D Bankeinzug. Die Ermächtigung erteile ich hiermit bis auf Widerruf. 

KonIO-N •. 

D Rechnung 

v.nr_ ••• ntle: MIr .. 1 bekannt. daB ICh doeM BesteIung 0fIne .o.no- """ G<\.on<Mn 
_ """ 1.01 Tagen tItIi .1118 , Gonfl'""9 Sol. SOOO KeIn 51. scIItIIIIictl -.uten ~a"". Z'" 
WaIW\.O'Ig"" Fr'I$I genUg! die rachll .. toge AIlMno:tung <IH Wi<l8<n.rflI 
ICh t>eslalige _ durCI'I ~ 2 Unl8fSC/'lnn 

Datum Unlarschnfl 

Ich möchte folgende Prämie aus dem AlB-Angebot: 

Schicken Sie das Geschenkabo bitte an folgende Adresse: -.-
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Unsere Bücher zum Thema: 

Frank Niess 
Das Erbe der Canquista 
Geschichte Nicaraguas 
KB 406, 498 Seiten, zahlreiche Abb., DM 19,80 

Anita W örlein 
Weil wir Christen sind 
Kirche in Nicaragua 
KB 444, 212 Se~en, DM 14,80 

Cordelio Dilg 
NICARAGUA 
Bilder der Revolution 

Pof-j-Rugenstein 

Fotobond, 150 s/w-Fotos, Formot 23 x 26 cm, 
128 Seiten, DM 29,80 

Unsere Bücher 
sind Lebens-Mittel. 

PAHL .. RUGENSTEIN 



.. At,;,t. -Bestellung 

Ich bestelle: 

o ein AIB~Normal-Abo 

D ein AIB-Förder-Abo 

D ein AIB-Probe-Abo 
o abNr. I ab sofort. 
Jaht....oo Inland 29 DM lUg! 4 DM PO<IO): ~nd noonll 29 DM lUg! 10 DM P()r10) 
Luflpost 29 DM (ug! 25 DM Pono) FÖfdef.t>o (SO DM.,.,., meIv) DM 
Da. ~I~" lId\ ~ "'" ,., .... ,t ............ I(~ ....:lISWl tMs6Wo­
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Der/Die umseitig aufgeführte neue AJB-Abonnentln 
wurde von mir geworben: 

Mein Name: _______________ _ 

Meine Adresse: _____________ _ 

Ich möchte folgende Prämie aus dem AlB-Angebot ' 
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EISalvador 

Heidi Czapek 

Duarte laviert 
schenrechtskiimpfer Herbert Anaya von 
der Fl\1LN abgebrochen worden war, 
fortgesetzt werden. Ungo unterbreitete 
ein entsprechendes Angebot bei seiner 
Rückkehr. 

Als Ruhen ZamoTa, Vizepräsident der 
Revolutionären Demokratischen Front 
(FDR), am 22. November 1987 nach 
über sieben Jahren Exil wieder nach EI 
Salvador zurückkehrte, küBte er am 
Flughafen der lIauptstadt die salvado­
rianische Flagge und erklärte: "Dies ist 
die einzige Amnestie, an die ich mich 
halte." 
Eine symbohrächtige Geste, halle doch 
der salvadorianische Präsident Napoleon 
Duarte einen Monat zuvor bei einem Be­
such in den USA demonstrativ das Ster­
nenbanner abgcküßt. Von ZamoTa und 
dem FDR-Präsidenten GuiJIcrmo Ungo. 
der zwei Tage später in sein Land zurück­
kehrte, hatte er verlangt, sich einer Am­
nenie zu unterwerfen, welche rur Ange­
hörige der Befreiungsbewegung gilt, die 
ihre Waffen niederlegen. 
Doch Duarte mußte in dieser Frage zu· 
rückstecken, wollte er nicht den Schein 
der Demokratie und der Dialogbereit· 

. schaft seines Regimes ad absurdum 
fUhren. Während er ihre Rückkehr als 
Beweis rur die Demokratie im J.,ande pro· 
pagandistisch zu nutzen suchte, läßt er 
dennoch weiterhin das Damokles· 
schwert der Repression über den 
FDR·Führern schweben. 
Am Tag der Rückkehrvon Zamora gab er 
sie praktisch zum Abschuß durch die 
Todesschwadronen frei, indem er erklär· 
te, daß niemand die Sicherheit der bei· 
den garantieren könnte. In Zeitungsan· 
zeigen sprachen Todesschwadronen be· 
reits Morddrohungen aus, und von ihnen 
Ermordete wurden als Warnung mit der 
Abkürzung FDR bemalt. Die extreme 
Rechte fordene die sofortige Verhaf· 
tung der FDR·FÜhrer. Duarte verlangte 
von ihnen, ihre Allianz mit der Natio· 
nalen Befreiungsfront Farabundo Marti 
(FM LN) zu brechen, sonst würden sie, 
"wenn die FMLN neue Verbrechen ver· 
übt", vor Gericht gestellt. 

Ob diese Drohung jedoch ausreicht, den 
Wunschtraum Duartes einer Spaltung 
zwischen FDR und FM LN in Erfüllung 
gehen zu lassen. kann bezweifelt werden. 
"Die Spekulationen, die manche Leute 
bezüglich der Trennung zwischen den 
beiden Fronten äußern", so Zamora, 
"sind nichts weiter als dt':r Traum dt':s 
nordamerikanischen Außenmini· 
steriums, die dt':mokratiseht':n und pro· 
gressiven Kräfte EI Salvadors getrennt zu 
sehen ... Ich betone, daß die FDR ihre 
Allianzen nicht brechen wird:"l 

Zwar könnte mit der Rückkehr \·on 
Ungo und Zamora das Gewicht der FDR 
in der Allianz wachsen, jedoch sind 
Gründe rur eine Trennung von HILN 
und FDR bisher nicht auszumachen. 
Schließlich wurde die Rückkehr der 
FDR·Führer erst durch die größeren 
Spielräume möglich, welche von der 
FMLN. die zu ihrer Begrüßung einen 
Waffenstillstand bis zum 30. November 
1987 verkündete, erkämpft wurden. Zu· 
dem verfolgen die FDR·FÜhrer mit ihrer 
Rückkehr Ziele, wie sie auch von der 
F:\ILN vertreten werden. 
"Gerade weil jeder Demokratisierungs· 
versuch in einem Land wie EI Salvador 
auf den heftigen Widerstand der Regie· 
rung stößt, sind wir gekommen, um mit 
aUen politischen Kräften inklusive der 
Rechtsparteien wie ARENA einen natio· 
nalen Dialog zu initiieren, der zur Bil· 
dung einer Koalitionsregierung fUhren 
soll.·' Dies unterstrich Ungo bei seiner 
Rückkehr. 2 Dabei soll es sich nach Aus· 
sagen Zamoras um eine Obergangsregie. 
rung handeln, "die allen Salvadorianern 
Garantien gibt und man auf diese Art 
und Weise zu einem wirklichen Wahl· 
prozeß kommt, bei dem das Volk ent· 
scheidet, welches Regimes es in EI Sah-a· 
dor haben will ... 3 

Um dieses Ziel zu erreichen, 5011 auch der 
Dialog zwischen Regierung und 
FJI.ILNjFDR (siehe AlB 11/1987, s. 
43f.), der nach dem Mord an dem Men· 

Um den Druck fLireine politische Lösung 
zu verstärken, haben sich die Revolutio· 
näre Nationalistische Bewegung (l\INR) 
Ungos, die Christlich·Soziale Volks· 
bewegung (MPSC) Zamoras und die 
1985 gegründete Sozialdemokratische 
Partei (PSD ) Reni Roldans. welche nicht 
der FDR angehört , Ende November 
1987 zur Bewegung der Demokratischen 
Konvergenz zusammengeschlossen. 

Diese Entwicklung kommt Duarte unge· 
legen, da dadurch eine weitere Stärkung 
der Volksbewegung und eine Auswei· 
tung der demokratischen Spielräume 
möglich erscheint. Dies schließlich 
könnte auf Kosten der Christdemokratie 
zu einem breiteren Zusammengehen al· 
ler Kräfte fUhren, die ein Int eresse an 
einer Verhandlungslösung und einer Er· 
fUlIu ng des Friedensabkommens der mit· 
te1amerikanischen Präsidenten haben. 

Deshalb nimmt es nicht Wunder, daß 
Duarte gerade am 23. November den 
Führer der ultrarechten ARENA, Rober· 
tO d'Aubuisson, anklagte, für die Ermor· 
dung von Erzbischof Oscar Romero im 
Jahr 1980 verantwortlich zu sein, eine 
Tatsache, die bereits seit Jahren bekannt 
war. Damit ging es Duarte nicht nur 
darum, sein Image als Kälnpfer für die 
Menschenrechte aufzupolieren, sondern 
auch von der Rückkehr der FDR·FÜhrer 
und den mangt;lnden Fortschritten bei 
der Erftillung des Friedensabkommens 
abzulen ken. 

V.n.idl! un"m,nt5!cr V. Casano," (r,) mn Kln.m P"hodenl<n Du.ne 
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Kolo""e d.r FM LN ;n den konlrollierten Gebielen 

In übereinstimmung mit der Regierung 
Reagan hatte der salvadorianische Präsi­
dcnt nämlich bisher alles versucht, die 
Unterzeichnung des Friedensplanes zu 
verhindern (siehe AlB 11 / 1987, S. 43f.) 
und durch ein Nichtzustandekommen 
des Dialogs in EI Salvador zum Scheitern 
zu bringen. 
Er verlangte als Vorbedingung für einen 
Diaog mit der Guerilla gleichzeitige Ver· 
handlungen der Sandinisten mit den 
Contras. Als Beweis rur die Anerkennung 
des Friedensplanes sollte die FM LN die 
Waffen niederlegen und sich zusammen 
mit der FDR in den "demokratischen 
Prozeß" eingliedern, da dcr Guatemala· 
Vertrag, so Duartes bestechende Logik, 
nur Verhandlungen mit der unbewaffne· 
ten Opposition verlange. 
Schon im Vorhinein war klar, daß weder 
die nicaraguanische Regierung noch die 
Guerilla EI Salvadors nach Duartes 
(sprich: Reagans) Pfeife tanzen würden. 
Die Sandinisten bestanden aufVerhand· 
lungen mit den USA, und auch die 
Fl\ILN/FDR ließ sich nicht auf diesen 
leicht durchschaubaren Trick ein. Denn 
die Annahme der Vorbedingungen wäre 
einer vollständigen Kapitulation gleich· 
gekommen. Doch die Sündenböcke 
waren erst einmal ausgemacht: Weder 
die Sandinisten noch die salvadoriani­
sehe Guerilla seien willens zum Frieden 
in der Region. 
Dabei hatte Duarte selbst in einer Fern­
sehansprache am 11. August 1987 die 
wahren Hintergründe seiner Taktik klar­
gelegt. Er rechnete schon damals fest 
damit, daß die Guerilla die Bedingungen 
nicht akzeptieren werde, wodurch sie 
sich national und international isolieren 
würde. Die USA müßten bei einer Weiter· 
führung des Krieges der salvadoriani­
sehen Regierung und Armee zur Zer­
schlagung der angeblichen Brandstifter 
noch mehr Unterstützung zukommen 
lassen und die Position Duartes würde 
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gestärkt. 
Daß der Dialog im Oktober 1987, nach· 
dem das erste in Panama geplante Tref­
fen am 15. September aufgrund der un· 
annehmbaren Vorbedingungen geplatzt 
war, doch noch zustande kam, war nur 
dem massiven Druck aus dem In- und 
Ausland zu verdanken. 

Die Sandinisten dachten gar nicht daran, 
die ihnen zugedachte Rolle des Sabo­
teurs zu übernehmen und begannen als 
erste in der Region, große Teile des Gua· 
temala·Abkommens umzusetzen, womit 
sie ihren feindlichen Nachbarn einen 
gewaltigen Strich durch die Rechnung 
machten. Die übrigen mittelamerika· 
nischen Staatschefs gerieten durch das 
Vorbild Nicaraguas in Zugzwang. Und 
auch Duane mochte nicht vor der Welt· 
öffentlichkeit und dem eigenen Volk als 
Vertragsbrecher dastehen. 
Von verschiedenen Seiten hagelt e es Pro­
teste gegen die Gleichsetzung der US­
Söldner mit der salvadorianischen Gue· 
rilla. Zahlreiche lateinamerikanische und 
europäische Staatschefs, ja sogar Papst 
johannes Paul 11. drängten den Christ­
demokraten zur Aufnahme des Dialogs. 
Erzbichof Rivera y Damas bot seine 
Dienste als Vermittler an. In einer Um· 
frage beftirworteten rund 90% der Bevöl· 
kerung einen Waffenstillstand. 
Um das 1\,Iaß voll zu machen, sprachen 
sich acht Oppositionsparteien, ein· 
schließlich der extremen Rechten, für 
einen Dialog ohne Vorbedingungen mit 
der unbewaffneten wie der bewaffneten 
Opposition aus. Daß ausgerechnet die 
faschistische ARENA - ganz entgegen 
ihrer bisherigen Forderungen nach 
schnellstmöglicher militärischer Ausrot­
tung der Rebellen - diesen Aufruf mit· 
unterzeichnet hatte, stellt keine Kehrt­
wendung ihrer Politik dar. Schon eher 
war dieser bislang einzige "Ausrutscher" 
ein Versuchsballon, um Duane. bei den 
im nächsten jahr anstehenden Parla-

mentswahlen, Wähler zu entziehen. 4 

Auch die Auseinandersetzungen inner­
halb der Christdemokratie EI Salvadors 
gaben den Anstoß ftir Duarte, seine Nein­
sagerhaltung zumindest scheinbar auf­
zugeben. Rey Prendes, Minister ftir Kom­
munikation und Kultur und ein poten­
tieHer Präsidentschaftskandidat der 
Christdemokraten, rückte schon Anfang 
September \'on der Position des Präsi­
denten ab, nicht mit der bewaffneten 
Opposition verhandeln zu wollen. Um 
nun den Rückhalt dieses Flügels der Par­
tei nicht zu verlieren, mußte Duarte sei­
ne Ablehnung revidieren. 
In den Reihen der Stre itkräfte setzte 
ebenfalls ein vorsichtiger Umdenkungs· 
prozeß ein. Der moralische Verfall auf· 
grund der Zwangsrekrutierungen, des 
nicht absehbaren Endes des nun se it fast 
acht jahren andauernden Bürgerkrieges 
und der gestiegenen Kampfkraft der 
Guerilla ftihrten dazu, daß einige Ange­
hörige der Armee den von der 
FMLN/ FDR im Mai 1987 vorgelegten 
18-Punkte-Vorschlag zur Humanisierung 
des Krieges positiv aufnahmen. Duarte 
und die Mehrzahl der Offiziere lehnten 
ihn jedoch ab. 

Solch starkem Druck von verschieden· 
sten Seiten ausgesetzt, war Duarte dann 
doch noch bereit, einem neu angesetzten 
Treffen am 4. Oktober 1987 in der Apo­
stolischen Nuntiatur von San Salvador 
zuzustimmen. Die FMLN/ FDR und die 
Regierung einigten sich über die Bildung 
von zwei gemischten Kommissionen mit 
je vier Vertretern der FMLN/ FDR und 
der Regierung. Ein Gremium sollte die 
Bedingungen ftir den Waffenstj[]stand 
aushandeln, das andere die Umsetzung 
der weiteren Aspekte von Esquipulas IJ. 
Duarte versprach auch, eine Amnestie zu 
verkünden und, wenn es bis zum 7. No­
vember 1987 (dem vorläufigen Termin 
zur Herstellung der Waffenruhe in Mit· 



telamerika) zu keiner Einigungüber eine 
zweiseitige Feuerpause gekommen sein 
sollte, einen einseitigen Waffenstillstand 
der Armee zu veranlassen. 
In San Salvador war der Anfang rur die 
Umsetzung des Friedensplanes gemacht. 
Doch die weiteren Entwicklungen ver­
liefen nicht $0 positiv, wie erhofft. Das 
Treffen der "Waffenstillstandskommis­
sion" am 23. Oktober in Caracas (Vene­
zuela) endete ergebnislos. Die Vertreter 
der FMLN/ FDR bestanden darauf, nicht 
nur den Waffenstillstand, sondern all­
gemeine Friedensbedingungen und zu al· 
lererst die Beteiligung aller -politischen 
und sozialen Kräfte an der Regierung auf 
die Tagesordnung zu setzen. Da die Re­
gierungsseite dies kategorisch ablehnte 
und lediglich über die Einzelthemen Waf­
fenstillstand und Amnestie reden wollte, 
wurden weitere Verhandlungen, die 
dann in Mexiko stattfinden sollten, auf 
den 30. Oktobtr verschoben. 
Die Ermordung Anayas macllte aber die 
Hoffnungen auf eine FortHihrung der 
Gespräch e zunichte. Die Guerilla seate 
den Dialog aus und verstärkte ihre mili­
tärischen Aktionen. Erstmals gelang es 
der FMLN Anfang November, einen 
dreitägigen vollständigen Verkehrsboy­
kolt durchzusetzen. Außerdem wurden 
die schwersten Angriffe seit J ahren ge­
gen die Elektrizitätswirtschaft durchge­
fUhrt. Bereits Ende Oktober überstiegen 
die Verluste der Armee die des gesamten 
Jahres 1986 (über 6.000 Tote und Ver­
wundete). 

Die bisherigen Ergebnisse des Dialogs 
und die Maßnahmen, die die Regierung 
im Rahmen des Friedensabkommens ge­
troffen hat, machen deutlich, daß 
Duarte gerade soviel tut, wie noch ver­
tretbar ist, um nicht als Totengräber des 
Friedensprozesses zu erscheinen. 
Zwar hat Duacte 4.600 nach Honduras 
geflohenen Salvadorianern die Rückkehr 

erlaubt, doch befinden sich weiterhin 
insgesamt 1,5 Mio Einwohner im In- und 
Ausland auf der Flucht. Entsprechend 
dem Abkommen wurde eine nationale 
Versöhnungskommission gebildet, aber 
ihre Mitglieder stehen auf Positionen der 
Regierung oder rechts von ihr. Zwar wur· 
den 424 politische Gefangene freigelas­
sen, jedoch wurden außer den Mördern 
von Romero und Anaya alle Angehöri­
gen der Todesschwadronen ebenfalls am­
nestiert. Ein "einseitiger Waffenstill­
stand". den die Regierung rur den 5. 

November 1987 erklärt hatte, wurde von 
den Streitkräften selbst am 10. Novem­
ber bereits wieder gebrochen. 5 
Ob Duarte, der 1984 die Wahlen gewon­
nen hatte, weil sich viele von ihm ein 
Ende des Krieges erhofften, durch die 
genannten Maßnahmen diese Hoffnun· 
gen auch rur die Wahlen 1988 wieder 
wecken und in Stimmen rur die Christ­
demokratie ummünzen kann, ist un­
wahrscheinlich. 
Der Präsident verliert schon seit 1985 
zunehmend die eigene soziale Basis (vor 
allem den Mittelstand und die christ­
demokratischen Gewerkschaften), die 
sich verstärkt der Oppositionsbewegung 
anschließt. Der Grund ist nicht nur, daß 
er den Krieg nicht beenden will (oder 
aufgrund der Abhängigkeit von den USA 
nicht kann). sondern auch die weitere 
Vertiefung der Wirtschaftskrise und des 
sozialen Elends. 
Nach einem leichten Aufschwung 
1983/84 - dank umfangreicher US-Hilfe 
in Form von direkter und kreditierter 
Wirtschaftshilfe und Nahrungsmittel­
lieferungen6 _ setzte sich ab 1985 der 
Niedergang der Wirtschaft fort. Und 
dies, obwohl die US-Wirtschafts- und 
Mititärhilfe 1987 den Rekordumfang 
von 770 Mio S erreichte und die vor 
Krieg und Krise in die USA geflohenen 
Salvadorianer jährlich etwa 600-700 Mio 
S an ihre Familien Überweisen.1 Der Ge­
samtumfang der US·Hilfe überstieg in 
diesem Jahr sogar die Einnahmen der 
Regierung EI Salvadors. 
Diese ist aufgrund der zerstörten Indu­
strie, des hohen "Verteidigungs"haus­
haltes (etwa 40-50% der Gesamtaus-

gaben werden dafür verwendet) und ge­
ringerer ExpoTlerlöse für die Hauptex­
portprodukte Kaffee und Baumwolle 
vom "Koloß im Norden" total abhängig. 
Sie kann deshalb auch politisch nicht 
souverän entscheiden. 
Trotz all dieser Finanzspritzen ist das 
Bruttosozialprodukt pro Einwohner 
zwischen 1979 und 1985 um 32% auf 
das Niveau von 1965 gesunken. 1986 
ging es um weitere 1,3% zuriick. In den 
letzten sechsJ ahren haben sich die Preise 
verdreifacht. Nach offiziellen Angaben 
ging der Mindestlohn der Arbeiter in 
InduSlrie und Dienstleistungen von 
1980-86 um 45% zurück und stieg die 
Arbeitslosenrate auf 33%.8 
Die wachsende Verelendung war mit ein 
Grund ruf das Wiedererstehen einer Ma'l­
senbewegung, die von Duarte nicht nur 
soziale Verbesserungen verlangt, son­
dern auch auf eine Verhandlungslösung 
des Krieges drängt. In dieser Situation ist 
Duarte gezwungen, zwischen den unter­
schiedlichen Kräften zu lavieren. 
Auf der einen Seite sind dies die 
FMLN / FDR und ihre bewaffneten 
Kräfte und die legale Massenbewegung, 
auf der anderen Seite die extreme Rech­
te und die mit ihnen verbündeten Todes· 
schwadronen und rechte Armeekreise. 
Diese könnten bei einem zu weiten Ein· 
gehen auf die "-orderungen der 
FMLN/ FDR und des Friedensabkom­
mens von Esquipulas 1I einen Pulsch ge­
gen Duane unternehmen oder zumin­
dest den Terror der Todesschwadronen 
weiter steigern. 
Washington schließlich ist auf Duarte an­
gewiesen, um überhaupt die Aufstands­
bekämpfung fortführen zu können. 
Auch wenn der Reagan-Administration 
der Druck von rechts und das Morden 
der Todesschwadronen durchaus will­
kommen ist, sofern im Kongreß die 
Schmerzgrenze nicht überschritten wird, 
kann ihr doch an einem Rechtsputsch 
solange nicht gelegen sein, wie die Christ· 
demokratie nicht zwischen den Fronten 
zerrieben wird. Und selbst dann wäre die 
Uberlebensfahigkeit eines solchen Regi­
mes sehr gering, da es sich international 
isolieren würde und Unterstützung durch 
Washington schwer möglich wäre. Be­
reits jetzt ist der US-Kongreß nicht ge­
willt, einer weiteren Erhöhung der Wirt· 
schafts- und Militärhilfe l.uzustimmen~ 
Diese Entwicklungen versucht Duarte zu 
verhindern, indem er die extreme Rechte 
mit der Amnestie besänftigte, scheinbar 
auf die Friedensvereinbarungen einging 
und geringe Zugeständnisse an die 
FMLN/FDR machte. Deshalb beeilt sich 
Duarte auch jetzt schon, die Verantwort­
lichen rur ein Scheitern des Friedenspro­
zesses auszumachen. Einerseits schiebt 
er sie der FMLN / FDR zu, die sich nicht 
kampflos ergeben will. Andererseits be­
schuldigt er nach alter Manier Nicaragua. 
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Kuba, Libyen, die Sowjet union und 
Vietnam, Waffen an die FMLN zu liefern 
und damit gegen das Friedenubkommen 
1.U verstoßen, 9 
Die militärische Antwort hält er auch 
schon parat. Der Chef des Ceneralstabs 
der Slrcit kräfte, M. Vargas, verkündete 
bereits im Oktober 1987 den b:l ldigen 
Begi nn der Operation "Concordia", die 
mit 40.000 Soldaten (d.h. 80% der Ce­
umutärke der Armee) im ganzen Land 
durchgerUhrt werden soll. Mit diesem 
bisher größten militärischen Aufgebot 
seit Beginn des Krieges ..... iII die salva.do­
rianische Armee, so Varga.s, die "strate­
gische Initia.tive wiedergewinnen und die 
Strukturen und die Kampfkraft der 
FM LN endgül t ig zerstören". 10 
Diese großspurigen Erklärungen wurden 
bisher stets Lügen gestraft, und die wach· 

Ibnd IR II ORd mn den Todeud'''"dronen .,.1,.<Ion~ni­
"be A,m .. 

sende Kampfkraft der FMLN deutet 
auch heute wieder darauf hin. Wahr­
scheinlicher dürfte sein, daß Duarte mit­
telfristig die Veränderung des Kräfte\'er· 
hältnisses zur Kenntnis nehmen und eine 
Übereinkunft mit der FMLN / FDR su­
chen muß. 

Anmerkungc:n: 
I) EIPais(EP),Madrid,23.11.1987 
2) Die Tagc:suitung, West-Bcrlin, 2!1.I1. 

1987 
3) EP,23.11.1987 
4) Vgl. Informationsbüro Nicaragua/lnfor_ 

mationntelle EI Salvador, Rundbrief, Nr. 
9/26.10.1987 

oS) Vgl. Erk];mlßg der FMLN/ FDR zum Wd· 
fennilIstand vom 25.11.1987 

6) Vgl. E. Am~n. EI Sah",dor. Remindcn 
or .... ar, in: Monthty Review. London. Nr. 
5/0klober 1981 

7) Vgl. Ime .... .;ew mit FMt....'1 -Kommandant 
Jorge Shafick Handal in: Sendung ~on 
R~dio Venceremos "om 15./16.10. 1987 

8) Angilben nach: Inforpress Ccntroameri­
cana, Guatemala·Stadt, 8.10. 1987; Latin 
America Economic Repon. Landon, 
-' 1.12. 1987 und Mittebmerika Magazin, 
Kiel. Nr. 63/~p~ember-Ok~ober 1987 

9) Siehe: International Huald TribußC, 
Paris , 7./8.11. 1987 

10) Informationsdienst EI Salvador, Weu­
Bedin. 9.1 0.1987 
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interview mit N!dla Diaz (FMlNIfDR) 

Kein Frieden ohne 
Demokratie und Gerechtigkeit 

Nidia Diaz (35) ist Mitglied der politisch-diplo­
matiKhen Kommission der FMLN /FDR und 
VOhi!zende der Union Sal",dorianitcher 
Frauen flir die Befreiung ,,Mclida Anaya Mon­
tcs~'. Sie hal &n der Dia.lOjp"\lndc mit dem Duar. 
te-Rcgime am 15.10.1984 teilgenommen und 
wurde im April 1980S bei Kampfha.ndlu~n 
,'on einem US·Mil it .. ubcra.ter fengenommen. 
Im Auua.uxh lC8Cn die "on der FMLN enl­
ruhrte Tochter ,'On Duarte kam sie am 
24.1 0. 198oS frei. 
Im folgenden Inl«view. das t'ran:t Bushin rur 
das 1\18 mil ihr fUhrlc. crlautcrt sie die Posi· 
tionen der FMLN/ FDR 1:UOl Friedensabkom. 
men "On Esquipulu und Zllt Politik des Duar· 
I("-Regimc$. 

fRAGt:-: : Warum hat Duarte im August 1987 
dai FriedeTUabkommen unterschrieben, wo er 
cs doch noch imJuni au "erhindern trachtete? 
War die UnterKhrift Duutes ein taktischer 
Schrill mit Blick auf Nican.gua oder ..... a. sie ein 
Ergebnis ... u1\.eren und inneren Durcks? 
N. OIAZ: Duarte wolr einer der eUlen, die die 
Friedensinitial1>-c der Contadorol' und der Uno 
terSlutzergruppc behinderten und damit die 
Interesscn der Rcagan·Administration zum 
Ausdruck br: .. ::htcn. Im .'cbruar 1987, als 
Präsident Aria. scinen Friedensplan vorstellte, 
WilT Duarte im Grundsatz damit cin~rstanden, 
wcil der Contra ein politischer Spielraum ein· 
geräuml wurde. Außerdem wurde Nicaragua 
ins Abseits gestell! und wir wurden ruchl be· 
rilcksichtigt. 
Ah sich dIe vier Pr-.uidenten trafen (am 
loS.2.1987 ohne NicaragUiI; d. Red.), sagte 
Gwtemalas Prasident Ccrcro, daß man Nicara· 
gua ber\icksicbligen mü.uc:. Da man der Kon· 
terrevolution in dem Dokument jetz~ nicht 
mehr so viel Plau einräumle, wollie Duarle 
ruchl mehr unterschre iben. Er begann, den 
Plan immer orrener in Frnge ~u stellen. Und er 
war einer der ersten, d ie dem f1.ir Juni geplan· 
len Giprel Hindernisse in den Weg legten. 
Außerdem siellte sich auch die Reagan·Admi· 
runration &Cgl:n den Plan. 
Arias ging nach Europa und erhielt Untentut· 
zung fur seine Vonchlage. Dies war ein faktor 
daf"ur, daß auch andere Krirle begannen, du 
Dokumenl zu berurwonen. Die Comadora· 
und die UmeTJtuturgruppc nahmen es aur, um 
es in ihnn FriedenS\'OrtchBigen zu bef\icksich· 
ligen. Es war auch die Ilaltung unserer Fron· 
ten, daß der Arial· Plan eine I niliali~e sei, um 
den Frieden "tu eruichen und daß er in die 
Vorschlage der Contadora- und der Unterstü t· 
zergruppe eingl:afllcltel werden sollte. 

Außerdem ilbte der Dach\erband der Lalein­
amerikallischen Chrindemokralie (OOCAI. 
der am 19.7.19ß7 in EI Salvador t~e, Druck 
auf Duane aus, dem Giprel am 6./ 7. August 
:uQ.uslimmen.. 
Duarte hai du Dokument unterschrieben. weil 
der internationale Druck groß war. Und Duar_ 
te sah sich i$Olie"l"l, da seine eimige Unlerllüt· 
zung die der Rea~.!.ß·Admininration war. 
Von der Unterschrift unter das Dokument er· 
hoffte sich Duarte, uns zu isolieren. Wir sind 
auf d iplomatischer Ebene vorangekommen. 
was die Anerkennung unserer entstehenden 
revolutioruiren Macht angehl. Wir haben es 
erreichl, daß wir einen Plalz in der inlernatio­
nalen Arena behaupten und Hilfe bekommen. 

Duarte sagt, daß die im Dokument enthaltene 
Bestimmu ng " Keine Uniers tützung aufn!indi· 
scher Bewegungen und irregulärer Kräfte" sich 
nicht nur auf die Regierungen Miuelamerikas 
beziehe, sondern auf die ganze Welt. Wir wur­
den aufgl:forden, diese Hilfe nicht mehr anzu­
nehmen.. 

Auf der anderen Seile versucht Duarte, du 
Ansehen seiner R .. gierung und der Christ­
demokratie au "erbessern im Hmbliek auf die 
Wahlen 19118/89 und aur die Hilre, die er 'Pd' 
ler von den Regierungen Europu {onlcrn will. 
Weilerhin will er eine Obereinstimmung "twi­
Ichen Demokraten und Republikanern in den 
USA flir weitere Hilfe erreichen und auf milil;":' 
rischem Gebiet Vorteile erzielen. 
Es gab also einige objektive Vorte.le, die er 
glaubte nutzen zu können. Und duu gehörte 
auch der faktor dcs Drucks aur Nica.n.gua: 
Verhandlungen mit der KontelTC"olution 
wUrden den Spielraum der Contra erweitern. 
Duarte h;n sich in dem Abkommen ,-crpnich· 
tet, in einem Dialog mit allen Kraften zuspre­
chen und die nationale Venöhnung 111 EI Sal",­
dor voranzubringcn. Das Abkommen ~on 

Elquip" las ist für uns deshalb unbestreithar ein 
Ak t der Unabhängigkeit ~on den USA. EI ist 
eine Anstrengung der mitteiamerikani$Chen 
Prol,identen, ein Verfahren zur Erreichungdei 
.'rieden. zu Khaffen. 
Wir schätzten rin, daß der Rahmen der dun:h 
das Abkommen geschaffen wurde. den Wieder­
beginn der Gespräche mit d<"l" Regierung be· 
gilnstigen und daß die darin enthaltenen fo .. 
derungcn einen wirklich dauerhaften Frieden 
ermöglichen wurden. wi .. es allch in unserem 
Angebot einer politischen Lösung "orgesehen 
in. 
Der Unterschied liegt in den vorgeschlagenen 
Mcchanismen: Amnestie, Waffenstillstand und 
Einstellung der Unterstützung. In EI S~lvador 
kommt es jedocb nicht nur auf Mechanismen 
an, .sondern man muß die Uruchen des Krieges 
beseitigen. Wir sagten duhalb, daß die Mecha­
nismen fur jedcsLand I'Crschiedell sind und die 
konkreten 8edingu~n cincsjeden Land.-s be· 
rticksichtigt .... emen munen. 

M~ ... nkund~""n, zur Beplia..", d .. f\IL'I f1)R 
f~h .. , In S.n Sal,~dor am ~ tO. 19~' 



Z.8. wird in EI Salvador vom Dialog mit allen 
nationalen Kräften gesprochen, von so;r;ialer 
Gerechtigkeit, vom Demokratisierungsprouß, 
\'on der Beachtung der Menschenrechte. Dies 
sind Punkte, die auch wir in unseren VOl'Schlä· 
gen ;r;u einer politischen Lösung angeboten 
haben. 
In den Vereinbarungen mit der Regierung. die 
beim Treffen vom 4./5. Oktober 1987 erzielt 
wurden, wird in einem Artikel gesagt, daß man 
sich den Forderungen von EsquipulaJ 11 an· 
schließt. Aber wir sind der Meinung. daß die 
Mechanismen zu ihrt:r Em:ichung in jedem 
Land \'erschieden sind. Deshalb haben wir 
auch die Vorbedingung DuartC$ rur eine erste 
Gesprächsrunde am 15. September abgelehnt, 
auf Gewalt zu venichten und den vollständi· 
gen Text von Esquipul35 11 zu akuptieren. 
Der Text verneint umere Selbstverteidigung. 
Es verlangt von uns, um die Einstellung de r 
Hilfe von außen ... u bitten. Und er verneint, daß 
ein Volk das Recht auf Aufstand haI. Wir 
können uns nicht selbst aHe Spielräume ab· 
sprechen, die wir im Laufe der Zeit errungen 
haben. Deshalb unterstutzen wir nicht den 
Text in seiner Gesamtheit, sondern nur seine 
allgemeinen Zide. 
FRAGE: Warum hat sich Duarte zu einem 
Dialog mit der FMLN/FDR bereit erklärt. den 
er vor Unterzeichnung des Abkommens noch 
abgelehnt hatte? 
N. DlAZ: Da sie sich mit ihrtt Untttschrift 
verpflichtet haben. beginnen sie einen Prozeß 
der Aussöhnung. Duarte hat uns zum Dialog 
aufgerufen, wobd er Bedingungen gesteHt hat. 

Der innere Druck der gesellschaftlichen und 
politischen Krähe hat ihn dazu genötigt, einen 
Dialog ohne Bedingungen zu fUhren. Er hat ihn 
gezwungen. sich ~u wandeln. Im Friedensab· 
kommen ist Duarte nicht verpflichtet, mit uns 
in einen politischen Dialog einzutreten, weil 
dort gefordert wird, einen Dialog mit nicbt 
bewaffneten Kräften;r;u fUhren. 
t'RAGE: Wie beurteilen Sie andere Maßnah­
men der Regierung wie die Amnestie und den 
Waffenstillstand? 
N. OIAZ: Einige Maßnahmen, die Duarte im 
Rahmen von Esquipulas Jl getroffen hat, er­
geben sich aus der Dynamik, die dtt Friedens­
prozeß ausgelöst hat. Zugleich erhofft sieh 
Duarte dadurch einen politischen Voneil. 
Mit dem Amnestiedekret soU nicht nur Druck 
auf Nicaragua ausgeübt werden, alle Krimi· 
nelLen der SomoZ3-Zeit freizulassen. Zugleich 
werden alle Verantwortlichen flirdie Massaker 
und Morde in EI Salvador frt:igesprochen. 
Schlie.ßlich sollen durch das Dekret diejenigen 
freikommen, die flir Akte der politischen Ge· 
walt verantwortlich sind. Jedoch hatte die 
Mehrheit derjenigen, die freikamen und die 
angeklagt waren, mit uns zu sympathisieren, 
nichts mit dem Krieg zutun. Nur fünf von 100 
Gdangenen sind Mitglieder der FMLN. 
Der einseitige Waffenstillstand war dazu be· 
stimmt, den Eindruck zu erwecken, daß es in 
EI Salvador keine zwei Armeen gibt. Und er 
wurde bereiU nach flinf Tagen beendet, weil 
dieser Krieg zwischen zwei Armeen existiert. 
Duarte versucht, Scheinmaßnahmen zU tref· 
fen, damit die internationale Oberpriifungs· 
und Kontrollkommission sagt: Duarte hält 
sich an das Abkommen. 
Die politischen Parteien sind jetzt aus der 
Nationalen Versöhnungskommission ausgetre­
ten, weil sich die Lag<! 90 Tage nach Unter· 
zeichnung des Abkommens nicht. enupannt, 
sondern sieh weiter 'erscharft und polarisiert 
hat und es keinen Fricdensprozeß gibt. Aus 
dem gleichen Grund nahmen wir nicht an den 
Gesprächen vom SO. Oktober teiL. WirwoL\ten 
im Volk keine Erwartungen wecken. daß Duar· 
te einen wirklichen Friedenswillen hat. 
Die wirtschaftlichen, politischen, sozialen und 
kulturellen Rechte des Volkes werden weiter­
hin verJet;r;t, ebenso wie die Menschenrechte. 
Dies wurde besonders deutlich durch die Er· 
mordung des Präsidenten der Menschenrechts· 
kommission, Anaya, am 26. Oktober 1987 
(siehe AlB 11/1987, S. 4S-H; d. Red.). 
Zusätzlich hat sich nach dem Treffen mit der 
Regierung der Krieg intensiviert. EI Salv.l.dor 
erhielt 9,5 Mio $ für die Polizei. um das An· 
wacbsen der Volksbewegung in den Stadten zu 
bremsen. Außerdem liderten die USA eine 
Hubschrauberflotte im Rahmen des neuen 
Aufstandsbekämpfungspl:ms. Nachdem wir in 
aller Breite darüber diskutiert hatten, daß die 
USA und ihre Militärhilfe den Fricden und die 
Unabhängigkeit behindern, fuhr Duarte in die 
USA und kUßte mit einer liebedienerischen 
Geste das Sternenbanner. 
Es gibt aber auch andere reale politische Tat­
sachen, die nicht unberücksichtigt bleiben 
dürfen. So lehnte es die Organisation Ameri· 
kanischer Staaten (OAS) ab, uns auf Wunsch 
Dua.rtes ;r;u verurteilen, weil wir ein neues Tref­
fen am SO.10.198 7 abg<!lehnt hallen. 
Am SO. November nahm die UN-Vollversamm­
lung eine Resolution der Contadora- und Un° 
te~ti.it~ergruppe an, die sich auf die Lage in EI 
Salvador bezieht. Darin wird anerkannt, daß 
man den begonnenen Dialog ... wischen der Re· 
gierung und der FMLN/FDR fortsetzen muß, 
um eine politische Verhandlungslösung ;r;u er­
reichen, d.h. einen politischen Ausweg wie er 
von uns vorgeschlagen wird, und nicht das 

Angebot des Feindes, auf Gewalt zU verzich­
ten, alles ~u vergeben und zU vergessen, die 
Verfassung an;r;uerkennen, aus den Bergen her­
unterzukommen, sich einer Amnestie ~u uno 
terwerfen und verschiedene :'1aßnahmen wie 
einen Waffenstillstand zu vereinbaren. 

Wir brauchen keinen Waffenstillstand von drei 
Tagen wie ihn die Regierung vorge~chlagen 
hat, um den Eindruck ~u erwecken, daß sie 
den Willen zum Frieden hat, solange die Ur­
sachen des Krieges nicht beseitigt sind und 
wir damit ermöglichen, daß der Krieg wieder 
fongeseu:t wird. 
Wir haben der Regierung deshalb einen Vor· 
schlag;r;llT Wiederaufnahme der Gespräche am 
5.12.1987 unterbreitet. Aber die Regierung 
hat öffentlich .. nein" gesagt. Darum werden 
wir unsere Anstrt:ngungen fortsetzen. Wir ~er­
trauen darauf, daß Cl den patriotischen 
Kräften mit uns zusammen gelingen wird, 

eine nationale pluralistische Regierung mit 
brt:iter Beteiligung ~u errichten, die die Sou· 
~eränitat wiedererlangt. 
FRAGE: Wie bewerten Sie in diesem Zusam­
menhang die Rückkehr der .·DR·Fiihrer 
Ruben Zamora und Guillermo Ungo nach EI 
Salvador? 
N. DlAZ: Die Riiekkehr ~on Ungo und 
Zamora wurde durch die Umerstützung inter· 
nationaler Kräfte erldchtert, die für eine poli· 
tische Lösung und Entspannung sind. Sie 
werden den Spiclraum. den Esquipulu II ge­
schaffen hat, nutzen. Strategisch gesehen, 
bleiben FDR und FMLN im Bündnis. 
Als sie zurückkehrten. nutzten Ungo und 
Zamor~ die Gelegenheit zur Bildung der Oe· 
mokratischen Kon"ergenz zwischen der 
Christlich·Sozialen Volksbewegung (MPSC), 
der Revolutionaren Nationalistischen Bewe· 
gung (MNR) und der Sozialdemokratischen 
Partei (PSD). Diese grundet sich hauptsäch· 
lieh auf die Suche nach eintt politischen Ver· 
handlungslösung. ein Wiruchiftsprogramm, 
die Einleitung des demokratischen Prozelses 
und die Wiedererlangung der Souveränität. 
Ungo und Zamora nahmen Kontakte zu Par· 
teien auf, die starke wirtschaftliche Interet· 
~en vertreten, sowie mit der Gewerkschaft 
UNTS, mit den Uni,-ersitiiten, mit der Presse 
usw. 
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Guatemala 

Fran. lushln 

Dialogchance in Guatemala? 
Guatemalas Regierung unte r dem christdemokrat ist.:he n Präsidenten Vinicio Cc:rezo 
zeichne t mitverantwortlich für das Zustande ko mme n des t'r iedensabkommens von 
Esquipulas. Dies wurde u.a. d urch die bereits vom vorherigen Regime e ingele itete 
aktive Neutral itätspolitik ermögliclu. Dessen ungeachtet kam die Vert rags.e rmllung in 
Guatemala im Gegensatz zu Nicaragua nur sehr zögernd in Gang. AnfangOktober 1987 
wurden dann j edoch in Madr id überraschend Gespräche zwische n der Regierung und 
der bewaffneten Opposition, der Nationa len Revolutionären Einhe it Guatemalas 
(UR NG), au fgenomme n, fas t zur gleichen Zeit wie zwischen den beiden Konniklp ar. 
Ide n in EI Salvador. 

Ende Mai 1986 hatte Präsident Cerezo 
seine vier millelamerikanischen Amts­
kollegen nach Esquipulas geladen, um 
erste Schritte zur Schaffung eines mittel­
amerikanischen Parlamentes cinzuleiten, 
ohne damit abcr die Contadora-Gruppe 
ersetzen zu wollen_ 

Die moderate Außenpolitik Cerews, die 
die 'Anerkennung der Souveränität Nica­
raguas beinhaltete, hat drei Erklärungs­
grunde: die relative Unabhängigkeit der 
guatemaltekischen Armee von direkter 
US·r-.mitärhilfe; die Absieht, eine Regio­
nalisicrung des Konflikts zu vermeiden 
und den lIandel ml! der Region zu bele­
ben, der rur Guatemalas Winsehaft eine 
wichtige Rolle spielt. Diese Außen­
politik sowie die politische Öffnung für 
eine unabhängige Gewerkschaftsbewe­
gung und rur die Sozialistische Demokra­
tische Partei (PSD), ein Mitglied der 
Sozialistischen I nlCmationale, verschaff­
ten Cerezo Sympathien und Finanz­
zuflüsse alls Westeuropa. 
Einen Dialog mit den Aufständis<:hen 
hatt e Cerezo auf seiner Europareise im 
Oktober 1986 in Aussi<:ht gestellt, 
worauf die URNG Olm 25.10.1986 mit 
konkreten Verhandlungsvors<:hlägen 
reagierte. Die URNG-Vorschläge wurden 
von der vtrbotenen Kommunistischen 
Partei (PGT) unterstützt, die wieder· 
holte Legalisicrungsangcbote der Regie. 
rung wegen fortgesetzter Mens<: hen· 
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rechtsverktzungen und fehlender demo­
kratischer Bedingungen ablehnte. 1 

Nach der Unterzeichnung von Esquipu­
las 2 interessierte, wic und wann die dort 
von den Regierungen eingegangenen 
Verpflichtungen nach innen hin verwirk­
licht würden. In Guatemala wurde diese 
Frage als minder wichtig ei ngestuft. 
Innenpolitisch begann im August und 
September 1987 ein anderes Thema die 
Schlagzeikn zu beherrschen: die Steuer­
anpassung. 
Sie wurde Mitle September parlamen­
tarisch mit der Stimmenmehrheit der 
Christdemokraten (Oe) beschlossen, 
war jedoch offensichtlich nicht mit den 
Interessen des großen Untemehmerver­
bandes CACIF abgestimmt. Das neue 
Steuergesetz sieht im wesentli<:hen eine 
Effekti\'ie rung der Stcucreintreibung, so 
insbesondere bei der Einkommensteuer, 
die EinfUhrung der Kfz-Stcuer sowie 
Veränderungen bei der Zoll- und Ver­
mögenssteuer vor. 

Zunächst als SteUClTdorm ausgegeben, 
wurde der Begriff Reform jedoch sehr 
schnell ad acta gelegt. Der CACIF, der 
unter den beiden vorhcrigen MiJitälTegie­
rungen geplante Steuerpakete zu Fall ge­
bracht hatte, bestand behalTlieh darauf, 
daß die Steueranpassung nachverhandelt 
werden müsse, und zwar an der Legisla· 
tive vorbei dire kt zwischen Regierung 
und CACI F. Mit einem dreitägigen Un-

ternehmer-Ausstand vom 7. ·9. Oktober 
1987 setzte er die Nachverhandlung ge· 
genüber der Regierung durch. 2 

Währenddessen kam die Regierung den 
Esquipulas-II-Verpflichtungen nur zö­
gernd nach. Erst im Oktober 1987 wurde 
die nationale Versöhnungs kommi ssion 
gebildet. Ihr gehören der Vizepräsident 
Roberto Carpio (Oe), Bischof Rodolfo 
Quezada Torullo, als unabhängige Per­
sönlkhkeit die Miteigentümerin der 
konservativen Zeitung "Prensa Libre", 
T eresa de Zar<:o, sowie der ehemalige 
Vorsitzende des Staatsrates unter Gene­
ral RLOS Momt, Jorge Serrano EHas, von 
der rechtsgerichteten MAS·Partei an. 
Am 2. Oktober 1987 platzte dann die 
Bombe: Die Regierung und die URNG 
beschlossen, ein Treffen zwischen dem 
7. und 10. Oktober in Madrid abzuhal­
ten. Erstmals nach 27jährigem internem 
Konflikt setzten si<:h Regierung und 
Guerilla unter den Auspizien der spani­
schen Regierung an einen Tisch. Hohe 
Spannung umgab das Treffen, denn die 
Regicrung halle die Abmachung einc:s 
Waffenstillstands während des Treffens 
gebrochen. 
Während die URNG mit ihrer obersten 
Garnitur antrat, d.h. mit einem ihrer 
Chefkommandanten, Gaspar 110m, dem 
Sohn des Literaturnobelpreisträgers 
M.A. Asturias, war die Regierungsdelega­
tion auf niedrigem Niveau angesiedelt. 
Sie wurde von Roberto Valle Valdizan, 
dem stellvertretenden Parlamentspräsi­
denten angefUhrt. Kein Mitglied des 
Regierungskabineus nahm an ihr teil, 
was bedeutete, daß die Delegation über 
keine Entscheidungskompetenz ver­
fUgte. Die Regierungsdelegat ion wurde 
von militärischen Beobachtern beglei­
tet. 3 
AuffalJig an dem Trerren war, daß es die 



als öffentlich keitsscheu geltende URNG 
verstand , freimlitig mit den Med ien um­
zugehen. Hierin - wie an den Vorschlä­
gen der URNG - kann man die Probe 
aufs Exempel rur d ie F\exibilisierung ih­
rer Haltung sowie rur den von ihr ange­
strebten öffentlichen Dialog mit der Re­
gierung !ehen, dem sich ihren Vorstel­
lungen gemäß ein nationaler Dialog an­
schließen soll, an dem alle gesellschaft­
lich relevanten Kräfte teilnehmen. 
Das Madrider Treffen gestaltete sich zu 
einem Meinungsaustausch, der nach drei 
Tagen ohne jegliche konkrete Überein­
kunft, d.h. auch ohne einen neuen Ge­
sprächstermin bzw. eine Möglichkeit, be­
endet wurde_ Die URNG legte zum Ab­
schluß der Gespräche einen Vorschlag 
vor, in dem sie ihre Bereitschaft zu einer 
WaffeOSlilistandsvereinbarung, aus­
drückt, in der entmilitarisierte Puffer­
zonen zwischen den Guerillagebieten 
und dem restlichen Land festgelegt wer­
den (siehe Kasten) . 
Als Demokratisierungsmaßnahmen 
schlug die URNG den Abbau der milita­
risierten ländlichen Strukturen, die volle 
Achtung der Menschenrechte, emen 
nationalen Dialog und die Humanisie­
rung des Krieges vor. Sie lehnte es ab, die 
Waffen niederzulegen, solange die den 
Konflikt verorsachenden Gründe fort­
bestehen. Die Regierungsvertreter sagten 
zu, diesen Vorschlag zu studieren. 4 

Bereits auf einem Anfang Dezember 
1986 durchgefUhrten Forum zum 
Thema des Dialogs mit der URNG hatte 
es außer bei den Vertretern rechtsextre· 
mer Positionen und der Armee überwie­
gend vorsichtig positive Meinungsäuße­
rungen zum Dialog gegeben. Nach dem 
Madrider Treffen blieben indes aufgrund 
der mageren Ergebnisse die positiven 
Stimmen im Hintergrund. Darüber hin­
aus fiel das Treffen in eine ungünstige 
Zeit, nämlich die der Kraftprobe zwi­
schen Regierung und Unu~rnehmerver­

band. 
Oie Auseinandersetzungen um das 
Steuergesetz und das Madrider Treffen 
zeitigten Konsequenzen innerhalb der 
Armee. Seitens einer Gruppe sich selbst 
so bezeichnender "Offiziere der Berge" 
kam es zu Putschbestrebungen gegen die 
DC-Regierung. Diese Gruppe ist mit den 
rechtsextremen Parteien liiert, die die 
Armee öffentlich als eigentlichen Ver­
lierer des Madrider Treffens bezeich· 
neten. 
Veneidigungsminister General Gramajo 
erwiderte in einer Presseerklärung als 
oberster militärischer Vertreter darauf, 
daß de rjenige, der solches behaupte, da· 
mit die Armee zu destabilisieren ver­
suche. Von Erklärungen abgesehen, rea­
gierte die ArmeefUhrung in zweifacher 
Weise auf die Di fferenzen in den eigenen 
Reihen. Zum einen wurden 84 Offiziere 
befördert. 

Die kontroverseste Beförderung war die 
von Pablo Nuila Hub, einem e hemaligen 
Ver trauten von Ex-Staatschef Mejia Vic­
tores, zum Brigadegeneral. Sie wurde als 
ein Zugeständnis an eine von ihm ange­
fUhrte Gruppe von Militärs gewertet, die 
gegen die aktuelle Militärspilze, die die 
DC-Regierong stützt, o pponiert. 5 Ende 
November ist Nu ila Hub jedoch auf den 
Posten des Militärattac hes in Ekuador 
abgeschoben worden. 

Zum anderen leiteten die Militärs in die­
ser Vertrauenskrise eine der größten 
militärischen Offensiven der letzten Jah­
re ein, zu der Truppen aus drei Militär­
zonen und aus der Hauptstadt in El 
Quiche zusammengezogen wurden. Fer­
ner fUhrte die Armee Bombardements in 

der genannten Region durch. 
Etwa gleichzeitig fanden militärische 
Aktionen gegen den seit Mai 1987 im 
Betrieb befindlichen URNG-Sender 
"Voz Popular" statt, die jedoch erfolglos 
blieben. Mit den genannten Offensiv­
aktionen sollte den Kritikern die Kampf­
fahig ke it und Einheit der Armee bewie­
sen und gezeigt 'Yerd~n, daß die Armee 
die Si tuation beherrscht. Die UR NG ant­
wortete auf die Armeeoffensive mit ei­
ner gleichfalls splirbaren Zunahme ihrer 
mi litärischen Aktivitäten.6 

Im offiziellen Sprachgebrauch hieß es 
nach dem Madrider Treffen sowohl sei­
tens der Zivilregierung wie seitens der 
Militärs, daß die Guerilleros die Waffen 
niederlegen müßten, sich amnestieren 
lassen und in das politische Leben zu-

Erklärung der DRNG 
Vorschlag an die Regjerung Guatemalas nas:h 
der Beendigung der Gespräche z\'oüchen bei­
den Parteien in Madrid am 9. 1 0.1987 
Die Guatemaltekische Nationale Revolutio­
näre Einheit (URNG) beurteilt den Rahmen, 
der durch die Abmachungen \'on Esquipubu Tl 
geschaffen wurde, als positi" . 
~nnoch schätzt sie ein. daß die konkrete An· 
wendung die,er Abmachungen entsprechend 
den besonderen Bedingungen eines jeden Lan· 
des und seines spezifischen Konniku erfolgen 
muß. 
Deshalb hält sie im Falle Guatemalas die fol· 
genden Maßnahmen, die die Grundlage fur eine 
wirkliche Lösung der wichtigsten Themen bil· 
den, die erforderlich sind fur die Erreichung 
des Friedens, für wesentlich und unvenicht­
bar. 
I. Bedingungen und Erfordernisse für die 
Demokratisierung des Landes. 
1.1. Abbau der Strukturen zur Kontrolle der 
Bevölkerung, insbesonden:: zivile Selbst ver­
teidigungspatrouillen. Modelldörfer. Entwiek­
lungspole, volle Garantie der Bewegungsfrei· 
heit auf dem Land. 
1.2. Volle Beachtung der Menschenrechte so· 
wie wirksame und nachpriilbare Umstrukturie· 
rung der Repressionsapparate. Diel ilChließt 
die Beendigung des Verschwindenlassens von 
Menschen, die Be5titigu ng von geheimen Ge­
fangnis5tn, das Ende außergerichtlicher Exe­
kutionen, die Achtung des Lebens, der 
menschlichen Integrität und die Abschaffung 
der Folter ein. Beachtung der wirtschaftlichen 
und so~ialen Rechte des Individuums, insbe· 
sondere: Recht auf Arbeit, Bildung, Gesund· 
heit und Wohnung. 
1.3. Aufklarung und Feststellung der Verant· 
wortlichkeiten für die 38.000 versehwundenen 
Verhafte ten. 
1.4. Volle Gültigkeit der Organisationsfreiheit 
des Volkes ohne Ein.schränkungen irgenddner 

"". 1.5. Wi r betrachten die oben genannten Ele· 
mente als unabdingbar rur die Exislen:t eines 
wirklichen Rechtsstaats. 
2. Ein erster Schritt zu einem Waffenstillstand 
soll durch ein Abkommen z""1schen der UR,,'IIG 
und der Regierung über eine Humanisierung 
des internen Konflikts gemaeht werden, um 
auf der Grundlage des Genfer Abkommens 
und überwacht durch die Nationale Versöh· 
nungskommission Kosten rur die Zivilbevölke· 

rungzu venneiden. 
3. Durchführung eines nationalen Dialogs, 
dessen Ziel die Erstellung der Grundlagen für 
eine nationale Oben:inkunh sein soll mit allen 
politis<:hen und sozialen Kräften, um die 
Schaffu ng des Friedens und der ~mokatie m 
garantieren und die unabhängige Entwicklung 
des Landes zu fördern. 
4. Um die Bedingungen lür diese national" 
Ubereinkunft zu .schaffen und als Beweis für 
den guten Glauben und politischen Willen der 
URNG, unterbreiten wir bezügli<:h des Waffen­
stillstands, wie er im Rahmen von Esquipubs 
11 ins Auge gefaßt wird, folgenden Vorschlag, 
wobei ... ir zugrundelegen, daß das Wesen und 
der Charakter des bewaffneten internen Kon· 
flik tes in Guatemala komplexer und grund· 
legender Lösungen bedarf. 

Vorschlag 

A) Um die Errichtung der Demokratie und die 
Erringung des Friedens auf dem gesamten Ter­
ritorium Guatemala.'l möglieh zu ma<:hen, sind 
wir mit einer Waffenstillstandszei! eim'erstan­
den. Dieser Waffenstillstand muß innerhalh 
\'on genau und präzise bestimmten Zeiträumen 
stattfinden. Er bedeutet weder, daS wir uns 
ergeben oder unsere Waffen abgeben, no<:h, 
daß die Gebiete und Regionen, in denen die 
\'on der URNG geftihTte revolutionäre Bewe· 
gung momentan ihn: Operationen durchführt 
und Einfluß hat, aufgegeben werden. 
B) Bestimmung von entmilitarisierten Zonen 
zwisehen Konfliklgebieten und kontrollierten 
Territorien. 
Es ist notwendig geographische Gebiete abzu· 
grenzen, wo weder militärische Einheilen der 
URNG noch des Regierungsheeres operieren, 
um den Waffemti1lstand wirklich zu garantie· 
~". 
Cl Festlegung von genauen Fristen für die Er· 
füll ung der bezüglich der Demokratisierung 
vorgescblagl:nen Maßnahmen, die die einzigen 
wirklichen Grundlagen der Befriedung des 
Landes darstellen und so den Beginn eines 
Weges für den Pfad der demokratischen Ent· 
wicklung garantien:n. 
Diese Fristen und Termine werden von der 
Nationalen Venöhnungskommission über­
priift. 
URNG. Madrid. den 9. OhtobCT 1987 
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rückkehren sollten; neue Treffen würde 
es nicht gehen. Auch Cerezo und General 
Gramajo benutzen diese Formulierung. 
Cerezo hat den Meinungsaunausch in 
Madrid jedoch auch als positiv einge­
schätzt 1. und Gramajo. der vor den 
Madrider Gespräl;hen zukünftige Treffen 
andeutete, wies darauf hin, daß zu ak­

zeptieren sei, daß "die Aufständischen 
am demokratischen guatemaltekischen 
System teilnehtllen, wenn sie die Waffen 
niederlegen·'.8 Diese Äußerungen deu­
ten eventuell die Möglichkeit der Wieder­
aufnahme von Gesprächen mit der 
URNG an. 
Die URNG verschic kte ihrerseits Ende 
Oktober 1987 an verschiedene Persön­

lichkeiten des Landes und an d ie Presse 
einen öffentlichen "Politischen Br iefzur 
Nationalen Rettung". Don wiederholte 
sie ihren Vorschlag, "dem internen be­
waffneten Konflikt eine politische Lö· 
sung zu \'erschaffen", den Dialog zwi-

51;hen Regierung und URNG erneut auf­
zunehmen, um diesen später in einen 
nationalen Dialog mit verschiedenen 
politischen Kräften einmünden zu las­
sen_ Auf diese Weise sollen die politi­
schen, sozialen und wirtschaftlichen 
Forderungen des Volkes in das institu­
tionelle Gefüge. gebracht werden. 9 Von 
dem genannten nationalen Dialog ver­
spricht sich die URNG offenbar eine 
Breitenwirkung. 
Ahschließend kann gesagt werden, daß 
Guatemalas Regierung mit einem am 
5.11.1987 in Kraft getretenen Amnestie­
geselz 10 , mit der Sl;haffung einer Ver­
söhnungskommissi"on sowie mit dem 
Madrider Treffen einige der Esquipulas­
li -Bedingungen formal erfUlh hat. In­
haltlich hinkt sie mit der Umsetzung der 

vertraglichen Verpnichtungen in wich­
tigen Aspekten jedoch stark hinterher_ 
Insbesondere wurden Verhandlungen 
uber einen Waffenstillstand mi t der 

"Voz Popular" 
Radiosender der URNG 

_ vo, Poputa,- ,n B."ieb 

Am freitag, dem 22. Mai 1987, "'ar zum ersten 
Mal eine Sendung von ,.Voz Popular". dem 
offi"1:iellen Radiosender der Nationalen Revo­
lutionären Einheit Guatemalas (URNG), zu 
hören. Seit diesem Tag strahlt ,.Voz Popmar" 
regelmäßig jeden Freitag um 18.15 Uhr Orts· 
zeit, auf der hequenz zwischen 6,95 und 7 
MHz im 41 m Band, eine ca. einstiindige Sen­
dung aus_ 

Diese Sendungen können im ganzen Land so­
wie im angrenzenden Ausland empfangen wer­
den. Neben aktuellen Meldungt:n über Politik, 
Menschenrechts"erletzungen, Zwangsrekrutie­
rungen, Kriegsberichterllattung aus den KOIl. 

Oiktzonen informiert das Radio au.:;h über die 
Situation der Frauen, die Streiks und Kämpfe 
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der Volksorganisationen, die Rolle des Solda­
ten in der Armee usw. 
Francisco, einer der drei Europa· Vertreter der 
URl"lG, berichtet, warum "Voz Popular" ge· 
rade jetzt in Betrieb ging und ",,,khe Bedeu­
tung dieses Radio fur den Katnpf in Gautemala 
hat: 
"Voz Popular als Radio des guatemaltekischen 
Aufstandes in ein altes Projekt. das in Etappen 
umgesetzt wurde. Es bedeutete, die techni­
schen Mittel und die Si.:;herheitsmaßnahmen 
zu organisieren, um es in Betrieb nehmen zu 
können." 
,.ZU';atzlich war es eine politische Entschei­
dung, den Moment festzulegen, an dem es an 
die öffentlichkeit treten sollte_ Vor allen Oin-

URNG einen nächsten Schritt auf dem 
Weg zu einer politischen Lösung in Gua­
temala darstellen_ Die Möglichkeiten rur 
einen solchen Schritt scheinen nicht aus­
geschlossen zu sein. 

Anmerkungen: 
I) Siche: Inforpress Centroamericana (le), 

Guatemala·Stadt.16.7.und 1.10.1987 
2) VgL Die Tageszeitung, Westherlin, 10.10. 

1987 
3) Vgl. EI Plis (EP),Madrld, 

8.10.1987 
4) Siehe; EP, 10.10.1987 und Enfoprensa, 

Zürich, 8.- I 4.1 0.1987 
5) Vg!.IC,15.10.1987 
6) VgI.IC,29.10.1987 
7) SIehe: Ccrigua, Managua, 12.10. 1987 
8) IC,15.10.1987 
9) lC,12.11.l987 

10) Die Amnestie soll rür Kämpfer der URl"lG 
gehen, die die Waffen niederlegw. Poli­
tische Gefangene, die unter die Amnestie 
fallen könnten, gibt es anscheinend nicht_ 
Politische Gegner verschwinden in der 
Regel spurlos oder werden später tot auf­
gefunden (allein 463 im Jahr 1986). 

gen trat 'Voz Popular' genau 7.U dem Zeitpunkt 
zum ersten Mal in Erscheinung, als es wichtig 
wurde, daß das Volk Guatemalas ein besseres 
Verständnis für die Vorgänge im Land be­
kommt. Ein besseres Verständnis deshalb, weil 
propagandistische Prozesse ab laufen, die im 
Rahmen der psychologischen Kriegfiihn.mg 
zum Ziele haben, Meinungen über ideologische 
und kulturelle Aspekte zu schaffen, die Ver­
wirrung und Spaltungen innerhalb der B"'öl­
kerung hen-orrufen sollen. So soll das guate· 
maltekische Volk von seinem unmittelbaren 
Ziel ahg.o:braeht werden, für seine eigenen 
Bedilrfnisse, seint' unmittdbaren Forderungen 
zu kämpfen, diese Forderungen in einen größe­
ren ZU$3.mmenhang zu stellen und sich damit 
in den revolutionären Prozeß einzureihen_ 

'Vo? Popular' trat gerade zu dem Zeitpunkt 
auf, als ron der Regit'rung eine Propaganda­
kampagne geStartet wurde, um sowohl auf 
nationaler wie auf internationaler Ebene zu 
zeigen, daß die revolutionäre Bewegung zer­
stön worden sei und nur noch aus einzelnen 
kleinen Grüppchen bestehe." 
St'itjenem freitag im Mai,aJssich "V""z Popu­
lar" zum ersten Mal von seinem gebeimen 
Sendeort aus, irgendwo in den Bergen der 
Sierra Madre, gemeldet hatte, erk.lingt diese 
"Stimme des guatemaltekischen Volkes" tum 
Ärger der Armee und Regierung piinktlkh, 
immer wieder, jeden Freitag abend um 18.15 
Uhr Ortszeit. 
Im Juni und Juli 1987 hoffte die Armee mit 
einer massiven Auhtandsbekämpfungsoffen­
sive "Voz Popular" zum Schweigen 7.u brin­
gen_ Da ihr dies nicht gelang, versucht sie nun 
mit teurem technischen Gerät die Sendungen 
des Radios der URNG zu stören. 
Am Treffen der bundesdeu\Schen und schwei­
zerischen Guatemala-Komitees in Stuttgart, 
im September 1987, "'urde beschlossen 1988 
eine Kampagne zu S1arten, die zum Ziel hat, 
"Voz Popular" in der BRD und der Schweiz 
bekannlzumachen und gleichzeitig Geld zu 
sammeln. um dieses wkhtigc politische In­
strument der URl'l1G aUl;h materiell zu unter· 
stützen. 
Spenden auf das Konto der Informationsstelle 
Guatemala, PosUl;heckamt Köln, NT. 
311580-508. ßLZ 370 100 50, Stichwort 
.. Voz Popular'" 



Ralf Radke 

Friedensstifter 
Costa Rica? 

Am 13. Oktober 1987 entschied das ge­
wiß nicht linkslastige Stockholmer 
Nobe1preiskomitce, Costa Ricas Präsi­
denten Oscar Arias den Friedensnobel­
preis 1987 zu verleihen, und zwar für 
seine Bemühungen um die Befriedung 
l\Iiltclamcrikas. Zum Leidwesen der 
Rc:agan-Administration und aller ge­
schworenen AnlisandiniSien wurde da­
mit der Friedensprouß in der Region 
gefördert, ein weilerer Nagel in den Sarg 
der Contra geschlagen und das Ober­
leben des freien Nicaragua wahrschein­
licher gemacht. 
So klang denn auch Reagans Gratulation 
sehr formal und gequält. Und sie waT 
verbunden mit der Forderung in Rich­
tung Kongreß, der Contra müßten neue 
Gelder zur Verfügung gestellt werden. 
Gerade dagegen hatte Arias sich seit dem 
14.2. 1987, als er seinen 10-Punkte-Plan 
vorlegte, der dann dem Friedensabkom­
men der Präsidenten Mittelamerikas 
(Esquipulas 2) zugrundegelegt wurde, 
immer wieder gewandt. 
Wie kam nun gerade Arias in die Rolle 
eines weltweit - und wenn auch mit 
starken Abstrichen von Nicaragua - ge­
schätzten Friedensstifters? Hatte doch 
der bestenfalls rechtssozialdemokra­
tische Technokrat Arias, der schon eine 
Slcile Karriere in Wirtschaft und Politik 
hinter sich hatte, im costaricanischen 
Präsidentschaftswahlkampf an der 
jahreswende 1985/86 scharf antisandi­
nistische Töne angeschlagen. 

Er hatte damals wie Reagan eine "Demo­
kratisiemng" gefordert und, dem fest­
gefUgten antikommunistischen und anti­
sandinistischen nationalen Konsens ent­
sprechend, Nicaragua der Angriffslust 
gegenüber Costa Rica bezichtigt. Seine 

Partei der Nationalen Befreiung (PLN) 
hat te innerhalb der Sozialistischen Inter­
nationale (SI) stets die FSLN attakiert 
und das rechte Sperrfeuer gegen die Mit­
tclamerikapolitik der Si effektvoll unter­
stützt. 
Arias' Vorgänger, Parteifreund undpoli· 
tischer Mentor, Luis Alberto Monge, 
hatte in seiner Amtszeit (1982-86) stets 
mehrere tausend Contras an der Grenze 
zu Nicaragua geduldet. Ähnlich der hon­
duranischen Regierung hatte er einfach 
ihre Existenz geleugnet bzw. behauptet, 
daß die Contras, wie z.B. Eden Pastora 
und seine Truppe, von costaricanischem 
Boden aus nicht militärisch operierten. 
Im Gegenteil sei es Nicaragua, das stän­
dig die costaricanische Souveränität ver­
letze. Auch Arias hielt an dieser, die Tat­
sachen auf den Kopf stellenden, Dema­
gogie fest - bis zum Ausbruch der iran­
Contra-Affare in den USA im Herbst 
1986. Dabei wurde auch die Verwick­
lung Costa Ricas in den Contra-Krieg 
aktenkundig. 
In den jahren 1982-86 waren es Monge, 
bzw. seine dem extrem konservativen 
Flügel der PLN angehörenden Außen­
minister. die zusammen mit den Regie­
renden EI Salvadors und Honduras' mit 
unschöner Regelmäßigkeit die Bemü­
hungen der Contadora-Gruppe, eine 
politische Lösung in r-.littclamerika zu 
erreichen, auf Geheiß Washingtons im 
letzten Augenblick durchkreuzten. 
Sie warfen dabei das internationale Ge­
wicht Costa Ricas, als angeblich absolut 
friedliche r Staat, der seit 1948 ohne Ar­
mee ist, und als mustergültig angesehene 
Demokratie gegen Nicaragua in die 
Waagschale. 
Daß man Washingtons Befehle befolgt, 

liegt auch an der wirtschaftlichen Situa­
tion. Costa Riea hängt am Tropf der 
transnationalcn Banken und westlichen 
Regierungen. darunter vor allem der 
USA. Von 1978-87 stieg die Auslands· 
verschuldung von 1,175 Mrd S auf ca. 
4,5 Mrd S. Theoretisch müßte das Land 
fast 50% seiner Exporteinkünfte für den 
Schuldendienst aufwenden. Mit seinen 3 
Mio Einwohnern zählt es zu den Ent· 
wicklungsländern mit der höchsten Pro­
Kopf-Verschuldung. 
Zwar ist Costa Rica aufgrund der unter 
der Führung der J'LN eingeschlagenen 
keynesianischen Wirtschaftspolitik in 
einer günstigeren Lage als seine Nach­
barn, doch haben die ruckJaufige Nach­
frage und der Preisverfall bei den Haupt­
exportgütern Fleisch, Kaffee, Bananen 
und Zucker zusammen mit verteuerten 
Importen und der Hochzinspolitik der 
USA in den 80er j ahren zu einem wirt­
schaftlichen und sozialen Desaster ge· 
fUhrt. 
Zwar weist das "Modell Costa Rica" mit 
einer durchschnittlichen Lebensen.var­
IUng von 70 jahren und einer Analpha­
betenra te von 10% relativ vorbildliche 
soziale Indikatoren auf, doch sind seit 
den Kriseneinbruchen von 1978 und 
1981 /82 ca. 70% der Bevölkerung unter 
die Armutsgrenze gerutscht. 
Das ,.Modell Costa Rica", das auch häu­
fig als die "Schweiz Mittelamerikas" be­
zeichnet wurde, stützt sich auf drei Pfei­
ler: 
WirtSchaftspolitisch ist dies eine starke 
Staatsintervention, die dem Kapital neue 
Anlagesphären bot durch Vorleistungen 
bei der Infrastruktur. günstige Kredite 
und Exportfördcrung. Gleichzeitig schuf 
der Staat direkt Arbeitsplätze in den Be­
reichen Verkehr, Energieversorgung, Bil­
dung und Gesundheitswesen und indio 
rekt im Pri\·al5ektor, versorgte die Bevöl­
kerung mit staatlichen Dienstleistungen 
und gewährte eine gewisse soziale Sicher­
heit. 

In der Verg-J.ngenheit unterstützte 
Costa Rica vorbehaltlos den 

Kri eg der Contras 

Innenpolitisch war das Modell mit einer 
relativ großen Liberalität verbunden. Es 
beinhaltete aber auch immer ein gewisses 
Maß an Repression gegen die Linke. Die­
se richtete sich \·or allem gegen die 
größte Linkspartei, die kommunistische 
Partei der Volksavantgarde (PVP) und 
die ihr nahestehende bedeutendste Ge­
werkschaft Einheitszentrale der Werk­
tätigen (CUT), deren Kern die vormals 
mächtige Bananenarbeiter-Gcwerk­
schah bildet. 
Außenpolitisch war das Modell durch 
eine nichtpaklgebundene, gegen die la­
teinamerikanischen Diktaturen gerich-
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tete Linie gekennzeichnet. Dabei kam es 
immer wieder zu Konflikten mit den 
USA. 
Die wirtschaft liche Dauer kr ise seit den 
70er Jahren hat das Modelt zunehmend 
unterhöhlt. Die ökonomische Steue­
rungsrahigkeit des Staates wurde dra­
stisch verringert. Die soziale Integta­
tionskraft ha t abgenommen. Der Repres­
sionsapparat wurde ausgebaut und gegen 
Streiks und Demonstrationen verstärkt 
eingese tzt. Durch die Abhängigkeit vom 
Interna tionalen Währungsfonds (IWF ) 
und der US-Entwic klungsbehörde AID 
wurde Costa Rica in das Fahrwasser der 
Politik Reagans gebracht. 
Es bildete sich eine politische StrÖmung 
heraus, die rur die volle Durchführung 
der I\\IF-Programme, eine autoritäre In­
nenpolitik und die Beseitigung der san­
dinistischen Revolution mit allen Mit­
teln eintritt. Haupnräger dieser Orientie· 
rung sind die Finanzoligarchie und die 
weitgehend aus den Familien derselben 
stamm enden Manager der Nederlassun­
gen transnationaler Ko nzerne. 
Von dieser Gruppe wird auch d ie Indu· 
strie- und Handelskammer, ohne deren 
Zustimmung kein Wirtschaftsminister 
ernannt und kein Haushalt verabschiedet 
wird, dominiert. Mit der Partei der 
Christlich· Sozialen Union (PUSC) ver­
fUgen diese Kräfte über eine starke In­
teressenvertretung. Sie ging 1984 aus ei­
nem Konzentrations- und Radikalisie­
rungsprozeß der Paruien rechts von der 
PLN hervor. Bei den Parlaments- und 
Präsidentschaftswahlen im Februar 
1986 erreichte sie 41,4 bzw. 45,6% ge­
genüber 47,1 bzw. 52,4% für die PLN. 
Dies bedeuul eine Steigerung von je­
weils 12%gegenüber 1982. 
Auch innerhalb der PLN verfügen die 
extrem konservativen, neoliberalen und 
reaganistisc hen Kräfte über starken Ein· 
fluß . Bei der Bewegung der Präsident· 
schaftskandidaUn innerhalb der PLN er­
hielt ihr Kandidat 97.000 Stimmen der 
Mitglieder, gegenüber 147.000 für den 
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zentristischen Kandidaten Arias, ftirden 
die Partei linke zähneknirschend votiert 
hatte. Dem Kräfteverhältnis ent spre­
chend erhielt die Rechte 40% der Kabi­
nettsposten und nahm - wie unter 
Monge - die SchlÜSSelpositionen des 
Vizepräsidenten, des Wirtschafts- und 
des Außenmi ni sters ein. 
Durch Massenaklionen konnten bisher 
unsoziale Maßnahmen wie Massenentlas­
sungen im öffentlichen Dienst, Strei­
chung von Lebensmittel- und Agrarpreis. 
subventionen und Verweigerung von 
Krediten an kle ine und mittlere Unter­
nehmen abge mildert werden. Auf die 
Streiks im öffentlichen Dienst und die 
erste Massenaktion der Klein- und Mit­
te!bauern gegen ihre drohende Existenz­
vernichtung im September 1986 reagier­
te die Regierung immer nach demselben 
Muster: zuerst brutale Tränengas- und 
Knüppeleinsätze, dann Teilzugeständnis­
se wegen einsetzender Solidarisierung 
mit den Opfern. 
Obwohl die Bauernorganisationen durch 
gemeinsame Aktionen im September 
d.J. die Regierung zum Eingehen auf ihre 
Forderungen zwangen und Gewerk­
schaften, Organisationen der Studenten 
und der Elendsviertelbewohner sich in 
der Nationalen Koordination zusam­
mengeschlossen haben, leidet die Ma5-
senbe ..... egung unter der Schwäche der 
Linken. 
Diese beruht auf der tiefverwurzelten 50-

zialpannerschaftlichen Orien tierung der 
Bevöl kerung, den demoralisierenden 
Effekten von Arbeitslosigkeit , Verelen­
dung und Repression und vor allem auf 
der gewerkschaftlichen und parteipoli­
tischen Zersplitterung der Linken. Diese 
wurde noch verschärf t , als sich die PVP 
1984 und anschließend auch die CUT 
und das LinksbÜlldnis Vereintes Volk 
spalteten. Letzteres hatte noch 1982 bei 
den Parlamen tswahlen 6,4% der Stim­
men erhalten. 
Nun waren und sind Monge und Arias 
zwar prinzipielle Gegner jeglicher Links-

en twic klung, noch dazu direkt vor der 
eigenen Haustür. Doch sie setzten andere 
Prioritäten als die extreme Rechte und 
verfolgen e ine andere Strategie gegen­
über Nicaragua. Oberste Ziele ihrer Poli­
tik sind die Vermeidung von Krieg und 
Bürgerkrieg, Profite rur d ie costaricani­
sehe Bourgeoisie als Ganze, und n icht 
nur für die mi t dem transnationalen Ka­
pital verbundene und auf dem Welt­
markt überlebensf:ihige Finanzoligar­
chie, und die Wahrung eines "sozialen 
Friedens", um eine herrschaftsgefähr­
denrte Polarisierung zu vermeiden. 
Schon Monge versuchte, gestützt auf die 
Empörung eines Teils der Weltöffent­
lichkeit über die US-Invasion in Grenada, 
Costa Rica aus der Verstrickung in den 
schm utzigen Krieg der USA mit der ihm 

'innewohnenden Eskalationsgefahr zu 
lösen. Er proklamierte am 17. 11 . 1983 
feier lich die "ewige unbewaffnete Neu­
tralität" seines Landes und legte der 
Contra Beschränkungen auf. Acht Mo­
nate später kapitulierte er vor den USA, 
die den Geldhahn zugedreht hatten, und 
vor der Handels kammer, die ultimativ 
eine neoliberale, autoritäre und anti­
nicaraguanische Politik forderte und die 
Möglichkeit eines Pu tsches durchschim­
mern ließ. 
Fortan wurde die Polizei (Zivil- und 
Landgarde) mit steigender Militärhilfe 
Washingtons und US-Militärberatern 
au fgestockt und mi t Waffen ausgerüstet, 
.....ie sie sonst von Armeen benutzt wer­
den. Pioniereinheiten der US-Streitkräf­
te bauten Flugplätze und Straßen, um 
den Zugang der Contras nach Nicaragua 
zu erleichtern und sie besser versorgen zu 
können. 
Die Rechte überzog, a ls der Kandidat der 
PUSC während des Wahlkampfes im 
Herbst 1985 eine Truppe der Organisa­
tion Amerikanischer Staate.n (OAS ) uno 
ter Beteiligung Costa Ricas zur " Befrei· 



ung" Nicaraguas forderte. Arias gewann 
als Kandidat des .' r iedens. der trotz 
scharfer Angriffe gegen die Sandiniuen 
immerhin gegen die Eskalation der Ag­
gression gegen Nicaragua, gegen die Dul­
dung der Contra in seinem Land, eintrat. 
Mehrere Entwicklungen haben Arias 
lI:um Umdenken veran laßt. Dall:u gehörl 
die Perspcktivlosigkeil des Contra-Krie­
ges, die vor allem durch ihre strategische 
Niederlage und die Zench lagung der 
Truppen Eden Pastoras dcu tl ich wurde. 
Damit cinher ging die Schwäche der US­
Politik , die durch die Iran-Contra-Affare 
noch weiter lI:unahm . Ein weitcrer Fak­
tor ist die destabilisierende Wirkung, die 
der Krieg auf die WirLSchaft der Region 
ausübt und die auch durch die US·Wirt· 
schaftshilfe nicht vollständig wettge­
macht werden konnte. Die Konscquenz 
daraus zog Arias, indem er im }o'ebruar 
1987 scinen .·riedensplan vorlegte. 
Arias setzt darauf, eine Konsolidierung 
der Revolution in Nicaragua durch die 
Stärkung der dor tigen zivilen Rechts­
kräfte und durch die Einbindung des 
Nachbarn in einen wiederll:ubc:lebendcn 
Gemeinsamen Mittelamerikanischen 
Markt (MCCA) zu verhindern. Das Han­
dc:lsvolumen zwischen den Mitgliedern 
der MCCA war in den 80er jahren von 
1,2 Mrd Sauf 400 Mio S gesunken. Dabei 
behilnich sein sollen die SI und die EG, 
mi t der bereiu zwei Konferenzen über 
eine Kooperation mit dem MCCA in San 
j os': abgehalten wurden. 
Dieses Abweichen von der US-Strategie 
wurde von Washington prompt mit wirt­
schaftlichen Repressalien quittiert. Seit 
der Vorlage des .·riedensplans von Ari as 
hat Coua Rica, das in den vergangenen 
j ahren von den USA mit jewei ls über 200 
Mio S Wirtschaftshilfe Hir seine judas­
dienste bedacht wurde, keinen Cent 
mehr erhalten. lIandc:lspräferenzen wur­
den gestrichen und der Import be­
stimmter Waren aus Costa Rica untersagt 
oder eingeschränkt. 
Die sonst übliche Unterstützung der USA 
bei Umschuldungs verhandlungen mit 
den internationalen Sanken blieb aus. 
Der Minister des Präsidialamtes, l ohn 
Sieh I, der maßgeblich an der Ausarbei­
tung und Propagierung des Arias-Plans 
beteiligt war, wurde durch eine vom CIA 
lancierte Medien-Kampagne gestürl.t. 
Ob Costa Rica diesem winsehaftl ichen 
Druck, der von keiner der heiden Seiten 
zugegeben wird, standhalten kann. wird 
entscheidende Bedeutung fur das Gelin­
gen des Friedensabkom mens haben. 
Denn sollte der mit dem Friedensnobel· 
preis gesalbte Arias sich beugen und 
Nicaragua die Schu ld fUf ein ew:ntuelles 
Scheitern der Friedensbemühungen in 
die Schuhe schieben, könnte sich das 
Kräfteverhähn is erneut zugunsten der 
Interventionspoliti k Washingtons ver· 
schieben . 

Honduras . 

Held; Kiic:kelhaus 

Hinhaltetaktik 
der Regierung Azcona 

" Honduras ist das Land. das am wenig­
sten Probleme haben wird, das Abkom­
men von Guatemala zu erfüllen!" Dies 
verkündete Präsident j ose Azcona nach 
seiner Rüc kkehr von der Unterzeichnung 
des mittelamerikanischen Friedensab­
kommens, das auch von der hondurani­
schen Bevölkerung begeistert begrüßt 
wurde. l 

In der Praxis zeigte sich jedoch sehr bald, 
daß Honduras- derzeit der treueste Ver­
bündete der USA in der Region - mit der 
Einhaltungdes gegen den Willen der Re,a­
gan.Admi nistration lI:us tandegekom­
menen Vertrages keineswegs problemlos 
klarkam. Von Anbeginn handelte die Re:­
gierung Azcona nach der Devise, die Be­
deutung des VeTirages herunterzuspie­
len, seine ErfUllung zu verschleppen und 
ansonsten auf weitere Instm ktionen aus 
Washington zu warten. 
So hielt z.B. Außenminister Carlos 
Lopez Contreras in einer Rede vor dem 
Nationalkongreß die Ratifizierung des 
Abkommens durch die Volksvenrelung 
für nicht erforderlich, da es sich nicht um 
ein internationales Abkommen, sondern 
nur um ein vorläufiges Dokument han­
dele. 2 Er maß auch der Verpflichtung. 
1988 Wahlen zu einem mittclamerikani­
schen Parlament abzuhalten, keine be· 
sondere Bedeutung bei. 
Als sich seine Amtskollegen am 19. /20. 
August 1987 versa mmelten, um Einll:c1· 
heiten der Vertragsdurchrührung zu dis· 
kutieren, erschien er erst kurz vor Schluß 
der Besprechungen. J Im Oktober fuhr CT 
gemeinsam mit Azcona und Militärchcf 
Regalado Hemandcz nach Washington, 
um bei Ronald Reagan und Caspar Wein­
berger persönlich Verhaltensmaßregeln 
dnzuholcn. 
Die Obstruktionspolitik von Regierung 
und Mil itärführung - die Streitkrähe 
sind der wichtigste Machtfaktor im Land 
- offenbarte sich besonders in zwei 
Punkten: der Einberufung einer Natia. 
nalen Versöhnungskommission und der 
Entwaffnung und Ausweisung der von 
Honduras aus gegen Nicaragua operie· 
renden Contra-Verbände. 

Azcona weigerte sich zunächst, die Kom· 
mission einzuberufen , mit der Begrün­
dung, in Honduras bestehe dafUr kein 
Bedarf, da es keine Guerilla und keine 
politischen Gefangenen gebe, kein Aus-

nahmerecht in Kraft sei und absolute 
Pressefreiheit herrsche. 4 Damit wider­
sprach er der vom costaricanischen Präsi­
denten Oscar Arias vertretenen allgemei­
nen Auffassung, wonach die Kommi~­

sion auch in den Ländern zu bilden sei, in 
denen keine offenen militärischen Kon­
fl ikte bestehen. Der Vertragstext sicht 
die Aufgabe der Kommission auch in der 
überprüfung der Einha ltung der politi­
sc hen und individuellen Rechte in den 
jeweiligen Ländern. 
Warum sich Regieru ng und Militär trotz 
der angeblich so friedlichen und demo­
kratischen Verhältnisse im Lande gegen 
die Etablierung der Kommission wehr­
ten. ist leicht einzuschen. Denn eine 
ihrer wesentlichen Aufgaben bestünde in 
der Untersuchung der zahlreichen Fälle 
von Menschenrechtsverletzungen. die in 
den letzten jahren von den "Sicherheits­
kräften" und den ihnen angegliederten 
Todesschwadronen begangen wurden. 
Allein in den j ahren 1981 ·84 (der Amts· 
zeit des berüchtigten Armeechcfs Gusta· 
vo Alvarez) wurden nach Unterlagen des 
Menschenrechtskomitees CODEH min­
destens 117 Menschen lI: um "Verschwin­
den" gebracht. 5 

Vier dieser Fälle wurden jetzt vor dem 
Interamerikanischen Gerichtshof für 
Menschenrechte in Costa Rica aufge­
rollt. Damit wurde erstmals ein Staat vor 
diesem Gericht wegen Menschenrecht s­
verleaungen angeklagt. und die hondu· 
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US.Tnopptn Mi .in.' In .. "on.übung in IInndura. 

ranische Regierung müßte im Falle einer 
Verurteilung den Angehörigen der Opfer 
eine Entschädigung zahlen. 6 
Aber auch seit Alvarez' Sturz haben Fol­
ter, Verschleppungen und Morde an Op­
positionell en keineswegs aufgehört. Die 
Versöhnungs kommission könnte solche 
übergriffe zwar kaum verhindern, würde 
aber sicherlich eine breite Öffentlichkeit 
über die erschreckenden Fakten infor­
mieren. Dabei käme vermutlich auch die 
Verwicklung des e tA in Aufbau und Ar­
beit der Repressionsorgane zur Sprache 
- woran weder die honduranischc noch 
die nordamerikanische Regierung ein ge· 
steigertes Interesse haben. 
Ebenso SlUr gebärdete sich Honduras in 
der Frage der Contras, von denen nach 
Schätzungen etwa 10.000-15.000 in ver­
schiedenen Lagern im Grenzgebiet zu 
Nicaragua stationiert sind. Der Friedens­
plan sieht deren Entwaffnung und Aus­
weisung binnen 90 Tagen vor. 
Die I'räsenz der Contra ist seit längerem 
schon in Honduras ein umstrittenesThe­
ma. Durch ihre brutalen übergriffe auch 
gegen die honduranische Bevölkerung, 
haben sich die Antisandinisten nicht ge­
rade beliebt gemacht. 
Zwar haben Regierung und Militär die 
KontelTevolutionäre jahrelang geduldet 
und - im Rahmen der US·Kriegsstrate­
gie - auf verschiedene Weise unterstützt. 
Auch profitieren viele Geschäftsleute 
und Offiziere kräftig von den Lieferun­
gen an die Contras. Auf der anderen Sei­
te sind jedoch Teile der Bourgeoisie und 
wohl auch der Streitkräfte zunehmend 
besorgt darüber, was langfristig mit den 
"Freiheitskämpfern" geschehen soll, 
wenn es diesen - was abzusehen ist _ 
nicht gelingt, stabile OperationSbasen in 
Nicaragua aufzubauen, oder wenn Wa· 
shington gar eines Tages den Geldhahn 
zudreht. 
Aus dieser ambivalenten Interessenlage 
resultieren die oft widersprüchlichen 
Aussagen und Maßnahmen hondurani­
sc her Politiker und Militärs in der Con­
tra-Frage, die auch jetzt wieder für Ver­
wirrung sorgten. So erklärte General Re-
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galado im September 1987, er sehe kei­
nen Anlaß zur Ausweisung der Contras, 
da diese sich gar nicht in Honduras au f­
hielten. Azcona hatte zunächst angekün­
digt, bis November würden die "Rebel­
len" aus Honduras abgezogen sein. 7 
Im Oktober machte er jedoch die Demo· 
kratisierung Nicaraguas zur Vorbedin­
gung rur die Ausweisung und verlangte 
sog-.tr eine weitere Unterstützung der 
Contras durch die USA, falls das Nach­
barland seine vertraglichen Pflichten 
nicht erfülJe. 8 Alles deutet darauf hin, 
daß Honduras nicht bereit ist, die Con· 
tras ver tragsmäßig auszuweisen, solange 
deren Präsenz in Hondurasvon den USA 
weiterhin gewünscht wird. 
Die vertragswidrige lIaltung der Regie­
rung blieb jedoch nicht unwiderspro­
chen. In der honduranischen Bevölke­
rung hatte das Abkommen große Hoff· 
nungen auf ei ne friedliche Lösung der 
Krise und die Rückgewinnung der natio­
nalen Souveränität geweckt. Um wo em­
pörter reagierte praktisch die gesamte 
Offentlichkeit auf die von Washington 
diktierte Verschleppungspolitik der so· 
wieso schon unbeliebten Regierung 
Azcona. 
In den Monaten seil Unterzeichnung des 
Vertrages kam es zur Mobilisierung eines 
breiten Spektrums gesellschaftlicher 
Gruppen vom Untcmehmerverband 
COHEP und der katholischen Kirche 
über die Universität, die bürgerlichen 
Oppositionsparteien, Berufs-, Gewerk­
schafts- und Cempesinoverbände bis hin 
zu Gruppen der bewaffneten Linken. 9 

Diese besetzten u.a. mehrere Radiosta­
lionen, um ihre Forderungen bekannt zu· 
geben und damit die Behauptung Azco­
nas, in Honduras gebe es keine Guerilla, 
Lügen zu strafen. 
Einig sind sich alle Organisationen in der 
Forderung nach Erfüllung des Friedens­
abkommens. Darüber hinaus verlangen 
die im Koordinationskomitee der Volks· 
organisationen (CCOP) zusammenge­
schlossenen linken Massenorganisatio­
nen den völligen Abzug der US-Streit­
kräfte (die im Zuge permanenter Manö-

ver fakti sch immer mit mehreren tau· 
send Soldaten in Honduras präsent sind) 
sowie grundlegende gesellschaftliche Re­
formen, ohne die sich das Land nicht aus 
Unterentwicklung und Abhängigkeit 
befreien kann. 
Daß die Forderung nach Ermllung des 
Friedensabkommens bis hin zu Unter­
nehmerverbänden unterstützt wird, hat 
auch wirtschaftliche Beweggründe. Die 
durch den mittelamerikanischen Kon­
flikt hervorgerufene Instabilität hat in 
den letzten J ahren zu einer KapitaInucht 
von 3,5 Mrd S geführI. Die Investitionen 
gingen allein von 198 1·84 um 69% zu­
rück. Trotz einer US-Hilfevon I Mrd S in 
den luzten sechs j ahren bleibt Honduras 
nach Haiti und Bolivien das drittärmste 
Land Lateinamerikas. 50% der Bevölke­
rung sind Analphabeten und 42% ar· 
beitslos. IO 

Zum allgemeinen wirtschaftlichen Nie­
dergang gesellt sich außerdem eine direk­
te Betroffenheit durch die Anwesenheit 
der O:mtras. Nach Aussagen von Mauri­
cio Hernandez, des Führers der mächti· 
gen Vereinigung der Honduranischen 
Kaffeeproduzenten, wurden 12.000 
Bauern im Department EI Paraiso von 
den Contras vertrieben und damit Ver­
luste von 14 r.lio S verursacht. 11 
J edoch auch international gerät die Re­
gierung zunehmend in Bedrängnis. Dies 
rührt nicht nur daher. daß die Nachbar­
staaten zumindest formal mit der Erfül­
lung des Abkommens vorankommen 
und so Honduras in Zugzwang bringen. 
Die Regienmg versteht auch die Weige­
rung des Bewilligungsausschusses des 
US-Repräsentantenhauses, die von Rea­
gan geforderte Wirtschafts· und Militär­
hilfe für 1987/88 in Höhe von 100 bzw. 
80 Mio S in voller Höhe zu bewilligen, als 
Wink mit dem Zaunpfahl. Der Ausschuß 
will lediglich 75 bzw. 35 Mio S locker 
machen. 
Noch 1986 /87 hatten die USA eine Ge-
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samthilfe von 270,7 Mio S gewährt. Kein 
Wunder, daß die Herrschenden in Hon­
duras sich mehr und mehr isoliert fuhlen: 
"Niemand will uns unters tützen außer 
Reagan, und dieser ist jetzt schwächer als 
je zuvor", bekla~te sich ein Führer der 
rechten Nationalen Partei. 
Angesichts des massiven Drucks aus dem 
In- und Ausland stellte die hondurani­
sehe Regierung am 5. Oktober doch 
noch die Bildung der Versöhnungskom­
mission in Aussichl. 12 Allerdings wur· 
den der Kommission (Vorsitzender: Erz­
bischof San tos) von vornherein weit­
gehend die Hände gebunden. 

Azcona gab zu verstehen, es gehe nur um 
die formale Erftillung der Vertragsbe­
stimmungen. Die Kommission habe kei­
ne spezifische Funktion zu erfüllen und 
sei insbesondere nicht befugt, zurücklie­
gende oder aktuelle Menschenrechtsver­
letzungen zu untersuchen. 

Die Hilfsgelder der USA 
wiegen die durch den Konflikt 
verursachten wirtschaftlichen 

Verluste nicht auf 

In der Frage einer durch das Abkommen 
geforderten Amnestie verwickelte sich 
die Regierung in ähnliche Widersprüche 
wie in der Frage der Nationalen Versöh­
nungskommission und der Contras. Im 
August 1987 hatte Azconaerklärt: "Wir 
brauchen keine GeneralamneSlie zu ge. 
währen. Wozu sollen wir sie gewähren, 
wenn es keine politischen Gefangenen 
gibt? ,,13 
Bei seinem Besuch in den USA im Okto­
ber 1987 erklärte er jedoch bereits, daß 
eine Amnestie verkündet würde, damit 
niemand sagen könne, die Regierung er­
fulle das Abkommen nicht. Er gab dann 
auch zu, daß es politische Gefangene 
gäbe. E.s sind jedoch wenige, denn, so der 
prominente Rechtsanwalt julio Reyes 
Caballero, "wovon es mehr gibt, sind 
politische Tote ... " 14 
Ende November 1987 verabschiedete 
der honduranische Kongreß schließlich 
eine Amnestie, die für Zivilisten und Mi­
litärs gilt, welche in politische Delikte 
verwickelt sind. Alle Gefangenen sollen 
sofort freigelassen, Gerichtsverhandlun­
gen eingestellt werden. Zudem werden 
Anklagen gegen 300 Bauern, die an 
Landbesetzungen beteiligt waren, fallen­
gelassen. 15 
Auch in der Contra-Frage geriet die Re· 
gierung allmählich immer mehr in Zug­
zwang, vor allem deshalb. weil Nicaragua 
seine vertraglichen Verpflichtungen 
pünktlich erftillte. Damit entfiel fur Hon­
duras jeder Vorwand zur Beharrung auf 
der bisher geübten Taktik. Und die Re­
gierung sah sich gezwungen, einige kos­
metische Zugeständnisse zu machen: 

Anfang November 1987 mußten die of­
fiziellen Vertreter der Contra-Organisa­
tionen ihre Büros in Tegucigalpa schl ie­
ßen und wurden offiziell ausgewiesen. 
Die Contra-Lager wurden teilweise abge­
baut und auf ein Operationsniveau redu­
ziert, das es möglich macht, sie in kurzer 
Zeit (vorübergehend?) aufzulösen, 
wenn die internationale Verifizierungs­
kommission, die mit der Kontrolle der 
Yertragserftillung betraut ist, das Land 
besucht. 16 
Offen bleibt die Frage, ob Honduras 
wirklich untcr Umständen bereit sein 
könnte, die Contras zu verbannen, wie 
man in letzter Zeit - einem Bericht der 
International Herald Tribune zufolge -
anscheinend in Tegucigalpa munkelt. 
Angesichts der massiven Abhängigkeit 
von den USA scheint dies - solange die 
Reagan-Administration auf einer Unter­
stützung der Contra beharrt - immer 
noch sehr unwahrscheinlich. 
Eine ~·Ie1dung läßt allerdings aufhor­
chen: In einem Newsweek- Interview er- . 
klärte Daniel Ortega Mitte No\·ember, 17 
Honduras habe sich bereiterklärt, die 
Conu-as zu entwaffnen und eine weit­
gehende E.ntmilitarisierung der Grenz­
region vorgeschlagen, die sogar die Prä­
senz von US-Militäreinrichtungcn aus­
schloß. Daftir müsse Nicaragua sich ver­
pflichten, das Grenzgebiet nicht zu ver­
minen, die schwere Artillerie zurückzu­
ziehen und die Contras nicht mehr nach 
Honduras hinein zu verfolgen (wozu al­
lerdings kein Anlaß bestünde, wenn diese 
tatsächlich entwaffnet würden). 
Es bleibt abzuwarten, ob der Friedens­
prozeß. der bereits Erstaunliches in Gang 
gebracht hat, auch in Honduras ein klei­
nes Wunder auslöst. 

AnnlCrkungen: 
I) Boletin dc:l CEOOH. Honduras. Nr. 76/ 

August 1987 
2) Vgl. Pemamiemo Propio (PP), Managua, 

Nr. 46/November 1987 
S) Boletin ... , a.a.O. 
4) Vgl. Neue Zürcher Zeitung, Zürich, 18./ 

19.10. 1987 und Boletin ...• Nr. 77/Sep­
temberl987 

5) Vgl. Barticada Internacional (Bar. Int.), 
Managua.24.9.1988 

6) Siehe: Inforpren Cenlroamericana (IC), 
GU3temala·Stadt, 15.10.1987 und Inter· 
national Herald Tribune (I HT), Pari5. 
10·/11.10.1987 

7) Vgl. Boletin. .. , Nr. 76und NT. 77 
8) Siehe: Frankfurter Algemeine ZeilUng, 

21.10.1987 
9) Vgl. die Verlautbarungen verschiedener 

Organisationen in: Boletin ... , Nr. 76 und 
77, IC, 22.10.1987 und Informacione~, 
Voro, Nr. 9{August·Oktober 1987 

10) Angaben nach: PP, a.a.O. und JC, 
26.11.1987 

11) PP, a.a.O. 
12) Vgl.IC. 29.10.1987; ßar.lnl.,5.11.l987 

und Bol<:tin ...• Nr. 78/0ktob<:r 1987 
I!I) Informaciones, a.a.O. 
14) Ebd. 
15) NZZ, S.12. 1987 
16) VgI.IHT, L6.11.1987 
17) VgL Frankfuner Run(bchau, 17 .11. 1987 
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RlIdlger Theune/Relner Rischmüller 

Kampagne für das 
"gesamte Projekt Nicaragua" 
Seil Ende 1985 läuft auf Wunsch der n icataguanischen Regierung weltweit d ie Kam­
pagne "Nicaragua muß überleben", Sie: hai zum Ziel, Nicaragua mit dringend erforder­
lichen Irnportgütern zu versorgen. 
In der ßundesrepublik kom m t di e: Kampagne e her schleppend VOTa n . Zwar wurden seit 
E nde: 198 6 rund 700.000 DM gesammelt, aber die ört lic hen Bündnisse, die die: 
Spendc:nsammlung vorantre iben könnte n , sind rar. 
E ine A usnahme bildet Hamburg. für den Nicaragua-Verein Hambu..g begründen 
Rüdige r Tbeunc: und Reiner R ischmüllc:r die Notwendigkeit der Kampagne. Und sie 
zeigen anhand der Hamburger Erfahrungen die Möglichkeiten auf, die sie zur Verslär· 
kung der polit ischen und materiellen So lidarität mit Nicaragua bietet. 

Ein wesentliches Merkmal von Solidari· 
tät scheint uns zu sein, diejenigen anzu· 
hören . die unsere Solidarität fo rdern und 
brauchen. Solidarität sollte a lso nicht 
unsere n Wünschen, sondern ihren Be· 
dürfnissen genügen. 

Die Völker Mittelamerikas haben auch 
am Beispiel Nicaragua gelernt, daß die 
Unterdrückung der lI,'lenschen dieses 
Kontinents durch US-gestützte Regimes 
sehr wohl zu durchbrechen ist, daß die 
Baue rn ihren Boden bekommen. daß 
man "Lesen und Schreiben" lernen 
kann,daß Gesundheit kein Luxus ist. 

Alle Erfolge, die mit der Revolution er· 
zielt wurden, alle Bemühungen, der 
armen Bevölkerung in Stadt und Land 
ein menschenwürdiges Leben zu sichem. 
wurden seit dem Amtsantritt der Regie· 
rung Reagan 1981 versucht zu l.crstÖren. 
Diese Erfolge und ihre Auss trahlung auf 
die anderen Völker nennt die US·Regie· 
rung "Revolutionsexport". Und ihre 
Antwort zeigt Wirkung: Krieg und 
Kriegszerst örung, Wirtschaf uembargo. 
Druck auf internationale Finanzorgani-

sationen und der Verfall der Weltmarkt· 
preise fUT Ro hprodukte aus den "unter­
entwickelten" Ländern. 
Im Dezember 1985 trat die nicaraguani· 
sehe Regierung an die Weltöffentli chkeit 
mit dem dringenden Aufruf zu einer 
weltweiten Kampagne "Nicaragua muß 
überleben". Die Botschaft Nicaraguas in 
Bonn schrieb damals: "Angesichts der 
Verarmung unserer Nation und der Aus· 
beutung, unter der wi r Jahrzehnte lang 
gelitten haben. angesichts der militäri· 
schen, polit ischen und wirtschaftlichen 
Aggression der US ·Regierung, der wir 
T ag rur Tag ausgesetzt sind , wenden wir 
uns heute an die intemationale Solida· 
rität und fo rdern sie auf, die Kampagne 
"N ICARAGUA MUSS üBERLEBEN" 
zu ihrer Kampagne zu machen und da· 
durch ganz konkret den über1ebens· 
kampf Nicaraguas zu unterstützen." 
Nicaragua fehlen jährlich me hr als 200 
Mio DoUar zur Versorgung der Bevölke· 
rung. 

In Nicaragua wurde eine "intermini· 
sterielle Institution" gegründet, die 
"Comision Coordinadora de la Campana 

Nicaragua debe sobrevivir" (CCN OS), 
die versuchte, mit Hilfe der Basisorgani. 
sationen (Gewerkschaften , Stadtteil­
komitees, Verbänden, Kirchengruppen, 
Schulen) eine Mängelliste zu ers tellen. 
Örtlich und regional wurden danach 
Prioritäten besprochen, um möglichst 
einverne hmlich mit dem Mangel umzu· 
gehen. 

Und so schwer es fiel: Die Einsicht in 
eine geplante , gerechte Verteilung war 
groß. Ein Regierungsdekret von Ende 
1986, das di e Anmeldung von Devisen 
und Spenden verlangt, zielt in die gleiche 
Richtung: Nicht wer zufäl lig einen 
"Geber" hat, soll empfangen, sondern 
die gemeinsame Entscheidung über die 
Bedürftigkeit ist von Bedeutung. 

.Die Kampagne "Nicaragua muß über· 
leben " wird in Europa und in der BRO 
zentral organ isiert: Das ergibt eine maxi· 
ma le Nuucung der Devisen, durch Groß· 
e inkäufe, minimale Transportkosten 
und organisatorische Vereinfachungen. 
Die rur die Versorgung der Bevölkerung 
Nicaraguas notwendigen Güter wurden 
auf die Solidaritätsbewegungen der ver· 
schiedenen Länder aufgeteilt. 
Aus der Liste von ca. 170 Posten sind 
damals 9 herdusgesucht worden, deren 
Finanzierung allen Gruppen und Freun· 
den Nicaraguas in der BRD angetragen 
wurde: Medikamente, landwirtschaft · 
licher Bedarf, Bau· und Unterrichts· 
material - jeweils ~n großen Mengen. 
In der Solidaritätsbewegung mit Nicara· 
gua in der BRO war diese Kampagne 
trotzdem umstritten: Viele Gruppen 
und Organisationen hatten bereits "ihr" 
Solidaritäuprojekt. hatten Menschen 
über die "Anschaulichke it" "ihrer" 
Schule, Kooperative oder Gesundheits· 
station an die Problematik Nicaragua 
herangeführt. 
Die Vertreter Nicaraguas haben zu die· 
sem Problem immer wieder betont, daß 
es gilt, die Kampagne "Nicaragua muß 
überleben" nicht gegen die vielen kleinen 
Projekte durchzuführen, sondern als zu· 
sätzliche, von allen gemeinsam getragene 
Anstrengung. Es ging ihnen darum, einen 
Teil der für die Bevölkerung notwendi· 
gen Grundversorgung - der weder durch 
Exporteinnahmen noch durch Kredite 
finanziert werden kann - durch die in· 
ternationale Solidaritätsbewegung zu er­
halten - ohne Bedingunge n und nach 
ihren Erfordernissen. 



Die Hamburger Solidaritätsbewegung 
hat mit der Initiative des Nicaragua­

Komitees und Nicaragua-yereins ver­

sucht. diesem Anspruch nachzukom­

men. Wir waren der Meinung. daß es sich 

um eine höchst pOlitische Kampagne 

handelt, weil sie: 
1. Solidarität mit der ganzen Revolu­

tion und Vertrauen in die Verantwort­

lichen in Nicaragua und in ihre Entschei­

dungen bedeutet, und 
2. die Möglichkeit bietet, zu demon­

strieren, daß die Solidarität mit dem be­

drängten Nicaragua unsere gemeinsame 
Angelegenheit ist, unabhängig vom hie­

sigen politischen und gesellschaftlichen 

Standort. 

Die Erfahrungen, die wir in den letzten 

12 Monaten in Hamburg mit der Kam­

pagne gemacht haben, bestätigen uns 

darin, daß es richtig ist, neben den vielen 

Einzelprojekten diese Kampagne durch­
zuführen: Nicht nur die 170.000 DM, die 

gespendet wurden. zählen dabei, son­

dern ebenso wichtig ist, daß ein großes 
Bündnis der unterschiedlichsten Organi. 

sationen und Gruppen entstanden ist, 

die neben den wichtigen EinzeJprojektcn 

diese Kampagne nutzen, um die gemein­

same Solidarität propagandistisch wir­
kungsvoll zu demonstrieren. 

Wir haben in Hamburg gemeinsam Un­
terschriften gegen die Contra-finanzie­

rung gesammelt, wobei jede Unterschrift 

mit einer Spende von mindestens 3 DM 
verbunden war. Wir haben gemeinsame 

große Veranstaltungen durchgeftihrt, um 
die Gemeinsamkeit und die Vielfalt der 

Nicaragua-Solidarität zu demonstrieren. 

Wir werden weitere gemeinsame Aktio­

nen, wie eine symbolische "Geldum· 

tausch·Aktion DM gegen Cordoba" 

durchführen und die Diskussion zwi­

schen den unterschiedlichsten Gruppen 

und !'arteien, Kirchen, Gewerkschaften 

und Illitiativen verstärken. Auch gemein­

sam vertriebene Kalender. Aufbausteine, 

Feucrzeuge - unterdem~ lotto "Nicara­

gua muß überleben" - sind ein Beitrag 

zu einer einplanbaren, nicht an Bedin· 

gungen geknüpften Hilre. Sie erleichtern 

eine Disklolssion jenseits von eigenen 
Identifikationsobjekten in Nicaragua. 

Eine weitere Errahrung, die wir in Ham­

burg geme insam gemacht haben: Die 

materielle und ideclle Unterstützung der 
Einzclprojekte hat nicht abo, sondern zu­

genommen - gerade durch eine gemein­

same Arbeit flir das "gesamte Projekt 

Nicaragua". 

Spendenkonto 527 055-602 
Postgiro Frankfurt 
ASK Sondukonto Erich Wulff 

Slichwon: "Nicaragua mu6üherleben !" 

Aktions- und Materialspiegel 

Bücher und Broschüren 

Da mittlerweile eine unooersehaubaTC Zahl an 
Publikationen vor allem >;u Nicaragua und EI 
Sah/'ador erschienen sind und Neuerscheinun· 
gen im AlB regelmäBig ~or'gl:stellt werden. sei 
hier - mit wenigen Ausnahmen - nur auf 
Bücher und Broschüren "erwie~n, die 1987 
erschienen sind. 
Mittlerweile zum dritten Mal wurde 1987 das 
Standardwerk zu Mittelamerika 
Dieler Boris/Renak Rausch (Hg.), Zentral­
amerika. EI Sal~ador. Guatemala. Nicaragua, 
Hondura" Costa Riu, Pahl.Rugenstcin Ver· 
lag, Köln 1987, 3. Aun .• 405 S .• 14,80 DM 
aufgelegt, Dieser Band bietet eine Gesamtüber­
sicht über die Region Mittelamerik .. unter be­
sonderer Berücksichtigung da hi$\orischen 
Hintergrunde. 
Aus der Weissen Reihe, die die Edition Nahua 
seit 1986 "erlegt, sind 1987 folgende Schriften 
erschienen: 
Teofilo Cabestn:ro, Unschuldiges Blut. Zeu. 
genaui$agen aus dem Contra· Krieg gegen Nica· 
ragua. Edition Nahua, Wuppertal 1987. 146 S .. 
14.80 D~f. 
Die Aussagen der Comra·Opfer, die T. Cabe· 
strero, cin in Panama lebender Prieuer, wäh­
rend seines Aufenthaltei in Nicaragua aufge­
schrieben hat, spiegeln die traurige Realität des 
schmutzigen Contra·Krieges gegen die Zivil­
bevölkerung wider. 
Christliche Initiative Romero U.a. (Hg.), Jen­
seiu der Propaganda. Die Lage der Menschen· 
rechte in MiUelamerika. Edition Nahua, Wup­

'pertal 1987. 80 S., 8 DM. 
Der Band beschäftigt sieh mit der "Menschen­
rechukampagne" der CDU, der Unabhängigen 
MenschenrechUkommission in Nicaragua 
(CPDH) sowie der Lage der Menschenrechte in 
EI Sah'lldor, Guatemala und Nicaragua. HcI· 
mut Frenz schrieb das Vorwort. 
lIeinrich Albert%. Erich I'ried, Wo liegt Nicaf:il­
gua? Gedichte und ein Gespräch. Edition 
Nahu.a, Wuppertal 1987 . 80 S .• ca. 10 DM. 
"Nicaraguas Handel stockt" 
sagen die, die ihn blockieren 
"Nicaraguas Wirtschaft ist kf:ilnk " 
sagen die,die sie vergiften 
" Indem Land wird blutig gekämpft" 
sagen die WaffeMchieber 
.. Man lebt dort nicht wirklich frei" 
sagen d ie, die die Mörderbesolden' 
.. Die Gutinformierten" nennt Erich Fried die· 
ses Gedicht, das dem obengenannten Band ent­
nommen ist. Neben seinen prosaischen Gedan­
ken über Nicaragua findet sich am Schluß des 
Buches ein Gespräch, daß der in London le· 

bende Fried mit Pastor Albertz und Albert 
Luther ~om Infobüro Nicaragua im Man 1987 
führte. 

Reinhard fo hl (Hg.). Brig;;lden für Nicaragua, 
Magazin-Verlag, Kiel 198 7,48 S .. 4 0.'>1. 
Wemer Kos.ak schrieb Anfang 1986 eine Di· 
plomarbeit über Solidaritäubrigaden in Nica· 
ragua. lm 17. Band der Reihe"BRDund Dritte 
Welt" wurden im April 1987 wkhtige Ergeb­
nisse seiner Untersuchung '·eröffentlicht. Sind 
die Brigaden auch eine neue Form des Touris· 
mUi in Nicaragua? Diese und andere Fragen 
klärt die Broschüre. 
Anita Wörlcin, Weil wir Christen sind - Kirche 
in Nicaragua. Pahl-Rugennein, Köln 1987. 
212 S., 14,80 D~1. 
Die Autorin, der Nicaragua durch zahlreiche 
Aufenthalte gut bekannt ist, analysiert in ih· 
rem Buch die Position der Kirche des kleinen 
mittelamerikanischen Landes. "Weil wir Chri· 
sten sind. sind wir Revolutionäre", sagen die 
Gläubigen, die die Revolution mittmgen. 
Ihnen gegenüber steht die Amtskirche, die die 
neue Politik kritisiert. Dieser Konnikt wird 
neben der historischen Entwicklung der 
Kirche Nicaraguas herausgearbeitet. Anita 
Wörlein geht dabei auch auf die Folgen des 
Papnbesuches vom Män: 1983 ein. • 
Giulio Girardi, Kultur, Glauhe und R .... ·olution 
in Nicaragua. DiSleI Verlag, Heilbronn 1987. 
85S., 140M. 
Girardi, der in Kairo geborene ehemalige Sale· 
sianer·Priester, veröffentlichte schon mehrere 
Bücher zum Thema Glaube und Re"olution. In 
seinem neuen Buch renektiert er die "Belie· 
hung zwischen Christentum und Marxismus", 
wie Dorothee Sölle es in einem Vorwort for­
muliert. 
Ff:ilnk Nieu, Das Erbe der Conquista. Ge-
5<:hichte Nicaraguas. Pahl ,Rugenstein. Köln 
1987,498S., 19,800.'>1. 
o-c,r Untertitel des neuen Niess·Buches "Ge­
schichte Nicaraguas" faßt das Anliegen des 
Autors treffend zusammen. Die umfasscnde 
Beschreibung reicht von der Eroberung durch 
die Spanier über den Kampf Sandin<» bis hin 
zum neuen Nicaragua. Es iSI ein Standardwerk 
für alle, die sich fundiertes historisches Wissen 
über das heutige Nicaragua aneignen wollen. 

Eduardo Galuno(romas Borge, Verteidigt 
Nicaragua!, Edition Nuevo " omb.e, Wupper­
taI 1987 ,32 S., 3 D!t1. 
Tomal Bor'gl:, der einzige noch lebende Mit­
begründer der FSLN, heute Innenminister 
Nicaraguas, und Eduardo Galeano, uruguayi· 
scher Schriftsteller, verdeutlichen in diesem 
Bändchen. wie wichtig es ist. weiterhin für ein 
freies Nicaragua zu kämpfen und den revolu· 
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tionären Prozeß am Leben "lU hahen. 
Christliche Arbeiteljugend u.a., Nicaragua 
Libre, Edition Nahua, Wuppcrtal 1987 , 48 S., 
16,80 DM. 
Dieser Band, der in drei Sprachen (Deuuch, 
Englisch, Spanisch) ,·erfaßt wurde, streift 
wichtige Lcbensbereiche des nicaragua nischen 
Volkes und untermalt sie mit einprligsamen 
Schwan-Weiß-Fotos. 
Ein zweiter Bildband 
Cordelia Dilg, Niaor"",a. Bilder der Rn'olu­
tion, Pahl·Rugen ~ tein, Köln 1987 , 128 S., 
29.80 DM 
illustriert eindrucksvoll die alltägliche Realität 
Nicaraguas. " Ich "ersuche "lU verstehen, was 
die Revolution ausmacht, und meine Fotos 
sollen dies vermineln", sagt die Autorin über 
ihren Band. 
Informat;onsste lle EI Salvador (Hg.). Das 
Modell EI Sah"dor, Edition Nahua, Wuppcrtal 
1987,128S., 16,80DM. 
Verschiedene Autoren arbeiteten an diesem 
Buch mit , das in "lwei Teile gegliedert iSl: Teil I 
beschäftigt sich mit der historischen Entwick­
lung des Landes; Teil 11 geht auf die aktuelle 
Si tuation ein. So schre ibt Gaby Gottwald bei· 
spielsweise über die Politik der lbundesregie­
runggegenüber EI Sah·ador. 
John MacLean, EI Sah-'adOl". Der Krieg gegen 
die Zivilbevölkerung, Schmetterl ing Verlag, 
Stuttgart 1987, 104 S., 9,50 D:>.t 
ist eine komprimierte Darstellung eines Krie­
ges "niederer Intensität", der auf allen gesell­
schaftlichen Ebenen geführt wird. Das Buch 
läßt Betroffene "lU Wort kommen und lidert 
eine aktuelle Bestandsaufnahme der wirt­
schaftlichen, politischen und militärischen 
Kräfteverhähnisse in EI Salvador. 
Wolfgang Dietrich. Honduru, Hcidelbcrger 
Dritte Welt Studien 22. Heidclbcrger Verlags­
anstalt, Heidclberg 1987, 322 S., 29 D.\1. 
" Ein Demokratisierungsversuch "lwischen 
Repression, Revolution und Resignation". un­
tertitelt der Autor srin umfangreiches ßuclJ­
BC\lor Dietrich auf die gegenwärtige politisc" e 
Lage Honduras eingeht, umreißt er vorab die 
"Geschichte von der Entdeckung bis ;!;U den 
Wahlen 1982". 
Ricardo Andino u.a., Garnison Honduras. Ein 
bitterarmes Land im Griff d.,t Pentagon, Edi­
tion Nahua. Wuppcrta.l 1987,2 16 S., 2!i DM. 
Ikm AutOfellleam ist es mit die!it:m Buch ge­
lungen, eine komplexe Dar!;tellung des ZUiHIm­
menspiels "lwischen Honduras und den USA 
auf den Markt zu bringen. Honduru, heute 
einer der tro:uesten Vual1en der Reagan· 
Administration. transformierte in einem lan­
gen Pro"leß "lUm sou\"eränitlitslosen Satelliten 
dn Vereinigten Staaten. Die spaifische Ent­
wicklung die!it:s "größten Flu81eugtf.i.gers Wa­
shingtons in Mittelamerika" "leigl d ie Ve .... 

öffenl lichung detaillien auf. 
HOTSt.Ec1r.art Gross, Guatemala. Bericht über 
einen verdeckten Krieg, Wc1tkrei s-Verlag, 
Dortmund 1986.243 5., 14,80 DM. 
Gro~s' Recherchen im "Land der Vulkane" 
bringen dem Leser die politische und gesell­
schaftliche Lage des heutigen Guatemala nahe. 
In teinen uhlreichen Gesprächen mit Guate· 
malteken konnte er sich unverblümt über die 
Real ität informieren. Dabei sprach Cl" nicht nur 
mit der Zi\ilbevölkerung, sondern auch mit 
Guerilleros und Angehörigen des Mili tärs. 
R.,genbogcnfraktion im Europa·Parlament, 
Grün Alternative, Europäi$Ches Bündnis 
(GRAEL ) (Hg. ). Guatemala. Nach der .,Demo­
".ratischen Öffnung", 0.0. 198 7, 168 S. 
Vier Frauen am der Stuttgarter Guatema13-
Solidaritätsgruppe und eine Delegation der 
GRAEL verarlleiten in dieser Broschüre ihre 
Erfahrungen nach einem Aufenthalt in Guate­
mala. Sie gehen der Frage nach, inwiewei t d ie 
Wahl Cere"lOs "lum Präsidenten du Landes, 
dem Demokra tisierungspro"leß förderlich ist. 
B""lug: InformationssteIle Guatemala (s.u.) 
Manfred Ernn/Söhnke Schmid t (Hg.), Demo­
kr .. tic in Costa Rica. Ein 1:entralamerikani . 
$Ch.,r Anachronismus?, I'OCL, West-Berlin 
1986,222 S., 19,80 D:>.t. 
In 17 ßeiträgeg gibt das Buch einen umfassrn· 
den überblick Über die wirtschaftlichen. so~ia· 
kn und politischen Probleme des Landes. Es 
untersucht vor allem die Auswirkungen der 
Wirtschaftskrise und des minelamcrikanischen 
Konflikts auf das politische System, die ßc"lie­
hungen "lU den USA und steHt so;!;iale und 
politische Gegenbewegungen dar. 

Kontakte, Materialien, Spenden 

Das Informationsbüro r-;icaragua e.V. (Hofaue 
51, 5600 Wuppertal, Tel. 0202 / 4936305) 
koordiniert die Tätigkeit \'on Nicaragua· und 
Miuclamerikagruppcn, informien über die 
Entwicklungen in Nicaragua und organisiert 
Kampagnen und Brigaden. 
Bücher, Bro$Chüren, Plakate, Buttons, die Zeit· 
schrift "Envio" (Abo halbjährlich 28 DM) uod 
andere Materialien zu Nicaragua und anderen 
mitlelamerikanischen Ländern venreibt Edi_ 
tion Nahua (Postfach 101320. !i600 Wuppe .. 
lai, der Verlag des Infobüros. 
Spenden rur die Kampagne "Nicaragua muß 
Oberleben" und das Kaffeeverarbeitungllpro­
jekt .,La Paz dc1 Tuma" gehen auf das Konto 
des Infobüros Nr. 976738, Stadtsparkassc 
Wuppertal. 
Edition Nun'o Hombre (Siegfriednr. 50, 5600 
Wuppcrtal, Tel. 0202/ 744193) hat sich auf 
Publikationen zu Nicaragua spe"lialisiert. Dazu 
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gehören Kunnkalender, vierfarbige Bücher:l.Iu 
niCM'ilguanischen Malerei, Plakate, Postkarten· 
serien und Bücher nicaragua ni scher Autoren. 
Die Informuionsstelle EI Salvador e. V. gibt 
tusammen mit dem Infobilro Nicaragua, mit 
dem sie dasselbe Büro teilt (s.o.), einen monat­
lichen Ruodbrtcf heraus. Sie koordiniert die 
Aktivi täten der EI·Salvador-Komitees. Diese 
unterstützen gemeinsam den Aufbau der 
neuen Front der FMLN/ FDR im SüdweitenEI 
Salvadon. Spcndenltonto: MiuelamerikB· 
Sekretariat, Postgiroamt München, Kto. Ne. 
72060-802. Zu dieser Kampagne ist eine Bro­
$Chiir~ enchienen, die ftir 5 0.\1 bei der Info· 
ste11e be:.r.ogen werden kann. 
Die FMLN/FDR unterhält eine Vertretung in 
der Hundeuepublik (Schumannstr. 13,5300 
Honn. Tel. 0228/ 222201). Sie gibl monatlich 
den "EI Salvador Report" (Abo 20 DM) und 
andere Materialien der FMLN/FDR heraus. 
Spcndt:nkonto: Comejo, Ribera, FMLN/FDR 
EI Salvador, Kto. NT. 1205378300, BfG Bonn. 
Die In{ormationsstelle Guatemala e. V. (Heer· 
ur. 205,5300 Bonn, Tel. 0228/634552) koor· 
diniert die Guatemala·Solidarität und gibt ei­
nen monatlichen Rundbrid heraus. Die Info­
nelle sammelt u.a. Spenden für die kämpferi ­
sche Gewerkschaft Ur-;SIRAGUA und den 
URNG·Scnder "VO"l Populac". Spendenkonto 
Nr. ~ 11580·508, Postscheckamt Köln. 
Die Christliche Initiative ROlllero e. V. betreibt 
vor aU~m öffentlichkei tsarbeit zu Mittel­
amerika. Sie gibt r~gelmäßig das Bulletin " Pre­
sente", die Zeitungen ,.Brennpunkt Mille!· 
amerika" uod "Nicaragua heute" heraus. Sie 
\'crtreibt und publi"liert Bücher und Bro­
schüren . .sie unterstützt Basisgemeinden in 
Nicaragua. EI Sal .... dor und Guatemala sowie 
ein Wasscrversorgungsprojckt in San Carlos 
(Nicaragua). Spenden auf das Konto Nr. 
311 2200, Darlehenskasse im Bistum Münster. 
Stichworte "ßasisgemeinden" mit dem jewei­
ligen Ländemamen, "San Carlos - Was$Crver­
sorgung" und .,Öffentlichkeitsarbeit". 
Zum Arbeiubereich des Antiimperia.liSliJ,(:h~n 
Solidariti l5komit«:s (AS K) (l!ambuTger Allee 
52,6000 Frankfurt 90, Tel. 069/ 709060) für 
Afrika, Asien und Lateinamerika gehört auch 
die Mittelamerika·Solidaritäl. Das ASK betei· 
ligt sich an und organisiert Spendenkampag­
nen und verbreitet Informatlonsmaterialien, 
die beim Solidaritiushop Dritte Welt (gleiche 
Adresse, Tel. 069/ 778863) bctogen werden 
können. Hier sind auch Plakate, Anstecker, 
Broschüren, Bücher, Schmuck, Kunstgegen· 
stände sowie Kaffee aus 1:<Iicaragua erhältlich. 
Das ASK beteiligt sich an der Kampagne 
"Nicarolgua muß iiberkbcn". ASK-Sondcr­
konto Erich Wulff, Nr. 527055·602, POil' 
scheckamt Frankfurt, Stichwort: "Nicaragua 
muß iiberleben". 
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Türkei 

Wenn bürgerliche Journalisten und 
bürgerliche Politiker den Begriff "Demo­
kratie" benutzen, wird oft sehr schnell 
deutlich, was sie unter Demokratie kei­
neswegs verstehen. Die Herrschaft des 
Volkes meinen sie damit nicht, nkht bei 
uns und auch nicht anderswo. Was dieser 
Begriff alles zuläßt, zeigte sich erneut an 
den Parlamentswahlen in der Türkei vom 
29.11.1987. 

Die Vorgeschichte dieser Wahlen ist auch 
die Geschichte der Verbreitung von Mel­
dungen über die Wiederherstellung 
demokratischer Zustände. Die erste 
völlig vom Militär unbeeinnußtc: Wahl 
seit dem Putsch 1980 finde da statt, 
konnte man in der hiesigen Presse lesen. 
Und dabei widerlegt doch schon allein 
das Ergebnis dieser Wahl diese Ansicht 
gründlich. 
Die regierende Mutterlandspartei (AnaP) 
des Ministerprii$identen Ozal erhielt rur 
rund 36% der abgegebenen Stimmen 
64% der Parlamentssitze (= 292 Sitze) 
und damit eine satte absolute Mehrheit, 
nicht weit entfernt von der 2/3·Majori. 
tät. Die Sozialdemokratische Volks· 
partei (SliP) brachte es mit 25% der 
Stimmen auf 99 Sitze und die Partei des 
Rechten Weges (DYP) von Ex·Premier 
Demirel auf 19% und 59 Sitze. Die rest· 
lichen drei Parteien gingen leer aus. 

eharles Pa.1I 

Özals Wahl 
Eine "Prise Demokratie" 

Man lasse sich in diesem Zusammenhang 
folgende Oberschrift durch den Kopf 
gehen, die in der Süddeutschen Zeitung 
(SZ) vom 1.12.1987 zu lesen war: "Ein 
demokratischer Sieg mit undemokrati· 
sehen Gesetzen." Laut SZ·Korrespon. 
dent Buchalla bestehen in Westeuropa 
Zweifel, ob die Festigung der Demokra· 
tie mit undemokratischen Wahlgesetzen 
der richtige Weg sei. 
Aber ein möglicher Weg scheint es doch 
zu sein, die Demokratie durch deren Ab· 
schaffung zu stärken, weswegen die SZ 
auch schreibt: "Die westeuropäischen 
Staaten, in$besondere die USA und 
Japan (wir können nichts dafür, daß die 
USA und Japan zu den westeuro· 
päischen Staaten gezählt werden, es 
steht da $o!) - die Staaten, auf die es 
Ozal ankommt - , können aufpotitische 
und wirtschaftliche Stabilität bauen. 
Daß diese Wahl von Ozal auch mit einer 
gehörigen Prise anatolischer Demokra· 
tie, einigem wahltaktischen 'Corriger la 
fortune' und balkanesiseher Unbeküm· 
mertheit gewonnen wurde, werden sie 
geflinentlich übersehen." 

Das hauptsächliche Argument, das die 
"Demokratisierungshypothese" unter· 
mauern soll, besteht in der Feststellung, 
daß sich seit den Wahlen von 1983, die 
mit drei von den Militärs akzeptierten 

und teilweise erst geschaffenen Parteien 
durchgeflihrt wurden, eine Differenzie· 
rung des türkischen Parteiensystems er· 
geben hat. 
Es bildeten sich mit der SHP und der 
Demokratischen Sozialistischen Partei 
(DSP) zwei an der westlichen Sozial· 
demokratie orientierte Parteic:n heraus. 
Auch im Lager der Rechten führten "alte 
Politiker", die vor dem Putsch eine wich· 
tige Rolle gespielt hatten, trotz Politik· 
verbots wieder Parteien an. 
Bei den Nachwahlen zum Parlament im 
September 1983, bei denen diese Organi. 
sationen zur Kandidatur zugelassen wur· 
den, ergaben sich vor allem rur die DYP 
unerwartet hohe Stimmenanteile. Damit 
wurde klar, daß das Politikverbot rurdie 
politischen Größen der 70er Jahre nur 
schwer zu halten war und es für die Re· 
gierung Ozal ein Legitimationsproblem 
darstellte. 
Ozal versuchte diesem Druck zu entkom· 
men, indem er ein Jahr später, im Sep. 
tember 1987 eine Volksabstimmung 
über die Aufhebung des Politik verbots 
durchführen ließ. Dabei konnte er letzt· 
lieh nur gewinnen: Entweder die türki· 
sehen Wähler bestätigten das Politikver· 
bot und hätten Ozal damit "demokra· 
tisch" einiger Konkurrenten entledigt, 
oder sie stimmten mehrheitlich gegen 
das Verbot, mit dem Effekt, damit vor 
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allem DemireJ seine Märtyrerrolle zu 

nehmen und die Hauptparole Demirels 
"rur eine Türkei ohne Verbote" gegen­
stan dslos zu machen. 

Dazu kam, daß Ozal sich mittels dieses 
Referendums im Ausland demokrati­
sches Verhalten bescheinigen lassen 
konnte. Da er ernsthaft versucht, den 
EG-Beitr itt der Türkei voranzutreiben, 
spielte das eine nicht unerhebliche Rolle. 
Der Ausgang der Volksabstimmung er· 
möglichte mit einer hauchdünnen Mehr­
heit den "Alten" die volle Rückkehr ins 

politische Leben. 
özal kündigte daraufhin vorgezogene 
Neuwahlen an_ Dem lag die Absicht zu­
grunde, den Konkurrenten, die sieben 
J ahre lang nur beschränkt in der öffent­
lichkeit auftreten konnten, keine Zeit zu 
lassen, sich wieder aufzubauen. Außer­
dem waren die Kassen Demirels und 
Ecevits durch die Ausgaben für die Refe­
rendums-Kampagne leer, während die 
AnaP noch über Geldmittel verfügte_ 

Im folgenden zeigte sich dann erneut, 
wie wenig der Verweis auf die Verände-

Proteste gegen die Verhaftung von 
Kutlu und Sargin 

Di( Verhaftun g des Generalnkn:tärs der seit 
6!) J ahren verbo tenen Kommunistischen Par­
tei de r Tür~i (TKP), Haydar Kutlu, und des 
Generalsekretärs der sdt sieben J ahren eben· 
falls verbotenen Türki schen Arbeiterpartei 
(TIP), Nihat Sargin, am 16_ November 1987 
auf dem Flughden von Ankara hat erneut 
deutlich gemacht , wie w .. it die Tür~i "on d .. -
mokratüchen Verhältnissen entfe rn t i~ t . Sie ist 
der eilUige Signatarstaat der KSZE-Schlu6-
akte, in dem kommunist ische Pan eien ver­
boten sind. 

Kullu und Sargin waren in die Türkei zuriick­
gekehrt, Um am Vorahend der allgemeinen 
Wahlen vom 29. NO"cmber 1987 den Zusam­
m .. mchluß ihrer l'arteien zur legalen Vereinig­
t ... n Kommunistisch ... n Partei der Türkd zu 
\·ollzichen. Damit $OlIt ... der Prozeß des Zusam­
m ... nschlusses einer "linken Einheit" fonge­
s ... tzt ..... erden, den scchs türkische und kurdi­
sch ... Linksparteien, unter ihnen die TKP und 
die TI P, 1984 eingeleitet hatten. Zugleich 
wollteIl die beiden Parteifilhrer mit ihrer 
Ruckkehr aus dem Exil Ministerpräsident 
Tutgut Özal beim Wort nehmen, damit Blick 
,<ur den dngestrebten EG·ßeitritt der Türkei 
"mehr Demokratie" im Land versprochen hat­

". Doch Haydar Kutlu und Nihat Sargin konnten 
trotz solcher Absichtserklärung .. n nur wenig ... 
Schritte nach Verlassen des Flugzeugs auf hei· 
matlichem Boden zurücklegen. Dann drängten 
sie Polizisten zu einem quergestellten Bus, 
Geheimdi ... nstmännu packten sie, zernen sie 
ins Innere des Fahn ... ugs, fenclten sie mit 
Handketten und legt ... n ihnen Augenhinden 

ROcH.~rcr SorBin (I,) und KUllu wl~",n.d ihres ~lug .. 
nach Anhr. 

um. Seitdem sind die beid ... n Linkspolitiker in 
Haft, wurden sie strengen Verhören unterwor­
fen und nach eigenen Angaben gefoltert. 
Haydar Kutlu roll zudem bereits einen Herz­
anfall erlinen haben_ Inzwischen wurden die 
heiden offiziell in Haft genommen.. Ende No· 
v ... mber/Anfang Dezember 1987 wurden zwei 
Anwälte, m ... hrerc Gewerkschafter und ca. 30 
angebliche Kommunisten v ... rhahet. 
Mit eindringlichen Appell ... n haben führende 
Persönlichkeit ... n deli öff ... ntlichen Lebens, Par­
teien, Mensch ... nrechtsorganisationen und 
Gewerkschaften in ganz Europa gegen die V ... r­
haftungen protestiert und die unv ... rzügliche 
Freilassung der heiden Oppositionspolitiker 
gefordert. 
So appelli ... rte das SI'D-Präsidiumsmitglied 
Heidemarie Wieczorek-Zeul an die türkische 
Regierung, zuriickkehr ... nden politischen Erni· 
gr~nten die vollen bürgerlichen Rechte und 
Freiheiten zu garantieren. nie Türkei habe die 
Europäische Menschenrechtskonv ... ntion un­
teneichnet, woraus sich entsprechende Ver­
pflichtungen für n ... mokrati ... und Rechtsstaat­
Iichkeit ergäb ... n. 
Die stellv ... rtretende SPD- Fraktions\'orsitzende 
Renat ... Schmidt schrieb an den türkischen Bot-
schaft ... r in Bann, daß die "WilIküraktion" 
durch nichts zu rechtfertigen sei. Und in einer 
öffentlichen Erklärung, die u.a. von Fernseh­
moderator Fram: Alt, Liedermacher Wolf Bier· 
mann, dem SPD-Politiker Björn Engholm 10-

wie dem Autor Günther Wallraff unteneichnet 
wurd ... , .... -ird di ... Rückk .. hr Kutlus und Sargiru 
als "ein s...ispiel rur eine gewaltfrei<: Wied ... rher­
stellung der demokratischen Rechte" gewür­
digt und zur Unteruützung der b ... iden inhaf· 
tierten G ... n .. ralsekretär ... aufgerufen. 
Auch das EG-Par[ament hat zwischenzeitlich 
die Verhaftung v ... rurteilt und die 5Ofortige 
Freilassung der beid ... n Politiker gefordert. 
Amnesty international hat gar eine Protest­
Telegramm-Aktion gestanet und w .. ist darauf 
hin, daß Kutlu und Sargin wegen gewahfreier 
politischer Aktivitäten v ... rfolgt würden. 
Mikis Theodorakis, weltbekannter griechi­
sch"" Säng ... r und Komponist, schli ... ßlich 
schrieb einen p .. r$Önlichen Brief an den türki· 
schen Ministerpriisidenten OzaJ: " ... in der 
festen Uberuugung, daß die Zukunft unserer 
heiden Länd ... r sich zum größten Teil auf das 
brüderliche Näh .. rkommen unserer Völker 
stützt, richte ich an Sie d ... ndril18"'nden Appdl, 
die beiden türkischen Politiker Haydar Kutlu 
und Nihat Sargin, di ... Anhänger und Kämpfer 
für Frieden und Freundschaft :.:wisch ... n heiden 
Völkern sind, unverzüglich freizulassen. Ihre 
sofortige Freilassung würde ein ßewei~ dafür 
sein, daß diese Freundschaft sich auf nichts 
anderes aufbauen kann, als auf die Prinzip' .. n 
der nationalen Souveränitlit, der Freiheit und 
der Demokrati .... " Georg Dicderichs 

rungen in der türkischen Parteienland­

schah als Argument für eine "Demokra­
tisierung" dienen kann: Zum vierten Mal 
inn ... rhalb seiner bisherigen Amtsze it ließ 
özal das Wahlgesetz ändern, diesmal 
nach dem Motto aus 1 mach' 2, oder 
besser gesagt aus 36% mach die absolute 
Mehrh ... it: Landesweit gah eine !OO/er 
Klausel, wer darunter blieb, konnte kei­
ne Sitze im Parlament bekommen. 
Für die ... inzelnen Wahlkreise gab es eine 
noch schwerer zu nehmende Hürde_ Sie 
besteht darin, daß eine l'artei prozentual 
mehr Stimmen bekommen muß, als 
J 00% geteilt durch die Anzahl der im 
Wahlkreis zu vergebenden Sitze. 
Ein Beispiel, was das bedeutet: In vielen 
Kreisen waren drei Sitze zu vergeb ... n, 
d.h. um einen Sitz zu bekommen, muß 
eine Partei eine 33,3%-Klausel schaffen 
(100%: 3). Theoretisch kann im Ex­

tremfall folgendes passieren: Zwei Par­
teien bleiben bei je 33,0%, eine dritte 
erhält den Rest von .34%und damit alle.3 
Sitze, während die anderen leer ausge­
hen. Zudem wurde die jeweils stärkste 
Partei in einem Wahlkreis mit einem zu­
sätzlichen Sitz belohnt_ 
Dieser Wahlmodus wurde vom Staats­
präsidenten und Putschgeneral Evren 
demonstrativ gebilligt und in Kraft g ... -
setzt. Auch diese Tatsache zeigt, w ... r 
nach wie vor im Hintergrund die b ... ste­

henden Verhältnisse überwacht und ab­

sichert. 
Die Quintessenz all dessen ist, daß das 
Starren auf die türkische Parteienland­

schaft ohnehin nur einen begrenzten Er­
kenntniswert hat, was die tatsächliche 
politische Situation in der TÜrk ... i angeht. 
Die Existenz einiger Partei ... n bedeutet 
keineswegs Meinungsfreiheit, Organ isa­
tionsfreiheit und Freiheit d ... r politischen 
Betätigung. 
Die Parteien spielen lediglich vom Militär 
und vom in- und ausländische.n Kapital 
geduldete Vereinigungen zur Ausgestal­
tung d .... Verfassung und des Staats­
wesens, das nach 1980 durch den Putsch 
entstand ... n ist und sich unvcrändert ag­

gressiv gcgen jede wirkliche Opposition 
und geg ... njede Formierung der Arbeiter-
b ... wegung richtet. Nach wie vor stehcn 
R ... volutionäre und Gewerkschafter vor 
Militärtribunalen, nach wie vor gibt es 
keine freicn Gewerkschaften und nach 
wie vor nehmen die Verfassung und die 
Polizeigesetze dem Einzeln ... n jeden 

Schutz vor dem Staatsapparat. 

Jüngstes Beispiel hierfür ist die Verhaf­
tung und der geplante Prozeß gegen die 
Generalsekretäre der Türkischen Arbei­
terpartei und der Kommunistischen Par­
tei der Türkei (TKP), Nihat Sargin und 
Haydar Kutlu, die Anfang Novemb ... r 
1987 aus ihrem Exil zurückkehrten, um 
eine legale Vereinigte Kommunistische 
Partei der Türkei zu gründen (siehe 
Kasten). 



Kamputschea -

Güntet Glase.feld 

Einstieg in den nationalen Dialog? 

Ikl o,nung ,·on Prinz Sih3nouk (1.) und Pr.mi.fmin'I'.' Ilun Sen on Feu-tn·Tardenoi . 

In der Diplomatie Südostasiens gibt es 
seit einigen Monaten einen Begriff, der 
nicht so recht ·w den ernsthaften und 
schwierigen Problemen passen will, fiir 
deren Lösung er geprägt wurde. "Cock­
tail.Party'· ist d ie Bezeichnung für einen 
Plan, mit dem der Kamputschca-Kon­
flikl einer politischen Lösung näher ge­
bracht werden soll. 
Gemeint ist damit ein inoffizielles, 
durch kein Protokoll beeinträchtigtes 
Treffen der verschiedenen kamput­
scheanisehen Parteien weit weg vom 
Schauplatz der Auseinandersetzungen. 
Dieser Plan, der von der indonesischen 
Regierung vorgelegt wurde, bedeutet 
nichts anderes als die Konsequenz aus 
der Erkenntnis, daß erstens keine an­
dere als eine polit ische Lösung dieses 
Konflikts in Frage kommt, und daß 
zweitens eine solche Lösung das direkte 
Gespräch zwischen den Repräsentanten 
der verschiedenen politischen (und mili-. 
tä rischen) Gruppen voraussetzt. Dicses 
ist nun, rur viele Beobachter überra­
schend, schneller als vorausgesehen, in 
Gang gekommen. 
Dieser Neubeginn auf dem Feld der 
Verhandlungen ist jedoch nicht aus 
dem Nichts entstanden. Der Grundstein 
fUr das, was man jetzt im Zusammen­
hang mit dem Treffen Anfang Dezem­
ber 1987 in I-"ere-en-Tardenois, nahe 

Paris, zwischen dem Prinzen Sihanouk 
und dem kamputscheanischen Regie­
rungschef Hun Sen als ein "historisches 
Ereignis" bezeichnet, wurde schon vor 
zwei Jahren gelegt, als kamputscheani­
sche und vietnamesische Truppen einen 
entscheidenden Sieg über die Streitkräf­
te der antivietnamesischen Koalition 
des "Demokratischen Kamputschca" 
errungen und ihre Terrorgruppen aus 
dem Land vertrieben hatten (siehe: AI B 
4/1985, S. 31-35). Militärisch praktisch 
von der Einwirkung ins Landesinnere 
ausgeschaltet, politisch untereinander 
verfeindeter als je und international iso­
liert, hatten diese Gruppen danach 
noch nicht einmal den angekündigten 
Guerillakampf, den Terror gegen die 
Bevölkerung in Kamputschea in nen­
nenswertem Umfang aufrechterhalten 
können. 
Ihre verschiedenen Schutzmächte (die 
Staaten der Vereinigung Südostasiati­
scher Nationen (ASEAN), vor allem 
Thailand und Singapur, die VR China 
und die USA) mußten erkennen, daß 
sie auf wenig glaubwürdige und ineffek­
tive, von der Bevölkerung gehaßte Ver­
bündete gesetzt hatten, und daß der 
Versuch, Kamputschea mit militäri­
schen Mitteln zu destabllisieren, zwar 
die Aufbauarbeit dort erheblich behin­
dern, nicht aber die Konsolidierung der 

politischen Verhältnisse und das Ver­
trauen der Bl'Völkerung in die Regie­
rung in Phnom Penh verhindern konn­
,,-
Es war zunächst eine Phase der Ruhe 
eingetreten, in der unter spürbar siche­
reren Bedingungen die Aufbauarbeit in 
Kamputschea selbst fortgesetzt werden 
konnte. Ruhe herrschte aber auch eine 
Zeitlang an der diplomatischen front, 
wo die ,\SEAN-Staaten unflexibel an 
ihrem 8- Punkte-Vorschlag festhielten, 
der den Abzug der vietnamesischen 
Truppen als bedingungslose Vorgabe rur 
Verhandlungen sowie die vollberech· 
tigte Beteiligung Pol Pots an der \'orge­
sehenen Regierung der nationalen Ein­
heit in Phnom Penh verlangte. 

Seit dem Frühjahr 1987 ist nun zu be­
obachten, daß \'on zwei Seiten her Be­
wegung in die Bemühungen um eine 
politische Lösung gekommen ist, daß 
wohl langsam die entscheidende Phase 
wirklicher Verhandlungen näher rückt. 
Im Mai 1987 war der indonesische 
Außenminister IIlochtar Kusumatmadja 
wieder einmal in Hanoi mit seinem viet­
nallIesischen Kollegen Thach zusam­
mengetroffen. Mochtar hatte zu\'or mit 
dem Prinzen Sihanouk in Pjöngjang 
über die Möglichkeit eines vorbereiten­
den inoffiziellen Treffens der kamput­
scheanischen Parteien gesprochen und 
gab diese Anregung weiter. Sie wurde 
sofort von vietnamesischer und kam-

Mochtars Mission 
und Sihanouks "Urlaub" mach ten 

die Idee ei ner "Cocktail­
Party" möglich 

putscheaniseher Seite aufgegriffen und 
unterstützt, 

Damit war die Idee der "Cocktail­
l'arty" auf dem Tisch, der Vorschlag 
eines Treffens, das in Djakarta stattfin­
den und zu dem die indonesische Regie­
rung einladen sollte. In einem halb-pri­
vaten Rahmen sollten die verschiedenen 
Parteien des Kamputschea-Konnikts 
ohne die Hürde eines offiziellen Proto­
kolls sich einfinden und miteinander 
reden können - ohne Vorbedingungen 
und ohne ein Erfolgszwang produzie­
rendes festgelegtes Ziel, ohne vor allem 
die Frage der gegenseitigen Anerken­
nung erörtern zu müssen_ 
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Das Neue an dieser Situation war, daß 
Mochtar im offiziellen Auftnl.g seiner 
Regierung und der ASEAN-Staaten 1 

mit Verhandlungsvollmacht nach Hanoi 
gekommen war - bei früheren Gelegen­
heit en eher sondierender Gespräche 
hatte er es erleben müssen, daß seine 
Einschätzungen und Vorschläge sogar 
von der eigenen Regierung gelegentlich 
offiziell desavouiert worden waren. 
Abgesehen davon ist es kein Zufall, daß 
gerade er mit dieser Mission betraut 
wurde. Die indonesische Regierung be­
treibt seit einiger Zeit in bezug auf 
Vietnam eine nicht mehr ganz der 
ASEAN-Linie entsprechende Politik : 
Offen wird in Djakarta schon seit eini­
ger Zeit dit: ßeflirchtung geäußert , ei n 
weiterhin isoliertes und geschwächtes 
Vietnam würde eine Expansion Chinas 
in den südostasiatischen Raum begünsti­
gen. Angesichts der immer engeren Zu­
sammenarbeit mit den USA seien auch 
in anderen Ländern der Region "tide 
Angste in bezug auf die langfristigen 
Absichten Beijings zu spüren", wird im­
mer wieder berichtet. 2 

Die Erfolge, die Mochtar in Hanoi er­
ziehe, setzten die i\SEAN-Staaten in ei­
nen ge wissen Zugzwang, und es wurde 
deutlich, daß nur noch Singapur und 
Thailand uneingeschränkt die harte 
Position der VR China mittragen. Der 
thailändische Außenminister beriet sich 
mit der Beijinger Regierung und ver­
öffentlichte dann im Namen der 
ASEAN Bedingungen fUr die Zustim­
mung zur "Cocktail· Party" , die ihr den 
wichtigen inoffiziellen Charakter neh­
men sollten und sie damit für Vietnam 
unannehmbar machten: Hanoi soll un­
mittelbar nach Eröffnung hinzugezogen 
werden, außerdem soll auf der Basis des 
8- Punkte·Vorschlages der ASEAN vom 
Vorjahr verhandelt werden. 
Eine weitere neue Initiative ging von 
Prinz Sihanouk aus, der schon seit 
längerer Zeit Unzufriedenheit mit sei· 
ner Funktion und Rolle als Oberhaup t 
der Dreiekoalition des "Demokrati­
schen Kampu tschea" geäußert hatte. 
Denn diese Funktion gab ihm keine 
freie Hand ftir d ie Gespräche und Vor­
verhandlungen, die er gern mit der viet· 
namesischen und mit der kamputschea­
nischen Regierung geführt hätte: Mehr­
mals hallen die Roten Khmer im Auf­
trag Beijings solche Versuche Si hanouks 
verei telt. 
Im Mai 1987 erkläft e er nun , er nehme 
ab sofort fu r ein J ahr "Urlaub" von sei­
ner Funktion als Oberhaupt der Exil­
regierung. Es war klar, daß er sich da­
mit die Freiheit zu diplomatischen 
Schritten verschaffen wollte. Wenig 
später kam dann die Idee der "Coc ktaH­
Party" au f. 
Trotzdem machte Sihanouk noch im 
September, begleitet \'on Son Sann und 
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Khieu Samphan, einen offiziellen Be­
such in Beijing - wie immer kUr?: vor 
der jährlichen Kampu tschca-Debatte in 
der UNO. Er setzte dazu seinen "Ur­
laub" ruf einige Tage aus. Aber seine 
öffentlichen Erklärungen machten klar, 
daß er nur unter erheblichem Druck aus 
Beijing zu dieser Geste der Solidarität 
mit seinen Koalitionspannern bereit ge­
wesen war. Daß er dies öffentlich aus­
sprach und zugleich ankündigte, mit sei­
nen Partncrn bei dieser Gelegenheit 
nicht einmal reden zu wollen, war ein 
bewußter diplomatischer Affront gegen 
Beijing. 
Auf die praktische Ablehnung der Idee 
des informellen Gesprächs durch die 
ASEAN-Staaten reagierte Phnom Penh 
mit einem neuen Zugeständnis: Man sei 
bereit, auch mit einem hohen Vertreter 
der Roten Khmer zu verhandeln - au-

Das erste Treffen von 
Hun Scn und Sihanouk hat 

Hoffnungen gcweckt 

ßeT Pol POl und leng Sary . Dies konnte 
nur bedeuten - was prompt bestätigt 
wurde -, daß jetzt als Verhandlungs­
partner auch Khieu Samphan von 
Phnom Penh akzeptien wird. Gleichzei· 
tig kündigte die vietnamesische Regie­
rung ihre Absicht an, dieses J ahr an der 
UNO-Sitzung über Kamputschea teilzu­
nehmen, die sie in den vergangencn J ah­
ren boykottiert hatte. Und sie lud 
gleichzeitig ei ne große Amahl westli­
cher Beobachter ein, in Kamputschea 
dem diesj ährigen Teilabzug vietnamesi· 
scher TruppelJ als Beobachter beizu· 
wohnen. 
Schließlich wurde ein neuer Vorschlag 
Phnom Penhs bekanntgemacht, in dem 
westliche Beobachter ein wichtiges Zu· 
geständnis entdeckten : Es war dort von 
einem zukünftigen Kampu lSchea die 
Rede, das nicht nur u nabhängig, demo­
kratisch und nich tpaktgebunden sein 
sollte, sondern ausdrücklich auch neu­
tral - ein demonstratives Sigllal an den 
Prinzen, der stets diese Bedingung ge­
steilt hatte_ 
Ebenfalls im Vorfeld zu erwartender 
Gespräche waren auch neue Präzisierun­
gen aus Hanoi über die Rolle der Roten 
Khmer in e iner Regierung der nationa­
len Einheit eriolgt. Die einzige Bedin­
gung fur ei nen vollständigen Truppen­
abzug aus Kamputschea, nämlich die 
"Ausschaltung Pol Pots und seiner 
Gruppe". wurde, wie viele Beobachter 
meinen, weiter abgeschwächt. 
Es wird jetzt nur noch verlangt, ,bß Pol 
Pot und leng Sary ins Ex.il gehen (sie 
sind ja in Kampu tschea zum Tode ver­
urteilt). Die kamputscheanische Regie­
rung erklärte gleichzei tig, d ie Anhänger 

der Roten Khmer könnten nach der 
Entwaffnung zurückkehren und sich in 
Kamputschea nach einer politischen 
Lösung und in der Vorbereitung inter­
national überwachter Wahlen auch polio 
tisch betätigen. das heißt Kandidaten 
aufstellen. 
Sihanouk hatte den "Coc ktail-Party"­
Vorschlag von Anfang an positiv aufge­
griffen und im O~tober 1987 darüber 
Gespräche mit US-Außenminister 
Shuhz und UNO-Generalsekretär de 
Cuellar in New Vork geruhrt. Da die 
ASEAN-Staaten sich weiterhin ableh­
nend verhielten, kam es zu nächst zu 
dem spektakulären Treffen Sihanouks 
mit Hun Sen. Dabei hat sich erwiesen: 
Solche inoffiziellen Gespräche sind 
sicherlich der im Augenblick aussichts­
reichste erste Schritt zu einer politi­
schen Lösung. Dazu, daß sie nun zu· 
stande kamen, hat aber sicher auch eine 
globalere Entspannungsatmosphäre bei­
getragen - etwa die erfolgreichen Ab­
rüstungsverhandlungen zwischen den 
USA und der Sowjetunion. 
Auf dem Treffen bei Paris, das am 3. 
und 4.12.1987 in einer "unerwartet 
herzlichen Atmosphäre"3 verlief, wur­
de zwar gemeinsam gespeist und zum 
Abschluß Champagner getrunken - der 
ursprünglichen Idee der "Coc ktail­
Party" en tsprach es nicht, weil die Ver­
t reter der anderen beiden antivictname­
sischen Gruppen nicht dabei waren. Der 
Effekt, den diese Abstinenz hatte, r ich· 
tete sich indessen eindeutig gegen die 
Fehlenden. 
Son Sann, der Führer der rechtsbürgerli­
chen Kräfte und Ex-Ministerpräsident, 
hatte sich zwar mit dem Treffen an sich 
einverstanden erklärt,4 war aber wohl 
von Sihanouk nicht sonderlich nachhal­
tig bedrängt worden, zu kommen. Und 
die Roten Khmer hofften, wie auch die 
Pekinger Führung, auf ein Scheitern der 
Gespräche, die sie diesmal nicht mehr 
hallen verh indern können. 
In der Sache sind die konkreten Ergeb­
nisse dieser zwei Tage kaum sensatio­
nell. Die von Sihanouk apostrophierte 
"Atmosphäre der Freundschaft und 
Brüderlichkeit",5 die sich bei den bei· 
den so verschi edenen Partnern offen­
sichtl ich spontan entwickel t hat, ist 
aber an sich ein großer polit ischer Ge­
winn rur die Sache des kamputscheani­
schen Volkes. 
Vor allem die Konzilianz Hun Sens6 

und sein Verhandlungsgeschick haben 
einen sichtlich starken Eindruck hinter­
lassen . In einem 4-Punkte.Kommunique 
(siehe Kasten) wird bekräftigt. was bci· 
de Partein schon vorher zugestanden 
hatten . Auffallend ist der " nationalis t i· 
sche Zug" der Formulierungen, die Be­
tonung auf der Autonomie des kam­
putscheanischen Volkes und die Ta t­
sache, daß die vietnamesischen Truppen 



nicht einmal erwähnt werden. 
Presseäußerungen Sihanouks im Um­
kreis des Gesprächs sind da wesentlich 
deutlicher: Das zukünftige Kamput· 
schea solle "nicht volksdemokratisch, 
nicht kommunistisch und nicht soziali­
stisch sein, sondern eine parlamentari· 
sehe und 100% unabhängige Demokra· 
tie nach französischem Muster". 7 

Sein Gesprächspartner hat sich zu die· 
sem Punkt nicht geäußert. Es ist anzu· 
nehmen, daß Hun Sen ein formaler Er· 
folg des Treffens wichtiger war als die 
Akzentuierung der ja nach wie vor gro· 
ßen Differenzen. Der Grund hierfür war 
wohl nicht allein der Prestigegewinn, 
den seine Regierung durch dieses Tref· 
fen zweifellos hat verbuchen können. 
Berichten von Besuchern zufolge sind 
in der Bevölkerung Kamputscheas gro­
ße Hoffnungen durch diese Annäherung 
geweckt worden: "Das Kamputschea 
Hun Sens schwankt zwischen Angst 
und Hoffnung. Der Angst, das Treffen 
zwischen dem jungen HelTn aus " hnom 
Penh und dem früheren Khmer.König 
könnte keinen Erfolg haben, daß die 
Verhandlungen, die jetzt in Paris begon. 
nen werden, nur ein erneutes Betrugs· 
manöver sein könnten. Und der Hoff· 
nung, daß alles in Ordnung geht, daß 

Hun Sen - Sihanouk 
Pariser Vereinbarung 

Prinz Norodom Sihanouk und der kamput· 
Icheanische Premierminister Hun Sen unter· 
uichneten am 4. Dezemher 1987 in Fere-en· 
Tordenois ein gemeinsames Kommunique in 
dem es heißt, daß sie "bewegt vom gemein· 
samen Wunsch, den kamputscheanbchen Kon· 
flikt mit friedlichen Mineln zu beenden und zu 
einer nationalen Versöhnung zu kommen", 
zur folgenden Obereinkunft gelangt sind: 
1. Die Lösung des Konflikts in Kamputschea 
muß notwendigerweise auf politischem Wege 
erfolgen. 
2. Das kamputscheanische Problem muß not· 
wendigerwei5e vom kampuucheanischen Volk 
selbst durch Verhandlungen otWischen '}lIen 
Konfliktparteien gereg.:!t werden ( ... ), um dem 
Krieg und dem Blutvergießen ein Ende Zu be­
teiten und um ein unabhängiges, demokrati· 
sches, souver.ines, neutrale$ und nichtpaktge· 
bundenes Kamputsehea wiederaufmbauen. 
3. Sobald ein Abkommen zwischen den bm· 
putscheanischen Parteien n-reieht sein wird, 
wird eine internationale Konferenz einberufen 
werden, um dieses Abkommen, die Unabhän· 
gigkeit Kamputscheas und den Frieden und die 
Stabilität in Südouuien zu garantieren. 
4. Die bei den Parteien stimmen darin überein, 
sich erneut im Laufe des Jahres 1988 in Fere· 
en·Taroenois (Frankreich) zu treffen. Die bei· 
den Parteien verpflichten sich ebenfalls, sich 
ein drilles Mal im Palast Chang Sou On des 
Primen Sihanoul in Pjöngjang zu einem Zeit· 
punkt zu treffen, der noch festgelegt werden 
muß. 
Schließlich, auf Grundlage der genannten 
Obereinkunft und im höchsten Intef<:ue der 
kamputscheanischen Nation, laden die beiden 
Parteien die anderen kampuucheanischen 
Parteien ein, sich ihnen am Verhand]ungstisch 
anzuschließen, um zu einer schnellen Lösung 
des kamputscheanisehen Problems zu kom· 
men und somit zu Frieden und Stabilität in 
SüdoSluicn beizutragen. 
(Humanite, Paris, 5.12.1987) 

ein normales Leben wieder Platz greifen 
könnte, ohne Zwischenfalle, ohne 
Truppenrekru tierungen, ohne Gewehr· 
schüsse."e 
Solche Hoffnungen "seines" Volkes, 
und damit auch dem kaum in Gang ge· 
kommenen Prozeß der politischen 
Lösung hat nun, kaum eine Woche nach 
Abschluß der Gespräche, der Prinz ei· 
nen erheblichen Rückschlag versetzt. 
Ohne ersichtlichen Grund annullierte er 
die vereinbarten Treffen im Januar 
1988 in Paris und später in Pjöngjang 
mit Hun Sen und warf diesem vor, "mit 
leeren Händen nach Frankreich gekom. 
men zu sein" zu dem einzigen Zweck, 
"seine eigene Propaganda zu machen". 9 

Außerdem habe die vietnamesische Re· 
gierung in der letzten Zeit ihm gegen­
über eine "arrogante" Haltung gezeigt. 
Man kann viel darüber spekulieren, was 
in diesen wenigen Tagen wohl pauiert 
ist, welchem Druck der Prinz ausgesetzt 
war, seine spontane Sympathie für Hun 
Sen zu widerrufen. In der Sache enthal· 
ten die neuerlichen Formulierungen sei· 
ner Forderungen nichLS wesentlich Neu· 
es. Sie betonen nur in auffalliger Weise 
nunmehr alle strittigen und differieren­
den Punkte. 
So kündigt der Prinz, der sich schon als 
neuen Herrscher in Phnom Penh sieht, 
an, er werde sämtliche inzwischen ge· 
schlossenen Abkommen mit Vietnam 
annullieren, vor allem die Vereinbarun· 
gen über den Grenzverlauf zwischen 
beiden Ländern. Kündigt sich da ein 
neues Gebieuanspruchsdenken an, im 
Sinne und in der Nachfolge Pol Pots? 
Jedenfalls macht Sihanouk nun eine 
neue Gesprächsrunde von der Bereit· 
schaft der beiden mit ihm verbündeten 
Gruppen abhängig, an ihr teilzuneh· 
men. Er legt damit die Entscheidung 
über den Fortgang des Prozesses einer 
politischen Lösung weitgehend in die 
Hände derjenigen, die diesen, so wie er 
bis jetzt verlaufen ist, eher ablehnen. 
Diese Kehrtwendung ist aber wohl 
nicht allein mil dem Druck aus ßeijing 
zu erklären. lO Wer die politische Bio· 
graphie Sihanouks kennt, weiß, daß er 
nie einen gleichrangigen na~ionalisti· 

sehen Partner neben sich geduldet hat, 
und daß er seiner egozentrisehen Sucht, 
stets der einzige und größte Retter und 
Führer seines Vaterlandes sein zu 
müssen, schon viele politische Hand· 
lungsmöglichkeiten geopfert hat. II 
Sollte er in Hun Sen post festum einen 
möglichen Konkurrenten um diese Rol· 
le erblicken zu müssen glauben? Seine 
immer schärfer formulierte Forderung, 
in Kamputsehea eine parlamentarische 
"liberale Demokratie a la fran~aisc" 12 
einzurichten, ist fragwürdig, wenn man 
bedenk.t, wie er in der Zeit seiner eige· 
nen Herrschaft in Phnom Penh mit sol· 
ehen politischen Instrumenten umge· 

gangen ist. Sie steht überdies in eklatan· 
tem Widerspruch zu der auch von ihm 
verbal vertretenen Autonomie des 
kamputscheanischen Volkes, seine poli. 
tische Zukunft selber zu gestalten. 
Sihanouks neuerliche Pirouette wird die 
weiteren Verhandlungen zusätzlich er· 
schweren. Ihr Anfang hat so\·iel Zustim· 
mung von den verschiedensten Seiten, 
vor allem von den Betroffenen erhalten, 
daß sie im ganzen jedoch wohl nicht 
gefährdet sind. 

Anmerkungen: 
1) Mochtar wurde mit diesen Vorgesprä· 

chen auf der 20. Außenministertagung 
der ASEAN·Staaten am 16.6. ]987 be· 
auftl<lgt. 

2) International Herald Tribune (IHT), 
Parb, 2.] 2.1987. Offen spricht der indo· 
nesische General~tab5Chef Murdani Viet· 
nam eine wün~chenswerte "Pufferstaat"· 
Funktion zwischen China und Südost· 
asien zu. 

3) Le Monde (LM), Paris, 6.12.198g 
4) "Wir öffnen die Tür zu VerhandJun~n 

und bekämpfen die Vietnamesen, damit 
die Tür durchschritten wird." Mit diesen 
Worten hat der Führer der "bürgerlichen 
Nationalisten" nicht nur seine Kräfte 
grotesk überschätzt, sondern auch eine 
politische Haltung vematen, die an die 
amerikanische Rede vom An·den·Ver· 
handlungsti$Ch·Bomben erinnert. Das Zi· 
tat: Süddeutsche Zeitung (SZ), 27.10. 
1987 

5) LM,4.12.1987 
6) Er haue sich zwar nicht, wie Sihanouk, 

von seinem Regierungsamt "beurlauben" 
lusen, war aber offiziell nur ,,als ein· 
facher kamputscheanischer Bürger" nach 
Frankreich gekommen, um die Ge­
spräche nicht dureh das Problem der An· 
erkennung seiner Regierung zusätzlich 
zu belasten. 

7) LM,4.12.1987 
8) LM,2.12.1987 
9) IHT, 11.12.1987. Wenn dies die Absicht 

Hun Sens gewesen sein sollte, so müßte 
sich der Prinz eigentlich iiJer ihr Schei· 
tern freuen. Es wurde kein einziges In· 
terview mit Hun Sen in der großen inter· 
nationalen westlichen PrC$sc veröffent· 
lichtl 

10) Ober die chinesische Reaktion auf die 
Gespräche gibt C$ widerspriichliche Er· 
klärungen. Einerseits hatte Deng Xiao­
ping in Peking noch im September 1987 
von einem "Sieg wer Vietnam" gespro­
chen, andererseits gibt es Anzeichen, die 
auf eine gemäßigtere Haltung schließen 
lassen könnten: Die Aufnahme diploma· 
tischer Beziehungen zu Laos am 
1.12. ]987 und bei diesem Anlaß be· 
kanntgewordene Erklärungen zu einem 
Gipfel Gorbatschow - Deng Xiaoping 
(vgl. Libl!ration, Paris, 2.12.1987), sowie 
Äußerungen chinesischer Politiker zu 
dem sowjetischen Asien·Beauftragten 
Rogmchew (..gI. TAZ, 4.12.19811-
Demgegenüber hat, patllllei Zu Sihanouks 
letzten Erklärungen, die chinesische 
Presse den unversöhnlichen Forderungen 
Son Sanns breiten Raum gegeben (SZ, 
8.12. 1987). 

11) Verv.iesen sei auf sein Verhalten gegen· 
über dem bürgerlichen antikolonialisti· 
sehen Widerstand in den 50er Jahren so­
wie auf sein Verhalten nach dem Putsch 
1910. 

12) So im Telegramm an Hun Sen, nach: 
LM, ::11.12.1987 , 
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Philippinen 

Inteniew mit Jose Marla Sison 

Putschversuche 
bringen Aquino 
auf US-Kurs 
Jose Mafia Sison ist eine der herausragendst tn Persönlichkeiten der philippinischen 
Linken und Mitbegründer der 1986 entstandenen Vo lkspartei (PuB). Im rolgenden 
Interview, das RaineT Werning für das AlB i,jhrte, nimmt er Stellung zu den jüngsten 
Ereignissen in sdnem Land und zur Politik der revolutionären Bewegung. 
Im Frühja hr 1988 wird im Pahl-Rugenstein Verlag ein Buch erscheinen, in dem Sison 
umfassend zur Entwicklung in seinem Land Stellung nimmt: Philippinen. Die Innen­
ansicht einer Revolution. Jose Mafia Sison im Gespräch mit Rainer Werning (Arbei ts­
titel ), ca. 220 Seiten. 

FRAGE: Was sind die Hintergründe des 
Putschversuch's vom 28. August 1987, 
der von einer MiJitärgruppe unter Oberst 
Gringo Honasan unternommen wurde 
(vgl. AlB 10/1987, S. 24ff.; Honasan 
konnte erst am 9. 12.1987 verhaftet wer­
den;d. Red.)? 
j .M. SISON: Sowohl die Aquino.Frak­
tion als auch die Enrile- Fraktion sind 
Werkzeuge der USA. Die Aquino·Frak­
tion hat weiterhin die Unterstützung des 
US-Außenministeriums. Aber die Enrile­
Fraktion hat gu ten Zugang zu Tei len des 
Pentagon und des e lA gehabt. 
Die Enrile-Fraktion, zu der die bewaff­
nete Gruppe von Honasan gehört, legte 
Beweise vor und beschwerte sich beim 
Pentagon und elA über massive Wahl­
ralschungen durch die Aquino-Fraktion. 
Sie erhielten wohlwoUende Erklärungen 
vom Pentagon-General Richard StilweIl, 
von den US-Militär-Attaches und dem 
Chef der elA-Station in Manila, Norbert 
Garrett. 
Diese wohlwollenden Erklärungen wur­
den ah grünes Licht für einen Putschver­
such aufgefaßt. Und so kam es zur Affare 
vom 28_ August 1987. Es gab Aspekte, 
die darauf hindeuteten, daß man über die 
Ziele der übl ichen Scheinputsche hinaus­
gehen wollte. 

FRAGE: Glauben Sie, daß die Regierung 
Reagan oder bestimmte US·Behörden 
oder -Teilstreitkräfte in die Reihe von 
PUlSchversuchen seit. juli 1986 ver­
wickelt waren? US-Botschafter Nicho­
las Platt hat mehrmals indirekt bestätigt, 
daß er und seine Männer Kontakt mit 
Honasan während des mißlungenen 
Putsches vom 28. August hatten. Und 
kürzlich haben beide Häuser des Kon­
gresses eine "Untersuchung" über eine 
angebliche US·Verwicklung in diesen 
Zwischenfall angekündigt. Was denken 
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Sie, ist der wirkliche "Spielplan" der 
USA gegenüber der Regierung Aquino 
und wie versuchen sie dem wachsenden, 
kommunist isch geführten bewaffneten 
Kampf zu begegnen? 
j .M. SISON: Bis zum 28. August hat es 
nur Scheinputsche und PUlSchgerüchte 
gegeben, um Druck auf Aquino auszu­
üben. 
Die USA steckten dahinter, um den Aus­
tritt der Menschenrechtsanwälte aus 
dem Aquino-Kabinett zu erreichen, um 
Aquino das Versprechen zu entlocken , 
die Pachtdauer rur die US-Militärbasen 
zu verlängern, um die Unterwerfung un­
ter die politischen Diktate des Inter­
nationalen Währungsfonds (IWF) und 
der Weltbank zu verstärken und um die 
Politik des Konniktes niedriger Inten­
sität voranzubringen. 

Die Erreichungeines 
strategischen Gleichge\vichts 

zwischen Regierung und Guerilla 
ist kein Traum mehr 

Der wirkliche US·Spieiplan auf der 
Ebene des Weißen Hauses und des Natio­
nalen Sicherheitsrats besteht darin, 
Aquino im Aint zu halten und abzu­
sichern, daß sie auf Linie bleibt. 
Aquino wird von den USA so weit wie 
möglich gegen die revolutionäre Bewe­
gung benutzt. Aber die USA halten sich 
auch ihre Optionen offen, eingeschlos­
sen die, sie fallen zu lassen, wenn sie sich 
dennoch als uneffektives Werkzeug er­
weisen sollte. Das weitere Wachstum der 
revolutionären Bewegung kann dazu 
fUhren, daß die USA Aquino d ie ganze 
Schuld dafür zuweisen. 
FRAGE: Wie weithin zugestanden wird, 
bieiben die US-Militärbasen das wich-

tigste strategische Interesse der USA in 
den Philippinen. Sie sind außerdem das 
unangenehmste Probiem in der Außen· 
politik der Regierung Aquino. Was den­
ken Sie, wie dieses Problem schließlich 
gelöst werden wird? 
J.M. SISON: Schon am Morgen des 10. 
November 1986 hat Aquino den USA 
über Philip Habib versprochen, die US­
Militärbasen nach 1991 beizubehalten. 
Dies war anscheinend Teil eines Kom­
promißübereinkommens zwischen 
Aquino ulld Enrile (ehemaliger Vene;­
digungsminister; d. Red. ). 

Das Aquino-Regime wird sicherlich die 
Beibehaltung der US-Militärbasen nach 
1991 damit rechtfertigen, daß sich die 
Philippinen in finanziellen Nöten befän­
den und der Ausgleichszahlungen be­
dürften. 
FRAGE: Wie bewerten Sie die Entwick­
lung der bewaffneten und unbewaffne­
ten Opposition gegen die Aquino­
Administra tion, seit diese an die Macht 
kam? 
Schätzen Sie noch immer, wie Sie es 
früher getan haben, daß die revolutio­
nären Kräfte ein "strategisches Gleich­
gewicht" mit den Regierungskräften in­
nerhalb von drei bis fünf j ahren errei­
chen können? Würde diese Schätzung 
nicht hinfällig, wenn die USA sich ent­
scheiden sollten, mit Kampf truppen und 
hochentwickelteren Waffen zu inter­
venieren? 
j .M. SISON: Die Schätzung, daß die 
revolutionären Kräfte ein strategisches 
Gleichgewicht in drei bis fünf jahren 
(von 1986 an gerechnet) erreichen 
können, is t momentan eine konservative 
Schätzung. Es gibt Leute, die optimisti­
scher denken, daß es in zwei bis drei 
jahren möglich ist. 
Man muß in Betracht ziehen, daß das 



... 

herrschende System sich in einem Auf­
lösungsprozeß befindet, wobei größere 
politische ,,'raktionen der Ausbeuter­
klassen, mit bedeutender bewaffneter 
Unterstützung, gegeneinander vorgehen. 
Dann muß man das geg~nwärtige Kräfte­
verhältnis zwischen der bewaffneten Re­
volution und dem konterrevolutionären 
Staat in ßetraeht ziehen. Es gibt jetzt 
10.000 Vollzeit-Guerillakämpfer mit 
automatischen Gewehren; zusätzlich 
weitere 20.000 Guerillakämpfer: einige 
tausend Milizionäre, die für den Kampf 
ausgebildet sind und einige zehntausend 
Milizionäre, die Unterstützungsaufgaben 
übernehmen können. Die Massenbasis 
beträgt 10 Mio Menschen unter Organen 
der politischen Macht und in Massen· 
orj!:anisationen. 
Die andere Seite hat 40.000 Mann 
Kampf truppen in 86 Manöverbataillo· 
nen, verstärkt durch 120.000 Mann Un­
terstützungstruppen. 50.000 Polizisten 
und 50.000 Mann paramilitärisches Per­
sonaL 
Um das strategische Gleichgewicht zu 
erreichen, genügt es schon, daß die revo­
lutionären Kräfte nur 25.000 Volh:eit­
Guerillakämpfer mit autQmatischen Ge· 
wehren und anderen Waffen mit großer 
Feuerkraft haben. 
Wie ich bereit s vorher sagte, ist eine Stei­
gerung von 10.000 auf 25.000 kein 
Traum mehr. Das Wachstum derbewaff· 
neten revolutionären Bewegung ist 
kumulativ, 
F,RAGE: Ist es richtig zu sagen, daß das 
Stadium der strategischen Defensive sich 
noch in einem Entwicklungsprozeß be· 
findet? Wird eine Taktik des Konniktes 
"niedriger Int ensität" nicht das Voran­
schreiten der revolutionären Bewegung 
beenden? 

Demoru.lt. ',on J~.en d,~ US· M,l lI1rba •• n In Monila im 
s.p<~m""r 1987 

-

j.M. SISON: Sie haben recht, wenn Sie 
sagen, daß das Stadium der strategischen 
Defensive sieh noch in einem E.ntwiek­
lungsprozeß befindet. Nach dessen Voll­
endung, führt dieses Stadium zu dem des 
strategischen Gleichgewichts und da­
nach zu dem der strategischen Offensive. 
Wenn man über diese Stadien redet, 
hdßt dies, den wahrscheinlichsten Ent· 
wicklungswegzu entwerfen. 
Ich glaube nicht, daß die Politik des Kon­
niktes "niedriger Intensität" erfolgreich 
sein wird. Die Idee der USA besteht dar­
in. Filipinos zu benutzen, um Filipinos 
zu töten sowie die Kader und die jI.-lassen· 
basis der revolutionären Bewegung aus­
zumerzen und darin, die psychologische 
Kriegruhrung - einschließlich Morden 
und Massakern - zur Einschüchterung 
der Bevölkerung extensi\' zu praktizie­
ren. 

Die revolutionären Kader und Kräfte 
sind nicht schu tzlos vor dem Feind und 
können nicht zerstört werden. Das 
Töten und die Zwangsumsiedlungen 
werden nur das Marioneltenregime dis· 
kreditieren und mehr Leute davon über­
zeugen, sich der revolutionären Bewe· 
gung anzuschließen. 

FRAGE: Die CIA-Station in den Philip­
pinen hat 10 Mio S mehr erhalten rur 
langfristige überwachung, psychologi· 
schen Krieg li nd um Vigilantengruppen 
und Todesschwadronen zu finanzie ren. 
Wie würde die revolutionäre Bewegung 
auf die \'erdeckten CIA-Operationen ant· 
worten? 
j .Jl.t SISON: Die USA, insbesondere der 
CIA und das Pentagon, wollen die revo· 
lutionäre Bewegung ausmerzen, indem 
die Aktivisten der legalen Massenorgani­
sationen und Allianzen getötet werden. 
Die logische Antwort der revolutionären 
Bewegung besteht darin, den Unter­
gmnd zu stärken und Aktivisten zu ab­
lQrbieren, die nicht mehr in der Legalität 
arbeiten können, die legale demokra­
tische Bewegung sich selbst erhalten und 
stärken zu lassen, die Morschheit des 
Systems aufzudecken und gegen die 
Imperialisten zurückzuschlagen. 
Die revolutionäre Bewegung kann USo 
Militärpersonal, Behörden und E.inrich­
tungen angreifen, weil die USA sich an 
erster Stelle bemühen, die erzielten Er· 
folge der andauernden Aggression zu 
wahren und verdeckte Operationen zu 
leiten, um sogar unbewaffnete Führer 
und Mitglieder fortschrittlicher legaler 
Organisationen zu töten. 
Die bewaffnete revolutionäre Bewegung 
ist sich der Tatsache bewußt, daß die 
USo Regierung aufgrund des öffentlichen 
Drucks beschloß, sich aus Vietnam zu· 
rückzuziehen, erst nachdem die US­
Truppen Verluste von 50.000 Toten und 
hunderttausenden Verwundeten erlitten 
hallen. 

FRAGE: Sind Ihnen gewisse Ideen, die 
zirkulieren, bekannt, daß der richtige 
Weg zum vollständigen Sieg der revolu­
tionären Bewegung, bewaffnete Erhe­
bungen in den Städten seien und daß der 
verlängerte Volkskrieg passe sei? Und 
die andere ist, den parlamentarischen 
Kampf als die lIauptkampfform unter 
dem Aquino.Regime zu führen und dann 
zu Aufständen überzugehen, wenn die 
faschistische Herrschaft wiederher­
gestellt wird. Was halten Sie von diesen 
Ideen? 

j.M. SISON: Ob wir es mögen oder 
nicht, der Volks krieg in den Philippinen 
ist langfristig. Er dauert schon 18 jahre. 
Auf bewaffnete Aufstände in den 
Städten zu drängen mit nur 10.000 auto· 
matischen Gewehren als hartem Kern, 
heißt um die Zerstörung der bewaff­
neten revolutionären Bewegung zu bit­
ten. 
Tatsache ist, daß viele Guerillafronten 
sich bereits soweit ausgedehnt haben, 
daß sie Stadtuntren und Hauptstädte 
der Provinzen abdecken. ßewaffnete 
Stadtpartisanen operieren bereits in vie­
len städtischen Gebieten. 
Das herrschende System ist sichtlich in 
einem Desintegrationsprozeß. Aber das 
Problem ist, daß die revolutionäre Bewe­
gung noch niCht genug Mittel haI, um die 
politische Macht in den Städten zu er­
greifen und zu halten. 
Die Revolutionäre in EI Salvador ver­
suchten den nicaraguanischen Erfolg 
nachzuahmen. Aber die USA und die 
einheimischen Reaktionäre waren be· 
reits darauf vorbereitet, die bewaffneten 
Aufstände in den Städten zu verhindern. 
In den I'hilippinen waren die USA und 
die einheimischen Reaktionäre immer 
auf der Hut. Eine impulsl\'e Aktion, die 
von einem harten Kern von nur 10.000 
Guerillakämpfern angeruhrt wird, hat 
keine Chance, erfolgreich zu sein . 

Was die Idee angeht, zur Vorbereitung 
bewaffneter Aufstände den parlamenta­
rischen Kampf zur Hauptkampfform zu 
machen, würde ich sagen, daß die be­
waffnete revolutionäre Bewegung nie in 
der Lage sei n wird, bewaffnete städti­
sche Aufstände anzuführen, wenn sie 
nicht damit fortfahrt, durch taktische 
Offensiven Waffen anzusammeln. 
Wenn gesagt wird, daß der bewaffnete 
Kampf die revolutionäre Hauptkampf. 
form ist, heißt das, daß er der wichtigste 
und effektivste Weg ist, um die zentrale 
Aufgabe der Ergreifung der politischen 
Macht zu lösen. Das heißt nicht, legale 
Formen des Kampfes einzuschränken. 
Diese können so weit wie möglich gehen. 
Sie sind hilfreich für das Voranschreiten 
der bewaffneten revolutionären Bewe· 
gung. Aber, um die Ergreifungderpoliti· 
schen Macht zu erreichen, können legale 
Kampfformen nicht ausreichen. 
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Ulrich Rupp 

Die Militärs verhindern 
erste freie Wahlen 
Am 29.11.1987 waren in Haiti die ers ten 
freien Präsidentschafts· und Parlam ents­
wahlen innerhalb der letzten 30 jahre 
vorgesehen. Doch sie wurden durch eine 
Terrorkampagne der Tonton Macoutes, 
den Angehörigen der Miliz der 1986 ge­
stÜTzten Familiendiktatur der Duvaliers, 
und des ~"ilitärs verhindert. 
Während schon in den frühen ;\Iorgen· 
stunden hunderte ~Ienschen vor den 
noch geschlossenen Wahllokalen in der 
Hauptstadt Pon·au·Prince warteten, 
fuhren Bewaffnet e vor und eröffneten 
wahllos das Feuer. Sie verfolgten die 
Fliehenden in Häuser hinein, wo sie sie 
teilweise bestialisch massakrienen. "über 
30 ~Ienschen wurden ermordet. 

Der unabhängige Wahlrat (CEP) annul· 
lierte daraufhin die nicht mehr ord­
nungsgemäß durchführbaren Wahlen. 
Seine ~Iitglieder suchten vor möglicher 
Verfolgung Schutz in ausländischen Bo t­
schaften. 
Generalleutnant Henr. Namphy, Vorsit­
zender des Nationalen Regierungsrates 
(CNG), erklärte den CEP unter der 
fadenscheinigen Anschuldigung für auf· 
gelÖst, daß er ausländische Einmischung 
in Form von Wahlbeobachtern und Gel· 
dern zur Organisierungder Wahl zugelas· 
sen habe. Das ~Iilitär, so Namphy, würde 
nun selbH alles dafbe tun, daß am 
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7.2.1988, dem zweiten jahrestag der 
Flucht des Diktators jean·Claude Duva· 
lier, ein gewählter Präsident die Amtsge­
schäfte übernehmen könne. 

Der CEP stellte dazu fest, daß ein solches 
Um erfangen verfassungswidrig sei, da 
die Verfassung eindeutig die Vorberei· 

Gent.al Namph) 

tung und Durchführung von Wahlen ihm 
allein übertrage. 
Das Scheitern der Wahlen ist der Höhe· 
punkt einer Offensive der Rechtskräfte 
zur Verhinderung einer durchgreifenden 
Demokratisierung des Landes. Dabei ar· 
beiteten T ontons Macoutes und Militärs 

Hand in Hand. In Gonaives z.B. war es 
der Obrist Gambetta Hippolite selbst, 
der am Wahlsonntag das Militär bei ei­
nem Angriff auf das Wahlhauptquartier 
befehligte. 1 

Bereits am 23.7.1987 hatte der CNG ei­
nen Versuch unternommen, Wahlen un­
ter MilitärkontrOHe abhalten zu lassen. 
Er batte aber dieses Ansinnen angesichts 
eines Generalstreiks aufgeben und sein 
Wahldekret sowie das während der Pro· 
teste ausgesprochene Verbot der Auto­
nomen Zentrale der Haitianischen Ar­
beiter (CATH) aufheben müssen.:2 
Am 2.8.1987 wurden Louis.Eugene 
Athis, Präsident der Demokratischen Be­
wegung zur Befreiung Haitis (MODEL), 
und am 13. Oktober der Präsident der 
Christ demokratischen Versammlung 
(RDC), YveS Volel, bezeichnenderweise 
vor dem Polizeihauptquartier der Haupt­
stadt ermordet. Seide Politiker waren 
Präsiden tschaftskandida ten. 
Reverend Alain Rocourt, Schatzmeister 
des CEP erklärte: "Dies sind keine spon­
tanen Aktionen. Sie sind dazu besthnmt, 
eine Situation zu schaffen, in der die 
Menschen Angst haben, sich registrieren 
zu lassen und zur Wahl zu gehen.'·3 
Trotzdem gingen die Wahlvorbereitun· 
gen weiter, 2,25 Mio Haitianer oder 75% 
der Wahlberechtigten trugen sich ins 



Wahlrcgister ein, überall wurden Vorbe· 
re itungen zur Wahl gctroffen - der CEP 
schaffte SOg-.H ~1aulesel an, um auch die 
entferntesten Gebirgsdörfer rechtzeitig 
mit den Wahlunterlagen versorgen zu 
können. 
Gestützt auch auf die entsprechenden 
Verfassungsartikel strich der CE!' am 
2.11: 1987 12 von 35 Präsidentschafts­
kandidaten, weil sie nachweislich unter 
der Duvalier-Diktatur hohe Ämter be· 
kleidet hatten. Dies war die willkom-
mene Gelegenheit für die 
und Tontons Macoutes 
Schlag auszuholen und 
Schrecken zu verbreiten. 

Duvalieristen 
zum letzten 

Angst und 

Parteibüros wurden angegriffen, Sender 
überfallen und die Einrichtungzerhackt, 
Wahlzettel gestohlen und verbrannt, 
l-'ahrer von LKWs, die die Wahlzettel 
transportierten, ermordet, Großmärkte 
geplUndert, Passanten wahllos verprügelt 
und die Zentrale des CEP in Brand ge­
neckt. Das Militär, das dem tatenlos zu­
sah, tat ein übriges: Es verbot die von der 
Bevölkerung gebildeten Selb~tschutzver­
bände. 
Um dem CEP die Arbeit unmöglich zu 
machen, zog das Militär einen Tag vor 
der Wahl seine Zusage zurück, dem CEP 
zwei Helikopter zur Versorgung ent­
legener Gebiete mit Stimmzetteln u.ä. 
zur VerfUgung zu stellen. Deshalb und 
weil die Oberlandstraßen durch Straßen­
sperren der Tontons M;lcoutes blo<;kiert 
waren, ":Jußten die Wahlen scho n am 
28. 1 1.1 987 in 20% der Wahllokale abge­
sagt werden. Die Wahlen am nä<;hsten 
Tag auch in der Hauptstadt und anderen 
großen Städten zu unterbinden. war 
dann der Tragödie vorletzter Akt. 

In den folgenden Tagen wurde die Re· 
pression nämlich noch ausgedehnt. 
Slumviertel wurden systematisch durch· 
kämmt. Soldaten durchsuchten Uäuser 
und verhafteten im Slumviertel Car­
refour-Feuille 50 Menschen, über deren 
Verbleib nichts bekannt ist. 
Aus Furcht vor weiteren Ubergriffen 
übernachteten Hunderte von Menschen 
nicht in ihren Stadtteilen oder nohen 
aufs Land. 
Der CNG rief die Organisationen, die die 
Mitglieder des CEP ernan nt hatten, auf, 
neue Ernennungen vorzunehmen. Er 
stieß damit jedoch auf den Widerstand 
der Menschenrechtsgruppen, der politi. 
sehen Parteien und der Kirche, die nur 
Wahlen unter dem alten CEP akzeptie. 
ren. Die Hischofskonferenz lehnte es ab, 
in einem neuen CEP repräsentiert zu sein 
und bezeichnete die Verhältnisse in Haiti 
als noch "entsetzlicher" als früh er. Sie 
erklärte, das haitianische Volk "bis zum 
Ende bei seinem Verlangen nach Frei· 
heit, ·4 zu begleiten. 

Am 7. Oezember begann ein General­
streik, der die Unterstützung der wichtig· 
sten Gewerkschaften, Parteien und Präsi· 
dentschaftskandidaten hatte. Uber das 
Ziel des Streiks - nur freie Wahlen oder 
auch Rücktritt des CNG - und seine 
Dauer - zwei Tage oder unbegrenzt -
herrschtejedoch Uneinigkeit. 
Trotz dieser Gegenaktionen hat der CNG 
einen eigenen Wahlrat bestimmt und 
neue Wahlen rur den 17.1.1988 anbe­
raumt. 
International hat der CNG sich vollstän­
dig isoliert. Die USA suspendierten ihre 
Wirtschafts· und Militärhilfe. Die Rea-

gan·Administration, die 1986 Duvalier 
ins Exil geschickt und dasjelZige Regime 
installiert hatte , forderte Regierung und 
Opposition auf, dcn "demokratischell 
Prozeß wieder in Gang" zu bringen. 
Zwar forderte etwa der christdemokra­
tische Präsiden tschaftskandidat Sylvio 
Claudc von den USA, den CNG zum 
Rücktritt 'W zwingen oder andernfall s 
eine Intcrvefllionstruppe der Organisa­
tion Amerikanischer Staaten (OAS) oder 
der UNO dies erledigen w lassen. Zwar 
verlangte auch der Leiter der US-Wahl­
beoba<;hterdelegation, Walter Fauntroy, 
ähnliches. Denno<; h lehnte das Weiße 
Haus derartige Schritte ab. 

Ob das auch in Zukunft so bleiben wird, 
ist fraglich, wenn es nicht gelingt, mit 
wirtschaftlichem Druck den CNG zur 
Schaffung der stabilen Verhältnisse zu 
zwingen, die man sich mit der Ablösung 
Duvaliers versprochen hatte. 
Berei ts am 2. Dezember hatte die Organi. 
sation Karibischer Staaten, dasselbe Gre· 
mium, das sich 1983 an der US-Invasion 
Grenadas beteiligte, die Entsendung ei­
ner InterventionSlruppe nach Haiti zwar 
abgelehnt, jedoch mit der Begründung, 
daß das Land eine Regierung habe und 
kein Chaos existiere. D.h., sollten Gene· 
ralstreik und Massenaktionen zum 
"Chaos" fuhren, wäre Hait i reif, um un· 
ter dem Vorwand, die Demokratie her· 
zustellen, eingenommen zu werden. 

Anmerkungen: 
I) The Independent, London, 2.12.1987 
2) VgI.AIB8/1987,S.13f. 
3) International Hcrald Tribune, Paris, 16.10. 

1987 
4) Liberacion, Paris, 7.12.1987 
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Hennann Bömer 

Das weltweite Energieproblem (IV) 
Bestandsaufnahme, Prognose, Lösungstrategien 

BI. Energie politik in Entwick­
lungs ländern : Länderbeispiele 

Beispiel Brasilien 
1. Zunächst :.tu r Atomenergie. 
Kurt Mirow, Autor des bekannten Bu­
ches "Die Macht der Kartelle", haI auch 
ein Buch zum Thema Atomgesch;ift 
BRD- Brasil ien geschrieben, 1 Das ist ein 
Krimi. 
Dieses Geschäft, das die Kraftwerks­
Union (KWU) mit Brasilien angeschlos. 
scn hat, war eines der größten ökonomi­
schen Verbrechen der Geschichte. 
Da isl bekanntlich 1975 folgende r Ver­
trag geschlossen worden: Siemens liefert 
bis zu ach,! Atomkraftwerke, eine Fabrik 
ruf Atomkraftwerke, eine Fabrik HiT die 
Entwicklu ng von Brennelementen, eine 
Fabrik rur die Anreicherung und eine 
Wkdcraufbereitungsanlage im Gesamt­
wert von ca. 50 Mrd S. 
Als erstes wurde die Fabrik fiir Atom­
kraftwerke gebau t , die inzwischen nicht 
genutzt werden kann. (In ihr sollten die 
50-60 Kernkraftwerke gebaut werden, 
die die größenwahnsinnigen Militärs bis 
zum J ahre 20 10 in Brasilien selbst bauen 
wollten.) 
Dann haben sie angefangen, eines der 
adH Atomkraftwerke zu bauen, Angra 11 
südlich von Rio. Man haI einen Standort 
direkt an der Küste gewählt, auf Sand! Es 
ist natürlich schwierig, ein Atomkraft· 
werk auf Sand zu bauen, man mußte 
Pfahlgründungsarbeiten riesigen Aus· 
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maßes vornehmen. Man hat 1.680 Be­
tonpfahle bis zu 40 m tief in die Erde 
gegründet. Kostenpunkt: 250 fo,lio S. 
So fing dieses Geschäft von Siemens an. 
Und wenn Siemens· Manager uns erzäh· 
len, sie würden verantwortlich mit den 
Problemen der Dritten Welt umgehen, 
dann muß man ihnen dieses Geschäft 
heute rechts und links um die Ohren 
hauen. Es ist ungeheuer, was da gelaufen 
ist. Zum GH.ick, kann man jetzt sarka­
stisch sagen, kam die Verschuldungskrise 
dazwischen. Die Brasilianer konnten 
nicht mehr bezahlen. 
Folglich hat die berühmte brasilianische 
Bürokratie ihre Taktik angewandt, mit 
bürokra t ischen Schikanen das Geschäft 
abzuwürgen. Und jetzt werden keine 
Atomkraftwerke mehr gebaut. Brasilien 
hat ja ga nz andere Energiereserven, z. B. 
dk Wasserkraft. 

2. Aber auch mit der Wasserkrah wurde 
lange nach dem Motto "Warum billig, 
wenn 's aueh teuer geht?" verfahren. 
S tatt zunächst viele mittlere und kleine 
Kraftwerke zu bauen und dann erst in 
einern späteren Stadium (wenn über­
haupt!) die Größtkraftwerke, wurden 
Größtkraftwerke gebaut, deren Strom 
über hunderte und tausende Kilometer 
in die Verbrauchszentren transportiert 
werden muß. Dennoch liefern diese Was­
serkraftwerke die Kilowattstunde 
(KWH) nach Mirow noch wesentlich bil· 
liger als die (auf dem Reißbrett befind­
lichen) Atomkraftwerke. 
Das Alko holprogramm verschärft unter 

den gegeb!;nen sozialökonomischen Be­
dingungen in Brasiliens ländlich!;n Re­
gionen die Schwierigkeiten der Selbst­
versorgung mit Lebensmitteln. 
Wasserkraft, Biomasse sowie eine ener­
gisch voranzutreibende Rohstoff-Pro­
spektion versetzen jedoch Brasilien in 
die Lage, das Energiedefizit (kom­
merl.ie\ler Primärenergieverbrauch 
1982: 89,4 Mio t SKE (= 0,704 t pro 
Kopf); Erzeugung 42,5 Mio t SKE) lang­
fristig zu decken. Wenn es gelingt, die 
eigene (vorhandene!) Industrie in den 
Aufbau dieser Kapalität~n einzube­
ziehen, statt sich die jeweiligen globalen 
Größtprojekte von den internationalen 
Monopole n des Elektrokarte1ls (Mirow) 
aufzwingen zu lassen, hat Brasilien ener­
getisch eine gesicherte Zukunft. 

Beispiel VR China 
a) Datell1 982 2 

Stromerzeugung (Mrd KWh): Wasser 
74,4, AKWs 0, Wärmekraftwerke 253,2, 

Land in lIetrieb!MW im Bau 

A~ntinien 2flOl5 I/ 745 
Brasilien 11 657 2/26 1 f 
Indien 6fl320 41 94( 
Iran 2/258~ 
Sudkorea 6/4893 3/285{ 
Kuba 2{ 881 
Mexiko 2fl354 
J'akistan 11 137 
Philippinen I{ 6a! 
Siidafrika 2/ 1930 
Taiwan 6/5 144 

(Quelle: AIOmwir\S,haft 1.liirt und jul 
Akti.,n~v.ll...,h"ft. Nr. 1,,,>/IQR7! I AEA r 



Gesamtleistung 327,68 Mrd KWh. Kraft­
werksleistung 76.000 MW. 
Energieverbrauch: 586,1 Mio t SKE, was 
0,581 t pro Kopf entspricht. 
Erzeugung: 636,7 Mio t SKE (1985: ca. 
0,7 Mrd t), davon 463,1 Mio tSteinkoh­
,<, 
China war damit in der ersten Hälfte der 
80er jahre noch Nettoexporteur von 
kommerzieller Energie. 
b) Informationen aufgrund eines Ge· 
sprächs mit Wilo Wang, Z.Zl. Dortmund 
• Derzeitige Produktionsstruktur: 71 % 
Kohle; 23%OI/Gas; 6% Wasser. 
Der Anteil Wasserkraft kann maximal 
auf 10% ausgedehnt werden. Die in 
ländlichen Regionen massenhaft genutz­
ten Biogasanlagen (ca. 7 Mio) produ­
zieren ca. 20-25% der kommerziell ge::­
nutzten Energiequellen. 
Du Hauptproblem der chinesischen 
Energiewirtschaft ist das Transport­
syste::m rur die Kohle. 
• Perspektiven und Planung 2000: 
- weiterer Ausbau der Biogas- und klei­
nen Wasserkraftwe::rke; 
- Sonne und Wind in den Wüstenregio­
nen; 
- der Primärenergieverbrauch soll laut 
Pe::rspektivplan von 0,7 auf 1,8 (Min) -
2,4 (Max) Mrd t SKE ansteigen. 
• Fernwärme wird z.Zt. nur in Pe::k.ing 
genutzt. In den Großstädten we::rden die 
Koh leeinze I feuerungsan lagen schritt­
weise durch Stadtgas auf der Basis von 
S teinkohle ersetzt. Damit werden sich 
die Umwelt bedingungen in den Städten 
verbessern. 
• Atomkraftwerke werden bei Hong­
kong (2 x 900 MW mit Hilfe der )-'ranzo­
sen) sowie bei Schanghai (China, Sie­
mens) geplant. Perspektivisch werden ca. 
10% de::r Strome::rzeugung auf Kernkrdft­
werksbasis ein kalkuliert. 
Beispiel Indien 
Indien ist ein Land mit teilweise hoch­
entwickeltem industriellem Potential 
und gleichzeitig unglaublich zurüc kge­
bliebenen Regionen, und damit entspre· 
chenden Prob1cme::n. 
Indien ist ein Land, das im jahr 1982 
einen Energicverbrauch von 143 Mio t 
SKE, eine Energieerzeugung von 132 
Mio t SKE hatte und von daher bislang 
ein Energie-Importland ist. Weil es 

_Will 

'lIt/MW Anteil;on Stromproduktion (%) 
198!i 1986 

11,3 11,3 
)0 1,7 0,1 
10 2,2 2.7 

10 22.1 43,6 

0,' 1.8 

4,2 6,8 
53,1 43,8 

;h: Enetgienachrichlen Main·Kraflwnke 
987, zit. nach: Das ParIameni, 29.8.1987) 

gleichzeitig über e ine relativ hoch ent­
wickelte Industrie verfügt, setzt Indien 
auf eigene Entwicklungen im Bereich der 
Kemenergie, natürlich auch aus militäri­
schen Gründen. Offensichtlich betreibt 
Indien nach wie vor ein relativ ambitio­
niertes Ausbauprogramm fUr die Kern· 
energie. 
Dies wird verständlich, wenn man weiß, 
daß Strom ein echter Engpaßfaktor fUr 
die Industrieentwicklung ist und Schwie· 
rigkeiten wie die Steigerung der Stein­
kohlen- und Olproduktion bestehen. Bis 
zu regional 40% der Industriekapazitä· 
ten können zeitweilig nicht gen utzt we::r­
de::n, weil die Stromversorgung nicht aus­
reicht. 3 

Daten 19824 

Stromerzeugung (Mio KWh): Wasser 
52,6, AKWs 3,2, Wänne 82,7. Gesamtlei· 
stung 138,6 Mio KWh. Kraftwerkslei· 
stung 38.8 ~-IW. 
Energieverbrauch: 143,8 Mio I SKE, ent· 
sprechend 0,2 t SKE pro Kopf. 
Energieerzeugung: 132,5 Mio t SKE. 
Es gibt einige hunderttausend Biogas­
anlagen. Es fällt auf, daß China diese 
Energiequelle viel inlensivernutzt. (Dar. 
auf weist auch G. Cremer5 hin, der die­
sen Unterschied auf die:: Gesellschafts­
systeme zurückfUhrt.) Es muß allerdings 
berücksichtigt werden, daß der Dung zu­
gleich Düngemittel ist und deshalb nicht 
völlig beliebig für energetische:: Zwecke 
:!.:Ur Verfllgung stehen kann! 
Atomenergie: 1985 1,03 MW, Planung 
199 5 1,9 MW. Vier Reaktoren si nd im 
Bau; 14 sind bestellt bzw. werden ge­
plant. 
Vergleicht man die:: chinesischen und in­
dischen Verhältnisse, dann fällt auf, daß 
in der Perspektive die sehr unterschied­
lichen Wachstumsraten der Bevölkerung 
die Schwäche des kapitalistischen Ent­
wicklungstyps immer deutlicher hervor­
treten lassen wird, obwohl Indie::ns Wirt­
schaftsentwicklung auf verschiedenen 
Gebieten bemerkenswerte Fortschritte 
gemacht hat. Dies ist nicht zuletzt auf 
e::in<:n starken Staatssektor zurückzufüh­
ren, der die Entwicklung von Schlüssel­
technologien unter nationaler Kontrolle 
erlaubt. 
Beispiel Kuba 
Der Pro-Kopf-Energieverbrauch (in kg 
Oleinheiten) iSI von 1965-84 von 604 
auf 1.083 ge::stiegen. Der Gesamtver­
brauch betrug 1984 ca. 10 Mio t, für die 
Stromproduktion wurden (1985) ca. 3 
Mio t Erdöl verbraucht. 6 

4.1. Ergebnisse 1981-85 
Der Energieverbrauch pro Peso Produk· 
tion (d.h. die Energieintensität des Na­
tionaleinkommens) verringerte sich von 
1081-1985 urn 25%.7 
Die:: Energieeneugung stieg 1981-1985 
mit einer jährlichen Wachstumsrate von 
4,3% (Bruttosozialprodukt (BSP): 7,3%; 
Industrieproduktion: 8,8%). 1985 wur-

den 5% aSP-Wachstum ohne Ve::r­
braüchszuwachs von kommeniellen Pri­
märe::nergieträgern en:.eugt. 8 
Damit steuert Kuba mit großen Anstren­
gungen auf de::n intensiv e::rwe::iterten Re· 
produktionstyp zu. Dies war nicht zu­
letu das Ergebnis des am 4.12.1984 ab­
gehaltenen Nationalen Energie- t"orum.9 

Die Kraftwerkskapazität stieg 1981-85 
um 25%, seit 1959 um ca. 700%. Der 
spezifische Brennstoffverbrauch pro 
KWh verringerte sich \'on 275,3 Gramm 
(g,1980)auf260,Og( 1985). 
Die Explorationsarbciten wurden um 
33% erhöht. ais 1985 waren ca.·32% der 
Fläche erkundet. Von 1981-85 wurde 
die Erdöleigenförde::rung verdoppelt. 10 

4.2. Zum Fünfjahresplan 1986-90 
(durchschnittliche jährliche Wachstums­
raten) 11 

aSP-Wachstum 5%, Exporte 5%, im­
porte:: 1,5%, Strom 4,3%. 
Bis 1990 soll der spezifische Energiever­
brauch weiter um 10% gesenkt werden. 
Die Erdölförderung soll 1990 2 Mio t 
betragen. In de::r Perspektivplanung 

"I".ha 11. "on Siemens in ",,<nuni<n emchlt' .. AKW 

2000 12 wird schwerpunktmäßig auf 
Spanech nologien, Recycling, die Fort· 
setzung der Industrialisierung, auf mo· 
derne Technologien einschließlich der 
Atomenergie gesetzt. 
4.3. Zu Cienfuegos sind zwei Kern kraft­
werksblöcke im Bau, zwei weitere sind 
projektiert. 13 

4.4. Besonderhe::i ten von Sparmöglich­
keiten in tropischen und subtropischen 
Ländern. 
Da die Notwendigkeit der Niedertempe­
raturwärmeerzeugung für Heizzwec ke 
entfallt, kann die Wärme kraft kopplung 
hierfür nicht genutzt werden (wohl na-
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1975-2000: + 25,4%, Indien 1975-
2000: +56,0%. 

Industria- Dienstleistungs-

e) Das Schlüsselproblem: intensiv erwei· 
terte Reproduktion: Ausschöpfung aller 
spezifischen Landespotentiale; kein 
schematisches Kopieren anderer Wege! 
Aber: dazu braucht man gute Revolutio­
näre. 

lismus etappe: 

niedriges 
Zeit 

Enlw.niveau 

ImHch rur industrielle Zwecke!). Im Ge­
genteil: Man brauch t elektrischen Strom 
rur die Klimaanlagen. Wenn also der 
Wohnungsbau nicht in intelligenter 
fo rm erfolgt (und hier ist mit der Ober­
nahme z.B. der Plattenbau weise im Mas­
sen wohnungsbau sicherlich auch gesün­
digt worden!), wird viel strom ruf die 
Energidresscr Klimaanlage verb,raucht. 
Die zunehmende Nutzung der Sonnen­
energie selzt natürlich ein hochent­
wickeltes Wissenschafls- und Tcchnolo­
giepolcntial voraus. Kuba unternimmt 
diesbezüglich größu: Anstrengungen. Es 
hat das am weitesten entwicke lte Bi1-
dungssystem in der Dritten Welt! 

4.5. Ausfuhrlich beschäftigt sich Castro 
mit dem Problem der Lebensweise. Oie 
neuen Generationen, die das Massen­
elend nicht mehr aus eigener Erfahrung 
kennen, entwickeln natürlich ihre Be­
dürfnisse extrem schnell, dies auch an­
gesichts der Nähe und Präsenz der USA 
(z.B. im Fernsehen). Es ist eine schwieri­
ge Aufgabe, daß der Kons umismus sich 
nicht zu· einem Massenproblem ent­
wickelt. 

IV. Mögli chkei ten und Probleme 
der Energieversorgung fü r 
sozialisti sche EntwicklungBl än­
d « 

a) Das Kapi talverhältnis ist keine 
Schranke der inneren Marktausweitung 
mehr. Oie Wachstumsraten der Produk­
t ion sind daher in der Regel höher als in 
den Ländern mit kapitalistischem Ent­
wicklungsweg. (Ausnahmen sind mög· 
lich: Südkorea. Taiwan U5W.). Werden 
nun keine besonderen Energiesparstrate­
gien gefahren (Erkenntnis- und Pla­
nungsproblem), so kann es sein, daß ge­
rade die Erfolge der sozialistischen 
Grundbedürfnisstrategie die Wachstums­
raten des Energie\'erbrauchs hoch­
schnenen lassen. 
b) Nach der Befriedigung der elementa­
ren Grundbedürfnisse erfolgt eine be­
schleunigte. auf die jeweils konkreten 
inneren und äußeren Verhähnisse zuge· 
sch n i lIene I ndust rialisierungss tra tegie. 
Diese Phase ist durch in der Regel stei­
gende Energieintensität chaT'4 kt erisiert 
(Aufbau der Industrie , der Infrastruktur, 
der Städte (Wohnungsproblem » . 
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Zeit 

J e schnener und frühe r folg lich zum 
Wachstumstyp der intensiv erweiterten 
Reproduktion übergegangen werden 
kann, des to langsamer kann der Pro­
Kopf-Verbrauch ansteigen. Dieses Er­
gebnis ist dann nicht Ausdruck der Ar­
mut und der radikalen Einkommens­
disparitäten der breiten Volk..smassen 
wie in den Entwicklungsländern mit ka­
pitalistischem Entwicklungstyp. 
c) Für Länder mit geringen eigenen fos­
silen Energieressourcen wie Kuba wird 
jedoch noch rur J ahrzehnte eine hoh e 
Energieimportabhängigkeit bestehen 
bleiben. Desha lb wird rur sie das Energie­
preisniveau eine ersuangige Rolle spielen 
(dies betont Cremer ebenfalls!). Es wäre 
zudem natürl ich vernünftig, daß z.B. 
Mexiko oder Venezuela Erdöl nach 
Kuba exportierten statt in die riesige 
Verschwendungsmaschine USA. Dazu 
sind jedoch entspannte Verhähnisse in 
der Karibik erforderlich. 
d) Da der Sozialismus die GrundbedÜrf· 
nisse schnell befriedigen kann sowie die 
Aufforstung usw. systematisch anpackt, 
kann das Bevölkerungswachstum schnel­
ler unter Kontrolle kommen: vgl. China­
Indien bzw . Kuba-.\·Iittelamerika. Des­
halb war der I-Iolz- bzw. Waldraubbau 
hier schneller i1berwunden. Zugleich 
schlägt das n iedrige Bevölkerungswachs­
tum langfristig zugunsten eines geringe. 

,ren Energieverbrauchs durch. 

Vieles spit zt sich deshalb zu auf die Fra· 
ge, welches GeseJischaftssystem am 
schnells ten ein dauerhaftes und humanes 
Sinken der Wachstumsrate der Bevölke­
rung durchsetzen kann. Prognose: China 

E, Das globale Energieproblem als 
zusätzliche Triebkraft für 
demokratische und revolutio­
näre En twi cklungen 

I. Die Erfordernisse der in ternationalen 
Zusammenarbeit erhöhen sich sprung­
haft. Entspannung und Abrüstung wer­
den elementare Uberlebensbedingung. 
Es bedarf einer globaien strategischen 
Energieplanung. 
Diese Planung muß integriert erfolgen. 
d.h. nich t isoliert nach einzelnen Ener­
giearten. Es ist deshalb zu überlegen, ob 
die UNO nicht eine Energiebehörde 
aufbauen müßte. (Cremer erwähnt, daß 
die USA sich gewe igert haben, im Rah­
men der Weltbankgruppe eine Energie­
bank zu gründen.) Würde die Weltbank 
demokratisiert (etwa durch Umwand­
lung in eine UNO- Bank sowie durch De­
zentralisierung), so könnte h ier ein An· 
satz liegen. 
2 . Zur Lösung der Probleme bedarf es 
eines progressiven Technologietransfers. 
Die Abrüstung kann ein wirksamer Hebel 
rur die Freisetzung einer großen Zahl von 
hochqualifizierten Kadern sein, die in 
die Energieplanung einsteigen. Natürlich 
müßten zunächst qualifizierte Umschu­
lungsprogramme entwickelt werden, die 
dem interdisziplinären Charakter des 
Energieprob lems Rechnung tragen und 
dem Technokratismus entgegenwirken. 

3. Für ein globales Ausstiegskonzept aus 
der Ke rnenergie eröffnen sich damit 
neue BÜIldnismöglichkeiten. Allerdings 
sind die Zeiträume und Etappen exakt 
zu bestimmen. 
3.i. Die Priori tät liegt bei der Nicht· 

PROBLEMSTELLEN 
im 8rennstoffkreislau1 

für Kemkraftwerke 



weiterverbreitung von Atomwaffen und 

damit bei der Verlängerung des Atom­
waffensperrvertrages. Erforderlich hier­
zu sind Abrüstungsvereinbarungen der 
Großmächte. Speliell ist der Export von 
WAA's und Anreicherungsanlagen zu 
stoppen (Pakistan, Südafrika usw.). 
3.2. Die Möglichkeiten des Ausstiegs 
sind regional und pOlitisch sehr ungleich­
mäßig verteilt. Aufgrund der spelifi­
sehen Konstellationen sind sie in der 
BRD noch mit am günstigsten. Die Bun­
desrepublik könnte somit in dieser Frage 
Vorbildfunktionen errullen. Dies würde 
jedoch nur glaubwürdig, wenn sie zu· 
gleich auf eine radikale Einsparung von 
Erdöl und (später) von Erdgas orientiert 
und einen viel größeren Beitrag zur ta t ­
sächlichen Entwicklungshilfe leistet. 
Dies wäre im Rahmen einer demokrati­
schen und antimonopolistischen Wirt­
schafts- und Sorialpolitik generell mög­
lich, die auf die produktive und umwelt­
schonende "Inwertsetzung" brachlie­
gender Ressourcen, vor allem der über 3 
Mio Arbeitslosen, sowie der großen Na­
tur- und Energiepotentiale setzt und ei­
nen Teil dieser lusätllichen Ressourcen 
der Dritten Welt im Rahmen einer neuen 
Weltwirtschaftsordnung zur Verfügung 
stellt. 14 

F. Offene theoretische Fragen 

I. Die Theorie der Produktivkraftent­
wicklung muß weiter ausgearbeitet wer­
den. Gibt es einen "solialistischen Indu­
strialismus"? Welche Produktivitätsbe· 
griffe sind erforderlich? 15 

2. Die Theorie der Bedürfnisentwick­
lung und Bedürfnisplanung(? 1) muß aus· 
gearbeitet werden (Bestushew·Lada). 
Welche Rolle spielt in diesem Zusam­
menhang l.B. der Aufenthalt von Stu­
denten der Dritten Welt in den hochent­
wickelten Ländern des Kapitalismus und 
SOlialismus fur ihr Modell von Lebens­
weise usw. 
3. überwindung von Schwächen in der 
Theorie sektoraler Krisen wie der Ener­
giekrise: 

Früher betonten die Marxisten in erster 
Linie das Moment der überproduktions­
krise blW. der Unterproduktion, gemes­
sen an den Bedürfnissen (K. Marx: Der 
letzte Grund der Krisen ist die Unterkon­
sumtion der Massen.) 
Diese richtige These wurde aber selbst in 
der 73er Energiekrise auf die hochent · 
wickelten Länder angewandt! Damals 
wurden die Monopole wegen der weni· 
gen autofreien Sonntage kritisiert, statt 
die Chancen für ein neues Energie- und 
Umweltverhalten in den Metropolen her­
auszuarbeiten. 

Heute lautet die Frage: Wie kann das 
notwe ndige Energiedi enstleistungsange. 

bot gesichen, der Nord-Süd-Konflikt 
iiberwunden und zugleich das ökologi­
sche Problem gelöst werden? 
4. Der Stand der Theorie des nichtkapi­
talistisehen und sOlialistischen Entwick­
lungsweges ist unbefriedigend. Die 
neuen Erfahrungen mit den veränderten 
Wirtschafustrategien in der VR China 
sowie in Vietnam, in Kuba und anderen 
Ländern, z.B. Burkina Faso, dem ehe­
maligen Obervolta, sind aufzuarbeiten 
und zu verallgemeinern. 

Der rationelle Kern des Konzepts der 
angepaßten Technologie und des ange­
paßten Technologietransfers ist aufzuar­
beiten und in diese Strategie zu integrie­
ren. Die Rolle des Staates in den Ent-
wicklungsländern 
ken. 16 
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14) Vgl. hier~u: IMSF/ASK (Hg.), Protokoll· 

band der Konferenz zu den Verschul· 
dungsprob1emen, Frankfurt /M.1986 

15) Vgl.dazu: 
K.H. Tjaden, Gesellschaftliche Produktiv­
kraft und ökonomische Gesellschaftsfor­
mation. In: Dialektik 9. ß~itr3ge zu Philo· 
sophie und Wissenschaften. Ökologie­
Naturaneignung und Naturtheorie, Re­
daktion: E. Gärtner/A. Leise\,it~, Köln 
1984 
Forschungsgruppe Produktivkraftent­
wicklung Nordhessen (FPN). Projekt Na­
turbezogene Entwicklungspotentiale: Po­
tentiale Regionaler Reproduktion: Ent· 
wurf eines theoretischen Rahmens, Kas· 
sel, November 1986 
H. Bömer, Ökologie und I'olitik in der 
politischen ökonomie der Arbeiterklasse 
heute. in: Probleme des Friedens und des 
Sozialismus, Prag, Heft 2{1987, S. 
220-227 
Ders., Metropolen und Untell:ntwick· 
lung, Kampf dem Industrialismus oder 
Antiimperialistische Solidarität? Diskus· 
sionsbeitrag zur IMSF-Tagung "Zukunft 
der ßRD" am 23./24.11. 1985 in frank­
furttr.t Als Kopie beim IMSF erhältlich. 

16) Vgl. als klassische Einführung S.1. Tjui· 
panow, Politische ökonomie und ihll: An­
wendung in den Entwicklungsländem, 
Frankfurt 1972. Als neue Arbeit: Faul· 
wetter/Stier, Entwicklungsländer am 
Scheideweg, Frankfurt 1984 

dg aktuell: 

Marl<.ttransparenz im Imperium der Pharma­
multis: 
Drittweltländer zeigen, wo es lang 
geht 

~Ich möchte betonen, daß dies ein Bericht 
von einer einzigen Stalion ist. Aber sie ist 
keine Ausnahme"; 
Psychiatrie lebenslänglich 

Streilgespräch mit dem Leiter derTschernoby!' 
Untersuchungskommlsslon in der Sowjet­
uf"llon: 
"Die Radioaktivität bleibt" 

dg zum Kennenlernen: 

für 10 DM (Vorauskasse: Verrechnungsscheck! 
bar/Briefmarken) können Sie dg 3 Mooate 
lang probelesen. 

demokratisches gesundheitswesen. 
Bisher gibt es das nur als Zeitschrift ... 

Sr-."" Par>-~_ \OetIog Gotte!. ..... ~ 500l KoIn 51 

~:K:---------- - ----- - --

leil rnoctlle: 

o koste!"ilos elr,e ähl!fe Ausgabe von dg 

o 3 Monate lang dg kennenlemen. 10 DM anbel 

Nom, __________ _ 
StraßelNr. __________ _ 
PWOrt ____ ____ _ 

Unterschrift _________ _ 

Mir 151 bekanol, daß ICh die 8eStellllflg Iflnerhalb 
voo 10 Tagen schrittiiCh widemJfe!"i kann. Zur Wah­
rung def Fnst rt!ICht die red1IZMf9E! Absendung 
des Widerrufs 

Unterschrift __________ _ 

" 
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Rezension 

Neue Bücher über den Iran 

In den letzten zweieinhalb J ahren wurden auf 
Deutsch besonders viele Bücher über den Iran 
veröffentlicht. Der Grund für d;ese~ plötzliche 
Intell:ssc ist nicht ganz kla r, denn aus den in 
ihnen dargelegten Fakten geht deutlich he .... or, 
daß sich am Charakter des Regime' der islami­
schen Republik zumindest seit der ve rfassungs­
miißigen Festschrdbung des "VeJayal..e 
Faghih"·Prinzips. d.h. des Prinzips der Herr­
schaft der rdigiösen Schriftgelehrten, seit De­
zember 1979 also, nichts Wesentliches ge­
:inden hat. Insofern, als es nicht um eintitelS 
fortzuschreibend" Chronologie de r Ereignisse 
geht, sondern um eine notwendige Hilfe rlir 
den kseT, vergangene und zukünftige Ereignis­
se einzuschätzen. sind die hier zu besprechen­
den Bücher mehr oder weniger 7.U spät auf dem 
Markt angelangt. 
Ungeachtet gewisser Uben<;hneidungen kann 
man die vorliegenden Bücher in drei Gruppen 
unterteilen. Zur Gruppe der a llgemeinen Ein· 
fuhrunge n gehören ,.Die Islamische Republik 
Inm" und " Iran·lrak: Bis die Gotl losen "er· 
nichtet sind". Bei den Büchern "Iran - hinter 
den Gittern verdorren die Blwnen" und 
" ... wenn fern hinter der Türkei die Völker 
aufeinanderschlagen" handelt es sich um poli · 
tische Erl<:bnisberichte. Zwischen beiden Ka· 
tegorien in "Ocr geschundene Pfau" angesie· 
delt . 
Zur dritten Gruppe gehören jene Bücher, die 
s<;hwerpunktmäßig einen besonderen Aspekt 
des Problems behandeln. Dazu gehören als 
"ichtigste die beiden Khomeini·Biographien 
von Amir Taheri und B. NirumandfK. Dad· 
djou, die gleichzeitig eine Geschichte und Vor· 
geschichte der gesamten iran ischen Re'·olution 
sind, sowie die Memoiren de! US·Generals 
R.E. lIuyser und K. Eges Buch über "Ir .. n 
Gate", obwohl dieses mehr Informationen 
üb<:r d ie Hcrrschcndcn in den USA als uber den 
I ran "crmittelt. 

Den umfassendsten Charakter hat zweifellos 
H.G. Ebert{H, Fürtig{H.G. Müllers "Islamische 
Republik ". Das Original diese r Liunzausgabe 
ist im Akademie Verlag (DDR) e rschienen. Die 
Autoren stellen die Geschichte des Landu seit 
der kons ti tutionellen Revolution von 1905 bis 
Ende 1983 dar und widmen insbesondere der 
Analyse der Wirtschaftspolitik des Schah·R<:. 
gimes wie auch der Islamischen Republ ik und, 
damit verbunden, der Frage nach dem Klassen. 
charaktu der jeweiligen Her!'<chaftssysteme 
großen Raum in ihrer im Stil wissenschaftli. 
chen DarsteHung. Der le tzte 100 Sei ten umfas· 
sende T eil ist der !taaurechdichen und ideo. 
logischen Ausrichtung der Is lamischen Repu. 
blik Iran ge"idrnet. 
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Dieses Buch enthält ~ine besonders groBe Zahl 
von Einzelinformationen zu fast allen rclevan· 
ten Aspekt~n. Es ist aber auch durch gewisse 
Mängel gekennzeichnet, darumeT die Unter· 
schlagung interessanter Fakten. So ,";rd zwar 
des ö fteren aus Dokumenten der internationa· 
len kommunistischen Bewe!,'ung zitiert; seit 
Jahren "orlitgende Dokument~ und Analysen 
iranischer LinkskrMte mit Ausnahme solcher 
der Tud~h·Partti werden hingegen fast völlig 
ignoriert. Eine der zentralen Fragen, nämlich 
die nach der Zukunft der revolutionären 
Kr'dfle Irans und damit des Landes selbst. wi rd 
so vielleich t nicht objek tiv falsch, aberzumin· 
dtst wissenschaftlich nicht un tennauert be· 
antwor te t. 

Hans·Gcorg Ebert{Henncr l' ürtig/Hans.Georg 
Müller, Die Islamische Republik Iran, Pahl·Ru· 
genstein Verlag (PRV), Köln 1987,5055., 
24.80D~t 

Konrad Ege: (Hg.), Iran Gate: Iran-Contra· 
Skandal und To .... er·R~port , PR V, Köln 1987, 
2465., 14,80D~f 
Bruno Funk, Ocr ~Khundene Pfau - Der Iran 
unter d"n Ayatollahs, Rasch & Röhring, Harn· 
burg 1985, 3525., 36 DM 
Robert E. Hu rser, Putschen Sie, Herr Gener~l ! 

Wie Washington den Iran ",Hen wollte, Ro· 
wohle Verlag, Reinhek 1986,3385., 28 D~t 
Anja Malanowski/Marianne Stern (Hg.), Iran· 
Irak: His die Gottlo".,n ,'emichte l sind, rOro· 
ro-aktucll, Reinbek 1987, 1805 .. 9,80 DM 
Bahman Nirumand , I ran - li inler den Gittem 
.. e rdorren die IBumen, rororo-aktudl. Harn· 
burg 1985, 2535., 9,80 mt 
ßahman Nirumand / Ktywan Daddjou, Mit 
GOII ftir die Macht - Eine politische Biagr.· 
phi<: des Ayatollah Chomeini, Rowohlt Verlag, 
Hamburg 1987,384S.,38DM 
Peter Schütt, .. . Wenn fern hinter der Türkei 
dir Vi;lker aufeinander schlagen - Bericht ei· 
ner Reise in den Iran . PRV, Köln 1987,2125 .. 
14,800M 
Ami. Tahui. Chomeini und die Islamische 
Re,'olu tion, Hoffmann und Campe, Hamburg 
1985.4165., 38 0:\1 

Das Bu.;h "Bis die Gottlosen \"ernichlet sind·' 
besteht aus 13 Eiro:e1bcitrigen aus den Federn 
deutscher und iranischer übem'iegend links 
orientierter Autoren üher militärische, politi. 
sche und ideologische Aspekte drs iranisch. 
irakischen Krieges, darunter aus drei Beitrugen 

über den Irak und einen üb~r die Rolle der 
Kurden in diesem Konflikt. Dieses Buch ist 
dank verschiedener tabellari!Cher Darstelhm· 
gen, z.B. über Waffenlieferungen an die krieg· 
fUhrenden Parteien oder eine Chronologi~ des 
Kriegr:s bis Mai 1986, als handliches Nach· 
schlascwerk zu empfehlen, zumal auch die aus 
marxistischer Sicht geschriebenen Beiträge zur 
Ideologie d~s Islamismus und des arabischen 
Nationalismus in ihrer Kül"le d ie $ache bestens 
auf d~n Punkt bringen. 

Nachdtm der Interessierte schon in denjahreu 
davor ausreichend Gelege nheit hatt~, '~rschie­
dene aUgemeine mehr oder weniger wis~n· 
schaftliche !lücher und Zeitschriftenartikcl 
über den Iran zu !esen, sind nun die erwähnten 
politischen Erlebnishcrichte umso interessan· 
t~r rur alle diejenigen, die nicht die Möglichkeit 
haben, selbSt längere Zeit im J"UI zu verbrin· 
gen. Dahman Niru mand, sei t 20 J ahren in du 
BRD als a k ti\"~r Schah·Gegner und Autor eines 
rur die 68er·Bewegung wichtigen Buches übe r 
das kaiserliche Regime bekannt, schildert seine 
Rückkehr in den I ran nach dem Stur<: des 
Schahs, seine mit vielen Exilanten geteilten 
~I offnungen und d ie Wirklichkeit, die di~se 
Iloffnungen in kiirLester Z!:it völlig zunichte 
machte und ihn als Mitglied der "National· 
demokratischen Front" und der "Vereinigten 
Linken" 1981 "ieder in die BRD ~uriic k tri~b. 
Er schildert mit großer EinfUhlsamkeit mi· 
nutiös die politi sch~ und ideologische Ent· 
wicklung in dieser ausschlaggebenden Zeit und 
weist auch auf die lIauptschwäche e ines gro­
ßen Teils de r iranischen Linken h in, ihre Miß­
achtung demokratischer Rechte, denen der 
eindimensional außenpolitisch bezogene 'er· 
meimliche " Anti imperialismus" gerade der 
unter de r Bezeichnung "Linie des Imam" ihr 
Unwesen lT~ ibenden reakt ionärstcn Teile des 
Regimes entgegengehalten wurde, solange bis 
sich der Imam selbst seiner linken Hilrstruppen 
end&iiltig ~ntkdigte. 
Von gleicher Intensität in der Schilderung ist 
auch de r Bericht des Hamburger Schriftstellers 
und DKP· Mitglieus Peter Schütt, dem es ge· 
lang, 1987 rur 14 Tage den Iran - primär dir 
Stadte Teheran, Maschad und Ghom - Zu be· 
suchen. Zu d~n Höhepunkten dieses sehr per. 
sönli~h geschriebenen Buches gehört sicher die 
Schilderung des lIesuches des .. Martyrer"· 
Friedhofs Behescht Sahra im Süden T ehemns. 
Der schwächste Abschnitt ist hingeg<'tl der 
über die T udehis. Die dort geäußerte Meinung 
über de ren Bündnis mit den religiös fundamen· 
talisti schen Kräften find et im Rest des Buches 
keinerlei sachliche Rechtfertigung. 
Eine Verbindung zwischen beiden Kategorien 



Slelh das Buch des ZDF -Journalisten Bruno 
Funk dar. In diesem Buch, das in der Grund­
einschätzung mit allen übrigen ulJ<reimtirntnt, 
wird der internationale Il und vor allem regio­
nakn Politik besondere Aufmerksamkeit /(e­

"idmet_ 
Von hervorrag<'ndcr Bedeutung rur das Ver­
Ständnis der aktuellen Lage sind m.E. die bei­
den "iographien Ayatollah Khomeini s_ Dabei 
macht insbesondue die möglicherweise mil 
einj~n SachCehlern behafte te, abe r mit größe­
rem Einfühlungsvermögen und daher auch 
spannender zu lesenden Arbeit des früheren 
. ,Kayhan"-Journalinen und heutigen Mitar­
beiters von " In ternational Herald Tribune". 
"Washington Post"' und dgl., Amir Taheri, die 
hervorragende Rolle deutlich, die Khomeini 
rur die islamische Revolution spielte und 
spielt. 

Es wird unzweifdhaft deutlil:h,daß Khorneini 
ein Ertreaktionär und bluuunstigerTyrann ist; 
gleichzeitig ist er aber weit und breit die einzi­
ge Persönlichkeit, die taktische Flexibilität mit 
Jahnehnte überdauernder strategisl:her Un­
beugsamkeit verband_ Ohne diese Eigcn $<: haf­
ten wäre es ihm nkht gelungen, ein in de r 
Gel>Chil:hte selten erlebtC5 breites oppO!iitio­
neUes Bündnis zu Khaffen und sil:h gleil:hzeitig 
alle Krafte außcrhalb $Ciner Fraktion der Kaste 
der I>Chiilisl:hen Geistlichkeit zu unterwerfen. 
Im IIinblick auf die Sachinformationen be­
steht zwischen b<iden Biographien kcin we­
sentlicher Unterschied_ Nirumands DarSlel­
lung geht historisch etwas wdter und enthält 
mehr theoretische Obedegungen, während 
Taheri eine dichtere Atmosphäre I>Chaff!. Für 
die Zeit nach de r Revolution dcckt sich Niru­
mands Darstellung in vielem mit dem, was e r 
bereits in seinem 1985 erschienencn Buch ge­
schriehen haI. 
Die Persönlichkeit Khomeinis wird besonders 
dcutlich, wenn man sie mit der seiner Gcg.on­
spieler vergleicht: der dcs Schah, seiner Gene­
räle. der Präsident Carters und seiner mit dem 
Iran befaßten Mitarbeiter_ Dieser Gegenseite 
in das als Tagebuch aufgebau te Buch dcs US­
Gcnemls Huyser gcwidmet. Er war Anfang 
Januar 1979 in den Iran geschickt worden, um 
dort fUr den Zusammenhalt der iranischen 
Armee zu sorgen, die Milit;;rs zur Unterstüt­
zung der Regierung Bakhtiar zu bcwegen und 
- falls diese scheitern sollte - einen MiliLär­
putsch zu org-4nisieren. 
Huysers Tagebuch macht folgendes deutlich: 
Die US-Regierungzerfiel in ihrer Einschätzung 
der iranischen Situation in zwei sich gegenK"i­
tig lahm legende Fraktionen und einen ent­
I>Cheidungsunfahigen l'räsidenten; der Schah 
war von physischer Krankheit gezeichnet, de­
pressiv und wartete auf die Stimme seines 
HNT1l in Washington: die Generäle, ihr I..cb<n 
lang nichts anderes als Laufburl>Chen des 
Schah, ve rfolgten einander mit Neid und In­
trige, richteten als Opfer ihrer eigenen Propa­
ganda ihren Blick mehr auf die Tudeh und die 
UdSS R als auf Khomeini. Und sie waren cha­
rakterlich völlig un fahig, sich zu irgendetwas 
durchzuringen - alles Eigenschaften, die sich 
a.ngesichts der Gewalt der Volksbewegung und 
der Zielstrebigkeit und Härte Khomeinis noch 
verstärkten. 
t-ür den, der nicht als Spezialist ohnehin alles 
lesen sollie. können als Lektüre insbesondere 
eine der Khomeini-Biographien und de r Band 
über den Golfkrieg empfohlen .... -e rden. 

Lothar A. Heinrich 

Infos zur Solidarität 

Bankenaktionen in Aachen 

250 Konten sind nunmehr in Aachen aus Pro­
test gegen die Unte rstützung deutscher Banken 
und Sparkassen für die rassistische Regierung 
gekündigt worden. Bei du erneuten Obergabe 
von Kündigungen am Wcltspanag riß einigen 
Banken der Geduldsfaden: Die Deutl>Che Bank 
ließ ihre Schalterhalle polizeilil:h räumen, die 
Stadtsparkasse Aaachen verwchrte Demon­
stranten und Kündigem gar den Einlaß. 
In einer ersten Phase der Kündigungskampagne 
hatten Bankkunden, die mit ihren Einlagen 
keinen Rassismus stützen wollten, bei 'ihrer' 
Bank angefragt, in welchem Umfang die Bank 
an Kredit-, Anleihen- und Goldgcsehäften mit 
dem rassi .. til>Chen Regime in Südafrika beteiligt 
ist . In der zweiten PhaK" kam es nun aufgrund 
diese r Unterstiitzung bei allen Aachener Ban­
kcn - bis auf Pax-Bank und " fG - zu weiteren 
Kontokündigungen. 
Im Zentrum der Aktionen stand diesmal die 
Dcu tl>Che Bank, vor der sich um I!) Uhr die 
kri lischen Uankkunden sammelten, um mit 
T heaterszenen, Flugblättern und Plakaten auf 
die Situation am Kap und über das Engage­
ment deutl>Cher Ranken in Südafrika aufmerk­
s.am zu machen. Deutsche Banken - so die 
Demonstranten - gehören nach den Rü<:k­
zügen vieler US-amerikanischer Banken zu den 
lctzt~n Gddgebern des Apartheidregimes. ,.Sie 
finanzieren über ihrt: Kreditvergabe den Staats· 
haushalt der RassiSten und ennöglichendamit 
den Fonbeuand der Apartheid". hieß es. 
Während eine Gruppe vor und in den Banken 
mehrstimmige afrikanil>Che Choräle geg~n Ras­
sismus und Diskriminierung intonierte, ent­
rollte cine andere Gruppe vor den Fillialen 
FolOs von 5<;hwanen, um auf die zunehmende 
Unterdriickung und auf die Festnahmen vOn 
tausenden Kindern aufmerks.lm zu machen. 
"Als Kunde di~ser Bank tTCte ich die Rechte 
dieser Menschen mit Füßen", stand auf einem 
riesigen Menschcnteppich zwischen den Fotos 
de r Farbigcn. 
Die kritischen Bankkundcn appellierten an 
., ihre" Geldinstitute, die vertweifclten Forde­
rungen der betroffcncn Farbigen in Südafrika 
nach Boykott ernst zu nehmen und der Apart­
heidsrt:gierung ke ine neuen Gelder zur Ver­
fugung zu $leUen. 
Einzeln~ Banken rechtfertigten ihr Engage­
ment und verneinten die l\.löglichkeil, iiher 
wirtschaft liche Beschr'.inkungen politischen 
Druck zu erteugen. Während die Kontokün­
diger einen Boykott als eines der letzten fried· 
lichen Mittel schen, die südafrik:r.nische Regie­
rung zur Aufgabe dcr A]lJrtheid zu b<wegen 
und ein Blulbad zu vermeiden, wurde VOn den 
Banken bClOnt, daß ihr lIandeln sich nicht an 
politischen Aspekten orientieren könne. 

Auf die übergabe der zentral gesammelten 
Kontokündigungen und die neuen, inzwischen 
über 1.000 Anfragen reagierten die einzelnen 
Banken und Sparkassen unterschiedlich: 
Einzelne Filialleiter ließen sich auf eine llIch­
liehe Diskussion über das Für und Wider der 
Kreditvergabe ein, andere reagierten gereizt 
auf die erncuten Kontokündigungen_ Die 
Deutsche Bank ließ ih rt: Schalte rhalle räumen 
als die "kritischen Kunden·' siidafrikanische 
Chorä!c intonierten und mit einigen Thuter­
szencn die Auswirkungen der Kreditvergab< 
darstellen wollten. Die StadtsparkaSK" schließ­
lich. die mit 174 Kündigungen die Hauptla,t 

der Kampagne tmgen muß, verwehrte den 
Demonstranten sogar den Einlaß, 50 daß die 
unzufriedenen Kunden ihre Konten zunächst 
nil:h t aunöscn konnten_ 
Im Verlauf der Auseinandersetzung um Haus­
recht und Kundeninteresse erhielt eine Kundin 
Hausverbot. Ersl nach 20minütiger ·erregter 
Diskussion ließ die Stadtsparkassc die Men­
schen ein, die sich mittels Kontokarte oder 
Sparbuch a ls ihrt: Kunden ausweisen konnten . 
Erst j.ctzt konnten die Kündigungen üb<rgcb<n 
und die Konten aufgelöst werden. 
Lediglich bei der Pax-Bank und der BfG zeigte 
die Aktion crste Wirkung und Entgegenkom­
men. Diese haben z_B. den Verkauf des Krüger­
rand eingestellt. Die BfG gibt aufgrund des 
innergewerkschaftlichen Drucks schon sei t 13 
J ahren keine Kredite mehr an südafri kanische 
Adressen ·und b<teiligt sich seit dieser Zeit 
auch nicht mehr am Pluieren \'on Anleihen für 
di"C südafrikanische Regieru ng. 
Die Veranstalter belOnten, daß crs t b<i kon­
stanten und über Jahre fortgefUhrten Kündi­
gungskampagnen ernsthafte Konzessionen der 
Banken und Sparkassen zu erwarten sind. Dies 
zeigen Erfahrungen, die in anderen Ländem 
mit diesu Aktionsform gemacht wurden. Des­
halb wurde zum Abschluß der Demo an alle 
Bankkunden appelliert, sich all der nächsten 
Anfrageaktion (Mai 1988) zu beteiligen und 
mit Bankeinlagcn keinen Ra$Sismus zU finan-
ziercn_ 
.,Siidafrika ist zwar nicht das eilll.ige Land, in 
dem Unterdrückung und Foher herrschen, 
aber cs ist das einzige Land, in dem dics zum 
Verfassungsprinzip erhoben wird". hieß es 
zum Abschluß der Demonstration . .,und es in 
das einzige Land , in dem man sich strafbar 
macht, wenn man Menschen unterschiedlicher 
Hautfarb< gleich b<handelt." 

Kurt Lenn~tu/Bankena.kt ionsgn..ppe 

BuCh-Tip 

LänderBilderleseBuch Cuba 
Einen spannendcn Einblick in das ~schicht· 
liehe, politische und kulturelle Leben auf 
Kuba vermittel t der neue, in de r Reihe Under­
BilderLescBuch erschienene Band 



DorothcaBoyer/Riidil!"rLied tke /GünlerMIeIct­
ko (Hg.), CulJa. Memchen, Landschaften, 
Elefanten PnlO Verlag, West-Berlin 1987, 128 
S., 29.80 DM. 
Insgesamt 25 Beilräl!" und eine Vielz.ahl ein· 
drucksvoller Schwan-Weiß· Fotos begleiten 
den Lc:ser auf dieser literatischen Reise. Die 
Stationen führen von Kubas Entdeckung, dem 
Sklaw.naUtag, der kubanischen Revolution bis 
hin ~u ak tuellen Berichten über Architektur 
oderÖkologie. Mart" Fidel und andere Persön· 
lichkeiten werden portraitiert, Menschen und 
deren tägliche LcbenJSituation beschrieben, 
Sympathie geweckt. 
Der Lc:ser erfahrt Wissenswertu zur sozial· 
politischen Gel!"nwart Kubas (Landwirt· 
schaft, Tourismus, RoUe der Frau, Religion). 
Andere Autonn flihnn in die kubanische 
Musik· und Kulturszene ein. 
Die gut lesbaren und abwechslungsreichen 
Reportal!"n. ErLählungen und Interviews. 
machen diesen Text-Bild· Band zu einem echo 
ten Lesevergnül!"n flir jede(n) Kuba· lnteres· 
sierte(n). 

Entwicklungspolitik 

Aktionen 

3. UNIMOG-
Umrüstung für die SWAPO 
Erneut soll im Jahr 1988 ein I!"brauchter Mili· 
tär· LKW des Typs UNIMOG aus dem Hawe 
Daimler-Benz umgerustet werden. Herauskom­
men soll eine fahrbare Klinik der Südwest­
afrikanischen Volksorganis.ation (SWAPO). 
Anders als im Fall de r Vorläuferaktionen UN1-
MQG I und 11 in denjahren 1985 und 1986, 
die auf die Bundesrepublik begrenzt waren, 
handelt es sich diesmal um ein europäisches 
Projekt. Es wird von Anti·Aparlheid-Bewegun· 
I!"n und Friedensgruppocn gemeinsam I!"tragen. 
Auch UNIMOG 111 soll in das Fliichtlingslager 
Cuanza Sul in Angola gebracht werden. 
Hauptträl!"r der Aktion in der BRD sind wie· 
derum die Anti·Apartheid· Bewegung und der 
Service Civil International (SCI). Kontakte: 
SO , Blücherstr. 14,5300 Bonn I. 

Forum der Jungsozialisten 
[}cr Eindruck, daß die Internationalismus­
Problematik bei den Jungsozialisten dabei ist, 
\'01'1 einem Schattendas.:in zu einem wichtigen 
Politik feld erhoben zu werden, wurde ~on ih· 
rem "Entwicklungspolitischen Forum - Mun· 
desrepublik und 'Dritte Welt' .. am 21. Novem· 
ber 1987 in Mannheim bestätigt. Rund 300 
Teilnehmer befaßten sich mit der Rolle der 
Bundesrepublik in der Weltwirtschaft (Refe­
rent Elmar Altvater), der bundescleutschen 
Nord·Süd·Poli tik und Entwicklungshilfe sowie 
mit der Solidaritätsbewegung. Abschließend 
stand das entwicklungspolitische KOnlept der 
SPD zur Diskussion. 

Das Ma'nnheimer Forum führte du weiter, was 
der "Entwicklungspolitische Kongrcß" deI 
Jusos vom Oktober 1986 in Düsseldorf begon­
nen hatte. Jener mit 600 Teilnehmern größte 
Fachkongreß des sozialdemokratischen Ju· 
gl:ndverbandes seit Anfang der 7(ler Jahrewar 
die erlite, das Mannheimer Forum die zweite 
wichtige Station auf dem Wel!" zu einer Neu· 
bestimmung seiner Position zur Internatlo­
nalismusarbeit und Entwicklungspolitik inder 
BRD auf dem Juso·Bundeskongreß im Jahr 
1988. 

Das Juso-Bundesvorstandsmitglied Han! Se .... 
hob in seinem Mannheim"r Eröffnungsbeitrag 
hervor, daß der Aufschwung rur die Solidari­
tätsarbeit in der Organisation mit dem prak· 
tischen Engagement für das befreite Nicaragua 

verbunden sei. Den erhöhten Stellenwert der 
Dritte-Welt·Problematik gl:lte es auch gegen· 
über der SPD einzufordern. 
Das Mannheimer Forum trug dem Bediirfnis 
Rechnung, sich stärker mit den strukturellen 
Ursachen von Armut und Unterentwicklung in 
der Dritten Welt zu beschäftigen, die als Pro­
dukt einer zutiefst ungerechten, ausbeuteri· 
schen und gewalttätigen Weltwirtschaftsord· 
nung ebenso benannt wurden wie die Negativ. 
rolle von bundesdeutschen KOfUernen und 
Regierung. 
Darüber hinaus thematisierte Hans Seus in sei· 
nem Disput iiber die entwicklungspolitiKhe 
Programmatik mit Harn; KOKhnick, der die 
SPD·Abteilung für Internationales vertrat, 
auch den Konflikt der J usos mit "den welt· 
marktfi~ieTten WirtKhafUkonzeptionen der 
SPD". Er forderte den Abschied von "der un­
bedingten Wcltmarktorientierung" und eine 
\'C Tänderte BRD· Außenwirts.:haftskonzeption 
in Richtung neue Weltwirtschaftsordnung, da 
durch die zügellose Konkurrenz dcr Starken 
die Entwicklungschancen de r Schwachen von 
außen str.tngulieTt würden. 
Auch Koschnik befand die reine .,freieMarkt· 
.... irtKhaft .. als schlecht rur die Ent .... icklungs· 
länder, "erstand unte r eil!"nen Veränderungen 
aber lediglich die öffnung der westlichen 
Märkte für die Schwachen und "eine klare 
Antwort in der Schuldenfral!"". Hingegen 
stimmte er ein in Seus' Kritik an der ex pan-

Pod,"nud"kuuiQß auf d.m JUIOO-FQrum, IIln. S .... (l.) "nd H .... Ko.ckmck Ir.) 

.iven Rünungsexponpo!,tik der soziallibera­
len RegierungSchmidt, die irubeSQndere unter 
der jungen Generation zu einem Glaubwürdig· 
keitsverlun der Nord·Siid-Politik der SPD ge­
führt habe. Seus krit isierte ferner, die SPD 
habe "mit wenigen Ausnahmen keine eigene 
Praxis internationaler Solidarität, die iber ... 
Resolutionen hinausgeht" und ,,kaum Mobili­
sierungsfahigkei t", was durch einen SPo­
SolidaritäUfonds und einen "Nord·Süd·Zu­
schlag zum Mitgliedsbeitrag ... als enten 
Schritten zur Riickgewinnung von Handlungs· 
fahigkeit" abgebaut werden könnte. Dem 
widersprach Koschnick, da zuerst eine "Be­
wußtscinserwei terung" unte r Mi tgliedern und 
Wahlvolk, und. zwar über eine kritische Ausein· 
andersetzung und die Aufwertung der Nord· 
Süd. Problematik als Wahlkampf thema, vorzu· 
schal len sei. Ansonsten hielt er die Jusos an, 
ihre Kritik stärker in die SPD·Diskussion fiir 
einen Programmentwurf einzubringen, der 
1989 verabschiede t werden soll. 

Nicht angesprochen wurden im Disput die wei· 
ter inkonsequente Haltung der SPD in der 
Sanktionsfrage gel!"nüber Apartheid·Süd· 
afrika. Ausgespart blieb auch die 1986 debat· 
tierte SPQ.Forderung ..... ch Abzweigung von 
Geldern (rund 1,7 f>1rd 0:\1!) aus dem Rii­
stungsetat fUr Entwicklungshilfe. Und nicht 
thematisiert wurde, worin die Essentials einer 
alternativen SPD-Entwicklungspolitik gegen· 
iiber ;ener der Regierung Kohl eigentlich zu 
bellehenhätteTL 
Dennoch laslen der kriti sche Tenor des ent· 
wicklungspolitischen Forums von Mannheim 
und die Juso·Absichtserklärung, nachträglich 
in die IWF·Kampagne einzusteigen, auf einen 
künftig aktiveren Beitrag der J ungsozialisten 
zur Entfaltung der bundesdeutschen Solidari· 
tätsbewegung hoffen. Wolfram 6rönner 

Klein gegen IWF-Kampagne 
In einer Gesprächsrunde mit Repräsentanten 
kirchlicher Entwicklungsdienste erhob Ent· 
wicklungshilfeminister Hans Klein (CSU) An· 
fang Dezember 1987 die Anforderung, man 
möge der Bundesregierung fiir einen "unge­
störten Ablaur' der im September 1988 in 
West-Berlin anstehenden Tagung von Inter· 
nationalem Währungsfonds (IWf) und Welt· 
bank UnIerstützung angedeihen laslen. Klein 
besch ..... or die Gefahr, "daß sich leriöse Organi· 
sationen und wohlmeinende Personen in du 
Netz griin-kommuniuischer Radikalereirupin· 
nen Lassen". . 
Oie Geschäftsstdle des BundeskongresSC"S ent· 
wicklungs politischer Aktionsgruppen (BUKO) 
wies die Verlautbarungen Kleins als .. Stim· 
mungsmache" zurück, die darauf ~iele ... ,·on 
vornherein jede Kritik an der IWF· Tagung in 
eine bestimmte Ecke zu drängen". Oie im Mai 
1987 auf dem BUKO in fulda vorangckündig­
ten Proteste gegen die IWF/Weltbank-Tagung 
hätten nichts mit Gewaltandrohung oder 
"V~ränderung millels Straßenschlachten" ge· 
mem .. 
Offeruichtlich versucht die Regierung Kohl 
mit solchen Vorstößen, die Fonnierung einer 
Protest· Kampagne zum IWF/ Wdtbank-Gipfel 
zu stören und ihrer angestrebten Verbreite­
rung (SPD, Gewerkschaften u.a.) entgegenzu· 
wi rk en. Einen solchen Erweiterungskurs hatte 
die Kampagne auf ihrem ersten Vorbereitungs­
treffen \'om 17.10.1987 in Frankfurt, das der 
BUKO initiierte, anvisiert. 
Ihr 2. Treffen findet 3m 23.{24.Januar dJ . in 
Bonn (Gesamtschule Bonn·Beuel) stall (Be­
ginn 10 Uhr). Beni ts am 22. Januar findet dort 
um 20 Uhr eine Podiumsdiskussion zum 
Thema sta tt. Anmeldungen an: Bundesge­
schäftJS telle Die Gru nen, z.Hd. H. PeteTS, Col· 
manutr. 36, 5300 Bonn I, Tel. 0228/692021. 



Kurzinformationen 

Kein Kurswechsel nach Tod Kountches 
Niger 

Mit der Mitte November 1987 erfolgten Ernen­
nung von Oberst Ali Seibou 'Zum neuen Staats­
oberhaupt der westafrikamilChen Republik 
Niga scheinl filr das ente die Kontinuität in 
der Führung du in der Sahelwne gtclegenen 
Binnenlandes gewährt zu scin. Seihou gehört 
seil 1974 dem Obersten Militärrat an und 
'lählte 'Zum engeren Kn-is um den am 10. 
November 1987 in Paris an einem Himtumor 
'X:rstorbenen Ex-Präsiden ten General Seyni 
Kountcht. 
Der von Oberst Seibou zwischenzeitlich er­
nannten Regierung gehören sechs Militärs und 
17 Zivilisten an. Er selbn übernahm "l:usälzlich 
du Verteidigungs- und das Innenministerium. 
Seibou erklärte, daS "die Ideale" des verstor· 
benen Präsidenten "weiter verfolgt werden", 
Am 20. November wurden 51 Personen am· 
ne,tiert, die an Putsch~rsuchen gegen 
Kountche beteiligt gewesen waren. 
Wie sein Amuvorgänger General Koumchc 
will auch Oberst Seibou die Rcgierungsbemü­
hungen vor allem darauf richten, die Versor­
ung der Bevölkerong mit landwireschaftlichen 
Grondnahrungsmitteln zu sichern_ Der Agrar­
sektor, von dem über 80% der etwa 6, I Mio 
Nigrer leben, erwirtschaftet rond 50% des 
Brottosozialproduku. Hauptanbauprodukt ist 
die e"portorientierte Monokultur Erdnuß. 
Durch die Erweiterong der Anbaufläche fUf 
Grundnahrungsmittel und die Einschränkung 
der Erdnußproduktion um 50% gelange! aller· 
dings, das .197 7 noch bestehende Nahrongs· 
mitteldefizit von 250.000 t Getreide bereits 
bis 1982 auf 30.000 t zu ~rringern. 
Als 1983 viele afrikanische Länder von einer 
verh~renden Dürre heimgesucht wurden, b~ 
fand sich Niger dank seiner Landwirtschafts­
politik und einer verbesserten Lagerhaltung für 
Getreide zunächst in einer ~rgleichsweisc 

günnigeren Situation. 1984/85 jedoch konnte 
es der anhaltenden Trockenheit nic::ht mehr 
genug Resel"'.'t:n entgegenhalten. Ganze Vieh· 
herden der Nomaden verendeten. Trot'l' hoff· 
nungsweckender Regenfälle im j ahr 1986 
mußte die Regierung schließlich um inter­
nationale Nahrongsmittelh ilfe bitten, wobei 
sie mit einem entsprechenden Bedarf von über 
350.000 t Getreide rechnet. 
Schwere wirtschaftliChe Rückwirkungen hat in 
den letzten jalucn zudem der Preisverfall bei 
Uran, dem Haup teKportgut Nigers, gebracht. 
Gerade in den Erlösen aus der Urangewinnung 
hatte die nigri$Che Regierong die Chance für 
eine forcierte wirtschaftliche Entwicklung ge­
Khm 

So hatte sie mit den anfanglich hcträch tlichen 
Einnahmen aus dem Verkauf des nördlich von 
Agadh gewonnenen Urankomentrats in der 
zweiten Hälfte der 70cr j ahre städtische Pre­
"igcprojekte, 1.600 km neue Straßen, ein um­
fangreiches Nachrichten· und Kommunika· 
tiorunetz, aber auch Anlagen eines ,,grünen 
Gürtels" in dem 'I'U 5/4 aus Wüsten und Halb­
wüsten bestehenden Land finanziert. Hin'l'u 
kamen Wiederaufforstungsprojekte sowie die 
Sub~ntioruerung hoher landwirtschaftlicher 
Eneugerpreise. Seit einigen Jahren ist Niger 
jedoch bei allen größeren infnutrokturellen 
Maßnahmen auf ausländische Kredite ange­
wiesen. 
Internationaler Währongsfonds, Weltbank und 
weiten: Gläubiger haben sich zwhchenuitlich 

:eu Umschuldungsmaßnahmen für den vocr­
annten Saheistaat bereit erklärt. Ausschlag· 
gebend dürft<~n dabei nicht zulctlll die tradi­
tionellen Interessen Frankreichs alsehemaliger 
Kolonialmacht und seit jüngerer Zeit auch die 
der USA an de r zentral· und nordafrikani$Chen 
Region uin. Seide sehen offensichtlich in 
einer straffen Militärn:gierung, wie sie auch 
durch die Ernennung von Oberst Seibou :eum 
neuen Staatsoberhaupt bestehen bleibt, einen 
stabilisierenden Faktor, der die Verfolgung 
ihrer eigenen geopolitischen Absichten begün· 
stigt. 

Schuldenkonferenz 
Am 30.11./1.12.1987 fand inAddisAhcbaein 
Schuldengipfcl der Organisation flir Afrikani­
!iChe Einheit (OAU) statt. Die Teilnehmerwar· 
ren den reichen Industriestaaten Mitschuld an 
der schweren Wiruchafu- und Schuldenkrise 
Afrikas vor. Der Preiwerfall für afrikanische 
EKpOrtgUter, die Verteuerung der Importe, 
rückläufige Entwicklungshilfe und das kolo· 
n iale Erbe einer unterentwickelten Infrastruk· 
tur seien Hauptuf$3.chen der mehr als 200 Mrd 
$ Schulden Afrikas. 
Der OAU·Vorsitzende und sambische StaalS­
chef, Kenneth Kaunda, verwies darauf, daß die 
Schulden mehr als 40% des Bruttosozialpro­
dukts Afrikas be tragen würden und der Kon­
tinent zum Nettokapitalexporteur geworden 
se~ Er forderte eine kollekti~ Verantwortung 
aller Schuldner· und Gläubigerländer. 
Zum Ab$Chluß der Konferen'l' verlangten die 
Teilnehmer für 1988 die Durchführong einer 
afrikanischen Schuldenkonferenz, an der 
Schuldner und Gläubiger teilnehmen sollten. 
Dort soll der Forderungskatalog des Gipfels 

\'t:rhandelt werden: Streichung der Schulden 
für die ärmsten Länder und die Frontstaaten 
des Südlichen Afrika; I Qiährigcs Moratorium 
rur die restlichen Staaten; Beschränkung des 
5chuldendienstes auf einen "vernünftigen und 
akzeptablen" Prozentsatz der Exporte; Ge­
währong von zinsloscn Krediten mit bis zu 50 
Jahren Laubeit. 
Ocr Gipfel erkannte jedoch die Pflicht zur 
Rückzahlung der Schulden grundsätzlich an 
und beschloß keine einseitige Beschränkung 
des Schuldendiensles. KaundaerkJärte, Afrika 
wolle seine Schuldenkrise "nicht mit Konfron­
tation, sondern mit Kooperation lösen·". 
Kollek live Verhandlungen über die Lösung des 
Schuldenproblems werden jedoch von den 
Gläubigem ebenso abgelehnt wie eine gen~ 
reUe Schuldennreichung. Sie fanden sich ledig· 
lieh dazu bereit, den ärmsten Ländern für die 
näcruten drei Jahre 'I'usätzlichc 5,2 Mrd S an 
Krediten zuzusagen. 

Bangladesch 

Streiks gegen 
General Ershad 
Seit dem 10. November 1987 wurde Bangla­
desch von einer Serie von Protesten und erfolg· 
reichen Generalstreiks üben:ogen. Sie haben 
ihren Grund in Vorniirfen der Opposition ge­
gen die Regierung \'on General Mohammed 
Ershad, er habe die Wahlen von 1986 gefalscht, 
bei denen seinejatiya-Partei eine 2{3·Mehrheit 
im Parlament erhielt. Die Opposition, umer 
Führung von Hasina Wajeds Awami-Liga und 
der Nationalen Partei Bangladcsdu (BNP) uno 
ter Khaleda Zia, fordert deshalb den Rücktritt 
General Ershads. 
Dieser reagierte zunächst mit der Verhaftung 
von über 5.000 Men$Chen, der Verfügung eines 
Hausarrestes rur die heiden Oppositionsfüh­
rerinnen und !iChlic6lich mit der Verhängung 
des Ausnahmezustands am 27.11.1987, ohne 
die Proteste stoppen zu können. 

Nachdem Ende November die meisten Oppo­
sitionsparlamentarier zurücktraten und ein 
Abflauen der Proteste nicht in Sicht ..... ar, 
machte General Ershad erste Zugeuändnissc. 
Er entließ Oppositionspolitiker der Awami­
Liga und der BNP aus dem Gefangnü. Anfang 
Dezember schließlich löste er das Parlament 
auf mit dem Ziel, in Verhandlungen mit der 
Opposition einen neuen Wahltermin zu be· 
stimmen. Eine Teilnahme an Wahlen wird von 
der Opposition jedoch an den Rücktritt von 
General Euhad geknüpft. 

Westsahara 

Kommt es zum Referendum? 
Vom 20.11.-10. 12.1987 besuchte eine 
15köpfige UNQ-E"pertendelegation die West· 
sahara. um Modalitäten für eine Volksab­
stimmung über die Unabhängigkeit des ui t 
1975 von Marokko beutzten Gebietes zu 
klären. 
Die Delegation bereiste die besetzten Gebiete 
lowie Flüchtlingslagcr in Mauretaruen und Al­
gerien. Sie führte Gespräche mit marokkani· 
sehen Ministem und den Führern der Volks­
front für die Befreiung von Sagui el·Hamra und 
Rio de Oro (POLISARIO) und der Demokra­
tischen Arabi~chen Republik Sahara (DARS), 
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die inzwischen von 61 Staaten anukannt ist. 
Noch am 18. November hatte die POU SARIO 
mit schweren Angriffen auf marokkanische 
Stellunscn, bei denen nach Angabcn Rabatt 
52!1 MeTllchcn ums Leben kamen, auf die fort· 
dauer dei Konflikts aufmerluam gemacht. 
Am 4. De~ember 1987 rief die UN·Volh..:r· 
ummlung mit 93:0 Stimmen bei 50 Enth.a1-
tUß8'Cn Marokko und die POUSARJO zu 
direkten Verhandlungen liler einen Waffen­
stillstand auf und forderte die Abhaltungeinct 
ReferendumI. 
Die Konfliktparteien ,iod lieh zwar über die 
Abhaltull3 eines Referendums einig, jedoch 
lehnt Marokko vorherige Verhandlungen mit 
der POU SARIO ab. Vor Abhaltung eines Re­
ferendums forden die POLiSARlO den Abzug 
der lI'IiIrokkanilchen Verwaltung und Beut· 
~ungJtruppen (insgeumt 100.000 Mann bei 
70.000 Einwohnern) und ihre Ersetwng durch 
Einheiten. die von der UNO kontrolliert wer­
den. Nur ro sci die Neutralität des Referen­
dums -":1,1 garantieren. 
Ein weiteres Problem bleibt die Teilnahme 
aller Einwohner des ~biet. am Referendum ­
also auch de r f lüchtlinge im Ausland - und 
der Ausschluß der marokkaniSChen Siedler. Zu 
diesen Fragen wird die UN·Minion vor Ende 
1987 dem UN·Gcnerabekretär Pere-..: de Cucl-
1ar, der im Konflikt vermittelt, Bericht erstl'.!" 
ten. 

Tunesten 

Demokratisierung 
nach Bourgulba , 
Am 7.11.1987 übernahm d« bisherige tune­
siKhe Premier· und Innenminister Zinc cl 
Abidine Ben A1 i die Amtsgeschä.fte dei 
84jihrigen Prisidenten der tunesiKhen Repu· 
blik lbbib Bourguiba. Bourguiba, der 1956 
sein Land in die Unabhlingigkeit gefo.ihn halte, 
war seit 1957, dem Grtindung5jahr der Repu· 
blilc., Staatsoberhaupt auf Lebenneit. 
In einer Rundfunkansprache erklirte Ben Ali, 
Bourguiba sei aufgrund seine. Alte rs und der 
Verschlechterung seine. GCiundhciu-..:ustan· 
de. unfahig, im nationalen Interene sein Amt 
aunuüben. Deswegen habe er, Ben Ali, unter 
Anwendung dei Artikels 57 der StaatJverfas­
lung die Präsidenllchaft und da. Oberk.om· 
mando der Streitkrifte übe:rnommen. Zugleich 
kündigte er umfangreiche Reformen und Ver­
fusungslinderungen an. So fOlie beispielsweise 
die Präsidentschaft auf Lebenszeit abgeJehafft 
werden. Zudem stellte er PriiJidcntKhafuwah­
len in Auuicht, worilber er sich mit allen Op­
politionsparteien beraten wolle. 
Der dem neuen Kabinett angehörende Pre­
mierminilter Hedi Baccouche, ein enger Ver· 
trauter Ben Alis, verkündete, die Regierung 

werdc umfassende Dcmokratisicrungunaßnah· 
men einleiten. Zukünftig rolle et allen politi­
schen Kräften im Lande ermöglicht werden, an 
politischen Enuchridungen -..:u parti-..:ipicren. 
De, .... -citern solle eine Teilamnenie für poli-

Surinam 

Abwahl der Militärs 
Nur ~wei von 5 1 Sitzen konnte die National­
demokratische Partei (NDP) des $Cit 1980 re­
gierenden Obern Desi Boutcrse bei den Par­
lamentswahkn am 25. November 1987 errin­
gen. Rund 85% der Stimmen und 41 der 51 
Sitze entfielen auf die front für Demokratie 
und Entwicklung. Die front besteht aus drei 
traditionellen Parteien mit ethniKher Basis: 
der Nationalen Partei Surinan!! (NPS). der Pro· 
gressiven Refonni!lischen Partei (VlIP) und 
der Partei für Nationale Einheit und Solidarität 
(KTPI ). Ihre Programmatik ging iiber floskeln 
nicht hinaus. 
Diese: Paneien waren 1980 durch die Macht· 
übernahme nationaliUisch ausgerichtete:r Mili­
tärs unter der führung Bouterses aus dem poli· 
tischen Leben ausgeschaltet worden. Die Re­
gierung Bouter1e hatte sich damals die Festi· 
gung der nationalen Einheit auf die fahnen 
geschrieben und suebte eine nationalistisch· 
reformistiKhe Wirtschaftspolitik an. Unmut 
löste in den USA die Entseheidungdcr Militär­
regierung aus, diplomatische Beziehungen mit 
Kub~ der UdSSR und Nordkorea aufzuneh­
men. Auch der ehemaligen Kolonialmacht Nie­
derlande mißfiel der Kuu Bouterse •. 
Als die Regierung Bouterse nach einem fehl­
geschlagenen Umuurzversueh im November 
1982 U Opponente:n hinrichten ließ, urich 
die niederländische Regierung die verspro· 
ehe:no: Entwicklung5hilfe von etwa 100 Mio S 
jihrlich. Gleiches taten die USA. Wenn auch 
Brasilien - mit Billigung Washinlfloru - und 
einige: andere Staaten die Lücken teilwei$C 
mUten, blieben diese Maßnahmen fUrSurinam 
nicht ohne negative folgen. 
Der FaU des Preise, für Bauxit, das ca. 80%der 
ExporterlöS<c erbringt, verschlechterte -..:udem 
die Wirtschaftslage drastisch. Die Import­
möglichkeiten $anken -..:u nehmend, während 
der Schwanmarkt aufblühte. Resultat der 
Wirtschaftskrise war eine tiefe loziale Uno 
zufriedenhei t, die sich 1984 und 1985 in hef· 
tigen Streikbewegungen entlud. 
Bereits 1984 operierten aus den Niederlanden 
untcntützte und von der fraru:ölischcn Kolo· 
nialverwaltung tolerierte bewaffnete Gruppen 
vom benachbarten Fraru:ölisch-Guyana aus. 
Seit dem Juli 1986 $Cute eine bewaffnete 
Gruppe um Ronny Brunswijk, die au. den 
miserablen Lebensvuhliltniucn der in entle­
genen Gebie:ten siedelnden sog. "Buschneger" 

tische Gefangenc erlasS<cn werden. Von ,dtc.\ 
der Opposition, darunter der einflußreichen 
Bewegung der Sozialistischen Demokraten 
(MDS1, wurde der Machtwechscl in Tun;' 
positiv aufgenommen. 

Kapital .chl33Cn k.onnte, die Regierung 
BoutCTK unter su.rlten Druck und schädigte 
die Winschaft schwer. 
Der innere und äußere Druck verfehlte $Cinc 
Wirkung auf die Regierung Boutersc nicht. 
Nach der US·lnvasion Grenadas im J ahr 1985 
wie. sie die kubanischen Berater aus. Anfang 
1987 tral ein Abkommen mit dem Intemalio­
nalen Währungsfonds in Kraft, das drauische 
"Anpusungsmaßnahmen" vorsah: Haushalts­
kÜTliung, Abwertung, Abschluß von Verträgen 
mit Bau1titmultis, die diesen Steuerprivilegien 
einräumten und Manenentlassungen ermög' 
lichten. 
Die Regierung Bouter$C fand sich seit 1985 
-..:unehmend zu einem Kompromiß mit den 
"traditionellen" Parteien bereit. Diese ver· 
mochten ~war die so-..:iale Unzufriedenheit in 
einen Wahlsieg UTmumÜnun. Einen Ausweg 
aus der Krise -..:eigen sie jedoch nicht auf. 

Angola 

Verluste der 
südafrikanischen Invasoren 
Siidafrika habe vor der Entscheidung gestan­
den, "die Niederlage Dr. Savimbis -..:u akzep­
tieren oder die russische Invasion -..:um Halten 
zu brinscn". Mit dieser bemerkenswerte:n und 
bislang einmaligen Offenheit gestand der siicl· 
afrikanische "Verteidigungs"minister Magnus 
Malan am 12. Noyember 1987 die Schwäche 
seiner Contra-Schützlinge von der Nationalen 
Union flir die totale Unabhängigkeit Angolas 
(UN ITA) und die eigene Intervention auf de' 
ren Seite ein. Mit Besuchen des Staats· 
präsidenten Pieter W. Botha sowie mehrerer 
Minister im s/idostangolanischen Kriegsgebiet 
im November zeigte das Apartheidregime mit 
gräßter Eindeutigkeit Flagge in Angola. 
Die südafrikanischen Truppen fOwie ihre nami­
bischcn Ableger, die: Südwestafrikani'chen 
TerritorialJlreitkriifte (SWATf), mußlen seit 
ihrer Inwsion am 6. September 1987 in hef­
tigen ~feehten gegen die angolanische: Arm« 
(f APLA) - und nicht, wie Malan log, sowjeti­
sche Truppen - höhere Verluste als in den 
vergangenenjahren hinnehmen. 
Die siiclafrikanische Armee gab -":1,1, daß zwi· 
achen de:m 5. September und 17. November '5 
weiße Armeeangehörigc getötet, 4!1 \lClWUndet 
und einer verschwunden !leien. Sie habe -..:udem 
drei flugzeuge verloren. Ant6nio dos Santos 
franca ,.N'Dalu", Generalstab.chef der 
F APLA, die zahlreiche Tote -":1,1 beklagen halte, 
bc:ziffe:rte: hingegen die südafrikanischcn Ver­
lustc auf 230 Soldaten. Auch die Materialver­
luste Südafrikas $Cien erheblich. 
Am 20.11.1987 meldete die südafrikanische 
"Weekly Maii", daß 400 Angehörige des 
101. Bataillons der SWA TF gemeutert hätten. 
Sie hatten sich gcweigcn, in Angola zu 
kämpfen. Mitglieder dcr Einheit wurden mit 
UNITA-Uniformcn ausgestattet, bevor sie 
nach Angola geschickt wurden. 
Nachdem cs gelungen war, die angolanische 
Offensive in Südostangola zu stoppen, kün­
digte Südafrika am 5. De-..:ember den RüekJ:ug 
seiner Truppen an. Der UN·Sicherheitsl1lt hat ­
te das Aparthe:idregime aufgefordert, diesen 
Schritt bis zum 10. Dcumber -":1,1 vollziehen. 



Kommentar 

Bonner Afrika-politik 
auf neuem KurS? 

Bundeskanzler Helmut Kohl weilte im 
November 1987 in Mosambik, Bundes­
außenminisu:r Hans-Dietrich Genseher 
im Oktober in Angola. Bundespräsident 
Richard von Weizsäcker ist im kommen­
den März in Simbabwe: und auch 
"Möchtcgernaußenminislcr" Franz­
joseph Strauß im Südlichen Afrika ange­
sagt. 
Bundesdeutsche Spilzenpolitiker geben 
sich derzeit in den Frontstaaten die Klin­
ke in die Hand. Bedeutet dies auch einen 
neuen Kurs derbunrlesdeulSchen Politik 
im Südlichen Afrika? 

Auffällig ist diese plötzliche Reisediplo­
malie schon. Und sie scheint dazu ange­
tan, das durch die hannäckige Zusam­
rnc:narbeit mit dem Apartheidstaat ange­
kralzte Image Bonns aufzupolieren. Das 
gilt insbesondere für den Kurzbesuch 
von Bundeskanzler Kohl a ls erstem Re­
gierungschc:f eines westlichen Landes­
mit Ausnahme Portugals - am 18. No­
vember im Frontstaat Mosambik. 

Ohne den Nationalen Mosambikani· 
sehen Widerstand (RNM) und seine Hin­
termänner, vor allem Südafrika, beim 
Namen zu nennen, verurteilte er "den 
Terror, der das Land sei ljahren bedroht 
und die Existenzgrundlage seiner Men­
schen zerstört". "Eine der Ursachen für 
die Spannungen im Südlichen Afrika", 
so äußerte Kohl verschwommen, sei die 
Apartheid. Milde Worte über den Täur, 
milde Gaben fur seine Opfer. 

Bitter nötig hat Mosambik die Nahrungs­
miuelhilfe von 6,7 Mio DM und die 
Hilfszusage von 72 Mio DM, die Bundes­
kanzler Kohl im Gepäck hatte. Die Soli­
daritätsbewegung fordert eine Unterstüt­
zung Mosambiks schon seit Jahren. Bis 
zum Abschluß des unter dem Destabili­
sierungsdruck Südafrikas und seiner 
westlichen Verbündeten abgeschlosse­
nen Nkomati-Vertrages mit Südafrika im 
Jahr 1984 stieß diese Forderung jedoch 
auf völlig taube Ohrell. 
Ein "Hilfs"embargo gegen das soziali­
stisch orientierte Mosambik gehörte zum 
Bonner Destabili sierungsinstru men ta­
rium gegen die ungeJiebte Frelimo-Re­
gierung. Seit sie in Mosambik eine West-

Joachlm Becker 

öffnung ausmachen, ergänzen westl iche 
Regierung den Knüppel um das Zucker­
brot. Mosambik müsse geholfen werden, 
sich vom "Osten" zu lösen, lautet uni­
sono in London, Washington und Bonn 
die Argumentation. 
Ähnliche Oberlegungen standen auch 
beim Besuch Hans· Dietrich Gensehers in 
Agola Pate. Dies war der erste Besuch 
eines bundesdeutschen Außenministers 
in Angola sei t der Unabhängigkei t im 
November 1975. Konkrete Unterstüt­
zung konnte Genseher der angolanischen 
Regierung, die sich intensiv um verbes· 
serte Beziehungen mit westlichen Län­
dern bemüht, noch nicht anbieten. Das 
CSU-geführte Bundesministerium rur 
winschaftliche Zusammenarbeit sperrt 
sich noch völlig gegen eine entwicklungs­
politische Zusammenarbeit. Noch gibt es 
deutliche Dissonanzen im Sonner Koali­
tionsorchester. 

Weitsichtigere Regierungspolitiker, ins­
besondere im Auswärtigen Amt, wollen 
in deli Frontstaaten einen Fuß in der 
Türe behalten und don den westlichen 
Einfluß bewahren. Das heißt auch, die 
Frontstaaten, insbesondere die kapita­
listischen, gegen die aktuellen und po­
tentiellen Folgen der Krise in Südafrika 
abzustützen. 
Unter diesem Blickwinkel liegt der Wie­
deraufbau der Transportalternativen 
auch im Interesse westlicher Länder. 
Den Kriegsherd, Apanheid-Südafrika, 

wollen sie jedoch nicht isolieren. Stärke­
re Hilfe an die Frontstaaten sta tt Sank­
t ionen, das ist die neue Devise der weit­
sichtigeren Koalitionspolitiker. 
Damit treten sie in die Fußstapfen der 
Regierung Thatcher, die im Südlichen 
Afrika, genau wie das bundesdeutsche 
Rechtskabinett eine zentrale Stütze des 
Apartheidstaates ist. Dieser Kurs fände 
auch das Wohlgefallen der Regierung 
Reagan, die Kohl zum Mosambik-Besuch 
rieL Die Handlungsspielräume der US­
Regierung sind eingeschränkt: innenpo­
litisch durch die starke Sanktionslobby, 
außenpolitisch durch das offene Enga­
gement für die angolanische Contra an 
der Seite des Apanheidstaates . 

Bonn und London werden daher für die 
Apartheidpotentaten um so wichtiger. 
Seide wollen sich den Rücken für eine 
Stützung des Apartheidstaates freihal· 
ten. Mit "Hilfe" an Südafrikas Nachbar­
staaten versuchen sie, sich von Sanktio­
nen freizukaufen. Bundeskanzler Kohl 
unterstrich auf seiner Afrikareise mehr· 
mals seine kategorische Ablehnung von 
Sanktionen. Ein Dialog aller Groppen, 
einschließlich des Afrikanischen Natio· 
nalkongresses (ANC), und eine friedlic he 
Lösung seien erforderlich. Eine pro· 
kapitalistische Klientel will er mittels 
einer Ausbildungsförderung für Schwar­
ze heranziehen . 

Kurz: Es geht um eine Variante des 
schon sattsam bekannten "konstrukti­
ven Engagements". Für den Fall, daß ein 
übergang vom rassischen zum liberalen 
Kapitalismus unter Kon trolle des weißen 
Establishments fehlschlägt, suchen sich 
weitsichtige westliche Politiker weitere 
Optionen offenzuhalten. 
Die Ziele der Bundesregierung im Süd­
lichen Afrika haben sich nicht geändert. 
In der Taktik zeichnet sich jedoch ein 
Wandel ab. Darauf muß sich die Solida­
ritätsbewegung einstellen. Gefordert 
bleiben im Einklang mit dem ANC, der 
Süd westafri kan ischen Vol ksorganisation 
(SWAPO) und den Frontstaaten u.mfas­
sende, verbindliche Sanktionen und eine 
verstärkte Unterstützung der Frontstaa­
ten. 
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